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1. Einleitung 
Wenn vom demografischen Wandel berichtet wird, geschieht das meist in 
Verbindung mit katastrophalen Zukunftsszenarien. Typische Schlagwörter 
dabei lauten „Überalterung“ oder „Vergreisung“. 1 In diesen Begrifflichkei-
ten erscheint das Älterwerden per se als etwas Negatives. Es gibt jedoch 
Studien, die belegen, dass wir unsere gewonnene Lebensdauer nicht in 
Krankheit, sondern in Gesundheit verbringen. So führte beispielsweise die 
Weltgesundheitsorganisation im Jahr 2002 eine Untersuchung durch, in 
der der Anteil der in Gesundheit verbrachten Jahre bezogen auf die ge-
samte Lebenserwartung berechnet wurde. Das Ergebnis ist äußerst posi-
tiv. Frauen verbringen 91% ihrer Lebenserwartung in Gesundheit und 
Männer sogar 93%.2 Dieses Ergebnis eröffnet auch für Unternehmen neue 
Perspektiven, denn Erfahrungswissen, Urteilsvermögen, Selbstständigkeit 
und Verantwortungsbewusstsein sind vermehrt Fähigkeiten tendenziell 
älterer Beschäftigten.3  
Hinzu kommt, dass das traditionelle Bild des Alters mittlerweile veraltet ist. 
Die heutigen älteren Menschen sind zunehmend „jünger“ als vergleichbare 
frühere Generationen. Dies liegt daran, dass die älteren Menschen von 
heute in ihrer Jugend mit völlig anderen Werten aufgewachsen sind, als 
das bei anderen Generationen der Fall war. Beispielsweise haben die 
heute 50 – 65-Jährigen die 68er-Bewegung ausgelöst.4  
Nur wenn Unternehmen die wachsende Gruppe der älteren Beschäftigten 
als eine Chance wahrnehmen, können sie die anstehenden Veränderun-
gen bewältigen und sogar als Gewinner daraus hervor gehen. Wer hinge-
gen den Wandel außer Acht lässt und in alten Denkmustern verharrt, ris-
kiert der Verlierer dieser Entwicklung zu sein. Dies beschreibt auch fol-
gendes chinesisches Sprichwort: 
                                            
1
 Vgl. Brandenburg/Domschke, 2007, S. 13. 
2
 Vgl. Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung u.a. (Hrsg.), 2008, S.71. 
3
 Vgl. URL: http://www.arbeit-demografie.nrw.de/Herausforderung/index.html 
   [18.08.2012]. 
4
 Vgl. Gassmann/Reepmeyer, 2006, S. 2. 
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„Wenn der Wind des Wandels weht, bauen die einen Mauern  
und die anderen Windmühlen.“ 
Jedoch titeln in jüngster Zeit beunruhigende Schlagzeilen die Printmedien 
und Talkshows in Deutschland, wie z.B. „Gestresst – Arbeiten bis zum 
Umfallen?5“ oder „Wer arbeitet bis 67?6“. Solche Schlagzeilen trüben die 
Aussicht auf ein längeres Berufsleben. Umso wichtiger wird es, die Ar-
beitsfähigkeit der Beschäftigten auch bis zum Renteneintrittsalter und dar-
über hinaus zu erhalten. Ein Weg, der im Kontext dieser Debatte immer 
stärker an Bedeutung gewinnt, ist das betriebliche Gesundheitsmanage-
ment. Jedoch muss auch dieser Ansatz auf neue Belastungen der Be-
schäftigten und Herausforderungen reagieren.   
Deshalb beabsichtigt diese Bachelorarbeit, das BGM unter den Einflüssen 
des demografischen Wandels zu betrachten und neue Anforderungen an 
die Umsetzung und Ausgestaltung darzulegen.  
Im theoretischen Teil dieser Arbeit wird dafür zunächst das betriebliche 
Gesundheitsmanagement behandelt. Die thematische Hinführung erfolgt 
durch die historische Entwicklung und die Begriffserklärung mit den ein-
zelnen Komponenten des BGM. Bevor auf die Kernprozesse eingegangen 
wird, werden kritische Erfolgsfaktoren aufgezeigt, die das Gelingen des 
BGM maßgeblich beeinflussen. Anschließend wird der demografische 
Wandel erläutert. Im vierten Kapitel erfolgt eine Darstellung der qualitati-
ven Entwicklungen durch den demografischen Wandel und der daraus 
resultierenden Herausforderungen für das BGM. Der praktische Teil be-
ginnt im fünften Kapitel mit einer Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-
Württembergs. Hier sollen die Einflüsse des demografischen Wandels auf 
das BGM in der Verwaltungspraxis ermittelt werden. Die gewonnenen Er-
kenntnisse münden im anschließenden Kapitel in Handlungsempfehlun-
gen für die Stadt Heilbronn. Vervollständigt wird die Arbeit durch einen 
Ausblick auf die zukünftige Entwicklung des BGM. 
                                            
5
 Informationssendung der ARD mit Günther Jauch, Sendung vom 25.03.2012. 
6
 Niejahr, Elisabeth: Wer arbeitet bis 67? in: Zeit online vom 05.01. 2012.  
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2. Betriebliches Gesundheitsmanagement 
2.1 Historische Entwicklung 
Im Folgenden wird ein grober Überblick über die Entwicklung des deut-
schen Arbeits- und Gesundheitsschutzes und der betrieblichen Gesund-
heitsförderung gegeben, welche beide als Wurzeln des betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements gesehen werden.7  
Die Anfänge des 19. Jahrhunderts waren geprägt durch schwere soziale 
Missstände, die im Zuge der industriellen Revolution aufkamen. Die Ar-
beitnehmer waren den unmenschlichen Arbeitsbedingungen schutzlos 
ausgeliefert, da es keinerlei Arbeitsschutz gab. Diese Arbeitsbedingungen 
waren gekennzeichnet durch Unfallgefahren, überlange Arbeitszeiten bei 
zu geringem Einkommen und unregelmäßige Lohnzahlungen. Deshalb 
war auch Frauen- und Kinderarbeit zur Existenzsicherung der Familien 
eine leidige Notwendigkeit. Für die Unternehmer bestand aufgrund des 
übergroßen Arbeitskräfteangebots kein Anreiz, diese Arbeitsbedingungen 
zu verändern. Erste Ansätze zum Arbeitnehmerschutz kamen daher auch 
nicht aus sozialer Verantwortung zustande, sondern aus militärpolitischen 
Gründen, um die Wehrtauglichkeit der Rekruten zu erhalten. Somit wurde 
im Jahre 1839 das Preußische Regulativ über die Beschäftigung jugendli-
cher Arbeiter in Fabriken erlassen. Damit war das erste Jugendarbeit-
sschutzgesetz geboren. Ein weiterer wichtiger Schritt war 1845 die Einfüh-
rung der Preußischen allgemeinen Gewerbeordnung. Hier wurde der 
Schutz der Arbeitnehmer vor Gefahren auf alle Arbeitnehmer ausgeweitet. 
Ein wichtiger Initiator, der den Arbeitnehmerschutz in den 1880er Jahren 
weiter voranbrachte, war Reichskanzler Bismarck. Aber auch die Bis-
marcksche Sozialgesetzgebung mit den drei Säulen der Krankenversiche-
rung, Unfallversicherung und der Invaliditäts- und Altersversicherung, ent-
stand nicht aus sozialer Verantwortung, sondern aufgrund der bis dahin 
erstarkten Arbeiterbewegung. Auch unter Kaiser Wilhelm II und nachfol-
gend der Weimarer Verfassung machte die Sozialgesetzgebung weiter 
                                            
7
 Vgl. Badura/Ritter/Scherf, 1999, S. 15. 
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Fortschritte. Nach der Zeit des Nationalsozialismus, in der es nur geringe 
Weiterentwicklungen gab, erfolgte in der Bundesrepublik ein Meilenstein, 
u.a. mit der Verabschiedung des Mutterschutzgesetzes im Jahre 1952.8 
Spätestens seit dem Arbeitssicherheitsgesetz im Jahre 1973 ist der Ar-
beits- und Gesundheitsschutz in Deutschland fest etabliert. Und im Jahre 
1996, über 150 Jahre nach seinen Anfängen, wurde das Arbeitsschutzge-
setz erlassen.9 
Die zweite Wurzel, die betriebliche Gesundheitsförderung, geht auf Be-
mühungen der Weltgesundheitsorganisation zurück.10 Die WHO verfasste 
bereits im Rahmen ihrer Satzung 1946 folgende fortschrittliche Definition 
von Gesundheit: „Health is a state of complete physical, mental and social 
well-being and not merely the absence of disease or infirmity” 11. In der 
Zeit der Nachkriegsjahre wurde jedoch das Konzept der Gesund-
heitserziehung angewendet. Hinter der Gesundheitserziehung steht das 
Bild, dass der Mensch einer gesundheitlichen Aufklärung durch Mediziner 
oder andere Experten dieses Gebietes bedarf, um somit Krankheiten zu 
vermeiden.12  
Im Laufe der Zeit wurde aber eine Veränderung in der Auffassung von 
Gesundheit erkennbar.13 Ende der 1970er Jahre kam immer mehr Kritik 
an dieser Experten-Laien-Ansicht auf. Ein Kritikpunkt war, dass der Fokus 
auf der Krankheitsverhinderung und nicht auf der Gesundheitsförderung 
lang. Bemängelt wurde außerdem, dass die Menschen selbst nicht mitwir-
ken konnten, sondern nur die Experten. Es fand somit ein Paradigmen-
wechsel von der Gesundheitserziehung hin zur Gesundheitsförderung 
statt.14 Die erwähnten Bemühungen der WHO mündeten 1986 in einer 
                                            
8
 Vgl. Singer in Esslinger/Emmert/Schöffski (Hrsg.), 2010, S. 37ff. 
9
 Vgl. Rudow, 2011, S. 26. 
10
 Vgl. Badrua/Ritter/Scherf, 1999, S. 15. 
11
 Constitution of the World Health Organization, 1946, S. 1.  
   Übersetzt heißt dies: Gesundheit ist ein Zustand vollständigen körperlichen, geistigen  
    und sozialen Wohlbefindens und nicht nur das Freisein von Krankheit und Gebrechen. 
12
 Vgl. Singer in Esslinger/Emmert/Schöffski (Hrsg.), 2010, S. 25. 
13
 Vgl. Ulich/Wülser, 2009, S. 3. 
14
 Vgl. Singer in Esslinger/Emmert/Schöffski (Hrsg.), 2010, S. 25. 
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Konferenz und der daraufhin verabschiedeten Ottawa-Charta. Die Grund-
idee der Ottawa-Charta lag in der Befähigung der Menschen zu einem 
selbstbestimmten Umgang mit Gesundheit.15 Dies zeigt folgender Auszug 
aus der Charta: „Gesundheitsförderung zielt auf einen Prozess, allen 
Menschen ein höheres Maß an Selbstbestimmung über ihre Gesundheit 
zu ermöglichen und sie damit zur Stärkung ihrer Gesundheit zu befähi-
gen.“16 Somit wird dem Menschen eine aktive Rolle für den Aufbau und 
die Aufrechterhaltung seiner Gesundheit anerkannt. 17  Weiter weist die 
Charta an mancher Stelle darauf hin, dass Gesundheitsförderung auch in 
der Arbeitswelt ansetzen muss, weshalb diese auch als Geburtsstunde 
der betrieblichen Gesundheitsförderung gesehen werden kann.18  
Auch auf europäischer Ebene wurde der Prozess hin zur betrieblichen 
Gesundheitsförderung aufgegriffen und Beiträge zu deren Verbreitung und 
Anwendung geleistet. Zu nennen ist beispielsweise die Luxemburger Dek-
laration zur betrieblichen Gesundheitsförderung. In dieser wird u.a. der 
traditionelle Arbeitsschutz gewürdigt, hat er doch „durch die Verringerung 
von Arbeitsunfällen und die Prävention von Berufskrankheiten entschei-
dend zur Verbesserung der Gesundheit am Arbeitsplatz beigetragen.“19 
Gleichzeitig enthält die Deklaration auch das Bewusstsein, dass dieser für 
die Bewältigung von Herausforderungen, wie die Globalisierung, neue In-
formationstechnologien oder veränderte Beschäftigungsverhältnisse, allein 
nicht ausreicht.20 
Seit Mitte der 1990er Jahre tauchte der Begriff „betriebliches Gesund-
heitsmanagement“ zunehmend in der Fachliteratur auf. Nach einem Inter-
view mit Herrn Dr. Weigl vom Institut für Gesundheit und Management 
wurde dieser Begriff 1996 im Rahmen eines Treffens des Projektes „Prä-
                                            
15
 Vgl. Badura/Ritter/Scherf, 1999, S. 15. 
16
 Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung, 1986.  
17
 Vgl. Ulich/Wülser, 2009, S. 31. 
18
 Vgl. Singer in Esslinger/Emmert/Schöffski (Hrsg.), 2010. S. 27. 
19
 Luxemburger Deklaration, 1997.  
20
 Vgl. Luxemburger Deklaration, 1997.  
 vention 2000+“ geprägt.
am Arbeitsplatz“ neu anzugehen war, dass die betriebliche Gesundheit
förderung keine umfassende Etablierung erfahren hat, wie das etwa im 
Arbeits- und Gesundheitsschutz der Fall war
raus entstand die Erkenntnis über die Wichtigkeit
ternehmen zu managen.
Folgende Grafik soll nun die beschriebenen Wurzeln des betrieblichen 
Gesundheitsmanagements und die jeweiligen Anstöße der Entwicklungen 
aufzeigen. 
Abbildung 1: Entwicklung des BGM
2.2 Begriffserklärung
Das betriebliche Gesundheitsmanagement befasst sich mit der Steuerung 
und Integration aller betrieblichen Strukturen und Prozesse, die die Erha
tung und Förderung der Gesundhei
zum Ziel haben. Es ist eine Managementaufgabe und hat daher die Fü
rungskräfte einer Organisation zur primären Zielgruppe.
bereits an dieser Stelle auf den engen Zusammenhang zwischen Fü
rungsqualität und Gesundheit der Mitarbeite
                                        
21
 Vgl. Interview mit Herrn Dr. Weigl, Anlage 1.
22
 Vgl. Badura/Ritter/Scherf, 1999, S. 
23
 Vgl. Interview mit Herrn Dr. Weigl, Anlage 1.
24
 Quelle: Eigene Darstellung.
25
 Vgl. Schneider, 2011, S. 19.
26
 Zur besseren Lesbarkeit des Textes wird nur dort
    verwendet, wo die Geschlechterabhängigkeit von Aussagen betont werden soll. Im
    Übrigen wird die männliche Form für beid
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Das betriebliche Gesundheitsmanagement bildet folglich das strategische 
Dach für alle gesundheitsbezogenen Maßnahmen in einer Organisation.  
Konkrete Maßnahmen können beispielsweise Gesundheitssport, eine Er-
gonomieberatung, Grippeschutzimpfungen oder die Arbeitssicherheit 
sein.27 Die Vielzahl an unterschiedlichen Aktivitäten lassen sich nachfol-
genden drei Komponenten des BGM zuordnen.  
2.2.1 Arbeits- und Gesundheitsschutz  
Ein Ausgangspunkt des betrieblichen Gesundheitsmanagements ist der 
Arbeits- und Gesundheitsschutz. Dies bedeutet allerdings nicht, dass die 
Anwendung eines BGM den Arbeits- und Gesundheitsschutz ausschließt, 
sondern vielmehr, dass er Teil des BGM ist. Maßnahmen in diesem Be-
reich finden ausschließlich auf „körperlicher Ebene“ statt. Im Zentrum ste-
hen die Unfallverhütung und der Schutz der Mitarbeiter vor einwirkenden 
Gefährdungen wie Giften, Dämpfen, Lärm, Feuchtigkeit, Hitze oder Kälte.  
Aufgaben des Arbeitgebers sind, Maßnahmen zur Vermeidung von Ar-
beitsunfällen, der Prävention von Berufskrankheiten und arbeitsbedingten 
Gesundheitsgefahren zu treffen sowie für eine Erste Hilfe zu sorgen.28 
Somit steht die erste Säule eines ganzheitlichen betrieblichen Gesund-
heitsmanagements fest. 
 
 
 
 
 
Abbildung 2: Komponenten des BGM I29 
 
                                            
27
 Vgl. Badura/Walter/Hehlmann, 2010, S. 265. 
28
 Vgl. Ueberle in Preißing (Hrsg.), 2010, S. 286.  
29
 Quelle: Eigene Darstellung. 
BGM 
Arbeits-  
und Gesund-
heitsschutz 
Seite 8 
 
2.2.2 Betriebliche Gesundheitsförderung 
Auch die betriebliche Gesundheitsförderung ist eine Wurzel des BGM. Je-
doch ist die Anwendung ebenfalls nicht ausschließend zu betrachten. 
Vielmehr sollen die Strukturen und Prozesse des BGM die BGF dauerhaft 
vorantreiben. Die betriebliche Gesundheitsförderung ist Ausdruck eines 
neuen Paradigmas der Gesundheitspolitik. Grundlage hierfür war ein salu-
togenetisches Gesundheitsmodell.30 Nach Aron Antonovsky, dem Begrün-
der der Salutogenese, verfügt der Mensch über verschiedene Ressour-
cen, um sich selbst aktiv gesund zu erhalten.31 Das Konzept der Saluto-
genese befasst sich daher mit den Prozessen, die die Gesundheit erhalten 
und fördern.32 Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung sollen 
den Mitarbeitern deshalb ermöglichen, mit den bestehenden Gefährdun-
gen und Belastungen, die auf sie einwirken, umzugehen. Somit hat die 
BGF das Ziel, die Gesundheitsressourcen und Gesundheitspotenziale der 
Menschen zu stärken.33  
Im Zentrum steht jedoch nicht nur die Veränderung des persönlichen Ver-
haltens, z.B. der Verzicht auf Suchtmittel oder eine bewegungsreiche 
Pausengestaltung, sondern auch die Veränderung der Verhältnisse, also 
die Gestaltung gesunder Arbeitsbedingungen.34 Somit umfasst die BGF 
alle Maßnahmen, die Verhalten und Verhältnisse im Sinne der Gesund-
heitsförderung beeinflussen. Beispiele dazu können u.a. Bewegungsan-
gebote, Ernährungsprogramme, Schulungen zum Heben und Tragen von 
Lasten und ergonomische Maßnahmen sein.35  
Aber auch arbeitsbedingte psychische Belastungen gehören zu den The-
menfeldern der betrieblichen Gesundheitsförderung. Diese werden in Zu-
kunft verstärkt zum Thema werden, da es eine gewaltige Zunahme an 
psychischen Erkrankungen gibt. Diese nehmen mit einem Anteil von 
16,8% an krankheitsbedingten Fehltagen den zweiten Platz nach Muskel-
                                            
30
 Vgl. Huber in Esslinger/Emmert/Schöffski (Hrsg.), 2010, S.68f. 
31
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 92ff.  
32
 Vgl. Ulich/Wülser, 2009, S. 36. 
33
 Vgl. Ueberle in Preißing (Hrsg.), 2010, S. 286. 
34
 Vgl. Schneider, 2011, S. 24. 
35
 Vgl. Schneider 2011, S. 19f. 
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Skelett-Erkrankungen ein.36 Maßnahmen können z.B. die Sensibilisierung 
von Führungskräften, Stressbewältigungsseminare, Entspannungskurse, 
Reflektion der eigenen Stressoren oder Beeinflussung der Stressoren auf 
organisatorischer Ebene sein, beispielsweise durch das Eindämmen der 
internen E-Mail-Flut.37  
Durch diese Beispiele wird deutlich, dass alle Mitarbeiter einer Organisati-
on die Zielgruppe der betrieblichen Gesundheitsförderung darstellen. Im 
Gegensatz zum BGM, bei dem primär die Führungskräfte als Zielgruppe 
angesprochen sind.38 Das BGM bildet indes die strukturelle Grundlage für 
einen nachhaltigen Erfolg in der BGF, weshalb die zweite Säule des nach-
folgenden Schaubildes feststeht.  
 
 
 
 
 
 
Abbildung 3: Komponenten des BGM II39  
Nach den bisherigen Ausführungen über den Arbeits- und Gesundheits-
schutz und die betriebliche Gesundheitsförderung wird das Bild vermittelt, 
dass es einen Unterschied zwischen beiden Ansätzen gibt. Der Arbeits- 
und Gesundheitsschutz stellt die zentrale Frage: „Wie lassen sich Krank-
heiten vermeiden?“ Die betriebliche Gesundheitsförderung befasst sich 
mit Ansätzen zur Frage: „Wie kann die Gesundheit erhalten werden?“40 
Diese Fragen zeigen, dass der Arbeits- und Gesundheitsschutz die Prä-
vention von pathogenetischen, also krankmachenden Faktoren, behandelt 
                                            
36
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 23. 
37
 Vgl. DGFP e.V. (Hrsg.), 2004, S. 62f. 
38
 Vgl. Schneider, 2011, S. 19f. 
39
 Quelle: Eigene Darstellung. 
40
 Vgl. Weinreich/Weigl, 2011, S. 102. 
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und die BGF gezielt salutogenetische, also gesundheitsfördernde Fakto-
ren, stärken will.41  
In der Literatur gibt es jedoch auch die Ansicht, dass zwischen der Prä-
vention und der Gesundheitsförderung keine Unterschiede bestehen. 
Hauptbestandteil dieser Ansicht ist, dass eine „reine“ Gesundheitsförde-
rung, also ohne Prävention nicht möglich sei. Die oben genannten Aus-
gangsfragen beider Konzepte gehen zwar in verschiedene Richtungen, 
das Ziel sei jedoch dasselbe. Deshalb könne man beide Begriffe auch 
synonym verwenden.42 Diese Arbeit schließt sich diesem Gedanken an, 
da zwar mit der Gesundheitsförderung die Gesundheitsressourcen und –
potentiale der Mitarbeiter gestärkt werden, doch dies nie isoliert, also nie 
ohne die gleichzeitige Minimierung von Krankheitsrisiken, geschieht. Als 
Beispiel soll die Grippeimpfung betrachtet werden. Durch diese Impfung 
wird das Abwehrsystem des Körpers gegen Grippeinfektionen gestärkt. 
Gleichzeitig sinkt dadurch das Risiko an einer Grippe zu erkranken. 
Deshalb soll an dieser Stelle der Präventionsbegriff näher erläutert wer-
den. Dieser Begriff kann in Primärprävention, Sekundärprävention und 
Tertiärprävention gegliedert werden. Der Unterschied der Begrifflichkeiten 
liegt in der jeweiligen Zielgruppe.43 Als Beispiel sollen diese anhand des 
Themas Sucht definiert werden. Die Primärprävention richtet sich an ge-
sunde Mitarbeiter, da diese vor der Entstehung eines Problems ansetzt. 
Hier geht es um Maßnahmen zur Verhütung oder Beseitigung von Risiko-
faktoren bestimmter Krankheiten.44 Auf das Thema Sucht bezogen, kann 
es sich beispielsweise um Informationsveranstaltungen für Mitarbeiter, 
Führungskräfte und Betriebs- bzw. Personalräte zum Thema „Sucht am 
Arbeitsplatz“ handeln.45 Die Sekundärprävention richtet sich an definierte 
Risikogruppen, d.h. Gruppen die gefährdeter erscheinen, süchtig zu wer-
den, als andere, aber auch an Personen, die sich bereits im Anfangssta-
                                            
41
 Vgl. Flato/Reinbold-Scheibe, 2008, S. 156. 
42
 Vgl. Weinreich/Weigl, 2011, S. 102. 
43
 Vgl. Rudow, 2011, S. 220f. 
44
 Vgl. Schneider, 2011, S. 24. 
45
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 112. 
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dium einer Suchterkrankung befinden. Die Tertiärprävention richtet sich an 
Personen, bei denen eine Erkrankung in ausgeprägter Form festgestellt 
ist, also an Personen, die bereits an einer Abhängigkeitserkrankung lei-
den.46 In vielen Organisationen gibt es sogenannte Suchtberater, die be-
troffenen Mitarbeitern entsprechende Behandlungen anbieten.47  
2.2.3 Betriebliches Eingliederungsmanagement 
Unter betrieblichem Eingliederungsmanagement versteht man alle Hand-
lungen zur Überwindung der gegenwärtigen und zur Vermeidung wieder-
holter Arbeitsunfähigkeit von Mitarbeitern.48 Im § 84 Abs. 2 SGB IX ist eine 
Legaldefinition und der formale Rahmen für die Gestaltung des betriebli-
chen Eingliederungsmanagements enthalten. Die Arbeitgeber sind ver-
bindlich aufgefordert, Beschäftigten, die innerhalb eines Jahres ununterb-
rochen oder wiederholt mehr als sechs Wochen arbeitsunfähig sind, ein 
betriebliches Eingliederungsmanagement anzubieten. Im genauen Wort-
laut heißt es: „Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als sechs 
Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig, klärt der Arbeit-
geber mit der zuständigen Interessenvertretung im Sinne des § 93, bei 
schwerbehinderten Menschen außerdem mit der Schwerbehindertenver-
tretung, mit Zustimmung und Beteiligung der betroffenen Person die Mög-
lichkeiten, wie die Arbeitsunfähigkeit möglichst überwunden werden und 
mit welchen Leistungen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorge-
beugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann (betriebliches Eingliede-
rungsmanagement).“  
Auch wenn diese Regelung im SGB IX enthalten ist, in dem es um die 
Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen geht, gilt sie für alle 
Beschäftigten einer Organisation. Dies wird an der expliziten Hervorhe-
bung deutlich, dass der Arbeitgeber bei einem schwerbehinderten Men-
schen außerdem die Schwerbehindertenvertretung hinzuziehen muss. 
Diese Auffassung bestätigte das Bundesarbeitsgericht mit dem Urteil vom 
                                            
46
 Vgl. Schneider, 2011, S. 24. 
47
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 113. 
48
 Vgl. Weinreich/Weigl, 2011, S. 160. 
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12. Juli 2007 (Az. 2 AZR 716/06). Des Weiteren ist an der Formulierung 
„mit Zustimmung der betroffenen Person“ zu erkennen, dass der § 84 Abs. 
2 SGB IX dem Betroffenen außerdem ein Selbstbestimmungsrecht zusp-
richt. Das bedeutet, dass der Betroffene das Recht hat, ein BEM abzuleh-
nen oder jederzeit abzubrechen.  
Das vorrangige Ziel des BEM ist nun die Arbeitsunfähigkeit zu überwin-
den. Es soll Erkrankte bei der Wiedereingliederung in die Arbeit unterstüt-
zen.49 Dabei soll frühzeitig geklärt werden, welche Maßnahmen ergriffen 
werden können, damit das Beschäftigungsverhältnis dauerhaft erhalten 
werden kann.50 Daran ist der präventive Gedanke zu erkennen, der auch 
die Überschrift des § 84 SBG IX bildet.  
Da der Gesetzgeber das eigentliche Vorgehen nicht näher definiert hat, 
obliegt es den Arbeitgebern das Verfahren festzulegen. Die Grundlage 
hierfür bildet zumeist eine Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung. In ihr wer-
den der wesentliche Ablauf, die Verantwortlichkeiten und andere Rege-
lungen, wie beispielsweise die Aufbewahrung der personenbezogenen 
Daten, festgelegt.51  
War der Verlauf eines BEM-Verfahren nicht erfolgreich, ist ggf. eine 
krankheitsbedingte Kündigung zu prüfen. Sollte es zu einer krankheitsbe-
dingten Kündigung eines Mitarbeiters kommen, enthält der § 84 SGB IX 
keine Regelung, welche Folgen ein nicht durchgeführtes BEM-Verfahren, 
unabhängig davon, ob vom Arbeitgeber nicht angeboten oder vom Mitar-
beiter abgelehnt, in diesem Fall hätte. In dem bereits oben genannten Ur-
teil des Bundesarbeitsgerichts vom 12. Juli 2007 wurde auch über diese 
Sachlage entschieden. Demnach ist die Durchführung eines betrieblichen 
Eingliederungsmanagements nach § 84 Abs. 2 SGB IX keine formelle 
Wirksamkeitsvoraussetzung für den Ausspruch einer krankheitsbedingten 
Kündigung. Die Vorschrift stellt aber eine Konkretisierung des Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatzes dar. Dieser besagt, dass eine Kündigung nicht ge-
                                            
49
 Vgl. Richter/Habib, 2011, S. 14. 
50
 Vgl. Flato/Reinbold-Scheibe, 2008, S. 168. 
51
 Vgl. Weinreich/Weigl, 2011, S. 161.  
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rechtfertigt ist, wenn es geeignete mildere Mittel gibt. Laut Urteil ist das 
BEM an sich zwar kein milderes Mittel, aber durch die Durchführung eines 
BEM können mildere Mittel gefunden werden. Dies können beispielsweise 
neue Tätigkeitsfelder für einen Mitarbeiter oder die technische und organi-
satorische Umgestaltung eines bestehenden Arbeitsplatzes sein, sodass 
ein gesundheitlich eingeschränkter Mitarbeiter den Anforderungen des 
Arbeitsplatzes wieder gerecht werden kann.52  
Nachfolgendes Schaubild über die Komponenten des betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements wurde nun mit der Wiedereingliederung erkrank-
ter Menschen vervollständigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 4: Komponenten des BGM III53 
In der Literatur gibt es unterschiedliche Auffassungen über die Komponen-
ten des betrieblichen Gesundheitsmanagements. Über die ersten beiden, 
den Arbeits- und Gesundheitsschutz und die betriebliche Gesundheitsför-
derung, besteht weitestgehend Konsens, was vermutlich der Entwicklung 
des BGM geschuldet ist. Bei der dritten Säule hingegen gibt es häufiger 
Unterschiede. 54 In dieser Arbeit wird die Ansicht vertreten, dass eine voll-
ständige betriebliche Gesundheitspolitik sowohl die Gesundheitspräventi-
on und Gesundheitsförderung zum Erhalt und Ausbau der Arbeitsfähigkeit 
als auch korrektive Mittel zur Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit um-
                                            
52
 Vgl. Flato/Reinbold-Scheibe, 2008, S. 169. 
53
 Quelle: Eigene Darstellung. 
54
 Vgl. Ueberle in Preißing (Hrsg.), 2010, S. 285. 
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fassen muss.55 Aus diesem Grund wurde als dritte Komponente des be-
trieblichen Gesundheitsmanagements das BEM gewählt. 
Im vorherigen Gliederungspunkt wurde der Präventionsbegriff näher erläu-
tert. Zur abschließenden Betrachtung soll an dieser Stelle die Ansicht wie-
dergegeben werden, dass das betriebliche Eingliederungsmanagement 
die Tertiärprävention darstellt. Diese Arbeit schließt sich dieser Meinung 
allerdings nicht an. Der Gesetzgeber hat ganz klar den Zeitpunkt geregelt, 
wann ein BEM durchgeführt werden muss, nämlich ab sechs Wochen Ar-
beitsunfähigkeit innerhalb eines Jahres. Es gibt jedoch genügend Fälle, in 
denen Mitarbeiter trotz Krankheit zur Arbeit gehen. Dieses Verhalten wird 
als Präsentismus bezeichnet. Folgen sind z.B. nachlassende Konzentrati-
on, steigende Fehleranfälligkeit und Unfallgefahr sowie abnehmende Leis-
tungsfähigkeit. Präsentismus kann daher ein enormer Kostenfaktor in ei-
ner Organisation darstellen. Nach Schätzungen ist dieses Phänomen für 
60% der Gesundheitskosten verantwortlich. 56 In Fällen des Präsentismus 
wird demnach ein BEM nicht zur Anwendung kommen, jedoch können 
Maßnahmen der Tertiärprävention greifen.  
2.3 Kritische Erfolgsfaktoren 
Vor der Darstellung der konkreten Kernprozesse soll ein Überblick über 
die wichtigsten Faktoren gegeben werden, die für ein erfolgreiches BGM 
entscheidend sein können.  
2.3.1 Bekenntnis zur Gesundheit 
Wichtig ist das Bekenntnis einer Organisation zur Gesundheit, d.h. der 
Stellenwert den Gesundheit in einer Organisation einnimmt. Dieser wird 
durch die Unternehmenskultur bestimmt. Unter Unternehmenskultur ver-
steht man die Gesamtheit aller Wert- und Normvorstellungen einer Orga-
nisation. An dieser wird indirekt das Agieren in einem Unternehmen aus-
gerichtet. Deshalb ist es wichtig, dass die Gesundheit gleichrangig mit an-
deren Zielen umgesetzt wird. Dadurch wird der Mensch nicht als Kosten-
                                            
55
 Vgl. Weinreich/Weigl, 2011, S. 163. 
56
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 367.  
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faktor, sondern als zentrale Ressource für den Unternehmenserfolg ange-
sehen. Dieses Bekenntnis sollte sich in Leitlinien eines Unternehmens wi-
derspiegeln, denn dies bekräftigt, dass die Gesundheit der Mitarbeiter 
grundlegend für den Unternehmenserfolg ist. Da sich eine Unternehmens-
kultur entwickelt und nicht einfach eingeführt werden kann, ist das Wirken 
von Vorbildern entscheidend. Dies sind vor allem Führungskräfte, da von 
ihrem Verhalten ein Vorbildcharakter für die Mitarbeiter ausgeht. Aus die-
sem Grunde wird die Rolle der Führungskräfte als zweiter Erfolgsfaktor 
betrachtet.57 
2.3.2 Rolle der Führungskräfte 
Führungskräfte haben einen entscheidenden Einfluss auf die Gesundheit 
ihrer Mitarbeiter. Je nach Art und Weise des Führungsverhaltens kann 
dies einen positiven oder negativen Einfluss auf das Wohlbefinden und auf 
die Gesundheit der Beschäftigten haben. Ein Beispiel für den engen Zu-
sammenhang zwischen Führungsqualität und Mitarbeitergesundheit ist die 
Beobachtung, dass Führungskräfte bei einem Abteilungswechsel den 
Krankenstand aus ihrem alten Bereich in die neue Abteilung mitnehmen. 
Deshalb ist die Gesundheit der Beschäftigten und damit auch das BGM 
eine zentrale Führungsaufgabe. Um diese Aufgabe zu erfüllen, muss eine 
Führungskraft mehrere Rollen einnehmen. Viele Führungskräfte stehen 
selbst unter Druck und gefährden mit ihrem Verhalten ihre eigene Ge-
sundheit. Deshalb wirken Führungskräfte bereits, in dem sie auf ihre eige-
ne Gesundheit achten. 58 In engem Zusammenhang dazu steht die Vor-
bildfunktion. Führungskräften kommt aufgrund ihrer übergeordneten Stel-
lung ein Vorbildcharakter zu. An ihrem Verhalten und in ihrem Umgang mit 
gesundheitlichen Fragen machen die Mitarbeiter den Stellenwert fest, den 
die Gesundheit in einer Organisation einnimmt.59 Außerdem beeinflusst 
der Führungsstil das Wohlbefinden und die Gesundheit der Beschäftigten, 
weshalb dieser ein zentraler Erfolgsfaktor für ein gelingendes BGM ist. In 
der vierten Rolle, muss die Führungskraft als Manager fungieren. Ziel ist 
                                            
57
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 171 und S. 147ff. 
58
 Vgl. Schneider, 2011, S. 85ff. 
59
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 151. 
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es, Aufgaben des BGM in die täglichen Arbeitsprozesse, wie z.B. die Bud-
getierung oder den Abschluss von Zielvereinbarungen, zu integrieren. An 
diesen Rollen, durch die die Führungskräfte das Gelingen des BGM maß-
geblich beeinflussen, wird deutlich, dass die Führungskräfte von der 
Grundidee des BGM absolut überzeugt sein müssen. Ansonsten kann es 
passieren, dass alle Maßnahmen wirkungslos ins Leere laufen.60  
2.3.3 Partizipation  
Neben den Führungskräften sind die Mitarbeiter selbst die zentrale Ziel-
gruppe eines BGM, denn dieses verbindet die Führungsaufgabe mit der 
Eigenverantwortung eines jeden Mitarbeiters. 61  Bereits in der Ottawa-
Charta als Ausgangspunkt der betrieblichen Gesundheitsförderung wurde 
ein selbstbestimmter Umgang mit Gesundheit gefordert.62 Deshalb ist es 
wichtig, dass die Beschäftigten nicht nur bei der Implementierung eines 
BGM beteiligt werden, sondern dass sie vor allem bei der Ausübung ihrer 
Eigenverantwortung für ihre Gesundheit unterstützt und gefördert werden. 
Um diese Eigenverantwortung ausüben zu können, braucht man eine ge-
wisse Kompetenz und ein bestimmtes Gesundheitswissen. Dieses gilt es 
bereitzustellen und gesundheitsförderliche Rahmenbedingungen zu schaf-
fen. Trotz aller Unterstützung müssen aber die Mitarbeiter die Angebote 
freiwillig und aus Überzeugung wahrnehmen. Um dies zu erreichen, sind 
oftmals die Führungskräfte gefordert, die ihnen zur Verfügung stehenden 
Führungsinstrumente zu nutzen.63     
2.3.4 Verankerung 
Um ein BGM nachhaltig und wirksam zu implementieren, braucht es eine 
stabile Verankerung in der Organisation. Dadurch soll eine Kurzlebigkeit 
des Vorhabens verhindert werden.64 Für eine stabile Verankerung bedarf 
es geeigneter Strukturen. Strukturen sind in diesem Zusammenhang alle 
zeitlich relativ stabilen Elemente, die es einer Organisation ermöglichen, 
                                            
60
 Vgl. Schneider, 2011, S.86f. 
61
 Vgl. KGSt-Bericht 1/2005, S. 49.  
62
 Vgl. Badura/Ritter/Scherf, 1999, S. 15. 
63
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 153 und S. 296f. 
64
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 171. 
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Maßnahmen zum BGM zu planen, durchzuführen und zu bewerten.65 Hier-
für kommt beispielsweise ein Unternehmensleitbild in Betracht. Dieses 
dient u.a. der Ableitung von Maßnahmen, da das Leitbild beispielsweise 
eine Strategie zum BGM enthalten kann.66 Eine weitere strukturelle Ver-
ankerung wäre der Abschluss einer Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung.67  
Diese hat den Vorteil, dass das BGM eine verbindliche Basis erhält, die 
beide Parteien einer Organisation zusammen erstellt haben. In dieser 
werden u.a. das gemeinsame Gesundheitsverständnis, Ziele und Vorge-
hensweisen festgelegt.68  
Für die Einführung und dauerhafte Leitung des BGM ist die Bildung eines 
festen Gremiums sinnvoll. Dies kann z.B. in Form eines Arbeitskreises 
Gesundheit erfolgen.69 Dieser ist ein Gremium mit Entscheidungsbefugnis, 
welcher der Organisationsleitung zuarbeitet. Vertreter aus folgenden Ab-
teilungen bzw. Einrichtungen sollten daher dem Gremium angehören: Or-
ganisationsleitung, Betriebs- bzw. Personalrat, betriebliche Gesundheits-
experten, beispielsweise der Betriebsarzt oder Fachkräfte für die Arbeits-
sicherheit, Personalmanagement sowie bei Bedarf externe Experten wie 
z.B. Krankenkassen.70  
Des Weiteren ist die Bereitstellung von verschiedenen Ressourcen eine 
zentrale Voraussetzung für eine dauerhafte Verankerung und nachhaltige 
Wirkung des BGM.71 Neben personellen Ressourcen, der zeitlichen Frei-
stellung von Verantwortlichen, beispielsweise des o.g. Arbeitskreises, und 
einer geeigneten räumlichen und technischen Ausstattung geht es vor al-
lem um die finanziellen Mittel.72 Die finanziellen Mittel sollten im besten 
Fall nicht nur die Finanzierung der Planung, Maßnahmenumsetzung und 
Evaluation ermöglichen, sondern auch ein internes Marketing für das BGM 
                                            
65
 Vgl. DGFP e.V. (Hrsg.), 2004, S. 91f.  
66
 Vgl. Rudow, 2011, S. 228. 
67
 Vgl. DGFP e.V. (Hrsg.), 2004, S. 92. 
68
 Vgl. Badura/Walter/Hehlmann, S. 150. 
69
 Vgl. DGFP e.V. (Hrsg.), 2004, S. 92. 
70
 Vgl. Rudow, 2011, S. 224f. 
71
 Vgl. Badura/Ritter/Scherf, 1999, S. 70. 
72
 Vgl. Badura/Walter/Helmann, S. 151. 
 zulassen.73  Unter internem Marketing versteht man die Kommunikation 
über bereits durchgeführte Maßnahmen und über geplante Vorhaben. 
Kommunikation hat eine große Bedeutung
rungen nicht nur in der Organisa
schäftigten fest zu machen
machen, Interesse zu wecken und Akzeptanz
qualifiziertes internes Marketing 
nanzplanung hingegen kann gerade das Gegenteilige bewirken. 
dazu führen, dass angefangene Projekte vorzeitig beendet werden mü
sen, und bereits getätigte Investitionen ins Leere laufen. 
lust des Geldes besteht die Gefahr der Frustration der Mitarb
ner Resignation gegenüber zukünftigen Maßnahmen.
2.4 Kernprozesse 
Das betriebliche Gesundheitsmanagem
und besteht in seinem Aufbau aus 
sen.76 Zur Veranschaulichung dient folgende 
Abbildung 5: Entwicklungskreislauf des BGM
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 Vgl. Schneider, 2011, S. 143.
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 Vgl. Badura/Walter/Hehlmann, S. 154.
75
 Vgl. Schneider, 2011, S. 143.
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 Vgl. Badura/Walter/Hehlmann, S. 155.
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 Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Schneider, 2011, S. 141.
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Dieser Kreislauf orientiert sich an dem Funktionszyklus78 der systemati-
schen Personalentwicklung. Durch das regelmäßige Durchlaufen dieses 
Kreislaufes sind eine Prozessoptimierung und eine kontinuierliche Ver-
besserung möglich, da nach der Bewertung wieder Rückschlüsse für die 
weitere Analyse, Planung und Durchführung gewonnen werden können. 79 
Im Folgenden werden die jeweiligen Phasen mit ausgewählten Instrumen-
ten und Maßnahmen vorgestellt. 
2.4.1 Analyse 
Bevor Zielformulierungen oder gar konkrete Maßnahmen angegangen 
werden können, muss zuerst eine Analyse des Ist-Zustandes erfolgen. 
Hierdurch können Gesundheitsrisiken und deren Ursachen festgestellt 
sowie die Zufriedenheit der Mitarbeiter ermittelt werden. Dadurch können 
dann die ersten Handlungsbedarfe bestimmt und anhand dieser der Ein-
satz von Personal, Zeit und Geld bedarfsgerecht geplant werden.80  
Ein erster Schritt besteht aus der Grundlagenanalyse. Hier werden Infor-
mationen zur Personalstruktur nach verschiedenen Kriterien aufbereitet. 
Kriterien können z.B. Alter, Geschlecht, Qualifikation oder Umfang der Ar-
beitszeit sein. Daran können dann beispielsweise Zusammenhänge zwi-
schen Arbeitsunfähigkeitszeiten und bestimmten Abteilungen ermittelt 
werden.81  
Ein erstes Bild über den Gesundheitszustand der Beschäftigten einer Or-
ganisation vermittelt der Gesundheitsbericht. Dieser wird von den Kran-
kenkassen erstellt. In diesem Bericht werden anonymisiert folgende Daten 
z.B. nach Abteilungen aufbereitet: Anzahl und Dauer krankheitsbedingter 
Fehlzeiten, soziodemografische Merkmale, wie Alter und Geschlecht, und 
Krankheitsarten. Anhand dieser Daten können dann künftige Maßnahmen 
abgeleitet werden. Außerdem enthalten die Berichte Vergleiche mit ande-
                                            
78
 Der Funktionszyklus besteht aus folgenden Phasen: Bedarfsanalyse, Zielsetzung,   
    kreatives Gestalten, Durchführung, Erfolgskontrolle, Transfersicherung. Vgl. Becker,  
     2005, S. 17ff.  
79
 Vgl. Schneider, 2011, S. 141 und Badura/Walter/Hehlmann, S. 155. 
80
 Vgl. KGSt-Bericht 1/2005, S. 41f. 
81
 Vgl. Ueberle in Preißing (Hrsg.), 2010, S. 293. 
Seite 20 
 
ren Organisationen.82  Aussagekräftig sind diese Vergleiche jedoch nur, 
wenn die betrachteten Organisationen sich in ihren Strukturen ähneln. Ei-
ne weitere Schwierigkeit besteht in einer ausreichend großen Datenmen-
ge. Erkenntnisse erhält man nämlich nur bei Organisationen, in denen ein 
großer Anteil der Versicherten bei einer Krankenkasse versichert ist.83 Ei-
nen Richtwert hierfür liefert die KGSt. Sie empfiehlt eine Zahl von mindes-
tens 50 Versicherten bei einer berichterstellenden Krankenkasse.84  
Eine Pflicht des Arbeitgebers ist die Durchführung einer Gefährdungsbeur-
teilung. Dies ist in den §§ 5, 6 ArbSchG geregelt. Der Hauptgrund der 
Durchführung solch einer Beurteilung liegt nach § 5 Abs. 3 ArbSchG u.a. 
im physikalischen, chemischen und biologischen Bereich sowie im Einsatz 
und Umgang mit Maschinen und Geräten. Da jedoch arbeitsbedingte Er-
krankungen häufig auf psychische Belastungen zurückzuführen sind, ist 
es sinnvoll, die Gefährdungsbeurteilung um psychische Aspekte zu erwei-
tern.85  
Für eine ausführliche Abbildung des Gesundheitszustands des Personals 
ist es empfehlenswert, die Beschäftigten direkt zu befragen. Eine Mitarbei-
terbefragung kann in verschiedener Form erfolgen, beispielsweise durch 
Interviews, Fragebögen oder Online-Befragungen. 86 Ganz gleich welche 
Art gewählt wird, ermöglicht dies die Beteiligung der Mitarbeiter am BGM. 
Die Vorbereitung und Durchführung ist jedoch aufwändig und kosteninten-
siv.87 Deshalb soll an dieser Stelle eine kostengünstige und einfache Form 
eines Fragebogens vorgestellt werden. Dabei handelt es sich um den 
Work-Ability-Index. Dieser bewertet die Arbeitsfähigkeit der Mitarbeiter. 
Die Ergebnisse des WAI können zum einen Aussagen über präventive 
Handlungsbedarfe machen sowie den Erfolg bisheriger Präventionsmaß-
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 Vgl. Rudow, 2011, S. 230. 
83
 Vgl. Ueberle in Preißing (Hrsg.), 2010, S. 294. 
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 Vgl. KGSt-Bericht 1/2005, S. 43. 
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 Vgl. Schneider, 2011, S. 147. 
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 Vgl. Rudow, 2011, S. 231. 
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 Vgl. KGSt-Bericht 1/2005, S. 46. 
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nahmen bewerten.88 Je nach Antwort erreicht man verschiedene Punkt-
werte, die zum Schluss summiert werden.89 Ein hoher WAI-Wert zeigt, 
dass die individuellen Voraussetzungen eines Mitarbeiters mit den Anfor-
derungen der Arbeit übereinstimmen. Ein niedriger WAI-Wert zeigt hinge-
gen, dass eine Diskrepanz dazwischen besteht.90 Studien zeigen außer-
dem, dass mithilfe des WAI ziemlich gute Prognosen im Hinblick auf vor-
zeitige Berufsausstiege getroffen werden können.91  
Das letzte Analyseinstrument, das näher betrachtet werden soll, ist der 
Gesundheitszirkel. Gesundheitszirkel finden zeitlich befristet in Form von 
regelmäßigen Treffen statt. Ziel ist es, dass die Teilnehmer gesundheits-
belastende Faktoren am Arbeitsplatz feststellen, die Ursachen klären und 
Lösungsvorschläge entwerfen. Die Grundidee dieser Zirkel ist es, die Be-
schäftigten zu beteiligen sowie ihr Wissen und ihre Erfahrungen zu nut-
zen. Die weitere personelle Zusammensetzung richtet sich nach dem 
Düsseldorfer bzw. Berliner Modell. Bei Ersterem erfolgt die Zusammenset-
zung des Gesundheitszirkels hierarchieübergreifend, beim Berliner Modell 
besteht der Zirkel aus Teilnehmern einer Hierarchiestufe. Unabhängig von 
der Zusammensetzung ist eine neutrale Vertrauensperson zur Moderation 
der Gesundheitszirkeltreffen wichtig.92   
2.4.2 Maßnahmenplanung 
In der Phase der Maßnahmenplanung werden zuerst Ziele aufgrund der 
Analyseergebnisse formuliert. Anhand dieser Ziele erfolgt dann die Pla-
nung der konkreten Maßnahmen.93 Hierbei ist es sinnvoll Prioritäten nach 
Dringlichkeit und Aufwand zu setzten.  
In dieser Phase unterscheidet man drei Planungsabfolgen. Zum einen 
geht es um die strategische Planung. Hier erfolgen die angesprochene 
Zielformulierung sowie die Strategiefestlegung. Als Ziel könnte z.B. die 
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 Vgl. Schneider, 2011, S. 149. 
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 Vgl. Work-Ability-Index – Fragebogen, als Anlage auf beigefügter CD zu finden.  
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 Vgl. URL: http://www.arbeitsfaehigkeit.uni-wuppertal.de/index.php?Ergebnisse  
    [16.08.2012]. 
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 Vgl. Weinreich/Weigl, 2011, S. 126. 
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 Vgl. KGSt-Bericht 1/2005, S. 47f. 
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 Vgl. Schneider, 2011, S. 153. 
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Erhöhung der Mitarbeiterzufriedenheit in Betracht kommen.94  Ziele und 
Strategien sollten dabei eng am tatsächlichen Bedarf festgemacht wer-
den.95 Bei der operativen Planung sollte dann die personelle Zuständigkeit 
für einzelne Maßnahmen festgelegt werden sowie das interne Marketing 
angegangen werden. In der dispositiven Planung sollte dann ein Budget-
plan sowie ein Umsetzungszeitplan für die Maßnahmen erstellt werden. 
Diese Pläne bilden die Grundlage für den nächsten Kernprozess, die 
Durchführung.96    
2.4.3 Durchführung 
Im dritten Kernprozess geht es um die konkrete Umsetzung und Steue-
rung der geplanten Maßnahmen.97 In dieser Phase kommt dem festen 
Gremium eine große Bedeutung zu. Die Begleitung des Umsetzungspro-
zesses durch einen Arbeitskreis kann sich als sehr wertvoll erweisen, da 
so in regelmäßigen Abständen die Teilziele und die Einhaltung der Um-
setzungszeitpläne überprüft werden können. Dadurch gibt es die Möglich-
keit, bei längerfristigen Maßnahmen auf Veränderungen zu reagieren.98  
Mögliche Maßnahmen ergeben sich nun aus den einzelnen Komponenten 
des BGM, welche in den Kapiteln 2.2.1 bis 2.2.3 vorgestellt wurden. Konk-
ret kann es sich beispielsweise um arbeitsplatzbezogene Bewegungs-, 
Ernährungs- und Stressbewältigungsprogramme, Trainings zur besseren 
Kommunikation, gesundheitsbewusste Angebote in der Kantine, entspre-
chende Arbeitsplatzgestaltungen, oder ein gutes Wiedereingliederungs-
management handeln.99   
2.4.4 Bewertung 
In der Literatur findet sich als vierter Kernprozess meist die Evaluation.100 
In manchen Publikationen wird hingegen ein Controlling gefordert.101 Die 
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 Vgl. Badura/Ritter/Scherf, 1999, S. 93. 
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 Vgl. Schneider, 2011, S. 153. 
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 Vgl. Badura/Ritter/Scherf, 1999, S.94. 
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 Vgl. Schneider, 2011, S. 163f.  
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Evaluation umfasst die Beurteilung und Bewertung des gesamten Kreis-
laufs des BGM.102 Der Begriff stammt dabei eher aus dem pädagogischen, 
geisteswissenschaftlichen Kontext. Das Controlling hingegen hat einen 
klaren betriebswirtschaftlichen Hintergrund. Das Controlling ist von großer 
Bedeutung, da hierdurch belegt werden kann, ob durch die finanzierten 
Maßnahmen die angestrebten Ziele erreicht wurden.103 Wenn es gelingt, 
Effekte auf dieser Ebene zu messen, wird die Akzeptanz gegenüber dem 
BGM auf der Managementebene steigen und somit ermöglichen, dieses 
fest in Unternehmensabläufe zu integrieren.  
Eine bloße Beurteilung des BGM nach dem ökonomischen Nutzen würde 
jedoch zu kurz fassen. Da viele Maßnahmen erst auf lange Sicht wirksam 
werden, nicht alle monetär bewertet werden können und es komplexe Ur-
sache-Wirkungs-Zusammenhänge gibt, ist es ratsam, auch den subjektiv 
erlebten Nutzen der Beschäftigten zu berücksichtigen. Werden Maßnah-
men von den Teilnehmern als sehr positiv wahrgenommen, auch wenn 
diesen kein messbarer Nutzen nachgewiesen werden kann, hilft dies bei 
der Akzeptanz des Gesamtprojektes.104  
Da sich jedoch Maßnahmen des BGM für die Unternehmen, insbesondere 
auch für die Verwaltungen, rechnen müssen, werden geeignete Kennzah-
len im Rahmen eines Controllings immer wichtiger. Dies können bei-
spielsweise die Gesundheitsquote, Fluktuationsquote, Ergebnisse von Mi-
tarbeiterbefragungen und die Beurteilung der Arbeit der Gesundheitszirkel 
sein.105 Wie bereits erwähnt, kann auch der Work-Ability-Index als Bewer-
tungsinstrument verwendet werden. Mitarbeiterbefragungen wurden eben-
falls im Rahmen der Analysephase vorgestellt. Daran zeigt sich, dass ei-
nige Analyseinstrumente ebenfalls für einen Vorher-nachher-Vergleich 
verwendet werden können.106  
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Wichtig für die Erfolgsbewertung ist, egal in welcher Form diese erfolgt, 
dass klare Zielvorgaben bestehen. Deshalb ist es sinnvoll, bereits bei der 
Analyse und der Maßnahmenplanung den Aspekt der Messbarkeit bzw. 
Beurteilbarkeit zu berücksichtigen.107  
3. Demografischer Wandel 
3.1 Begriffserklärung 
Um den Begriff des demografischen Wandels erläutern zu können, soll 
zuerst das Wesen der Demografie betrachtet werden. Die Demografie ist 
die Wissenschaft der Bevölkerungsentwicklung. Der Name kommt aus 
dem Griechischen und setzt sich aus den Elementen démos und graphein 
zusammen. Im Deutschen bedeuten diese Wörter „das Volk“ und „schrei-
ben“. Diese Wissenschaft beschäftigt sich mit der Beschreibung und Ana-
lyse von Bevölkerungsentwicklungen und Bevölkerungsstrukturen sowie 
deren Veränderungen.108  
Der Begriff des demografischen Wandels beschreibt nun einen Verände-
rungsprozess der demografischen Merkmale Geburtenrate, Lebenserwar-
tung und Wanderungssaldo. Demnach wird zum Ausdruck gebracht, dass 
sich eine Bevölkerung in ihrer Struktur und in ihrem Umfang verändert.109 
Die Zahl der in Deutschland lebenden Menschen ergibt sich nämlich aus 
der Summe des Wanderungssaldos und des Geburtenüberschusses bzw. 
Sterbefallüberschusses.110 Da der Begriff einen Veränderungs- bzw. Ent-
wicklungsprozess beschreibt, ist er als wertneutral anzusehen. Deshalb 
kann er auch eine Bevölkerungsreduzierung oder einen Bevölkerungszu-
wachs beschreiben. 111  
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3.2 Der Frosch im Kochtopf   
Bevor im Folgenden auf die Dimensionen des demografischen Wandels 
eingegangen wird, soll in diesem Punkt zuerst der verwunderliche Um-
gang unserer Gesellschaft mit dieser Entwicklung betrachtet werden, denn 
die Diskussion über die demografischen Veränderungen setzte reichlich 
spät ein.112 Schon seit Jahrzehnten finden Veränderungen im Altersaufbau 
unserer Gesellschaft aufgrund von Geburtenrückgang und steigender Le-
benserwartung statt.113 Eine Wahrnehmung aus einem biologischen Expe-
riment kann als Erklärung für unser Verhalten dienen. Dieses Experiment 
wurde in zwei unterschiedlichen Versuchen durchgeführt. Zuerst wurde 
ein Frosch in einen Topf mit heißem Wasser gesetzt. Dieser versuchte so 
schnell wie möglich aus der lebensfeindlichen Umgebung zu entkommen. 
Beim zweiten Versuch wurde ein Frosch in einen Topf mit angenehmer 
Wassertemperatur gesetzt, die sich sehr langsam erwärmte. Der Frosch 
bleibt trotz immer heißer werdendem Wasser sitzen. Die langsamen Tem-
peraturveränderungen reichten nicht aus, um eine Reaktion bei dem 
Frosch auszulösen.  
So ähnlich wie der Frosch im eben beschriebenen Experiment reagiert 
hat, verhalten wir uns.114 Die ersten Anzeichen bei langsam ablaufenden 
Veränderungen besitzen nicht die Kraft, Änderungen in unseren Hand-
lungsweisen und Denkstrukturen zu veranlassen.115 Dies liegt daran, dass 
andauernde Prozesse, die sich in vielen kleinen Etappen vollziehen, an-
ders wahrgenommen werden als plötzliche Veränderungen.116 Daher ist 
es nicht verwunderlich, dass lediglich vier Prozent der deutschen Unter-
nehmen in einer Umfrage im Jahr 2002 angaben, ein zukünftiges Perso-
nalproblem in der Altersentwicklung ihrer Belegschaften zu sehen.117  
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3.3 Dimensionen  
Durch die demografischen Veränderungen wird es in den verschiedensten 
Bereichen der Gesellschaft quantitative und qualitative Entwicklungen ge-
ben, die nachfolgend mit Fokus auf der Arbeitswelt betrachtet werden.118  
3.3.1 Quantitative Entwicklungen 
Die quantitative Entwicklungsdimension des demografischen Wandels 
wird maßgeblich durch die Fertilität, die Mortalität und die Migration be-
stimmt.119  
Das Wort Fertilität ist lateinischen Ursprungs. Es wurde aus dem Wort  
fertilitas abgeleitet, was „Fruchtbarkeit“ bedeutet. In der Demografie geht 
es bei der Fertilität daher um die Geburtenrate. Die Geburtenrate sagt 
aus, wie viele Kinder eine Frau in ihrem Leben bekommt.120 Im Jahr 2010 
waren dies 1,39 Kinder pro Frau in Deutschland. Der bevölkerungserhal-
tende Wert liegt jedoch bei 2,1 Kindern pro Frau. 121  Dieser wird in 
Deutschland schon seit ca. vier Jahrzehnten unterschritten, wie an folgen-
der Abbildung zu sehen ist.  
 
   Abbildung 6: Durchschnittliche Geburtenrate pro Frau in Deutschland122 
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Dies lässt darauf schließen, dass wir uns auf einem Weg zu einer kinder-
ärmeren Zukunft befinden. 123  So wurden beispielsweise 1991 noch 
830.000 Kinder in Deutschland geboren. Im Jahr 2008 waren es dagegen 
lediglich 683.000 Kinder, die zur Welt kamen. Diese Entwicklung stellt ei-
nen Rückgang der Geburten um 18 % dar.124 Doch selbst wenn es gelän-
ge, die Geburtenrate auf den Bestandserhaltungswert wieder zu erhöhen, 
bleibt das Geburtendefizit seit den 70er Jahren bestehen, denn Kinder, die 
nicht geboren wurden, können keine Kinder bekommen.125  
Parallel zu der Fertilitätsentwicklung ist die Entwicklung der Mortalität zu 
betrachten. Das Wort Mortalität kommt ebenfalls aus dem Lateinischen. 
Hier wurde es von dem Wort mortalitas abgeleitet und bedeutet „Sterblich-
keit“. Daher geht es bei der Demografie um die Sterberate und die daraus 
abzuleitende Lebenserwartung innerhalb einer Gesellschaft. Ganz konkret 
sagt die Sterberate aus, wie viele Todesfälle es innerhalb einer Periode in 
Abhängigkeit von der Gesamtzahl der Bevölkerung gab.126 In Deutschland 
ist die Zahl der Sterbefälle bis 2001 fast kontinuierlich zurückgegangen 
und hat sich seitdem bei ca. 820.000 bis 850.000 pro Jahr eingepen-
delt.127 Grund für diese Erhöhung der Lebenserwartung sind die Entwick-
lungsfortschritte Deutschlands als eines der fortschrittlichsten Industrie-
länder weltweit. Für die künftige Lebenserwartung wird prognostiziert, 
dass im Jahr 2050 einen 60-jährigen Mann noch ca. 23,7 weitere Lebens-
jahre erwarten und eine 60-jährige Frau sogar noch ca. 28,2 weitere Le-
bensjahre. Diese voranschreitende Lebensalterung in Verbindung mit dem 
Zuwachs der älteren Bevölkerung wird in Zukunft zu einer Erhöhung der 
Sterbefälle führen und den Altersaufbau der deutschen Gesellschaft er-
heblich verändern.128  
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Der Zuwachs der älteren Bevölkerung kommt zum einen durch die bereits 
erläuterte sinkende Geburtenrate zustande und zum anderen durch das 
Altern der gegenwärtig stark besetzen Jahrgänge ab Ende der 1930er 
Jahre.129 Der geburtenstärkste Jahrgang war hierbei das Jahr 1964, in 
dem 1.357 Millionen Kinder zur Welt kamen.130  
Anfang des 20. Jahrhunderts sah die Altersstruktur jedoch völlig anders 
aus. Damals gab es nur wenige alte Menschen. Die Zahl der Geburten 
übertraf stets die Zahl der Todesfälle und die Kinder bildeten die stärksten 
Jahrgänge. Optisch betrachtet ähnelte der damalige Altersaufbau der Ge-
sellschaft einer Pyramide, woher auch der Name der sogenannten Alters-
pyramide stammt.131 Der Altersaufbau von 1950 enthält deutliche Einbuch-
tungen in Folge der beiden Weltkriege und der Weltwirtschaftskrise An-
fang der 1930er Jahre.132 Heute weist die Verteilung der Bevölkerung er-
hebliche Unregelmäßigkeiten auf. Um diese zu verdeutlichen folgen eine 
Abbildung der gegenwärtigen Altersstruktur und eine prognostizierte Dar-
stellung für das Jahr 2030.  
 
Abbildung 7: Altersstruktur der Jahre 2008 und 2030133 
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Die hellblaue Spitze im Schaubild stellt die Bevölkerung im Alter von 65 
Jahren und älter dar. Diese Altersgruppe umfasst auch die Hochbetagten, 
also 80-Jährige und Ältere. Im Jahr 2008 umfasste die gesamte Gruppe  
16,7 Millionen Menschen, was einem Anteil von 20% an der Gesamtbe-
völkerung entsprach. Die Altersgruppe der 20- bis unter 65-Jährigen wird 
als Bevölkerung im Erwerbsalter betrachtet. Diese stellte im Jahr 2008 laut 
Abbildung 61% der Bevölkerung dar. In dieser Altersgruppe sind die be-
reits erwähnten geburtenstarken Jahrgänge enthalten. Die unter 20-
Jährigen hatten einen Anteil an der Gesamtbevölkerung von 19%, was 
bereits leicht unter der Zahl der 65-Jährigen und Älteren liegt. Daran kann 
man sehen, dass diese Generationen vom nachhaltigen Geburtenrück-
gang der letzten Jahrzehnte beeinflusst sind. Künftig wird sich der Ab-
stand der ersten Altersgruppe zur dritten noch vergrößern, wie dem 
Schaubild ebenfalls zu entnehmen ist. Im Jahr 2030 wird die Zahl der un-
ter 20-Jährigen auf 17% sinken. Die 65-Jährigen und Älteren werden je-
doch zahlenmäßig zunehmen. Bis zum Jahr 2030 dürfte ihre Zahl um fast 
ein Drittel steigen, auf 29% der Gesamtbevölkerung. Besonders die Al-
tersgruppe der Hochbetagten wird kontinuierlich zunehmen.134  
Die Bevölkerungsentwicklung wird jedoch nicht nur von der Fertilität und 
der Mortalität bestimmt, sondern auch von der Migration. Dieses Wort 
kommt ebenfalls aus dem Lateinischen. Es wurde von migratio abgeleitet 
und bedeutet „Wanderung“.135 In der Demografie bedeutet die Wanderung 
eine auf Dauer angelegte räumliche Veränderung des Lebensmittelpunk-
tes.136 Die Demografie betrachtet dabei die Zuwanderungen und Abwan-
derungen. Aus der Differenz zwischen diesen beiden Bewegungen ergibt 
sich der Wanderungssaldo, welcher den Bevölkerungsstand Deutschlands 
verändern kann. Hierfür ist die Außenwanderung ausschlaggebend, d.h. 
die Wanderung über die Grenzen eines Landes hinaus. Für die einzelnen 
Bundesländer ist die Binnenwanderung entscheidend, die Wanderung, die 
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sich innerhalb eines Landes bewegt.137 In der Vergangenheit verzeichnete 
Deutschland hohe Zuwanderungszahlen aufgrund der Rückkehr von 
Kriegsvertriebenen, der Anwerbung von ausländischen Arbeitnehmern 
wegen des Bedarfs an Arbeitskräften aufgrund des Wirtschaftsauf-
schwungs sowie durch den Asylbewerberstrom bis Mitte der 90er Jahre. In 
der Zeit von 1969 bis 1999 wurde dadurch ein positiver Wanderungssaldo 
von ca. 9 Millionen Menschen erreicht.138 In den Jahren 2003 bis 2007 
ging der Wanderungssaldo jedoch stark zurück, auf ca. 74.000 Personen 
jährlich.139 Für die Zukunft liegen zwei Szenarien des Statistischen Bun-
desamtes vor. Die eine Annahme geht von einem allmählichen Anstieg 
des jährlichen Wanderungssaldos auf 100.000 Personen ab 2014 aus. Bei 
der anderen wird ein  Anstieg der jährlichen Zuwanderung auf 200.000 
Personen ab 2020 vorausgesagt.140 Dabei ist die Zuwanderung nach wie 
vor notwendig um den Geburtenrückgang zu regulieren. Sie kann den 
Trend des Bevölkerungsrückgangs jedoch nicht umkehren, sondern nur 
abschwächen.141 Ein angenommener jährlicher positiver Wanderungssal-
do von 100.000 bzw. 200.000 Zuwanderern führt auch zu einer veränder-
ten Bevölkerungsstruktur. Der Anteil der ansässigen Bevölkerung 
schrumpft, wogegen die Zahl der Zugewanderten von ca. 8,5% im Jahr 
2007 auf 19,6% im Jahr 2030 steigen würde.142  
Nachfolgend sollen nun zwei markante Jahre in der demografischen Ent-
wicklung hervorgehoben werden. Anfang der 1970er Jahre kam es zu ei-
nem bedeutenden Wendepunkt in der deutschen Bevölkerungsentwick-
lung. Im Jahr 1972 überstieg die Sterberate erstmals die Geburtenrate. 
Dieser Trend setzte sich zwar fort, jedoch wurde der Geburtenrückgang 
durch starke Zuwanderungsraten in den 70er, 80er und teilweise in den 
90er Jahren mehr als kompensiert. Dies bewirkte, dass die drohende 
Überalterung unserer Gesellschaft nicht deutlich sichtbar wurde und die 
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demografische Entwicklung somit von den meisten Entscheidungsträgern 
nicht wahrgenommen wurde. Im Jahr 2003 kam es zu einem weiteren be-
deutenden Wendepunkt. Die Bevölkerungszahl in Deutschland sank ers-
tmals, da die Zuwanderung das Geburtendefizit nicht mehr ausgleichen 
konnte.143 Dieser Rückgang wird weiterhin anhalten und sich verstärken. 
Die Einwohnerzahl wird sich von zurzeit knapp 82 Millionen Menschen bis 
2060 auf 65 Millionen bzw. 70 Millionen reduzieren, je nach dem, welche 
Prognose der jährlichen Zuwanderung eintritt.144  
Die vorgestellten Entwicklungen führen somit zu drei Attributen, mit denen 
der demografische Wandel oft umschrieben wird: unsere Gesellschaft wird 
weniger, grauer und bunter.145  
3.3.2 Qualitative Entwicklungen 
Die qualitative Entwicklungsdimension des demografischen Wandels leitet 
sich aus den zuvor beschriebenen quantitativen Entwicklungen ab. Dabei 
geht es konkret um die Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials146, 
der Fachkräfteentwicklung und der zunehmend älteren Altersstruktur der 
Belegschaften.147 Diese Entwicklungen werden im nächsten Punkt mit den 
daraus resultierenden Herausforderungen für das betriebliche Gesund-
heitsmanagement betrachtet.  
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4. Betriebliches Gesundheitsmanagement im demografi-
schen Wandel 
Das Erwerbspersonenpotenzial in Deutschland wird altern, schrumpfen 
und heterogener. Der demografische Wandel ist daher für viele Betriebe 
ein Grund, sich mit dem betrieblichen Gesundheitsmanagement ausei-
nander zu setzen.148 Auch für die öffentliche Verwaltung als größter Ar-
beitgeber Deutschlands, ist es wichtig, mit alternden Belegschaften leis-
tungsfähig zu bleiben und für qualifizierten Nachwuchs attraktiv zu wer-
den. 149  Welche Rolle dabei das betriebliche Gesundheitsmanagement 
spielen kann, wird in den folgenden Betrachtungen der qualitativen Ent-
wicklungen dargestellt. Des Weiteren sollen dadurch Einflüsse auf das 
BGM aufgezeigt werden, die in Zukunft bei der Umsetzung immer mehr an 
Bedeutung gewinnen werden. 
4.1 Altersstruktur der Belegschaften oder „Wir werden älter“ 
Die Belegschaften der Verwaltungen sind in den letzten Jahren deutlich 
gealtert. Infolge von Einstellungsstopps und Stellenkürzungen ist das 
Durchschnittsalter im gesamten öffentlichen Dienst in den letzten zehn 
Jahren von 41,8 Jahren auf über 44 Jahre angestiegen. Über die Hälfte 
der Mitarbeiter sind älter als 44 Jahre und rund ein Drittel ist älter als 50 
Jahre. Insbesondere auf der Landesebene und in den Kommunen ist der 
Anteil des älteren Personals besonders hoch und der Anteil an Nach-
wuchskräften sehr gering.150 
Durch die Veränderung in der Altersverteilung der Bevölkerung und daher 
auch im Erwerbspersonenpotenzial wird sich dieser Trend in der öffentli-
chen Verwaltung noch verstärken.151 Außerdem wird durch die steigende 
Lebenserwartung schon aufgrund der sozialen Sicherungssysteme eine 
längere Lebensarbeitszeit unausweichlich sein.152  
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Deshalb muss es das primäre Ziel sein, die Beschäftigten bis ins hohe 
Alter leistungsfähig und motiviert zu halten.  
Der erste Schritt, um mit älteren Belegschaften produktiv und gesund zu 
arbeiten, ist ein positives Altersbild. Lange Jahre herrschte das Bild vom 
Defizitmodell, welches auf der Annahme beruht, dass der Organismus im 
Laufe der Zeit in seiner Funktions- und Leistungsfähigkeit nachlässt. Mit 
zunehmendem Lebensalter vollzieht sich aber keine pauschale Abnahme 
der Leistungsfähigkeit, sondern eine qualitative Veränderung. Es gibt Leis-
tungsvoraussetzungen, wie z.B. das Kurzzeitgedächtnis, die abnehmen, 
solche, die relativ konstant bleiben, wie die Kommunikationsfähigkeit, und 
andere, die mit dem Alter zunehmen, wie z.B. die Urteilsfähigkeit. Dem-
nach sind Ältere keine defizitären Jungen und nicht per se weniger leis-
tungsfähig. Interessanterweise gibt es sogar größere Unterschiede hin-
sichtlich der Leistungsfähigkeit innerhalb der verschiedenen Altersgruppen 
und nicht zwischen ihnen. Wichtig ist, dass die Unterschiede wertge-
schätzt und für die Organisation genutzt werden. So können ältere Mitar-
beiter ihre besonderen Stärken überall dort einbringen, wo es beispiels-
weise auf Erfahrungen, soziale Kompetenz und sorgfältiges Arbeiten an-
kommt.153  
Da die Gruppe der älteren Mitarbeiter in Zukunft steigen wird, ist es wich-
tig, eine alterssensible und eine alternsgerechte Gesundheitsförderung 
umzusetzen. Ältere Menschen werden zwar seltener krank als die jünge-
ren Kollegen, aber im Krankheitsfall sind sie von längeren Fehlzeiten be-
troffen. Das  Älterwerden unterliegt zwar nicht an sich dem betrieblichen 
Einfluss, wohl aber die Gestaltung dieses Verlaufes und des Gesundheits-
zustands, in dem dieser durchlaufen wird.154 Untersuchungen zeigen näm-
lich, dass die Arbeitsfähigkeit im Alter durch individuelle Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung beeinflusst werden kann. 155  Die Gesundheit ist 
nach dem sogenannten „Haus der Arbeitsfähigkeit“ die Basis für die Ar-
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beitsfähigkeit. Sie bildet die Grundlage, d.h. auf ihr bauen alle anderen 
Stufen des Hauses auf. Ihr folgen die Kompetenzen im Sinne von Kenn-
tnissen und Fähigkeiten, die Werte im Sinne von Einstellungen und Moti-
vation und die Arbeit mit den Bereichen Arbeitsumgebung, Arbeitsinhalte, 
Arbeitsorganisation, Führung und Management.156 Wenn nun eine indivi-
duelle Gesundheitsförderung betrieben wird, nimmt die Arbeitsfähigkeit 
weniger stark ab, als wenn keine Maßnahmen durchgeführt werden. Wenn 
die individuelle Gesundheitsförderung mit Maßnahmen zur Arbeit, d.h. 
Maßnahmen die die letzte Stufe des o.g. Hauses beeinflussen, kombiniert 
werden, kann sogar die Arbeitsfähigkeit im Alter steigen. Individuelle 
Maßnahmen der Gesundheitsförderung haben einen positiven Effekt, weil 
die Individualität mit dem Alter zunimmt.157  
Maßnahmen im Bereich der klassischen Gesundheitsprävention, wie z.B. 
Arbeitsplatz- bzw. Gefährdungsbeurteilungen, sollten die besondere Situa-
tion eines hohen Anteils älterer Arbeitnehmer ebenfalls berücksichtigen. 
Ein Ergebnis kann beispielsweise die Entlastung älterer Beschäftigter von 
lang anhaltenden starken körperlichen Belastungen durch ergonomisch 
angepasste Arbeitsplätze sein. Außerdem ist es sinnvoll bei Gefährdungs-
beurteilungen auch die Vermeidung von psychischen Belastungen mit ein-
zubeziehen. Durch persönliche Gespräche und Gesundheitschecks ist es 
zudem möglich, Veränderungen der Leistungsfähigkeit bei Mitarbeitern 
frühzeitig zu erkennen und mit gezielten Maßnahmen entgegenzuwirken. 
Aber auch nach dem Krankheitsfall kann das betriebliche Gesundheits-
management helfen, die Arbeitsfähigkeit von betroffenen Mitarbeitern zu 
verbessern und zu erhalten.158 Denn gerade im Hinblick auf den Fachkräf-
temangel, der im folgenden Kapitel betrachtet wird, kann die Arbeitsunfä-
higkeit eines erfahrenen Mitarbeiters einen teuren Verlust für die Organi-
sation darstellen. Teuer zum einen, weil die Erfahrung des Mitarbeiters 
verloren geht, und zum anderen, weil eine Rekrutierung auf dem Arbeits-
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markt durch das schrumpfende Erwerbspersonenpotenzial zunehmend 
aufwändiger wird.159  Ein wichtiger Aspekt sind daher auch Maßnahmen 
zur Wiedereingliederung Langzeiterkrankter. Hier greift das betriebliche 
Eingliederungsmanagement160, das im § 84 SGB IX geregelt ist. Auch 
Vorgehensweisen im Umgang mit Leistungsgewandelten bzw. Leistungs-
geminderten sollten berücksichtigt werden, da so die Kompetenzen und 
Potenziale dieser Mitarbeiter ebenfalls genutzt werden können.161  
Zwar wird es in Zukunft wichtig sein, dass Maßnahmen des BGM spezielle 
Alterskomponenten enthalten, wie z.B. besondere Untersuchungsangebo-
te, die ein bestimmtes Lebensalter voraussetzen, doch geht es nicht dar-
um, für die Gruppe der älteren Mitarbeiter in besonderer Form Sorge zu 
tragen. Altersbezogene Programme dürfen nur ergänzenden Charakter 
haben.162 Vielmehr geht es darum, präventiv über alle Altersgruppen hin-
weg ein schlüssiges Gesundheitsmanagement zu etablieren.163 Maßnah-
men nur für ältere Mitarbeiter würden viel zu kurz greifen. Erkrankungen 
bei älteren Beschäftigten, wie z.B. chronische Krankheiten, entstehen 
nämlich nicht plötzlich, sondern sind Folgen langjähriger Fehlbeanspru-
chung, Überbeanspruchung oder falschen Verhaltens. Deshalb ist es un-
gemein wichtig, Maßnahmen nicht nur für ältere Mitarbeiter anzubieten. 
Idealerweise sollten Gesundheitsfördermaßnahmen bereits in der Ausbil-
dungszeit beginnen.164 
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4.2 Fachkräftemangel oder „Wir werden weniger“ 
In den nächsten 20 Jahren werden mehr als 50% der Verwaltungsmitar-
beiter aus dem öffentlichen Dienst ausscheiden. Das bedeutet, dass die 
öffentlichen Arbeitgeber verstärkt Nachwuchs rekrutieren müssen. Auf 
dem Arbeitsmarkt in 20 Jahren werden jedoch rund vier Millionen Arbeits-
kräfte weniger zur Verfügung stehen und auch erheblich weniger junge 
Nachwuchskräfte werden zu finden sein. Dies führt zu einem steigenden 
Wettbewerb insbesondere um Hochqualifizierte und Führungskräftenach-
wuchs. Die öffentlichen Arbeitgeber werden in diesem „War for Talents“ 
zunehmend mit der Privatwirtschaft konkurrieren, aber auch mit anderen 
Verwaltungen. Eine Schwierigkeit wird vor allem sein, dass der öffentliche 
Dienst Berufe wie z.B. Ingenieure benötigt, für die deutschlandweit eine 
erhöhte Nachfrage prognostiziert wird. Wichtig ist deshalb, dass sich der 
öffentliche Dienst im Wettbewerb um qualifizierte Arbeitskräfte attraktiv 
positioniert. Da es beim Dienstrecht und der Vergütung einen engen 
Rahmen gibt, müssen Verwaltungen sich durch andere Attraktivitäts-
merkmale abheben.165  Ein Aspekt kann das betriebliche Gesundheitsma-
nagement sein. Verwaltungen, die nämlich über ein betriebliches Gesund-
heitsmanagement verfügen, erhöhen ihre Attraktivität als Arbeitgeberin 
aus Sicht potenzieller Bewerber. Auch wenn sich der zu erwartende Kon-
kurrenzkampf um Hochqualifizierte nicht so entwickeln sollte wie prognos-
tiziert, ist es dennoch wichtig, das Arbeitgeberimage der öffentlichen Ver-
waltung zu verbessern. Denn schon heute zeigt sich, dass der öffentliche 
Dienst als Ausbilder und Arbeitgeber gegenüber anderen oft den Kürzeren 
zieht, weil er eher die weniger qualifizierten Nachwuchskräfte anspricht.   
Ein besseres Image trägt aber auch zu einer stärkeren Identifikation der 
Beschäftigten mit ihrem Arbeitgeber bei.166 Aufgrund des künftigen Fach-
kräftemangels ist nicht nur die Rekrutierung ein wichtiges Feld, sondern 
auch die langfristige Bindung produktiver und qualifizierter Mitarbeiter an 
                                            
165
 Vgl. Hölterhoff in Schwuchow/Gutmann (Hrsg.), 2011, S. 295ff. 
166
 Vgl. KGSt-Bericht 1/2005, S. 11. 
Seite 37 
 
die Organisation.167  Um Mitarbeiterbindung durch ein betriebliches Ge-
sundheitsmanagement zu erzielen, muss dieses dienstleistungsorientiert 
erfolgen. Das bedeutet, dass es sich an die Bedürfnisse der Mitarbeiter 
anpasst und ihren Anliegen entgegenkommt.168 Eine Idee ist beispielweise 
die Auseinandersetzung mit den Lebenssituationen der Mitarbeiter. Die 
Überlegung ist, dass Mitarbeiter ihre Ressourcen und Kompetenzen nur 
dann nutzen können, wenn die anderen Lebensbereiche weitestgehend 
stressfrei organisiert werden. Ist ein anderer Lebensbereich nämlich be-
sonders anstrengend und energiezehrend, führt dies zu einer einge-
schränkten Leistungsfähigkeit am Arbeitsplatz. Es ist demnach lohnend für 
eine Organisation, sich mit den Lebenssituationen der Beschäftigten zu 
befassen und entsprechende Angebote zum Erhalt der Leistungsfähigkeit 
bzw. der Leistungsbereitschaft zu machen.  
An dieser Stelle sollen beispielhaft zwei Lebensphasen betrachtet werden. 
Zunächst geht es um die Phase der Familiengründung. Bevor diese über-
haupt realisiert ist, kann es schon zu schwierigen Fragen und in der Folge 
zu Belastungen kommen. Häufig trifft dies gutausgebildete Frauen, die vor 
der Wahl zwischen einer längeren Erziehungspause und der Wahrneh-
mung beruflicher Perspektiven stehen. Wenn die Familiengründung reali-
siert ist, stehen Eltern oft vor anderen Gegebenheiten als früher. Bei-
spielsweise leben die Großeltern heute oft nicht mehr im selben Ort und 
können in der Erziehung der Kinder somit nicht helfen. Unterstützungs-
möglichkeiten seitens des Arbeitgebers können z.B. flexible Arbeitszeiten, 
Telearbeit, Teilzeitarbeit oder eine betriebliche Kinderbetreuung sein.  
Als zweite beispielhafte Lebensphase wird die Pflegesituation angeführt. 
Diese Lebensphase tritt ein, wenn es zu Pflegebedarf für Eltern, Partner, 
Kinder oder sonstigen Menschen in den Familien kommt. Die Belastung 
durch die Pflegetätigkeit wirkt sich über einen längeren Zeitraum negativ 
auf die physische und psychische Gesundheit aus. Oft wird in Folge der 
Doppelbelastung auf die Ausübung des Berufs verzichtet. Für Unterneh-
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men ist dies vor allem vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels be-
sonders schmerzlich. Durch Unterstützung in dieser Lebensphase kann 
solchen Situationen vorgebeugt werden. Die angebotene Unterstützung 
muss auf die persönliche Situation der Betroffenen zugeschnitten sein. 
Dabei kann es sich beispielsweise um Coaching oder eine Lebensbera-
tung handeln. Solche Angebote können im Rahmen des betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements erfolgen.169 
4.3 Diversity oder „Wir werden bunter“  
Qualitative Entwicklungen aufgrund der Migration, d.h. des prognostizier-
ten positiven Wanderungssaldos von jährlich 100.000 bzw. 200.000 Men-
schen, sind in der Fachliteratur nicht enthalten. Da aber dieses Gesche-
hen die Belegschaftsstrukturen ebenfalls verändert, wird hier die Auffas-
sung vertreten, dass die Heterogenisierung Bestandteil der qualitativen 
Entwicklungen ist.  
Bundesweit liegt der derzeitige Anteil der Migranten im öffentlichen Dienst 
lediglich bei 9,9%. Einer sinkenden Zahl an Bewerben steht durch eine 
bevorstehende Pensionierungswelle jedoch eine wachsende Zahl freier 
Stellen gegenüber. Daher haben Zuwanderer für den öffentlichen Dienst 
eine große Bedeutung.170 Deshalb wird künftig auch in den Verwaltungen 
eine wachsende ethische Vielfältigkeit entstehen. Diese Vielfalt muss da-
her auch im BGM berücksichtigt werden. Beispielsweise wird ein gesun-
des und ausgewogenes Kantinenessen den kulturell definierten Essge-
wohnheiten von Migranten nicht gerecht werden.171 Eine Möglichkeit, die 
kulturellen Einflüsse zu berücksichtigen, sind Perspektiven des Diversity 
Managements in der betrieblichen Gesundheitsförderung einfließen zu 
lassen. Unter Diversity Management versteht man die gezielte Wahrneh-
mung, Wertschätzung und Nutzung von Unterschieden der Mitarbeiter 
hinsichtlich Primär- und Sekundärdimensionen. Primärdimensionen sind 
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das Alter, das Geschlecht, die Rasse, die ethnische Herkunft, körperliche 
Behinderungen, die sexuelle Orientierung und die Religion. Zu den Se-
kundärdimensionen gehören u.a. das Einkommen, der berufliche Werde-
gang und der Familienstand. Ziel ist es nun, die eben beschriebene Viel-
falt der Mitarbeiter als Ressource und Potenzial zu schätzen und für die 
Organisation  nutzbar zu machen. Durch diese individuelle Wertschätzung 
sollen die Arbeitszufriedenheit und Motivation erhöht werden.172 Perspek-
tiven des Diversity Managements in der betrieblichen Gesundheitsförde-
rung berücksichtigen demnach nicht nur kulturelle Aspekte, sondern u.a. 
auch das Alter173 und das Geschlecht, die ebenfalls großen Einfluss auf 
die Praxis der BGF haben.174 Gegebenheiten, die es nun zu hinterfragen 
gilt, sind beispielsweise, welche Personen von Maßnahmen der BGF profi-
tieren und welche Personengruppen eventuell davon ausgeschlossen 
sind. Es gilt zu erheben, welche zusätzlichen Strategien notwendig sind, 
um die Gesundheit aller Mitarbeiter gleichermaßen zu fördern. Des Weite-
ren gilt es herauszufinden, ob es aufgrund des Geschlechts oder der Her-
kunft Unterschiede in der Nutzung von gesundheitsfördernden Maßnah-
men gibt.175 
Beispielsweise gibt es ein unterschiedliches Nachfrageverhalten zwischen 
Frauen und Männern im Hinblick auf Überforderung oder Unterstützung. 
Die Mehrheit der Frauen nimmt Kontakt zur Erziehungsberatung auf und 
holt sich auf diese Weise aktiv Hilfe. Männer interpretieren solch ein Ver-
halten als Zeichen für Schwäche. Um ein Unterstützungsangebot für Män-
ner im Unternehmen ins Leben zu rufen, erfordert dies deshalb eine ande-
re Strategie als für Frauen.176  
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5. Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
Das wesentliche Ziel der Umfrage bestand darin festzustellen, ob und ggf. 
welche Auswirkungen der demografische Wandel auf die Ausgestaltung 
des betrieblichen Gesundheitsmanagements in der Praxis hat. Dies soll 
eine Beurteilung ermöglichen, ob die theoretischen Ausführungen im vier-
ten Kapitel dieser Arbeit in der öffentlichen Verwaltung berücksichtigt wer-
den.  
Daneben sollte auch die Art und Weise der Umsetzung des BGM sowie 
der Umgang mit dem demografischen Wandel ermittelt werden.  
5.1 Auswahl der Teilnehmer 
Ausgangspunkt der Umfrage bildet die Stadt Heilbronn. Die weiteren Teil-
nehmer der Umfrage sollten daher vergleichbar zu dieser Stadtverwaltung 
sein. Bei der Stadt Heilbronn handelt es sich um einen Stadtkreis. Stadt-
kreise unterscheiden sich in ihrer Struktur von anderen Stadtverwaltun-
gen, auch wenn diese vielleicht eine vergleichbare Einwohnerzahl aufwei-
sen. Stadtkreise sind kreisfreie Städte und gehören demnach keinem 
Landkreis an. Deshalb sind sie selbst untere Verwaltungsbehörde und er-
füllen die gleichen Aufgaben eines Landratsamtes, welches untere Ver-
waltungsbehörde für einen Landkreis ist. 
Aus diesem Grunde erschienen die anderen Stadtkreise als weitere Teil-
nehmer der Umfrage am geeignetsten. Insofern bilden die neun Stadtkrei-
se Baden-Württembergs, auf die sich die Untersuchung bezieht, die 
Grundgesamtheit.177 
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5.2 Befragungsinstrument 
Um die Einflüsse auf das BGM durch den demografischen Wandel in ei-
nem Vergleich zwischen den Stadtkreisen Baden-Württembergs ermitteln 
zu können, wurde der Fragebogen als Befragungsinstrument gewählt. Der 
Vorteil des Fragebogens für diese Umfrage lag vor allem in der Flexibilität, 
ihn innerhalb der Stadtverwaltungen an die entsprechenden Stellen wei-
terzuleiten. Da in ihm Fragen zum BGM und zum demografischen Wandel 
enthalten sind, tangiert er zwei Bereiche, die organisatorisch unterschied-
lich angesiedelt sein können.  
Ein Nachteil des standardisierten Fragebogens ist allerdings, dass mit ihm 
nicht auf individuelle Situationen des Befragten eingegangen werden 
kann. Das Thema dieser Umfrage beschäftigt sich im Wesentlichen mit 
Auswirkungen der demografischen Veränderungen auf die Umsetzung 
des BGM. Je nach bisheriger Personalpolitik können diese Auswirkungen 
sehr unterschiedlich ausgeprägt sein. Durch einen standardisierten Fra-
gebogen besteht nun die Gefahr, dass die vorgegebenen Antwortmöglich-
keiten nicht ausreichen, um ein ganzheitliches Bild der tatsächlichen Si-
tuation abbilden zu können. 
Um diese Problematik so weit wie möglich zu umgehen, wurde der Frage-
bogen deshalb mit vielen offenen Fragen versehen. Auch hatten die Teil-
nehmenden oft die Möglichkeit, alternative Antworten zu geben, wenn kei-
ne der zur Auswahl stehenden Angaben passen sollte. Auch wurde dieser 
Aufbau trotz der sich daraus ergebenen Schwierigkeit in der Auswertung 
gewählt, da er zu einer Motivationssteigerung zur Bearbeitung des Frage-
bogens bei den Befragten beiträgt. 
Der Fragebogen wurde in folgende sechs Themenbereiche gegliedert.  
A. Statistische Daten 
B. Strategische Ausrichtung der Stadtverwaltung (Die richtigen Dinge 
tun I) 
C. Betriebliches Gesundheitsmanagement (Die richtigen Dinge tun II) 
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D. Betriebliche Gesundheitsförderung (Die Dinge richtig tun) 
E. Fragen zur Einschätzung des BGM-Verantwortlichen 
F. Freitextfeld für Anmerkungen 
Die Themenkomplexe B bis D sollen an die Bedeutung der Begriffe Effek-
tivität und Effizienz anknüpfen.  Bei der Effektivität geht es um das Tun der 
richtigen Dinge, also um die Strategie. Diese geht immer vor der Effizienz, 
die fragt, ob die Dinge richtig getan werden. Das BGM wurde zur Effektivi-
tät gezählt, da es sich um einen Managementansatz handelt und hier eine 
Strategie erarbeitet wird. Bei der BGF hingegen geht es um konkrete 
Maßnahmen, weshalb es bei dieser darauf ankommt, die Dinge richtig zu 
tun. 
Neben den bereits erwähnten offenen Fragen wurden geschlossene Fra-
gen verwendet, bei denen es z.T. lediglich eine Antwortalternative gab. 
Mehrfachnennungen waren bei einigen Fragen möglich. Für die Abgabe 
von Einschätzungen wurden sowohl fünfstufige Skalierungen von z.B. 
„sehr wichtig“ bis „überhaupt nicht wichtig“, als auch eine vierstufige Skala 
von „trifft völlig zu“ bis „trifft überhaupt nicht zu“ festgelegt. 
5.3 Durchführung der Umfrage 
Nach der Konzeption des Fragebogens wurde dieser im Juni 2012 einem 
Pretest unterzogen. Ein Pretest wird zur Überprüfung der Verständlichkeit 
der Fragen, der Vollständigkeit der Antwortvorgaben und zur Ermittlung 
der Bearbeitungsdauer angewendet.178  Durchgeführt wurde der Pretest 
von der Leiterin der Personalentwicklung und Personalwirtschaft der 
Stadtverwaltung Heilbronn. An diesen schloss sich eine Überarbeitung 
des Fragebogens an.  
Die Versendung der Fragebögen sollte via E-Mail erfolgen. Um dafür die 
entsprechenden Adressen zu erhalten, fand eine telefonische Nachfrage 
bei den Stadtverwaltungen statt. In diesem Zuge wurde das Thema und 
das Ziel der Umfrage mündlich vorgestellt.   
                                            
178
 Vgl. Mayer, 2008, S. 98. 
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Die endgültige Fassung des Fragebogens179 wurde gemeinsam mit einem 
Begleitschreiben180 und Bearbeitungshinweisen181 an die zuvor erfahrenen 
E-Mail-Adressen der Stadtkreise versandt. Die Erhebung der Daten fand 
im Zeitraum vom 15. Juni bis zum 16. Juli 2012 statt. Dadurch sollte ver-
mieden werden, dass die Durchführung der Umfrage in die Sommerferien 
fällt. Innerhalb des angegebenen Zeitraums beteiligten sich alle ange-
schriebenen Stadtkreise an der Umfrage. Dies entspricht einer Rücklauf-
quote von 100%. Drei teilnehmende Verwaltungen zeigten Interesse an 
der Auswertung der Umfrage. 
5.4 Auswertung  
Die Auswertung der erhobenen Daten wurde mithilfe des Tabellenkalkula-
tionsprogramms Microsoft Excel durchgeführt. Hierfür mussten die Daten 
zunächst tabellarisch aufbereitet werden.  
Für die Auswertung der offenen Fragen erfolgte anschließend eine Sortie-
rung und Zusammenfassung zu Kategorien bzw. zu passenden Oberbeg-
riffen. Es wurde darauf geachtet, die Stimmungsbilder korrekt wiederzu-
geben. Hierfür wurde meist zu jeder offenen Frage ein Text formuliert, in 
dem beschrieben ist, welche Kategorien gebildet wurden und welche Häu-
figkeitsverteilung vorliegt. Wenn es möglich war, erfolgte anschließend 
eine Schlussfolgerung.  
Im Folgenden findet keine chronologische Betrachtung jedes einzelnen 
ermittelten Wertes statt. Die Darstellung der Ergebnisse konzentriert sich 
auf markante Feststellungen und die sich daraus ergebenden Folgerun-
gen. Grundlage hierfür ist die Auswertung der Umfrage182.  
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 Fragebogen, Anlage 2. 
180
 Begleitschreiben, Anlage 3. 
181
 Bearbeitungshinweise, Anlage 4. 
182
 Auswertung der Umfrage, Anlagen 5 bis 10. 
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5.5 Ergebnisse 
Das Durchschnittsalter der Beschäftigten im öffentlichen Dienst lag im Juni 
2010 bei 44,6 Jahren.183 Die Stadt Heilbronn liegt mit 44,3 Jahren knapp 
unter diesem Durchschnitt. Der Altersdurchschnitt der Stadtkreise insge-
samt liegt bei 45,25 Jahren, wobei eine befragte Verwaltung hierzu keine 
Angabe machte. 62,5% der Befragten liegen mit ihrem angegebenen 
Durchschnittsalter der Beschäftigten über dem Umfragedurchschnitt von 
45,25 Jahren. Demnach weist die Stadt Heilbronn im Vergleich zu den 
anderen Umfrageteilnehmern eine jüngere Altersstruktur auf. 
Der Umstand, dass acht von neun Befragten das Durchschnittsalter der 
Beschäftigten angegeben haben, lässt darauf schließen, dass eine Alters-
strukturanalyse durchgeführt wird. Hierzu werden in der Regel zunächst 
Altersklassen gebildet und diesen die jeweilige Anzahl der Beschäftigten 
zugeordnet. Des Weiteren wird der Altersdurchschnitt der Belegschaft er-
rechnet. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels genügt die-
ses Wissen jedoch nicht für eine bedarfsgerechte Maßnahmenplanung. 
Für diese bietet sich die funktionsbezogene Altersstrukturanalyse an. Die-
se vergleicht einzelne Arbeitsbereiche oder Beschäftigtengruppen (z.B. 
Gewerblicher Bereich und Angestellte, Führungskräfte) nach ihrer Alters-
struktur. Solch eine differenzierte Betrachtung zeigt auf, ob es bestimmte 
Bereiche mit besonders hohem oder niedrigem Altersdurchschnitt gibt, 
oder ob ältere und jüngere Mitarbeiter tendenziell in unterschiedlichen Tä-
tigkeitsfeldern arbeiten.184 67% der befragten Verwaltungen wenden je-
doch noch keine funktionsbezogene Altersstrukturanalyse an, so auch die 
Stadt Heilbronn. Die anwendenden Behörden stuften diese Analyse als 
wichtiges Instrument für die Personalplanung ein. Auch auf die Möglichkeit 
zu zielgruppenspezifischen Maßnahmen durch die Analyse wurde hinge-
wiesen. 
                                            
183
 Vgl. Altis, Dr. Alexandros: Entwicklung der Beschäftigung im öffentlichen Dienst, in:  
     Wirtschaft und Statistik, Monatszeitschrift des Statistisches Bundesamtes, Heft  
     11/2011, S. 1114. 
184
 Vgl. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), 2008, S. 151ff. 
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Ein sehr positives Ergebnis ist hingegen, dass alle befragten Stadtkreise 
angaben, das Thema „demografischer Wandel“ und seine Folgen für die 
Personalstruktur auf der Führungsebene zu thematisieren. Eine Veranke-
rung im Leitbild der Verwaltungen gibt es dagegen allerdings nicht. Keine 
befragte Stadt gab an, dass der demografische Wandel Inhalt des Leitbil-
des sei. Zum BGM gaben 22% an, dass es Teil des Leitbildes sei. Dies ist 
zwar mehr, als es beim demografischen Wandel der Fall ist, jedoch trotz-
dem ein geringer Wert. Das Nichtvorhandensein eines Leitbildes kann 
hierfür nicht der Grund sein, da lediglich eine Stadt angab, kein Leitbild zu 
haben. Das Leitbild hat indes eine grundlegende Bedeutung für das Ma-
nagement und die Mitarbeiter. In ihm sind die Mission der Organisation, 
die daran abgeleiteten strategischen Ziele und die Wertvorstellungen 
enthalten.185 Die Gesundheit als Wert und Ziel einer Organisation sowie 
der Umgang mit dem demografischen Wandel, ggf. auch die Identifizie-
rung neuer Chancen durch ihn, sind daher wichtige Bestandteile eines 
zeitgemäßen Leitbildes. 
Auch wenn das BGM lediglich bei 22% der teilnehmenden Verwaltungen 
im Leitbild zum Ausdruck kommt, ist es bei 88,9% der Stadtkreise imple-
mentiert. Zu diesen zählt auch die Stadt Heilbronn. Eine befragte Stadt 
(11,1%) gab an, kein BGM etabliert zu haben, aber Maßnahmen der Ge-
sundheitsförderung durchzuführen. Diese merkte auch im Freitextfeld an, 
dass sich das BGM bereits im Aufbau befände. Demnach wenden fast alle 
Stadtkreise Baden-Württembergs ein BGM an.  
Aus den Fragen zur Umsetzung des BGM und aus den statistischen Da-
ten lässt sich hingegen Verbesserungspotenzial für die Rahmenbedingun-
gen erkennen. So ist das BGM bei nur 50% der befragten Stadtkreise 
durch eine Dienstvereinbarung festgelegt. Die Stadt Heilbronn und der 
Gesamtpersonalrat der Stadt haben Ende des Jahres 2010 die Dienstver-
einbarung zum BGM abgeschlossen. Solch eine Rahmenvereinbarung 
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 Vgl. Rudow, 2011, S. 228. 
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trägt zu einer bindenden Grundlage und zur Vertrauensbildung zwischen 
den abschließenden Parteien bei.186  
Die Frage nach der Verankerung in der Organisationsstruktur ergab, dass 
das BGM überwiegend in der Linienorganisation (62,5%) bzw. in einer 
Kombination aus Linienorganisation und dezentralen Strukturen (25,0%) 
angesiedelt ist. Bei keiner befragten Verwaltung ist das BGM als Stabstel-
le organisiert. Auffällig ist, dass das BGM immer einem personalverwal-
tenden Amt zugeordnet ist. Lediglich eine Verwaltung beschrieb eine ab-
weichende Situation. In diesem Fall wird das BGM von einem zentralen 
Gremium, dem Arbeitssicherheitsausschuss, in Verbindung mit dezentra-
len, amtsbezogenen Arbeitskreisen „Gesundheit und Soziales“ organisiert. 
Solch eine Organisation kann von Vorteil sein, da das Personalamt oft-
mals Befürchtungen bei den Mitarbeitern in Bezug auf ihre Arbeit auslöst. 
Deshalb kann eine alternative Organisation des BGM zu mehr Akzeptanz 
und zu größerem Vertrauen bei den Mitarbeitern beitragen.  
Zu finanziellen Ressourcen des BGM wurde nach einem Pro-Kopf-Budget 
für gesundheitsfördernde Maßnahmen je Mitarbeiter gefragt. Dieses gibt 
es jedoch bei keiner der befragten Stadtkreise. Die Bereitstellung von fi-
nanziellen Mitteln ist für die nachhaltige Sicherung des BGM jedoch ent-
scheidend.187 Dies verdeutlicht auch ein Ergebnis bei der Frage E 4, in der 
die Teilnehmer gebeten wurden, ihre bisherigen Erfahrungen mit dem 
BGM zu bewerten. Ein Stadtkreis gab an, eher schlechte Erfahrungen 
gemacht zu haben, wie folgendem Schaubild zu entnehmen ist.  
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 Vgl. Badura/Walter/Hehlmann, S. 150. 
187
 Vgl. Weinreich/Weigl, 2011, S. 228. 
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Abbildung 8: Erfahrungen mit dem BGM188 
Im darauffolgenden Freitextfeld erfolgte die Anmerkung, dass für eine er-
folgreiche BGF/BGM ausreichend finanzielle Ressourcen erforderlich sei-
en. Diese hätte es allerdings während den bisherigen Jahren leider nicht 
gegeben. 
Im Bereich der Wirksamkeitsüberprüfung der Maßnahmen sind 62,5% der 
befragten Stadtkreise aktiv. Die Stadt Heilbronn führt keine Wirksamkeits-
überprüfungen durch. Bei den meist genannten Instrumenten handelt es 
sich um Mitarbeiterbefragungen und Gesundheitsberichte. Daneben 
kommen auch die Fehlzeiten- und Fluktuationsquote sowie Teilnehmer-
zahlen und Unfallstatistiken zum Einsatz. Neben diesen klassischen In-
strumenten gibt es auch weitere relevante Kennzahlen wie z.B. der Work-
Ability-Index, welche jedoch noch nicht eingesetzt werden.   
Weitere Strukturen wie Lenkungsgruppe (18,8%), Arbeitskreis (31,2%) 
oder Gesundheitszirkel (25,0%) sind bei den Stadtverwaltungen überwie-
gend gut vorhanden. Bei deren Ausgestaltung werden zu 75,0% demogra-
fische Gesichtspunkte berücksichtigt. Diese Berücksichtigung erfolgt je-
doch sehr unterschiedlich. Beispielsweise wurde einmal angegeben, dass 
eine Abstimmung zwischen den Strukturen des BGM und den Strukturen 
zum demografischen Wandel erfolgen würde. Zwei Stadtverwaltungen 
gaben an, darunter auch die Stadt Heilbronn, dass Ergebnisse von Analy-
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seinstrumenten des BGM unter demografischen Gesichtspunkten ausge-
wertet würden. Eine Stadtverwaltung weist sogar eine Struktur auf, die die 
Themenfelder BGM und demografischer Wandel verbindet. Dabei handelt 
es sich um einen Arbeitskreis „Älter werden im Beruf“. Des Weiteren er-
folgt bei einer befragten Stadt vor jedem Projektstart eine Altersanalyse 
und Abstimmung der erforderlichen Maßnahmen. Als letzte Angabe erfolg-
te durch eine Stadt das Schaffen von alternsgerechten Arbeitsbedingun-
gen als wichtige Aufgabe des BGM im Hinblick auf den demografischen 
Wandel.  
Diese unterschiedlichen Handhabungen zeigen, dass der demografische 
Wandel sehr individuell berücksichtigt wird. Jedoch lässt sich den Antwor-
ten entnehmen, dass sich die Verwaltungen mit dem Prozess des Alterns 
auseinandersetzen.  
Bei den Themen, die aufgrund des demografischen Wandels angegangen 
werden, liegt das Alternsmanagement dagegen weit zurück.  
 
Abbildung 9: Themen aufgrund des demografischen Wandels189 
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Die Berücksichtigung von demografischen Gesichtspunkten bei konkreten 
Maßnahmen, wie z.B. im Bereich der Stressbewältigung, erfolgt bei den 
Stadtkreisen zu 44,4%. Die Antworten zu dieser Frage (D 2) in Verbindung 
mit denen zur Frage B 4 ergeben ein breit gefächertes Bild von Angeboten 
bei den Stadtverwaltungen. So erhalten Führungskräfte beispielsweise 
Schulungen zu alternsgerechtem und zu gesundheitsorientiertem Führen. 
Themen für Mitarbeiter sind z.B. „Alter und Gesundheit“ oder „Ältersein im 
Beruf“, auch der Umgang mit Stress wird geschult. So gibt es Seminare 
zum Stressabbau und zur Gesunderhaltung. Ebenso die Vereinbarung 
von Beruf und Pflege sowie Perspektiven nach dem Beruf werden behan-
delt.  
Neben thematischen Berücksichtigungen des demografischen Wandels 
werden zielgruppenspezifische Maßnahmen immer bedeutender. Dies 
erfolgt zu 77,8% bei den befragten Stadtkreisen. Bei der Frage, für welche 
Zielgruppen es spezielle Angebote gibt, wurde der Punkt „Andere Ziel-
gruppen“ mit 46,7% am häufigsten genannt. Für Auszubildende bieten 
20,0% der Befragten Maßnahmen an, für Frauen und ältere Beschäftigte 
13,3% und 6,7% richten Maßnahmen speziell für Männer aus. Für Be-
schäftigte mit ausländischen Wurzeln bietet keine befragte Stadt spezifi-
sche Angebote an. Unter dem Punkt „Andere Zielgruppen“ wurden mit fünf 
Nennungen bestimmte Berufsgruppen am häufigsten angegeben. Hier 
wurden z.B. Waldarbeiter und Reinigungskräfte genannt. Diese Berück-
sichtigung folgt möglicherweise aus der Vielzahl an unterschiedlichen Be-
rufen, die die Verwaltung eines Stadtkreises aufweist, da dieser selbst un-
tere Verwaltungsbehörde ist und daher die Aufgaben eines Landkreises 
wahrnimmt. Die Berücksichtigung bestimmter Berufsgruppen ist wichtig, 
da mit einem anderen Berufsbild oftmals auch andere Belastungen ein-
hergehen.  
Die heutige Beeinflussung des demografischen Wandels in der Ausgestal-
tung des BGM wurde von 75,0% der Befragten als „eher stark“ und von 
25,0% als „stark“ beschrieben. Diese Einschätzung durch die BGM-
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Verantwortlichen der Stadtkreise unterstreicht die eben beschriebenen 
Angaben der Verwaltungen. Jedoch zeigt die weitere Einschätzung, dass 
die Auswirkungen auf die Umsetzung des BGM in Zukunft zunehmen wer-
den. In 10 Jahren schätzen nur noch 12,5% die Beeinflussung auf „eher 
stark“ ein. 50,0% schätzen sie als „stark“ und 37,5% sogar als „sehr stark“ 
ein. 
Die Bedeutung des BGM im Hinblick auf den demografischen Wandel wird 
von den BGM-Verantwortlichen der Stadtkreise zu 25,0% als „wichtig“ und 
zu 75,0% sogar als „sehr wichtig“ eingestuft. Dies zeigt, dass das BGM im 
Rahmen der demografischen Veränderungen einen hohen Stellenwert in 
den Verwaltungen einnimmt. 
5.6 Fazit 
Im Folgenden sollen die Ergebnisse der Umfrage unter Bezugnahme der 
wesentlichen Zielsetzung und der theoretischen Ausführungen im vierten 
Kapitel betrachtet werden.  
Die Ergebnisse der Umfrage zeigen, dass die Umsetzung des BGM die 
demografischen Veränderungen bereits berücksichtigt. Eine Beeinflus-
sung durch den demografischen Wandel bei den Stadtkreisen kann somit 
bejaht werden. Die Einflüsse auf die Strukturen bzw. auf die Rahmenbe-
dingungen gestalten sich jedoch sehr unterschiedlich. Dieser Umstand 
kann jedoch auch dem Fragebogen geschuldet werden, denn im Laufe 
des Entstehungsprozesses der Arbeit zeigte sich, dass die Behandlung 
dieses Inhaltes präziser hätte erfolgen sollen.  
Bei der Gestaltung von konkreten Maßnahmen konnte hingegen ein brei-
tes Bild gewonnen werden. Hier werden die Auswirkungen des demografi-
schen Wandels inhaltlich berücksichtigt. So wird sich z.B. die Doppelbe-
lastung von Berufsausübung und häuslicher Pflegetätigkeit in Zukunft als 
Folge der veränderten Altersstruktur der Bevölkerung erhöhen. Diese und 
andere Situationen werden in Angeboten der Stadtverwaltungen berück-
sichtigt. 
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Die zielgruppenspezifischen Maßnahmen der Stadtkreise konzentrieren 
sich jedoch weitestgehend auf bestimmte Berufsgruppen. Frauen, Migran-
ten oder ältere Mitarbeiter werden als Zielgruppe im BGM eher nicht 
wahrgenommen. Den Umstand, dass ein präventives BGM bereits in der 
Ausbildung beginnen sollte, nehmen die Stadtkreise indes bereits wahr, 
was sich in spezifischen Angeboten für Auszubildende äußert.  
Neben präventiven Konzepten gewinnen auch korrektive Ansätze wie das 
BEM an Bedeutung. Jedoch gibt es trotz gesetzlicher Verpflichtung seit 
2004 noch Stadtverwaltungen, die kein BEM anbieten. So ergab diese 
Umfrage (siehe D 1), dass nur sieben von neun Stadtkreisen ein BEM 
eingeführt haben. 
Im Hinblick auf den Fachkräftemangel ist die Positionierung als attraktiver 
Arbeitgeber auf dem Arbeitsmarkt von großer Bedeutung. Das Betreiben 
eines BGM kann hierzu positiv beitragen. Alle Stadtkreise haben diesen 
Zusammenhang erkannt, geben doch 62,5% an, dass es überwiegend 
zutrifft, und für 37,5% trifft es sogar völlig zu.  
Genau das gleiche Bild ergibt sich für den Beitrag des BGM zur Mitarbei-
terbindung und zur Gesunderhaltung der Beschäftigten (siehe E 3).  
Lediglich der Beitrag eines interkulturellen BGM zur Erreichung aller Be-
schäftigten für Maßnahmen der BGF wird geringer eingeschätzt. Hier sind 
87,5% der Ansicht, dass dies überwiegend zutrifft und 12,5% behaupten, 
dass dies überwiegend nicht zutrifft. Durch den demografischen Wandel 
werden sich die Belegschaftsstrukturen verändern, auch kulturell. Deshalb 
ist es wichtig, dass sich das BGM ebenfalls kulturell öffnet, um nicht einige 
Mitarbeiter von den Angeboten auszuschließen.  
Die Mehrheit der Stadtkreise sieht das BGM als sehr wichtiges Instrument 
im Hinblick auf die künftigen Herausforderungen durch den demografi-
schen Wandel an. Die derzeitige Anwendung eines BGM von 88,9% der 
Stadtkreise belegt diese Auffassung ebenso wie der Umstand der hohen 
Rücklaufquote dieser Umfrage. 
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6. Handlungsempfehlungen für die Stadt Heilbronn 
Betrachtet man die Auswertung und das Ergebnis der Umfrage, so erge-
ben sich Handlungsempfehlungen zu Veränderungen der Rahmenbedin-
gungen und zu konkreten Inhalten.  
Als grundlegende Änderung wird zu einer Fortschreibung des Leitbildes 
geraten. Das Leitbild der Stadt Heilbronn190 befasst sich zentral mit dem 
Thema Führung. In diesem heißt es, dass Führung auf ein gesundes Ar-
beitsumfeld achten muss, jedoch sollte die Gesundheit einen Schwerpunkt 
des Leitbildes darstellen. Das Leitbild ist integrativer Bestandteil der Un-
ternehmenskultur und eine Entwicklung des Leitbildes kann diese verbes-
sern. Wichtig ist, dass die Gesundheit der Mitarbeiter als Wert und Ziel der 
Verwaltung bekannt gemacht und als Ideal anstrebt wird. Außerdem ist es 
empfehlenswert, im Leitbild eine Strategie in Bezug auf den demografi-
schen Wandel zu formulieren. Eine Auseinandersetzung mit den Konse-
quenzen des demografischen Wandels auf strategischer Ebene ermöglicht 
der Stadtverwaltung Heilbronn eine Orientierung, welche Herausforderun-
gen sich ergeben werden, und wie darauf langfristig zu reagieren ist.  
Auch das Thema Führung bedarf Ergänzungen im Leitbild der Stadt Heilb-
ronn. So gehört eine gesundheitsorientierte und alternsgerechte Führung 
ebenfalls zu den aktuellen Führungsanforderungen. Allerdings gilt es 
auch, das Selbstmanagement für die Führungskräfte bewusst zu machen. 
Dies bedeutet, dass Führungskräfte im Umgang mit ihrer eigenen Ge-
sundheit, z.B. im Hinblick auf Burn-out, verstärkt geschult werden müssen.    
Im Rahmen einer bedarfsgerechten Personalplanung bietet sich die An-
wendung einer funktionsbezogenen Altersstrukturanalyse an. Die Stadt 
Heilbronn führt bereits eine Altersstrukturanalyse durch. Aufgrund der vie-
len verschiedenen Berufsgruppen können die Ergebnisse für einzelne Be-
schäftigungsgruppen jedoch erheblich von denen für die gesamte Beleg-
schaft abweichen. Ergibt solch eine Analyse, dass z.B. die Berufsgruppe 
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 Vgl. Leitbild Führung der Stadt Heilbronn, als Anlage auf beigefügter CD zu finden.  
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der Ingenieure besonders „alt“ ist, kann sich daraus u.a. verstärkt ein 
Problem des Know-how-Transfers stellen. Deshalb sei der Stadtverwal-
tung Heilbronn angeraten, eine funktionsbezogene Altersstrukturanalyse 
einzuführen. 
Ein dringender Handlungsbedarf ergibt sich für die Stadt Heilbronn in Be-
zug auf die Bereitstellung finanzieller Mittel für das BGM. Ganz konkret 
wird angeraten, ein Pro-Kopf-Budget einzuführen, das jährlich abgerufen 
werden kann.   
Sollten finanzielle Ressourcen bereitgestellt werden, nimmt die Bedeutung 
der Wirksamkeitsüberprüfung von Maßnahmen zu, da so der sinnvolle 
Einsatz von Mitteln überprüft und gesteuert werden kann. Grundsätzlich 
gilt, dass der Aufwand der Bewertung in einem gesunden Verhältnis zum 
Aufwand der Maßnahmen stehen sollte. Als konkretes Bewertungsinstru-
ment kann der Stadt Heilbronn der Einsatz des Work-Ability-Index vorge-
schlagen werden, da er kostengünstig, einfach und schnell anzuwenden 
ist. 191  Da das betriebliche Gesundheitsförderprogramm bei der Stadt 
Heilbronn sehr umfangreich gestaltet ist, wird außerdem geraten, in frühen 
Projektphasen bereits Zwischenbewertungen durchzuführen, wodurch der 
gesamte Projektablauf begleitet werden kann.  
Als letzte Rahmenbedingung wird zum Aufbau eines internen und exter-
nen Marketings für das BGM geraten. Durch das interne Marketing wird 
vor allem Akzeptanz bei allen Beteiligten erreicht. Durch ein externes Mar-
keting ist es möglich, sich als attraktiver Arbeitgeber zu präsentieren. Hier 
hat die Stadt Heilbronn durch die Erwähnung des BGM bei Stellenaus-
schreibungen bereits den ersten Schritt getan. Für die Zukunft wird jedoch 
zu einer offensiveren Werbung geraten. 
Bezüglich konkreter Inhalte wird als erstes zu einer verstärkten Behand-
lung des Themas Ernährung geraten. Im Rahmen der Umfrage gab die 
Stadt Heilbronn an, dieses Thema nicht jährlich zu behandeln. Außerdem 
                                            
191
 Vgl. Kapitel 2.4.1, S. 20f. 
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bietet die Stadt keine Kantine und somit kein gesundheitsbewusstes Menü 
für ihre Beschäftigten an. Letztere Gegebenheit zu ändern, stünde jedoch 
in keinem wirtschaftlichen Verhältnis zu dem zu erzielenden Nutzen. Den-
noch ist die Ernährung für einen gesundheitsbewussten Lebensstil von 
grundlegender Bedeutung. Um Einfluss auf die Ernährungsgewohnheiten 
der Beschäftigten zu nehmen, bietet sich z.B. ein Gesundheitstag mit die-
sem Thema als Schwerpunkt an.      
Handlungsbedarf besteht für die Stadt Heilbronn außerdem bei zielgrup-
penorientierten Angeboten. Momentan erfolgen diese lediglich für be-
stimmte Berufsgruppen. Im Rahmen des demografischen Wandels ist es 
jedoch wichtig, Aspekte eines Diversity-Managements in der BGF zu be-
rücksichtigen. Die Vielfalt in der Belegschaftsstruktur wird in Zukunft zu-
nehmen und ebenso wird die Bedeutung an gezielten Maßnahmen für z.B. 
Frauen, Migranten, ältere Beschäftigte, aber auch für Leistungsgewandel-
te und Leistungsgeminderte zunehmen. Hierdurch wird gewährt, Angebote 
der BGF allen Mitarbeitern der Stadt Heilbronn zu unterbreiten.   
Neben dieser Sensibilisierung für spezifische Zielgruppen wird zu einem 
Verständnis für die verschiedenen Lebensphasen der Mitarbeiter der Stadt 
Heilbronn geraten. Dieses Verständnis sollte sich in speziellen Angeboten 
bzw. Maßnahmen für die Mitarbeiter widerspiegeln. Hierfür bedarf es einer 
Orientierung an der beruflichen und privaten Lebenssituation der Beschäf-
tigten. Lebensphasen können z.B. die Zeit der Familienerweiterung und 
Kinderbetreuung, häusliche Pflegetätigkeit oder die Ausübung eines Eh-
renamtes sein. Zu Berufsphasen zählt z.B. der Berufseinstieg oder der 
zeitliche bzw. endgültige berufliche Rückzug. Als konkrete Maßnahme 
könnte die Stadt Heilbronn ihren Mitarbeitern persönlich zugeschnittene 
Coachings anbieten.   
 
 
 
 7. Ausblick 
Das betriebliche Gesundheitsmanagement steht vor einigen großen H
rausforderungen, die durch den demografischen Wandel ausgelöst we
den. Die größte Herausforderung ist jedoch
BGM entsprechend weiterzuentwickeln. 
keine Probleme von morgen gelöst werden. Und auf das BGM trifft dies in 
gewisser Weise zu, denn die Idee 
Gesunderhaltung der Beschäftigten 
Wandel ins allgemeine Bewu
Um die Veränderungen durch den demografischen Wandel hingegen zu 
bewältigen, braucht es mehr als die Anwendung eines 
siblen betrieblichen Gesundheitsmanagements
ganzheitlicher Ansatz erforderlich, 
zungen hinausgeht. In diesem müssen verschiedene Handlungsfelder des 
Personalmanagements berücksichtigt werden. In der Literatur wird 
sem Zusammenhang häufig von einem Demografiemanagement gespr
chen. Die anfangs abgebildete
aufgegriffen werden, um die weitere Entwicklung des BGM als Bestandteil 
eines Demografiemanagement
Abbildung 10: Weiterentwicklung des BGM
Dieser Ansatz befasst sich 
mit den Bereichen Personalbeschaffung
und Wissensmanagement
durch ist ein Gesamtkonzept für die Bewältigung 
rausforderungen möglich.
                                        
192
 Quelle: Eigene Darstellung
193
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 262ff.
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Anlagen 
Anlage 1: Interview mit Herrn Dr. Weigl 
Telefonisches Interview mit Herrn Dr. Weigl, Institut für Gesundheit 
und Management GmbH am 01.08.2012 
 
Fragen zur E-Mail vom 29.07.2012: 
1. Um welche AG handelte es sich, in der 1996 der Begriff „BGM“ ge-
prägt wurde? 
 
2. Was war der Auslöser für die Entwicklung des BGM? 
 
Antworten von Herrn Dr. Weigl: 
1. Die AG fand im Rahmen eines Forschungsprojekts zur Dienstleis-
tungsprävention statt. Das Projekt hieß „Prävention 2000+“. 
 
2. Der Auslöser war sozusagen das Thema Gesundheit bei den Un-
ternehmen aus einer Ecke „wir verteilen ein par Äpfel in der Mit-
tagspause“ herauszuholen. Es setzte das Bewusstsein über die 
Wichtigkeit Gesundheit in den Unternehmen zu managen ein.  
Herr Dr. Weigl verglich diesen Prozess mit dem des Qualitätsma-
nagements.  
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Anlage 2: Fragebogen 
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Anlage 3: Begleitschreiben 
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Anlage 4: Bearbeitungshinweise 
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Anlage 5: Auswertung statistischer Daten  
Rücklauf der Befragung 
Grundgesamtheit Rücklauf Rücklaufquote 
9 9 100,0% 
Tabelle 5-1: Rücklauf der Befragung 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
A 1: Name der Stadt 
Diese Antwort wird anonymisiert. Anstatt die Städte namentlich zu benen-
nen, werden die Buchstaben A, B, C, D, E, F, G, H und I verwendet. 
 
A 2: Anzahl der Beschäftigten 
 
Abbildung 5-1: Anzahl der Beschäftigten 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
 
 
 
 
56%
11%
22%
11%
Beschäftigte
1 - 3.000 Beschäftigte
3.000 - 5.000 Beschäftigte
5.000 - 10.000 Beschäftigte
über 10.000 Beschäftigte
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Anzahl der  
Beschäftigten 
Anzahl     Anteil an der  
Grundgesamtheit der 
Befragten (N=9) 
Bis 3.000 5 55,6% 
3.000 – 5.000 1 11,1% 
5.000 – 10.000 2 22,2% 
Über 10.000 1 11,1% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 5-2: Anzahl der Beschäftigten  
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
A 3: Durchschnittsalter der Beschäftigten 
 
Abbildung 5-2: Durchschnittsalter der Beschäftigten 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
* Hinweis: Der Stadtkreis G machte dazu keine Angabe. 
 
Auf Grundlage der oben dargestellten Angaben wurde ein Gesamtalters-
durchschnitt der Stadtkreise von 45,25 Jahren ermittelt. 
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A 4.1: Gibt es eine funktionsbezogene Altersstrukturanalyse? 
 
Abbildung 5-3: Funktionsbezogene Altersstrukturanalyse 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Anwendung einer  
funktionsbezogenen 
Altersstrukturanalyse 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja 3 33,3% 
Nein 6 66,7% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 5-3: Funktionsbezogene Altersstrukturanalyse 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
A 4.2: Warum wenden Sie die funktionsbezogene Altersstrukturana-
lyse an? 
Die Antworten der drei Stadtkreise, die eine funktionsbezogene Alters-
strukturanalyse anwenden, konnten folgenden Oberbegriffen zugeordnet 
werden. Zwei Antworten zielten auf die Anwendung der Analyse als In-
strument im Rahmen der Personalplanung ab und eine auf die Möglich-
keit  zielgruppenspezifische Maßnahmen zu erkennen. Diesen Angaben 
kann man entnehmen, dass eine bloße Altersstrukturanalyse noch nicht 
für eine adäquate Personalplanung ausreicht, da es durchaus verschiede-
33%
67%
Funktionsbezogene Altersstrukturanalyse
Ja
Nein
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ne Altersstrukturen in unterschiedlichen Berufsgruppen geben kann. Die 
Ergebnisse dieses Instrumentes ermöglichen somit, konkrete Handlungs-
bedarfe zu erkennen, sodass gezielte Maßnahmen eigeleitet werden kön-
nen.  
 
A 5.1: Haben Sie ein Pro-Kopf-Budget für gesundheitsfördernde 
Maßnahmen je  Mitarbeiter/in? 
Pro-Kopf-Budget für 
gesundheitsfördernde 
Maßnahmen 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja 0 0,0% 
Nein 9 100,0% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 5-4: Pro-Kopf-Budget für gesundheitsfördernde Maßnahmen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
A 5.2: Welche Höhe weist das Pro-Kopf-Budget auf? 
Diese Frage wurde nicht beantwortet, da keine der befragten Stadtverwal-
tungen ein Pro-Kopf-Budget für gesundheitsfördernde Maßnahmen je Mi-
tarbeiter/in aufweist.  
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A 6.1: Gibt es zeitliche Freistellungen für Maßnahmen der betriebli-
chen Gesundheitsförderung? 
 
Abbildung 5-4: Zeitliche Freistellung für Maßnahmen der BGF 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
 
Zeitliche Freistellung  
für Maßnahmen der  
betrieblichen  
Gesundheitsförderung 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja 8 88,9% 
Nein 1 11,1% 
Gesamt 9 100,00% 
Tabelle 5-5: Zeitliche Freistellung für Maßnahmen der BGF 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
A 6.2: In welchem Umfang erfolgt die zeitliche Freistellung? 
Diese Frage wurde nicht durch die Nennung von konkreten Zeitangaben 
beantwortet. Es erfolgte eine Aufzählung von Ereignissen und Situatio-
nen, für welche die Mitarbeiter/innen freigestellt werden. 
Aus den verschiedenen Antworten konnten folgende sieben Kategorien 
zu ereignisbezogenen Freistellungen gebildet werden: 
89%
11%
Zeitliche Freistellung
Ja
Nein
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Abbildung 5-5: Ereignisbezogene Freistellung 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Die Auswertung der ereignisbezogenen Freistellung lässt hingegen keine 
eindeutigen Schlussfolgerungen zu, da die Aufzählung der Teilneh-
menden nicht abschließend erfolgte. Dies lässt sich daran erkennen, dass 
in den Antworten oft ein „etc.“ enthalten war.  
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Anlage 6: Auswertung der strategischen Ausrichtung der 
Stadtverwaltungen (Die richtigen Dinge tun I)  
B 1: Wird das betriebliche Gesundheitsmanagement bzw. der demo-
grafische Wandel in dem Leitbild Ihrer Stadtverwaltung erwähnt? 
 
Abbildung 6-1: Inhalte des Leitbildes 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
BGM bzw.  
demografischer Wandel 
als Inhalt des Leitbildes 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja, das BGM 2 22,2% 
Ja, der demografische 
Wandel 0 0,0% 
Nein 5 55,6% 
Nein, da die Stadtver-
waltung kein Leitbild hat 1 11,1% 
Keine Angabe 1 11,1% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 6-1: Inhalte des Leitbildes 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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56%
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B 2: Wird das Thema „demografischer Wandel“ und seine Folgen für 
die Personalstruktur auf der Führungsebene thematisiert? 
Thematisierung des de-
mografischen Wandels 
auf der Führungsebene  
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja 9 100,0% 
Nein 0 0,0% 
Es ist angedacht bzw. in 
Planung 0 0,0% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 6-2: Thematisierung des demografischen Wandels auf der Führungsebene 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
B 3.1: Gibt es Projekte oder Maßnahmen in einem oder mehreren der 
folgenden Bereiche? 
 
Abbildung 6-2: Wichtige Themen im Rahmen des demografischen Wandels 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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Mögliche Bereiche Anzahl der  
Nennungen 
Anteil an der  
Gesamtheit der  
Nennungen (N=50) 
Familienfreundlicher 
Arbeitgeber 8 16,0% 
Personal-Marketing 7 14,0% 
Unternehmenskultur 3 6,0% 
Interkulturalität 7 14,0% 
Gezielte Förderung älte-
rer Mitarbeiter/innen 4 8,0% 
Wissensmanagement 5 10,0% 
Gesundheitsförderung 9 18,0% 
Lebenslanges Lernen 5 10,0% 
Alternsmanagement 2 4,0% 
Gesamt 50 100,0% 
Tabelle 6-3: Wichtige Themen im Rahmen des demografischen Wandels 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
B 3.2: War der Anlass für ein oder mehrere Projekt/e die künftigen 
Entwicklungen durch den demografischen Wandel? 
Demografischer Wandel 
als Anlass 
Anzahl Anzahl an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja 8 88,9% 
Nein 0 0,0% 
Keine Angabe 1 11,1% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 6-4: Demografischer Wandel als Anlass 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
B 3.3: Um welche Projekte handelt es sich dabei konkret?  
Diese Frage wurde durch die Teilnehmenden auf verschiedene Art beant-
wortet. Zum einen wurde der Bezug zu den Bereichen der Frage B 3.1 
hergestellt und zum anderen wurden konkrete Projektbeispiele bzw. ande-
re Themengebiete wiedergegeben. 
Zuerst sollen die Nennungen in Bezug auf die bekannten Bereiche dar-
gestellt werden. 
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Abbildung 6-3: Themen aufgrund des demografischen Wandels 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
Zum Teil wurden ganz konkret einzelne Bereiche genannt und einige Pro-
jekte konnten diesen auch eindeutig zugeordnet werden. Projekte waren 
z.B. die Teilnahme an Ausbildungsmessen im Rahmen des Personal-
Marketings oder ein gezieltes Personal-Marketing um den Ausbildungsan-
teil an Migranten/innen zu erhöhen. Andere Beispiele und Bereiche waren 
der Aufbau eines betrieblichen Gesundheitsmanagements, die Förderung 
des bereits vorhandenen Personals durch Nachwuchskräfteförderung oder 
ein Projekt „demografiegerechtes Personalmanagement“.  
Dieser Darstellung kann sehr gut entnommen werden, dass das Personal-
Marketing am häufigsten genannt wurde. Daraus lässt sich schließen, 
dass der Fachkräftemangel bereits bei den Stadtverwaltungen zu spüren 
ist. 
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Des Weiteren gab es auch eine Antwort, die besagte, dass bei allen Über-
legungen der demografische Wandel grundsätzlich eine Rolle spielt. 
Dies zeigt, dass es eine Verknüpfung aller Bereiche des Personalma-
nagements bedarf, um den künftigen Herausforderungen zu begegnen, 
da die Auswirkungen des demografischen Wandels das Personal im Gan-
zen berühren.   
 
B 4: Gibt es spezifische Fortbildungen zum demografischen Wandel? 
 
Abbildung 6-4: Fortbildungen zum demografischen Wandel 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Fortbildungen zum  
demografischen Wandel 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja, und zwar folgende… 5 55,6% 
Nein, folgende sind  
jedoch in Planung… 0 0,0% 
Nein, bis jetzt noch nicht 4 44,4% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 6-5: Fortbildungen zum demografischen Wandel  
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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Die Antworten um welche Fortbildungen es sich handelt, wurden durch 
eine Zuordnung der Nennungen nach Zielgruppen und verschiedenen 
Themen aufbereitet. Diese werden mit den konkreten Nennungen der 
Teilnehmer als Beispiele in der folgenden Tabelle wiedergegeben.  
Zielgruppe: Thema: Beispiele: 
Personalabteilung Personalplanung  Inforeihe Personalwesen 
mit Baustein  
demografischer Wandel 
und den Inhalten: Alters-
strukturanalyse, Stärken/ 
Schwächen älterer und 
jüngerer Mitarbeiter/innen, 
Maßnahmen 
Diversity Seminare mit Diversity, 
Diversity: Vielfalt der Mi-
tarbeiter/innen wertschät-
zen und gewinnbringend 
einsetzen, 
Interkulturelle Kompetenz 
Führungskräfte Künftige Veränderungen Amtsleitertagung mit 
Schwerpunkt  
demografischer Wandel 
Führungsverhalten Alternsgerechtes Führen, 
gesundheitsorientiertes 
Führen 
Mitarbeiter/innen Alter und Gesundheit Mein Lebensstil – meine 
Gesundheit: Wie kann ich 
gesund alt werden? 
Ältersein im Beruf Seminarreihe für Mitarbei-
ter/innen 55+,  
Rollenklärung für Mitarbei-
ter/innen mit 50 Plus, Ü50 
– die berufliche Zukunft 
angemessen gestalten, 
Lernen ab 50+ 
Umgang mit Stress/ 
psychischen  
Belastungen bzw.  
Gesunderhaltung 
Stress effektiv managen – 
Burnout vorbeugen, 
Seminare zum Stressab-
bau und zur Gesunderhal-
tung 
Familie Familienbewusst in die 
Zukunft,  
Vereinbarung von Beruf 
und Pflege 
Ruhestand Perspektiven nach dem Beruf 
Tabelle 6-6: Konkrete Fortbildungen zum demografischen Wandel der Stadtkreise 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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B 5: Ist ein betriebliches Gesundheitsmanagement in Ihrer Organisa-
tion implementiert? 
 
Abbildung 6-5: Vorhandensein eines betrieblichen Gesundheitsmanagements 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Vorhandensein eines 
BGM 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja 8 88,9% 
Nein, aber es werden 
Maßnahmen der Ge-
sundheitsförderung 
durchgeführt 
1* 11,1% 
Nein 0 0,0% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 6-7: Vorhandensein eines betrieblichen Gesundheitsmanagements 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
* Hinweis: Da es im nächsten Teil um die Umsetzung des betrieblichen 
Gesundheitsmanagements geht, hat diese Stadtverwaltung dazu keine 
Fragen beantwortet. Deshalb geht der folgende Teil von der Grundgesam-
theit 8 aus. 
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Anlage 7: Auswertung der Umsetzung des betrieblichen 
Gesundheitsmanagements (Die richtigen Dinge tun II) 
C 1: Wo ist das betriebliche Gesundheitsmanagement in der Organi-
sation verankert? 
 
Abbildung 7-1: Verankerung des BGM 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Verankerung des BGM Anzahl Anteil an der Grund-
gesamtheit der BGM-
Anwendenden (N=8) 
Als Stabstelle 0 0,0% 
In der Linienorganisati-
on, in folgendem Amt… 5 62,5% 
In der Linienorganisation 
und dezentral 2 25,0% 
Dezentral in den jeweili-
gen Ämtern 0 0,0% 
Sonstige Organisation 1 12,5% 
Gesamt 8 100,0% 
Tabelle 7-1: Verankerung des BGM 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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Die Antworten zu dem konkreten Amt der Linienorganisation und der ent-
standenen Kombination „Linienorganisation und dezentral in den jeweili-
gen Ämtern“ ergaben, dass das BGM immer in einem personalverwal-
tenden Amt angesiedelt ist. 
Bei einer Stadtverwaltung hingegen ist das BGM an einer anderen Stelle 
angesiedelt, und zwar bei dem zentralen Gremium Arbeitsschutzaus-
schuss. Zusätzlich wird es dezentral in den amtsbezogenen Arbeitskrei-
sen Gesundheit und Soziales (ARGUS) organisiert. 
 
C 2: Welche Personalressourcen stehen für die Organisation des be-
trieblichen Gesundheitsmanagements zur Verfügung? 
Diese Frage wurde nur selten mit einer eindeutigen Stellenanzahl beant-
wortet. Bei fast 40% der Antworten gab es zusätzlich nicht bezifferbare 
Umfänge. Eine Stadt konnte hierzu keine Aussage treffen, da sich diese 
noch in der Implementierungsphase des BGM befindet. Insgesamt stehen 
in den Stadtverwaltungen eine bis 2,5 Stellen für die Organisation des 
BGM zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Seite 83 
 
C 3: Gibt es eine Dienstvereinbarung zum betrieblichen Gesund-
heitsmanagement? 
 
Abbildung 7-2: Vorhandensein einer Dienstvereinbarung zum BGM 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Vorhandensein einer 
Dienstvereinbarung zum 
BGM 
Anzahl Anteil an der Grund-
gesamtheit der BGM-
Anwendenden (N=8) 
Ja 4 50,0% 
Nein 4 50,0% 
Gesamt 8 100,0% 
Tabelle 7-2: Vorhandensein einer Dienstvereinbarung zum BGM 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Die Dienstvereinbarungen sind in den Jahren 2001, 2008, 2010 und 2012 
in Kraft getreten. 
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Dienstvereinbarung zum BGM
Ja
Nein
Seite 84 
 
C 4: Welche weiteren Strukturen und Prozesse umfasst das betriebli-
che Gesundheitsmanagement bei Ihnen? (Mehrfachnennung 
möglich) 
 
Abbildung 7-3: Strukturen und Prozesse des BGM 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Strukturen und Prozesse 
des BGM 
Anzahl der  
Nennungen 
Anteil an der Gesamtheit 
der Nennungen (N=16) 
Lenkungsgruppe 3 18,8% 
Arbeitskreis 5 31,2% 
Gesundheitszirkel 4 25,0% 
Weitere Prozesse 3 18,8% 
Keine Angabe 1 6,2% 
Gesamt 16 100,0% 
Tabelle 7-3: Strukturen und Prozesse des BGM 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Als weitere Prozesse wurden verschiedene Arbeitsgruppen z.B. „Ge-
sundheit“ oder „Betriebliche Gesundheitsförderung“ angegeben sowie 
Projektgruppen zu bestimmten Themen wie Mobbing, betriebliches Ein-
gliederungsmanagement und Sucht. Für das betriebliche Eingliederungs-
management wurden zusätzlich noch Integrationsteams aufgeführt. 
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C 5: Werden demografische Gesichtspunkte bei der Ausgestaltung 
der Strukturen und Prozesse des betrieblichen Gesundheitsmana-
gements berücksichtigt? 
 
Abbildung 7-4: Berücksichtigung des demografischen Wandels beim BGM 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Berücksichtigung des 
demografischen  
Wandels beim BGM 
Anzahl Anteil an der Grund-
gesamtheit der BGM-
Anwendenden (N=8) 
Ja, und zwar wie folgt… 6 75,0% 
Nein 2 25,0% 
Gesamt 8 100,0% 
Tabelle 7-4: Berücksichtigung des demografischen Wandels beim BGM 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Die Berücksichtigung demografischer Gesichtspunkte bei der Ausgestal-
tung der Strukturen und Prozesse des BGM erfolgt bei den Stadtverwal-
tungen sehr unterschiedlich.    
Ein Stadtkreis gab an, dass es eine Abstimmung zwischen den Struktu-
ren des BGM und den Strukturen zum demografischen Wandel gäbe. 
Konkret wurde der Arbeitskreis „Demografischer Wandel“ genannt.  
75%
25%
Berücksichtigung des demografischen 
Wandels beim BGM
Ja und zwar 
wie folgt…
Nein
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Ein weiterer Stadtkreis gab an, dass es einen Arbeitskreis „Älter werden 
im Beruf“ gäbe. Dieser vereint sogar demografische Gesichtspunkte mit 
dem BGM. 
Zwei Stadtverwaltungen gaben an, dass Ergebnisse von Analyseinstru-
menten des BGM unter demografischen Gesichtspunkten ausgewertet 
würden. Konkret wurden die Instrumente Fehlzeitenanalyse und die Ge-
sundheitsberichterstattung genannt. 
Eine befragte Stadt gab an, dass vor jedem Projektstart eine Altersanaly-
se und Abstimmung der erforderlichen Maßnahmen erfolge. 
Bei einer weiteren Stadtverwaltung war die Berücksichtigung demografi-
scher Gesichtspunkte aus der beigefügten Dienstvereinbarung zum BGM 
zu entnehmen. In dieser heißt es, dass das Schaffen von alternsgerech-
ten Arbeitsbedingungen vor dem Hintergrund der demografischen Ent-
wicklung eine wichtige Aufgabe des BGM sei. Hierzu gehöre z.B. das le-
bensphasengerechte Arbeiten zu fördern.   
 
C 6.1: Werden die umgesetzten Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit 
überprüft? 
 
Abbildung 7-5: Wirksamkeitsüberprüfung der Maßnahmen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
62%
38%
Wirksamkeitsüberprüfung der 
Maßnahmen
Ja
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Wirksamkeitsüberprü-
fung der Maßnahmen 
Anzahl Anteil an der Grund-
gesamtheit der BGM-
Anwendenden (N=8) 
Ja 5 62,5% 
Nein 3 37,5% 
Gesamt 8 100,0% 
Tabelle 7-5: Wirksamkeitsüberprüfung der Maßnahmen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
C 6.2: Welche Instrumente wenden Sie für die Überprüfung an? 
Die angegebenen Instrumente konnten zu folgenden Oberbegriffen zu-
sammengefasst werden: 
 
Abbildung 7-6: Instrumente zur Wirksamkeitsüberprüfung der Maßnahmen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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Anlage 8: Auswertung der Umsetzung der betrieblichen 
Gesundheitsförderung* (Die Dinge richtig tun) 
* Hinweis: Bei Frage B 5 hat ein teilnehmender Stadtkreis angegeben, 
dass kein BGM implementiert ist, aber Maßnahmen der Gesundheitsförde-
rung durchgeführt werden. Daher ist in diesem Teil wieder von einer 
Grundgesamtheit 9 auszugehen. 
 
D 1: In welchem Bereich werden neben den Pflichtaufgaben im Ar-
beits- und Gesundheitsschutz Maßnahmen bei Ihnen angeboten? 
 
Abbildung 8-1: Bereiche mit angebotenen Maßnahmen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Zusätzlich wurden noch andere Bereiche genannt. Hierbei handelte es 
sich jeweils einmal um Maßnahmen zur Entspannung, zur Work-Life-
Balance und nicht jährliche Maßnahmen zur Ernährung. 
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Maßnahmen in folgen-
den Bereichen: 
Anzahl der  
Nennungen 
Anteil an der Gesamtheit 
der Nennungen (N=77) 
Bewegung 9 11,7% 
Ernährung 7 9,1% 
Sucht und Abhängigkeit 7 9,1% 
Betrieblicher  
Sozialdienst 6 7,8% 
Umgang mit  
psychischen  
Belastungen 
8 10,3% 
Konfliktbewältigung 9 11,7% 
Zeit- und  
Selbstmanagement 9 11,7% 
Maßnahmen gegen 
Mobbing 6 7,8% 
Stressbewältigung 9 11,7% 
Betriebliches Ein-
gliederungsmanagement 7 9,1% 
Gesamt 77 100,0% 
Tabelle 8-1: Wirksamkeitsüberprüfung der Maßnahmen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
D 2: Werden demografische Gesichtspunkte bei der Ausgestaltung 
der von Ihnen unter D 1 angekreuzten Bereiche berücksichtigt? 
 
Abbildung 8-2: Berücksichtigung demografischer Gesichtspunkte 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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wie folgt…
Nein
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Berücksichtigung  
demografischer  
Gesichtspunkte 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja, und zwar wie folgt… 4 44,4% 
Nein 5 55,6% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 8-2: Berücksichtigung demografischer Gesichtspunkte 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Die Auswertung über die konkrete Berücksichtigung demografischer Ge-
sichtspunkte bei den unter Frage D 1 angekreuzten Bereichen ergab fol-
gendes:  
- Angebote werden entsprechend aufgestellt; Ausrichtung der Kon-
zeption, Angebote für bestimmte Altersgruppen 
- Zunehmend 
- Beim betrieblichen Sozialdienst, im Umgang mit psychischen Belas-
tungen (Führungskräftequalifizierung), Stressbewältigung, BEM 
- Abhängig von der Maßnahme und der konkreten Fragestellung 
-  
Details wurden bereits in der tabellarischen Darstellung zu der Frage B 4 
wiedergegeben (siehe Tabelle 6-6).  
 
 
 
 
 
 
 
Seite 91 
 
D 3: Werden die Veranstaltungen im gesundheitlichen Bereich  
evaluiert? 
 
Abbildung 8-3: Evaluation der Veranstaltungen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Evaluation der Verans-
taltungen 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Immer 4 44,5% 
Oft 0 0,0% 
Manchmal 3 33,3% 
Selten 2 22,2% 
Nie 0 0,0% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 8-3: Evaluation der Veranstaltungen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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D 4.1: Werden Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung 
zielgruppenspezifisch angeboten? 
 
Abbildung 8-4: Zielgruppenspezifische Maßnahmen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Zielgruppenspezifische 
Maßnahmen 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja 7 77,8% 
Nein 2 22,2% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 8-4: Zielgruppenspezifische Maßnahmen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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D 4.2: Für welche Zielgruppen gibt es spezielle Angebote? 
 
Abbildung 8-5: Zielgruppen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Zielgruppen Nennungen Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Anbieter zielgruppen-
spezifischer  
Maßnahmen (N=7) 
Anzahl Anteil an der  
Gesamtzahl der 
Nennungen 
(N=15) 
Frauen 2 13,3% 28,6% 
Männer 1 6,7% 14,3% 
Beschäftigte mit aus-
ländischen Wurzeln 0 0,0% 0,0% 
Ältere Beschäftigte 2 13,3% 28,6% 
Auszubildende 3 20,0% 42,9% 
Andere Zielgruppen 7 46,7% 100,0% 
Gesamt 15 100,0% 214,4% 
Tabelle 8-5: Zielgruppen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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Die Nennungen zu anderen Zielgruppen wurden zu bestimmten Oberbeg-
riffen in folgender Abbildung zusammengefasst. 
 
Abbildung 8-6: Andere Zielgruppen 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Unter bestimmten Berufsgruppen wurden Maßnahmen z.B. für Waldarbei-
ter, Reinigungskräfte, Erzieher/innen, Feuerwehrleute oder Friedhofsmi-
tarbeiter/innen zusammengefasst. Auch die generelle Unterscheidung 
zwischen Büroberufe und Arbeiter wurde hierzu gezählt. Bei Maßnahmen 
für Beschäftigte mit bestimmten Funktionen handelt es sich um spezielle 
Aktionen für Führungskräfte.  
Diese Antworten zeigen, dass zielgruppenorientierte Maßnahmen für be-
stimmte Berufsgruppen am häufigsten durchgeführt werden. Ein Grund 
könnte sein, dass  die Verwaltungsstrukturen der Stadtkreise eine Viel-
zahl an unterschiedlichen Berufen aufweisen. Dies liegt daran, dass 
Stadtkreise kreisfreie Städte sind und daher selbst die Aufgaben der 
Landkreise erfüllen. Oftmals werden die öffentlichen Verwaltungen auch 
als „Haus der hundert Berufe“ bezeichnet. Zwischen den einzelnen Be-
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rufsgruppen zu differenzieren ist wichtig, weil ein anderes Berufsbild oft-
mals auch andere Belastungen für die Beschäftigten bedeutet.   
 
D 5.1: Gibt es eine Kantine? 
 
Abbildung 8-7: Vorhandensein einer Kantine 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Vorhandensein einer 
Kantine 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Befragten (N=9) 
Ja 5 55,6% 
Nein 4 44,4% 
Gesamt 9 100,0% 
Tabelle 8-6: Vorhandensein einer Kantine 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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D 5.2: Wird ein gesundheitsbewusstes Menü angeboten? 
 
Abbildung 8-8: Gesundheitsbewusstes Menü 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Anbieten eines  
gesundheitsbewussten 
Menüs 
Anzahl Anteil an der  
Grundgesamtheit der  
Kantinebetreibenden 
(N=5) 
Ja 4 80,0% 
Nein 1 20,0% 
Gesamt 5 100,0% 
Tabelle 8-7: Gesundheitsbewusstes Menü 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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Anlage 9: Auswertung der Einschätzung der BGM-
Verantwortlichen* 
* Hinweis: Bei einer Stadtverwaltung ist noch kein BGM-Verantwortlicher 
eingesetzt, da das BGM sich noch im Aufbau befindet. Aus diesem Grund 
wurden die Fragen dieses Teils nicht beantwortet. Die Grundgesamtheit 
beträgt daher 8. 
 
E 1: Wie wichtig ist Ihrer Meinung nach ein zielorientiertes und stra-
tegisch umgesetztes betriebliches Gesundheitsmanagement im Hinb-
lick auf die künftigen Herausforderungen durch den demografischen 
Wandel? 
 
Abbildung 9-1: Wichtigkeit des BGM im Hinblick auf den demografischen Wandel 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Wichtigkeit des BGM im 
Hinblick auf den demo-
grafischen Wandel 
Anzahl Anteil an der Grund-
gesamtheit der BGM-
Verantwortlichen (N=8) 
Sehr wichtig 6 75,0% 
Wichtig 2 25,0% 
Eher wichtig 0 0,0% 
Eher unwichtig 0 0,0% 
Überhaupt nicht wichtig 0 0,0% 
Gesamt 8 100,0% 
Tabelle 9-1: Wichtigkeit des BGM im Hinblick auf den demografischen Wandel 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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E 2: Wie stark beeinflusst der demografische Wandel die Ausgestal-
tung des betrieblichen Gesundheitsmanagements heute und in 10 
Jahren? 
 
Abbildung 9-2: Beeinflussung des BGM durch den demografischen Wandel 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Beeinflussung 
des BGM durch 
den  
demografischen 
Wandel 
Heute In 10 Jahren 
Anzahl Anteil an der 
Grundgesamtheit 
der BGM-
Verantwortlichen 
(N=8) 
Anzahl Anteil an der 
Grundgesamtheit 
der BGM-
Verantwortlichen 
(N=8) 
Sehr stark 0 0,0% 3 37,5% 
Stark 2 25,0% 4 50,0% 
Eher stark 6 75,0% 1 12,5% 
Eher nicht stark 0 0,0% 0 0,0% 
Überhaupt nicht  0 0,0% 0 0,0% 
Gesamt 8 100,0% 8 100,0% 
Tabelle 9-2: Beeinflussung des BGM durch den demografischen Wandel 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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E 3: Für welche Veränderungen in der Personalstruktur, bedingt 
durch den demografischen Wandel, ist das betriebliche Gesund-
heitsmanagement ein brauchbarer Lösungsansatz? 
 
Abbildung 9-3: BGM als Lösungsansatz 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Lösungsansätze Trifft völlig 
zu 
Trifft über-
wiegend zu 
Trifft über-
wiegend 
nicht zu 
Trifft über-
haupt nicht 
zu 
„Wir werden älter“ 
BGM hilft bei der 
Gesunderhaltung 
der Beschäftigten. 
3 
37,5% 
(N=8) 
5 
62,5% 
(N=8) 
0 
0,0% 
(N=8) 
0 
0,0% 
(N=8) 
„Wir werden weni-
ger“ BGM hilft vor-
handenes Personal 
zu halten. 
3 
37,5% 
(N=8) 
5 
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(N=8) 
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„Wir werden weni-
ger“ BGM erhöht die 
Attraktivität des Ar-
beitgebers. 
3 
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Anzahl der Nennungen
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„Wir werden bunter“ 
Interkulturelles BGM 
für die Überwindung 
von sprachlichen 
und kulturellen Hür-
den, um Zugang für 
alle zu den Angebo-
ten der BGF zu er-
möglichen. 
0 
0,0% 
(N=8) 
7 
87,5% 
(N=8) 
1 
12,5% 
(N=8) 
0 
0,0% 
(N=8) 
Tabelle 9-3: BGM als Lösungsansatz 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
E 4: Welche Erfahrungen haben Sie bis jetzt mit dem betrieblichen 
Gesundheitsmanagement gemacht? 
 
Abbildung 9-4: Erfahrungen mit dem BGM 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
 
Erfahrungen mit dem 
BGM 
Anzahl Anteil an der Grund-
gesamtheit der BGM-
Verantwortlichen (N=8) 
Sehr gute 3 37,5% 
Gute 3 37,5% 
Zufriedenstellende 0 0,0% 
Eher schlechte 1 12,5% 
Schlechte 0 0,0% 
Keine Angabe 1 12,5% 
Gesamt 8 100,0% 
Tabelle 9-4: Erfahrungen mit dem BGM 
Quelle: Eigene Darstellung nach der Umfrage bei den Stadtkreisen Baden-Württembergs 
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Anlage 10: Auswertung der Anmerkungen 
F 1: Haben Sie noch Anmerkungen? 
- Das betriebliche Gesundheitsmanagement ist ein tolles und auch 
„buntes“ Angebot mit vielen möglichen Ansätzen, die auch als Moti-
vator wirken und für das Wir-Gefühl Bedeutung haben. Letztendlich 
kann der Arbeitgeber jedoch nur Impulse geben. Die allgemeine 
Gesundheit, die sportliche Aktivität und eine bewusste Ernährung 
sowie das kontinuierliche Fortführen eines „gesunden Lebensstils“ 
liegen jedoch größtenteils in der Verantwortung jedes Einzelnen. 
- Dem demografischen Wandel kann sich kein/e Arbeitgeber/in ent-
ziehen. Außerdem ist eine Mischung aus jungen und älteren Mitar-
beiter/innen eine Bereicherung für ein Unternehmen/Betrieb, da die 
jungen von den älteren und umgekehrt profitieren können. Die Be-
rücksichtigung der Belange der älteren Mitarbeiter/innen ist unum-
gänglich, da ansonsten eine Erhaltung der Arbeitsfähigkeit bis zum 
Rentenalter nicht gewährleistet ist.  
- Für eine erfolgreiche BGF/BGM sind ausreichende finanzielle Res-
sourcen erforderlich. Diese gab es während der ersten 12 Jahre 
BGF leider nicht.  
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CONSTITUTION OF WHO 1
CONSTITUTION
 OF THE WORLD HEALTH ORGANIZATION
1
THE STATES Parties to this Constitution declare, in conformity with the
Charter of the United Nations, that the following principles are basic to the
happiness, harmonious relations and security of all peoples:
Health is a state of complete physical, mental and social well-being and
not merely the absence of disease or infirmity.
The enjoyment of the highest attainable standard of health is one of the
fundamental rights of every human being without distinction of race,
religion, political belief, economic or social condition.
The health of all peoples is fundamental to the attainment of peace and
security and is dependent upon the fullest co-operation of individuals
and States.
The achievement of any State in the promotion and protection of health
is of value to all.
Unequal development in different countries in the promotion of health
and control of disease, especially communicable disease, is a common
danger.
Healthy development of the child is of basic importance; the ability to
live harmoniously in a changing total environment is essential to such
development.
The extension to all peoples of the benefits of medical, psychological
and related knowledge is essential to the fullest attainment of health.
Informed opinion and active co-operation on the part of the public are of
the utmost importance in the improvement of the health of the people.
Governments have a responsibility for the health of their peoples which
can be fulfilled only by the provision of adequate health and social
measures.
ACCEPTING THESE PRINCIPLES, and for the purpose of co-operation
among themselves and with others to promote and protect the health of all
peoples, the Contracting Parties agree to the present Constitution and
1 The Constitution was adopted by the International Health Conference held in New York from 19 June
to 22 July 1946, signed on 22 July 1946 by the representatives of 61 States (Off. Rec. Wld Hlth Org., 2,
100), and entered into force on 7 April 1948. Amendments adopted by the Twenty-sixth, Twenty-ninth,
Thirty-ninth and Fifty-first World Health Assemblies (resolutions WHA26.37, WHA29.38, WHA39.6 and
WHA51.23) came into force on 3 February 1977, 20 January 1984, 11 July 1994 and 15 September 2005
respectively and are incorporated in the present text.
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hereby establish the World Health Organization as a specialized agency
within the terms of Article 57 of the Charter of the United Nations.
CHAPTER I – OBJECTIVE
Article 1
The objective of the World Health Organization (hereinafter called the
Organization) shall be the attainment by all peoples of the highest possible
level of health.
CHAPTER II – FUNCTIONS
Article 2
In order to achieve its objective, the functions of the Organization shall
be:
(a) to act as the directing and co-ordinating authority on international
health work;
(b) to establish and maintain effective collaboration with the United
Nations, specialized agencies, governmental health administrations,
professional groups and such other organizations as may be deemed
appropriate;
(c) to assist Governments, upon request, in strengthening health services;
(d) to furnish appropriate technical assistance and, in emergencies, neces-
sary aid upon the request or acceptance of Governments;
(e) to provide or assist in providing, upon the request of the United
Nations, health services and facilities to special groups, such as the
peoples of trust territories;
(f) to establish and maintain such administrative and technical services as
may be required, including epidemiological and statistical services;
(g) to stimulate and advance work to eradicate epidemic, endemic and
other diseases;
(h) to promote, in co-operation with other specialized agencies where nec-
essary, the prevention of accidental injuries;
(i) to promote, in co-operation with other specialized agencies where nec-
essary, the improvement of nutrition, housing, sanitation, recreation,
economic or working conditions and other aspects of environmental
hygiene;
(j) to promote co-operation among scientific and professional groups
which contribute to the advancement of health;
(k) to propose conventions, agreements and regulations, and make recom-
mendations with respect to international health matters and to perform
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such duties as may be assigned thereby to the Organization and are
consistent with its objective;
(l) to promote maternal and child health and welfare and to foster the abil-
ity to live harmoniously in a changing total environment;
(m) to foster activities in the field of mental health, especially those affect-
ing the harmony of human relations;
(n) to promote and conduct research in the field of health;
(o) to promote improved standards of teaching and training in the health,
medical and related professions;
(p) to study and report on, in co-operation with other specialized agencies
where necessary, administrative and social techniques affecting public
health and medical care from preventive and curative points of view,
including hospital services and social security;
(q) to provide information, counsel and assistance in the field of health;
(r) to assist in developing an informed public opinion among all peoples
on matters of health;
(s) to establish and revise as necessary international nomenclatures of dis-
eases, of causes of death and of public health practices;
(t) to standardize diagnostic procedures as necessary;
(u) to develop, establish and promote international standards with respect
to food, biological, pharmaceutical and similar products;
(v) generally to take all necessary action to attain the objective of the
Organization.
CHAPTER III – MEMBERSHIP AND ASSOCIATE MEMBERSHIP
Article 3
Membership in the Organization shall be open to all States.
Article 4
Members of the United Nations may become Members of the Organiza-
tion by signing or otherwise accepting this Constitution in accordance with
the provisions of Chapter XIX and in accordance with their constitutional
processes.
Article 5
The States whose Governments have been invited to send observers to
the International Health Conference held in New York, 1946, may become
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Members by signing or otherwise accepting this Constitution in accordance
with the provisions of Chapter XIX and in accordance with their constitu-
tional processes provided that such signature or acceptance shall be com-
pleted before the first session of the Health Assembly.
Article 6
Subject to the conditions of any agreement between the United Nations
and the Organization, approved pursuant to Chapter XVI, States which do
not become Members in accordance with Articles 4 and 5 may apply to
become Members and shall be admitted as Members when their application
has been approved by a simple majority vote of the Health Assembly.
Article 71
If a Member fails to meet its financial obligations to the Organization or
in other exceptional circumstances, the Health Assembly may, on such con-
ditions as it thinks proper, suspend the voting privileges and services to
which a Member is entitled. The Health Assembly shall have the authority
to restore such voting privileges and services.
Article 8
Territories or groups of territories which are not responsible for the con-
duct of their international relations may be admitted as Associate Members
by the Health Assembly upon application made on behalf of such territory
or group of territories by the Member or other authority having responsibil-
ity for their international relations. Representatives of Associate Members
to the Health Assembly should be qualified by their technical competence
in the field of health and should be chosen from the native population. The
nature and extent of the rights and obligations of Associate Members shall
be determined by the Health Assembly.
CHAPTER IV – ORGANS
Article 9
The work of the Organization shall be carried out by:
(a) The World Health Assembly (herein called the Health Assembly);
(b) The Executive Board (hereinafter called the Board);
(c) The Secretariat.
1 The amendment to this Article adopted by the Eighteenth World Health Assembly (resolution
WHA18.48) has not yet come into force.
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CHAPTER V – THE WORLD HEALTH ASSEMBLY
Article 10
The Health Assembly shall be composed of delegates representing
Members.
Article 11
Each Member shall be represented by not more than three delegates, one
of whom shall be designated by the Member as chief delegate. These dele-
gates should be chosen from among persons most qualified by their techni-
cal competence in the field of health, preferably representing the national
health administration of the Member.
Article 12
Alternates and advisers may accompany delegates.
Article 13
The Health Assembly shall meet in regular annual session and in such
special sessions as may be necessary. Special sessions shall be convened at
the request of the Board or of a majority of the Members.
Article 14
The Health Assembly, at each annual session, shall select the country or
region in which the next annual session shall be held, the Board subse-
quently fixing the place. The Board shall determine the place where a spe-
cial session shall be held.
Article 15
The Board, after consultation with the Secretary-General of the United
Nations, shall determine the date of each annual and special session.
Article 16
The Health Assembly shall elect its President and other officers at the
beginning of each annual session. They shall hold office until their succes-
sors are elected.
Article 17
The Health Assembly shall adopt its own rules of procedure.
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Article 18
The functions of the Health Assembly shall be:
(a) to determine the policies of the Organization;
(b) to name the Members entitled to designate a person to serve on the
Board;
(c) to appoint the Director-General;
(d) to review and approve reports and activities of the Board and of the
Director-General and to instruct the Board in regard to matters upon
which action, study, investigation or report may be considered desira-
ble;
(e) to establish such committees as may be considered necessary for the
work of the Organization;
(f) to supervise the financial policies of the Organization and to review and
approve the budget;
(g) to instruct the Board and the Director-General to bring to the attention
of Members and of international organizations, governmental or non-
governmental, any matter with regard to health which the Health
Assembly may consider appropriate;
(h) to invite any organization, international or national, governmental or
non-governmental, which has responsibilities related to those of the
Organization, to appoint representatives to participate, without right of
vote, in its meetings or in those of the committees and conferences con-
vened under its authority, on conditions prescribed by the Health
Assembly; but in the case of national organizations, invitations shall be
issued only with the consent of the Government concerned;
(i) to consider recommendations bearing on health made by the General
Assembly, the Economic and Social Council, the Security Council or
Trusteeship Council of the United Nations, and to report to them on the
steps taken by the Organization to give effect to such recommenda-
tions;
(j) to report to the Economic and Social Council in accordance with any
agreement between the Organization and the United Nations;
(k) to promote and conduct research in the field of health by the personnel
of the Organization, by the establishment of its own institutions or by
co-operation with official or non-official institutions of any Member
with the consent of its Government;
(l) to establish such other institutions as it may consider desirable;
(m) to take any other appropriate action to further the objective of the
Organization.
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Article 19
The Health Assembly shall have authority to adopt conventions or
agreements with respect to any matter within the competence of the Organ-
ization. A two-thirds vote of the Health Assembly shall be required for the
adoption of such conventions or agreements, which shall come into force
for each Member when accepted by it in accordance with its constitutional
processes.
Article 20
Each Member undertakes that it will, within eighteen months after the
adoption by the Health Assembly of a convention or agreement, take action
relative to the acceptance of such convention or agreement. Each Member
shall notify the Director-General of the action taken, and if it does not
accept such convention or agreement within the time limit, it will furnish a
statement of the reasons for non-acceptance. In case of acceptance, each
Member agrees to make an annual report to the Director-General in accord-
ance with Chapter XIV.
Article 21
The Health Assembly shall have authority to adopt regulations concern-
ing:
(a) sanitary and quarantine requirements and other procedures designed to
prevent the international spread of disease;
(b) nomenclatures with respect to diseases, causes of death and public
health practices;
(c) standards with respect to diagnostic procedures for international use;
(d) standards with respect to the safety, purity and potency of biological,
pharmaceutical and similar products moving in international com-
merce;
(e) advertising and labelling of biological, pharmaceutical and similar
products moving in international commerce.
Article 22
Regulations adopted pursuant to Article 21 shall come into force for all
Members after due notice has been given of their adoption by the Health
Assembly except for such Members as may notify the Director-General of
rejection or reservations within the period stated in the notice.
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Article 23
The Health Assembly shall have authority to make recommendations to
Members with respect to any matter within the competence of the Organi-
zation.
CHAPTER VI – THE EXECUTIVE BOARD
Article 24
The Board shall consist of thirty-four persons designated by as many
Members. The Health Assembly, taking into account an equitable geo-
graphical distribution, shall elect the Members entitled to designate a per-
son to serve on the Board, provided that, of such Members, not less than
three shall be elected from each of the regional organizations established
pursuant to Article 44. Each of these Members should appoint to the Board
a person technically qualified in the field of health, who may be accompa-
nied by alternates and advisers.
Article 25
These Members shall be elected for three years and may be re-elected,
provided that of the Members elected at the first session of the Health
Assembly held after the coming into force of the amendment to this Consti-
tution increasing the membership of the Board from thirty-two to thirty-
four the term of office of the additional Members elected shall, insofar as
may be necessary, be of such lesser duration as shall facilitate the election
of at least one Member from each regional organization in each year.
Article 26
The Board shall meet at least twice a year and shall determine the place
of each meeting.
Article 27
The Board shall elect its Chairman from among its members and shall
adopt its own rules of procedure.
Article 28
The functions of the Board shall be:
(a) to give effect to the decisions and policies of the Health Assembly;
(b) to act as the executive organ of the Health Assembly;
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(c) to perform any other functions entrusted to it by the Health Assembly;
(d) to advise the Health Assembly on questions referred to it by that body
and on matters assigned to the Organization by conventions, agree-
ments and regulations;
(e) to submit advice or proposals to the Health Assembly on its own initia-
tive;
(f) to prepare the agenda of meetings of the Health Assembly;
(g) to submit to the Health Assembly for consideration and approval a gen-
eral programme of work covering a specific period;
(h) to study all questions within its competence;
(i) to take emergency measures within the functions and financial
resources of the Organization to deal with events requiring immediate
action. In particular it may authorize the Director-General to take the
necessary steps to combat epidemics, to participate in the organization
of health relief to victims of a calamity and to undertake studies and
research the urgency of which has been drawn to the attention of the
Board by any Member or by the Director-General.
Article 29
The Board shall exercise on behalf of the whole Health Assembly the
powers delegated to it by that body.
CHAPTER VII – THE SECRETARIAT
Article 30
The Secretariat shall comprise the Director-General and such technical
and administrative staff as the Organization may require.
Article 31
The Director-General shall be appointed by the Health Assembly on the
nomination of the Board on such terms as the Health Assembly may deter-
mine. The Director-General, subject to the authority of the Board, shall be
the chief technical and administrative officer of the Organization.
Article 32
The Director-General shall be ex officio Secretary of the Health Assem-
bly, of the Board, of all commissions and committees of the Organization
and of conferences convened by it. He may delegate these functions.
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Article 33
The Director-General or his representative may establish a procedure by
agreement with Members, permitting him, for the purpose of discharging
his duties, to have direct access to their various departments, especially to
their health administrations and to national health organizations, govern-
mental or non-governmental. He may also establish direct relations with
international organizations whose activities come within the competence of
the Organization. He shall keep regional offices informed on all matters
involving their respective areas.
Article 34
The Director-General shall prepare and submit to the Board the financial
statements and budget estimates of the Organization.
Article 35
The Director-General shall appoint the staff of the Secretariat in accord-
ance with staff regulations established by the Health Assembly. The para-
mount consideration in the employment of the staff shall be to assure that
the efficiency, integrity and internationally representative character of the
Secretariat shall be maintained at the highest level. Due regard shall be paid
also to the importance of recruiting the staff on as wide a geographical
basis as possible.
Article 36
The conditions of service of the staff of the Organization shall conform
as far as possible with those of other United Nations organizations.
Article 37
In the performance of their duties the Director-General and the staff
shall not seek or receive instructions from any government or from any
authority external to the Organization. They shall refrain from any action
which might reflect on their position as international officers. Each Mem-
ber of the Organization on its part undertakes to respect the exclusively
international character of the Director-General and the staff and not to seek
to influence them.
CHAPTER VIII – COMMITTEES
Article 38
The Board shall establish such committees as the Health Assembly may
direct and, on its own initiative or on the proposal of the Director-General,
may establish any other committees considered desirable to serve any pur-
pose within the competence of the Organization.
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Article 39
The Board, from time to time and in any event annually, shall review the
necessity for continuing each committee.
Article 40
The Board may provide for the creation of or the participation by the
Organization in joint or mixed committees with other organizations and for
the representation of the Organization in committees established by such
other organizations.
CHAPTER IX – CONFERENCES
Article 41
The Health Assembly or the Board may convene local, general, techni-
cal or other special conferences to consider any matter within the compe-
tence of the Organization and may provide for the representation at such
conferences of international organizations and, with the consent of the
Government concerned, of national organizations, governmental or non-
governmental. The manner of such representation shall be determined by
the Health Assembly or the Board.
Article 42
The Board may provide for representation of the Organization at confer-
ences in which the Board considers that the Organization has an interest.
CHAPTER X – HEADQUARTERS
Article 43
The location of the headquarters of the Organization shall be determined
by the Health Assembly after consultation with the United Nations.
CHAPTER XI – REGIONAL ARRANGEMENTS
Article 44
(a) The Health Assembly shall from time to time define the geographi-
cal areas in which it is desirable to establish a regional organization.
(b) The Health Assembly may, with the consent of a majority of the
Members situated within each area so defined, establish a regional organi-
zation to meet the special needs of such area. There shall not be more than
one regional organization in each area.
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Article 45
Each regional organization shall be an integral part of the Organization
in accordance with this Constitution.
Article 46
Each regional organization shall consist of a regional committee and a
regional office.
Article 47
Regional committees shall be composed of representatives of the Mem-
ber States and Associate Members in the region concerned. Territories or
groups of territories within the region, which are not responsible for the
conduct of their international relations and which are not Associate Mem-
bers, shall have the right to be represented and to participate in regional
committees. The nature and extent of the rights and obligations of these ter-
ritories or groups of territories in regional committees shall be determined
by the Health Assembly in consultation with the Member or other authority
having responsibility for the international relations of these territories and
with the Member States in the region.
Article 48
Regional committees shall meet as often as necessary and shall deter-
mine the place of each meeting.
Article 49
Regional committees shall adopt their own rules of procedure.
Article 50
The functions of the regional committee shall be:
(a) to formulate policies governing matters of an exclusively regional char-
acter;
(b) to supervise the activities of the regional office;
(c) to suggest to the regional office the calling of technical conferences and
such additional work or investigation in health matters as in the opinion
of the regional committee would promote the objective of the Organiza-
tion within the region;
(d) to co-operate with the respective regional committees of the United
Nations and with those of other specialized agencies and with other
regional international organizations having interests in common with
the Organization;
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(e) to tender advice, through the Director-General, to the Organization on
international health matters which have wider than regional signifi-
cance;
(f) to recommend additional regional appropriations by the Governments
of the respective regions if the proportion of the central budget of the
Organization allotted to that region is insufficient for the carrying-out
of the regional functions;
(g) such other functions as may be delegated to the regional committee by
the Health Assembly, the Board or the Director-General.
Article 51
Subject to the general authority of the Director-General of the Organiza-
tion, the regional office shall be the administrative organ of the regional
committee. It shall, in addition, carry out within the region the decisions of
the Health Assembly and of the Board.
Article 52
The head of the regional office shall be the Regional Director appointed
by the Board in agreement with the regional committee.
Article 53
The staff of the regional office shall be appointed in a manner to be
determined by agreement between the Director-General and the Regional
Director.
Article 54
The Pan American Sanitary Organization1 represented by the Pan
American Sanitary Bureau and the Pan American Sanitary Conferences,
and all other inter-governmental regional health organizations in existence
prior to the date of signature of this Constitution, shall in due course be
integrated with the Organization. This integration shall be effected as soon
as practicable through common action based on mutual consent of the
competent authorities expressed through the organizations concerned.
CHAPTER XII – BUDGET AND EXPENSES
Article 55
The Director-General shall prepare and submit to the Board the budget
estimates of the Organization. The Board shall consider and submit to the
Health Assembly such budget estimates, together with any recommenda-
tions the Board may deem advisable.
1 Renamed “Pan American Health Organization” by decision of the XV Pan American Sanitary Confe-
rence, September-October 1958.
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Article 56
Subject to any agreement between the Organization and the United
Nations, the Health Assembly shall review and approve the budget esti-
mates and shall apportion the expenses among the Members in accordance
with a scale to be fixed by the Health Assembly.
Article 57
The Health Assembly or the Board acting on behalf of the Health
Assembly may accept and administer gifts and bequests made to the Organ-
ization provided that the conditions attached to such gifts or bequests are
acceptable to the Health Assembly or the Board and are consistent with the
objective and policies of the Organization.
Article 58
A special fund to be used at the discretion of the Board shall be estab-
lished to meet emergencies and unforeseen contingencies.
CHAPTER XIII – VOTING
Article 59
Each Member shall have one vote in the Health Assembly.
Article 60
(a) Decisions of the Health Assembly on important questions shall be
made by a two-thirds majority of the Members present and voting. These
questions shall include: the adoption of conventions or agreements; the
approval of agreements bringing the Organization into relation with the
United Nations and inter-governmental organizations and agencies in
accordance with Articles 69, 70 and 72; amendments to this Constitution.
(b) Decisions on other questions, including the determination of addi-
tional categories of questions to be decided by a two-thirds majority, shall
be made by a majority of the Members present and voting.
(c) Voting on analogous matters in the Board and in committees of the
Organization shall be made in accordance with paragraphs (a) and (b) of
this Article.
CHAPTER XIV – REPORTS SUBMITTED BY STATES
Article 61
Each Member shall report annually to the Organization on the action
taken and progress achieved in improving the health of its people.
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Article 62 
Each Member shall report annually on the action taken with respect to 
recommendations made to it by the Organization and with respect to 
conventions, agreements and regulations. 
Article 63 
Each Member shall communicate promptly to the Organization 
important laws, regulations, official reports and statistics pertaining to 
health which have been published in the State concerned. 
Article 64 
Each Member shall provide statistical and epidemiological reports in a 
manner to be determined by the Health Assembly. 
Article 65 
Each Member shall transmit upon the request of the Board such 
additional information pertaining to health as may be practicable. 
CHAPTER XV – LEGAL CAPACITY, PRIVILEGES AND IMMUNITIES 
Article 66 
The Organization shall enjoy in the territory of each Member such 
legal capacity as may be necessary for the fulfilment of its objective and 
for the exercise of its functions. 
Article 67 
(a) The Organization shall enjoy in the territory of each Member such 
privileges and immunities as may be necessary for the fulfilment of its 
objective and for the exercise of its functions. 
(b) Representatives of Members, persons designated to serve on the 
Board and technical and administrative personnel of the Organization shall 
similarly enjoy such privileges and immunities as are necessary for the 
independent exercise of their functions in connection with the 
Organization. 
Article 68 
Such legal capacity, privileges and immunities shall be defined in a 
separate agreement to be prepared by the Organization in consultation with 
the Secretary-General of the United Nations and concluded between the 
Members. 
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CHAPTER XVI – RELATIONS WITH OTHER ORGANIZATIONS
Article 69
The Organization shall be brought into relation with the United Nations
as one of the specialized agencies referred to in Article 57 of the Charter of
the United Nations. The agreement or agreements bringing the Organiza-
tion into relation with the United Nations shall be subject to approval by a
two-thirds vote of the Health Assembly.
Article 70
The Organization shall establish effective relations and co-operate
closely with such other inter-governmental organizations as may be desira-
ble. Any formal agreement entered into with such organizations shall be
subject to approval by a two-thirds vote of the Health Assembly.
Article 71
The Organization may, on matters within its competence, make suitable
arrangements for consultation and co-operation with non-governmental
international organizations and, with the consent of the Government con-
cerned, with national organizations, governmental or non-governmental.
Article 72
Subject to the approval by a two-thirds vote of the Health Assembly, the
Organization may take over from any other international organization or
agency whose purpose and activities lie within the field of competence of
the Organization such functions, resources and obligations as may be con-
ferred upon the Organization by international agreement or by mutually
acceptable arrangements entered into between the competent authorities of
the respective organizations.
CHAPTER XVII – AMENDMENTS
Article 73
Texts of proposed amendments to this Constitution shall be communi-
cated by the Director-General to Members at least six months in advance of
their consideration by the Health Assembly. Amendments shall come into
force for all Members when adopted by a two-thirds vote of the Health
Assembly and accepted by two-thirds of the Members in accordance with
their respective constitutional processes.
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CHAPTER XVIII – INTERPRETATION
Article 74 1
The Chinese, English, French, Russian and Spanish texts of this Consti-
tution shall be regarded as equally authentic.
Article 75
Any question or dispute concerning the interpretation or application of
this Constitution which is not settled by negotiation or by the Health
Assembly shall be referred to the International Court of Justice in conform-
ity with the Statute of the Court, unless the parties concerned agree on
another mode of settlement.
Article 76
Upon authorization by the General Assembly of the United Nations or
upon authorization in accordance with any agreement between the Organi-
zation and the United Nations, the Organization may request the Interna-
tional Court of Justice for an advisory opinion on any legal question arising
within the competence of the Organization.
Article 77
The Director-General may appear before the Court on behalf of the
Organization in connexion with any proceedings arising out of any such
request for an advisory opinion. He shall make arrangements for the pres-
entation of the case before the Court, including arrangements for the argu-
ment of different views on the question.
CHAPTER XIX – ENTRY-INTO-FORCE
Article 78
Subject to the provisions of Chapter III, this Constitution shall remain
open to all States for signature or acceptance.
Article 79
(a) States may become parties to this Constitution by:
(i) signature without reservation as to approval;
(ii) signature subject to approval followed by acceptance; or
(iii) acceptance.
1 The amendment to this Article adopted by the Thirty-first World Health Assembly (resolution
WHA31.18) has not yet come into force.
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(b) Acceptance shall be effected by the deposit of a formal instrument
with the Secretary-General of the United Nations.
Article 80
This Constitution shall come into force when twenty-six Members of the
United Nations have become parties to it in accordance with the provisions
of Article 79.
Article 81
In accordance with Article 102 of the Charter of the United Nations, the
Secretary-General of the United Nations will register this Constitution
when it has been signed without reservation as to approval on behalf of one
State or upon deposit of the first instrument of acceptance.
Article 82
The Secretary-General of the United Nations will inform States parties
to this Constitution of the date when it has come into force. He will also
inform them of the dates when other States have become parties to this
Constitution.
IN FAITH WHEREOF the undersigned representatives, having been duly
authorized for that purpose, sign this Constitution.
DONE in the City of New York this twenty-second day of July 1946, in a
single copy in the Chinese, English, French, Russian and Spanish lan-
guages, each text being equally authentic. The original texts shall be depos-
ited in the archives of the United Nations. The Secretary-General of the
United Nations will send certified copies to each of the Governments repre-
sented at the Conference.
__________
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Ottawa-Charta  
zur Gesundheitsförderung 
 
Die erste Internationale Konferenz zur Gesundheitsförderung hat am 21. November 1986 
in Ottawa die folgende Charta verabschiedet. Sie ruft damit auf zu aktivem Handeln für 
das Ziel „Gesundheit für alle bis zum Jahr 2000“ und darüber hinaus. 
 
Diese Konferenz war vor allem eine Antwort auf die wachsenden Erwartungen an eine 
neue Bewegung für die Gesundheit in der ganzen Welt. Die Diskussion befaßte sich 
vorrangig mit Erfordernissen in Industrieländern, es wurden aber auch Probleme aller 
anderen Regionen erörtert. Ausgangspunkt waren die auf der Grundlage der Deklaration 
von Alma-Ata über gesundheitliche Grundbetreuung erzielten Fortschritte, das WHO-
Dokument „Einzelziele für Gesundheit 2000“ sowie die, während der letzten 
Weltgesundheitsversammlung geführte Diskussion über intersektorale Zusammenarbeit 
für Gesundheit. 
 
 
Gesundheitsförderung 
 
Gesundheitsförderung zielt auf einen Prozeß, allen Menschen ein höheres Maß an 
Selbstbestimmung über ihre Gesundheit zu ermöglichen und sie damit zur Stärkung ihrer 
Gesundheit zu befähigen. Um ein umfassendes körperliches, seelisches und soziales 
Wohlbefinden zu erlangen, ist es notwendig, daß sowohl einzelne als auch Gruppen ihre 
Bedürfnisse befriedigen, ihre Wünsche und Hoffnungen wahrnehmen und verwirklichen 
sowie ihre Umwelt meistern bzw. sie verändern können. In diesem Sinne ist die 
Gesundheit ein wesentlicher Bestandteil des alltäglichen Lebens zu verstehen und nicht 
als vorrangiges Lebensziel. Gesundheit steht für ein positives Konzept, das die Bedeutung 
sozialer und individueller Ressourcen für die Gesundheit ebenso betont wie die 
körperlichen Fähigkeiten. Die Verantwortung für Gesundheitsförderung liegt deshalb nicht 
nur bei dem Gesundheitssektor, sondern bei allen Politikbereichen und zielt über die 
Entwicklung gesünderer Lebensweisen hinaus auf die Förderung von umfassendem 
Wohlbefinden. 
 
Voraussetzungen für Gesundheit 
Grundlegende Bedingungen und konstituierende Momente von Gesundheit sind Frieden, 
angemessene Wohnbedingungen, Bildung, Ernährung, Einkommen, ein stabiles Öko-
System, eine sorgfältige Verwendung vorhandener Naturressourcen, soziale Gerechtigkeit 
und Chancengleichheit. Jede Verbesserung des Gesundheitszustandes ist zwangsläufig 
fest an diese Grundvoraussetzungen gebunden. 
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Interessen vertreten 
Ein guter Gesundheitszustand ist eine wesentliche Bedingung für soziale, ökonomische 
und persönliche Entwicklung und ein entscheidender Bestandteil der Lebensqualität. 
Politische, ökonomische, soziale, kulturelle, biologische sowie Umwelt- und 
Verhaltensfaktoren können alle entweder der Gesundheit zuträglich sein oder auch sie 
schädigen. Gesundheitsförderndes Handeln zielt darauf ab, durch aktives, 
anwaltschaftliches Eintreten diese Faktoren positiv zu beeinflussen und der Gesundheit 
zuträglich zu machen. 
 
Befähigen und ermöglichen 
Gesundheitsförderung ist auf Chancengleichheit auf dem Gebiet der Gesundheit gerichtet. 
Gesundheitsförderndes Handeln ist darum bemüht, bestehende soziale Unterschiede des 
Gesundheitszustandes zu verringern sowie gleiche Möglichkeiten und Voraussetzungen 
zu schaffen, damit alle Menschen befähigt werden, ihr größtmögliches 
Gesundheitspotential zu verwirklichen. Dies umfaßt sowohl Geborgenheit und 
Verwurzelung in einer unterstützenden sozialen Umwelt, den Zugang zu allen 
wesentlichen Informationen und die Entfaltung von praktischen Fertigkeiten als auch die 
Möglichkeit, selber Entscheidungen in bezug auf die persönliche Gesundheit treffen zu 
können. Menschen können ihr Gesundheitspotential nur dann weitestgehend entfalten, 
wenn sie auf Faktoren, die ihre Gesundheit beeinflussen, auch Einfluß nehmen können. 
Dies gilt für Frauen ebenso wie für Männer. 
 
Vermitteln und Vernetzen 
Der Gesundheitssektor allein ist nicht in der Lage, die Voraussetzungen und guten 
Perspektiven für die Gesundheit zu garantieren. Gesundheitsförderung verlangt vielmehr 
ein koordiniertes Zusammenwirken unter Beteiligung der Verantwortlichen in Regierungen, 
im Gesundheits-, Sozial- und Wirtschaftssektor, in nichtstaatlichen und selbstorganisierten 
Verbänden und Initiativen sowie in lokalen Institutionen, in der Industrie und den Medien. 
Menschen in allen Lebensbereichen sind daran zu beteiligen als einzelne, als Familien 
und als Gemeinschaften. Die Berufsgruppen und sozialen Gruppierungen sowie die 
Mitarbeiter des Gesundheitswesens tragen große Verantwortung für eine 
gesundheitsorientierte Vermittlung zwischen den unterschiedlichen Interessen in der 
Gesellschaft. 
 
 
Aktives, gesundheitsförderndes Handeln erfordert: 
 
Entwicklung einer gesundheitsfördernden Gesamtpolitik 
Gesundheitsförderung beinhaltet weit mehr als medizinische und soziale Versorgung. 
Gesundheit muß auf allen Ebenen und in allen Politikbereichen auf die politische 
Tagesordnung gesetzt werden. Politikern muß dabei die gesundheitlichen Konsequenzen 
ihrer Entscheidungen und ihre Verantwortung für Gesundheit deutlich werden. Dazu 
wendet eine Politik der Gesundheitsförderung verschiedene, sich gegenseitig ergänzende 
Ansätze an, u.a. Gesetzesinitiativen, steuerliche Maßnahmen und organisatorisch 
strukturelle Veränderungen. Nur koordiniertes Handeln kann zu größerer 
Chancengleichheit im Bereich der Gesundheits-, Einkommens- und Sozialpolitik führen. 
Ein solches gemeinsames Handeln führt dazu, ungefährlichere Produkte, gesündere 
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Konsumgüter und gesundheitsförderlichere soziale Dienste zu entwickeln sowie eine 
gesündere und erholsamere Umwelt zu schaffen. 
 
Eine Politik der Gesundheitsförderung muß Hindernisse identifizieren, die einer 
gesundheits-gerechteren Gestaltung politischer Entscheidungen und Programme 
entgegenstehen. Sie muß Möglichkeiten einer Überwindung dieser Hemmnisse und 
Interessengegensätze bereitstellen. Ziel muß es sein, auch politischen 
Entscheidungsträgern die gesundheitsgerechtere Entscheidung zur leichteren 
Entscheidung zu machen. 
 
Gesundheitsförderliche Lebenswelten schaffen 
Unsere Gesellschaften sind durch Komplexität und enge Verknüpfung geprägt; 
Gesundheit kann nicht von anderen Zielsetzungen getrennt werden. Die enge Bindung 
zwischen Mensch und Umwelt bildet die Grundlage für einen sozialökologischen Weg zur 
Gesundheit. Oberstes Leitprinzip für die Welt, die Länder, Regionen und Gemeinschaften 
ist das Bedürfnis, die gegenseitige Unterstützung zu fördern - sich um den anderen, um 
unsere Gemeinschaften und unsere natürlichere Umwelt zu sorgen. Besondere 
Aufmerksamkeit verdient die Erhaltung der natürlichen Ressourcen als globale Aufgabe. 
Die sich verändernden Lebens-, Arbeits- und Freizeitbedingungen haben entscheidenden 
Einfluß auf die Gesundheit. Die Art und Weise, wie eine Gesellschaft die Arbeit, die 
Arbeitsbedingungen und die Freizeit organisiert, sollte ein Quelle der Gesundheit und nicht 
der Krankheit sein. Gesundheitsförderung schafft sichere, anregende, befriedigende und 
angenehme Arbeits- und Lebensbedingungen. 
 
Eine systematische Erfassung der gesundheitlichen Folgen unserer sich rasch 
wandelnden Umwelt - insbesondere in den Bereichen Technologie, Arbeitswelt, 
Energieproduktion und Stadtentwicklung - ist von entscheidender Bedeutung und erfordert 
aktives Handeln zugunsten der Sicherstellung eines positiven Einflusses auf die 
Gesundheit der Öffentlichkeit. Jede Strategie zur Gesundheitsförderung hat den Schutz 
der natürlichen und der sozialen Umwelt sowie die Erhaltung der vorhandenen natürlichen 
Ressourcen mit zu ihrem Thema zu machen. 
 
Gesundheitsbezogene Gemeinschaftsaktionen unterstützen 
Gesundheitsförderung wird realisiert im Rahmen konkreter und wirksamer Aktivitäten von 
Bürgern in ihrer Gemeinde: in der Erarbeitung von Prioritäten, der Herbeiführung von 
Entscheidungen sowie bei der Planung und Umsetzung von Strategien. Die Unterstützung 
von Nachbarschaften und Gemeinden im Sinne einer vermehrten Selbstbestimmung, ihre 
Autonomie und Kontrolle über die eigenen Gesundheitsbelange zu stärken, ist ein 
zentrales Anliegen der Gesundheitsförderung. 
 
Die Stärkung von Nachbarschaften und Gemeinden baut auf den vorhandenen 
menschlichen und materiellen Möglichkeiten auf. Selbsthilfe und soziale Unterstützung 
sowie flexible Möglichkeiten der größeren öffentlichen Teilnahme und Mitbestimmung für 
Gesundheitsbelange sind dabei zu unterstützen bzw. neu zu entwickeln. Notwendige 
Voraussetzungen dafür sind der kontinuierliche Zugang zu allen Informationen, die 
Schaffung von gesundheitsorientierten Lernmöglichkeiten sowie angemessene finanzielle 
Unterstützung gemeinschaftlicher Initiativen. 
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Persönliche Kompetenz entwickeln 
Gesundheitsförderung unterstützt die Entwicklung von Persönlichkeit und sozialen 
Fähigkeiten durch Information, gesundheitsbezogene Bildung sowie durch die 
Verbesserung sozialer Kompetenzen im Umgang mit Gesundheit und Krankheit. Sie will 
den Menschen helfen, mehr Einfluß auf ihre eigene Gesundheit und Lebenswelt 
auszuüben, und will ihnen zugleich ermöglichen, Entscheidungen in ihrem Lebensalltag zu 
treffen, die ihrer Gesundheit zugute kommen. 
 
Es gilt, Menschen zu lebenslangem Lernen zu befähigen und ihnen zu helfen, die 
verschiedenen Phasen ihres Lebens sowie eventuelle chronische Erkrankungen und 
Behinderungen angemessen zu bewältigen. Dieser Lernprozeß muß sowohl in Schulen 
wie auch zu Hause, am Arbeitsplatz und in der Gemeinde erleichtert werden. Öffentliche 
Körperschaften, Privatwirtschaft und gemeinnützige Organisationen sind hier ebenso zum 
Handeln aufgerufen wie die traditionellen Bildungs- und Gesundheitsinstitutionen. 
 
Die Gesundheitsdienste neu orientieren 
Die Verantwortung für die Gesundheitsförderung wird in den Gesundheitsdiensten von 
Einzelpersonen, Gruppen, den Ärzten und anderen Mitarbeitern des Gesundheitswesens, 
den Gesundheitseinrichtungen und dem Staat getragen. Sie müssen darauf hinarbeiten, 
ein Versorgungssystem zu entwickeln, das auf die stärkere Förderung von Gesundheit 
ausgerichtet ist und weit über die medizinisch-kurativen Betreuungsleistungen hinausgeht. 
 
Die Gesundheitsdienste müssen dabei eine Haltung einnehmen, die sensibel ist für die 
unterschiedlichen kulturellen Bedürfnisse, sie anerkennt und respektiert. Sie sollen dabei 
die Wünsche von Individuen und sozialen Gruppen nach einem gesünderen Leben 
aufgreifen und unterstützen und Möglichkeiten der besseren Koordination zwischen dem 
Gesundheitssektor und anderen gesundheitsrelevanten sozialen, politischen und 
ökonomischen Kräften eröffnen. 
 
Eine solche Neuorientierung von Gesundheitsdiensten erfordert zugleich eine stärkere 
Aufmerksamkeit für gesundheitsbezogene Forschung und Veränderungen in der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung. Ziel dieser Bemühungen soll ein Wandel der 
Einstellungen und der Organisationsformen sein, die eine Orientierung auf die Bedürfnisse 
des Menschen als ganzheitliche Persönlichkeit ermöglichen. 
 
 
Auf dem Weg in die Zukunft 
 
Gesundheit wird von den Menschen in ihrer alltäglichen Umwelt geschaffen und gelebt, 
dort, wo sie spielen, lernen, arbeiten und lieben. Gesundheit entsteht dadurch, daß man 
sich um sich selbst und für andere sorgt, daß man in der Lage ist, selber Entscheidungen 
zu fällen und Kontrolle über die eigenen Lebensumstände auszuüben sowie dadurch, daß 
die Gesellschaft in der man lebt, Bedingungen herstellt, die allen ihren Bürgern 
Gesundheit ermöglichen. 
 
Füreinander Sorge zu tragen, Ganzheitlichkeit und ökologisches Denken sind 
Kernelemente der Entwicklung der Gesundheitsförderung. Alle Beteiligten sollen 
anerkennen, daß in jeder Phase der Planung, Umsetzung und Bewertung von 
gesundheitsfördernden Handlungen Frauen und Männer gleichberechtigte Partner sind. 
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Gemeinsame Verpflichtung zur Gesundheitsförderung  
Die Teilnehmer der Konferenz rufen dazu auf: 
• an einer gesundheitsfördernden Gesamtpolitik mitzuwirken und sich dafür einzusetzen, 
daß politisches Engagement für Gesundheit und Chancengleichheit in allen Bereichen 
zustande kommt; 
• allen Bestrebungen entgegenzuwirken, die auf die Herstellung gesundheits-
gefährdender Produkte, die Erschöpfung von Ressourcen, auf ungesunde Umwelt- und 
Lebensbedingungen oder auf eine ungesunde Ernährung gerichtet sind; und die Lösung 
öffentlicher Gesundheitsprobleme wie der Luftverschmutzung, Gefährdungen am 
Arbeitsplatz sowie Raum- und Siedlungsplanung in den Mittelpunkt ihrer Bemühungen 
zu rücken; 
• die gesundheitlichen Unterschiede innerhalb der Gesellschaften und zwischen ihnen 
abzubauen und den von den Regeln und Traditionen dieser Gesellschaften 
geschaffenen gesundheitlichen Ungleichheiten entgegenzuwirken; 
• die Menschen selber als die Träger ihrer Gesundheit anzuerkennen und zu unterstützen 
und auch finanziell zu befähigen, sich selbst, ihre Familien und Freunde gesund zu 
erhalten. Soziale Organisationen und die Gemeinde sind dabei als entscheidende 
Partner im Hinblick auf Gesundheit, Lebensbedingungen und Wohlbefinden zu 
akzeptieren und zu unterstützen; 
• die Gesundheitsdienste und ihre Mittel auf die Gesundheitsförderung umzuorientieren 
und auf das Zusammenwirken der Gesundheitsdienste mit anderen Sektoren, anderen 
Disziplinen und vor allem mit der Bevölkerung selbst hinzuwirken; 
• Gesundheit und ihre Erhaltung als wichtige gesellschaftliche Investition und 
Herausforderung zu betrachten und sich den globalen ökologischen Fragen unseres 
Lebens und Überlebens zuzuwenden. 
Die Konferenzteilnehmer rufen dazu auf, sich in diesem Sinne zu einer starken Allianz zur 
Förderung der öffentlichen Gesundheit zusammenzuschließen. 
 
Aufruf zu internationalem Handeln 
Die Konferenz ersucht die Weltgesundheitsorganisation und alle anderen internationalen 
Organisationen, für die Förderung von Gesundheit Partei zu ergreifen und ihre einzelnen 
Mitgliedsländer dabei zu unterstützen, Strategien und Programme zur 
Gesundheitsförderung zu entwickeln. 
 
Die Konferenzteilnehmer sind der festen Überzeugung, daß, wenn Menschen in allen 
Bereichen des Alltags, wenn soziale Verbände und Organisationen, wenn Regierungen, 
die Weltgesundheitsorganisation und alle anderen betroffenen Gruppen ihre Kräfte 
entsprechend den moralischen und sozialen Werten dieser Charta vereinigen und 
Strategien der Gesundheitsförderung entwickeln, „Gesundheit für alle bis zum Jahr 2000“ 
Wirklichkeit werden kann. 
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* In der Fassung von Januar 2007 
Einleitung
Grundlage für die aktuellen Aktivitäten
zur BGF bilden zwei Faktoren. Zum
einen hat die EG- Rahmenrichtlinie Ar-
beitsschutz (Richtlinie des Rates
89/391/ EWG) eine Neuorientierung des
traditionellen Arbeitsschutzes in Ge-
setzgebung und Praxis eingeleitet. 
Zum anderen wächst die Bedeutung des
Arbeitsplatzes als Handlungsfeld der
öffentlichen Gesundheit (Public Health). 
Gesunde, motivierte und gut ausgebil-
dete Mitarbeiter sind sowohl in sozialer
wie ökonomischer Hinsicht Vorausset-
zung für den zukünftigen Erfolg der Eu-
ropäischen Union. Der zuständige
Dienst der Europäischen Kommission 
hat daher eine Initiative zum Aufbau
eines Europäischen Netzwerkes für
BGF unterstützt. Diese Initiative befindet 
sich im Einklang mit Artikel 129 des 
Vertrages zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft und dem Aktions-
programm der Gemeinschaft im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit (2003-
2008).  
Mitglieder des Europäischen Netzwer-
kes sind Organisationen aus allen 27
Mitgliedsstaaten, Ländern des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes sowie der
Schweiz. Sie sind gleichzeitig nationale 
Kontaktstellen. 
Ziel des Netzwerkes ist es, auf der Ba-
sis eines kontinuierlichen Erfahrungs-
austausches, nachahmenswerte Praxis-
beispiele zur BGF zu identifizieren und 
zu verbreiten.  
Betriebliche Gesundheitsförderung
(BGF) umfasst alle gemeinsamen Maß-
nahmen von Arbeitgebern, Arbeitneh-
mern und Gesellschaft zur Verbesse-
rung von Gesundheit und Wohlbefinden
am Arbeitsplatz. 
Die Luxemburger Deklaration
zur betrieblichen 
Gesundheitsförderung
in der Europäischen Union*
Dies kann durch eine Verknüpfung fol-
gender Ansätze erreicht werden: x Verbesserung der Arbeitsorganisa-
tion und der Arbeitsbedingungen x Förderung einer aktiven Mitarbeiter-
beteiligung x Stärkung persönlicher Kompeten-
zen.
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Der traditionelle Arbeitsschutz hat durch
die Verringerung von Arbeitsunfällen
und die Prävention von Berufskrankhei-
ten entscheidend zur Verbesserung der
Gesundheit am Arbeitsplatz beigetra-
gen. Dennoch reichen seine Mittel of-
fensichtlich nicht, um dem weiten
Spektrum der o. g. Probleme zu begeg-
nen.
Unternehmen, die Gesundheit an ihren
Arbeitsplätzen fördern, senken damit
krankheitsbedingte Kosten und steigern
ihre Produktivität. Dies ist das Ergebnis
einer gesünderen Belegschaft mit höhe-
rer Motivation, besserer Arbeitsmoral 
und besserem Arbeitsklima. 
BGF ist eine moderne Unternehmens-
strategie und zielt darauf ab, Krankhei-
ten am Arbeitsplatz vorzubeugen (ein-
schließlich arbeitsbedingter Erkrankun-
gen, Arbeitsunfälle, 
Berufskrankheiten und Stress), Ge-
sundheitspotentiale zu stärken und das 
Wohlbefinden am Arbeitsplatz zu ver-
bessern. 
Die Arbeitswelt befindet sich in einer
Phase tiefgreifenden Wandels. Wichtige
Rahmenbedingungen sind u.a.: x Globalisierung x Arbeitslosigkeit x wachsende Verbreitung neuer In-
formationstechnologien x Veränderungen der Beschäfti-
gungsverhältnisse  
(z.B. befristete und Teilzeitarbeit, x Telearbeit) x älter werdende Belegschaften x wachsende Bedeutung des Dienst-
leistungssektors 
x Personalabbau (Downsizing) x wachsender Anteil von Arbeitneh-
mern in Klein- und Mittelunterneh-
men (KMU) x Kundenorientierung und Qualitäts-
management.
Zukünftiger Unternehmenserfolg hängt 
von gut qualifizierten, motivierten und 
gesunden Mitarbeitern ab. BGF spielt
eine entscheidende Rolle dabei, Mit-
arbeiter und Unternehmen auf diese 
Herausforderungen vorzubereiten.  
Herausforderungen für die Arbeitswelt  
im 21. Jahrhundert 
Betriebliche Gesundheitsförderung:
eine Investition in die Zukunft 
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Betriebliche Gesundheitsförderung:
Gesunde Mitarbeiter in gesunden Unternehmen 
Betriebliche Gesundheitsförderung:
nachweislich erfolgreich 
Der Arbeitsplatz beeinflusst Gesundheit
und Krankheit auf verschiedene Art und
Weise. 
Wenn Beschäftigte unter gesundheits-
gefährdenden Bedingungen arbeiten
müssen, nicht angemessen qualifiziert
sind oder nicht ausreichend von Kolle-
gen unterstützt werden, kann Arbeit
krank machen. Arbeit kann aber auch
die berufliche und persönliche Entwick-
lung fördern. 
BGF will diejenigen Faktoren beeinflus-
sen, die die Gesundheit der Beschäftig-
ten verbessern. Dazu gehören: x Unternehmensgrundsätze und -leit-
linien, die in den Beschäftigten ei-
nen wichtigen Erfolgsfaktor sehen
und nicht nur einen Kostenfaktor 
x eine Unternehmenskultur und ent-
sprechende Führungsgrundsätze, in 
denen Mitarbeiterbeteiligung x verankert ist, um so die Beschäftig-
ten zur Übernahme von Verantwor-
tung zu ermutigen x eine Arbeitsorganisation, die den 
Beschäftigten ein ausgewogenes 
Verhältnis bietet zwischen Arbeits-
anforderungen einerseits und ande-
rerseits eigenen Fähigkeiten, Ein-
flussmöglichkeiten auf die eigene 
Arbeit und sozialer Unterstützung x eine Personalpolitik, die aktiv Ge-
sundheitsförderungsziele verfolgt x ein integrierter Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz. 
BGF beruht auf einer fach- und berufs-
übergreifenden Zusammenarbeit und
kann nur dann erfolgreich sein, wenn
alle Schlüsselpersonen dazu beitragen.
BGF kann ihr Ziel ”gesunde Mitarbeiter
in gesunden Unternehmen" erreichen,
wenn sie sich an den folgenden Leitli-
nien orientiert: 
1. Die gesamte Belegschaft muß ein-
bezogen werden (Partizipation). 
2. BGF muss bei allen wichtigen Ent-
scheidungen und in allen Unterneh-
mensbereichen berücksichtigt werden
(Integration). 
3. Alle Maßnahmen und Programme 
müssen systematisch durchgeführt 
werden: Bedarfsanalyse, Prioritäten-
setzung, Planung, Ausführung, konti-
nuierliche Kontrolle und Bewertung der
Ergebnisse (Projektmanagement). 
4. BGF beinhaltet sowohl verhaltens-
als auch verhältnisorientierte Maß-
nahmen. Sie verbindet den Ansatz der
Risikoreduktion mit dem des Ausbaus 
von Schutzfaktoren und Gesundheits-
potentialen (Ganzheitlichkeit). 
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Prioritäten des Europäischen Netzwerkes 
für betriebliche Gesundheitsförderung 
Das Europäische Netzwerk für BGF 
koordiniert den Informationsaustausch 
und die Verbreitung vorbildlicher Praxis-
beispiele in Europa. Seine Mitgliedsor-
ganisationen setzen sich für den Aufbau 
von Netzwerken auf nationaler Ebene 
ein. Alle Aktivitäten und Prioritäten ba-
sieren auf dem Subsidiaritätsprinzip und 
unterstützen die Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedsstaaten. 
Im Hinblick auf die Herausforderungen 
der Zukunft und das Ziel, BGF in der
Arbeitswelt zu verbreiten, betrachtet das 
Europäische Netzwerk die folgenden 
Aufgaben als vordringlich und als 
Grundlage für zukünftige Aktivitäten: 
1. BGF bekannter machen und alle 
Schlüsselpersonen zur Übernahme 
von mehr Verantwortung für Gesund-
heit bewegen 
2. Ermitteln und Verbreiten von vor-
bildlichen Praxisbeispielen 
3. Leitlinien für effektive BGF ent-
wickeln 
4. das Engagement der Mitglieds-
staaten für die Einleitung entsprech-
ender politischer Schritte sicherstellen 
5. die besonderen Anforderungen in 
der Zusammenarbeit mit KMU be-
rücksichtigen. 
6. Nationale Foren und Netzwerke un-
ter Einbeziehung aller relevanten Inte-
ressengruppen aufzubauen, um unter-
stützende BGF-Infrastrukturen für den 
Informationsaustausch und konzertier-
te Aktionen zu schaffen. 
Diese Deklaration wurde von allen Mitgliedern des Europäischen Netzwerkes für betriebliche Gesund-
heitsförderung anläßlich ihres Treffens vom 27. bis 28. November 1997 in Luxemburg verabschiedet 
und im Juni 2005 sowie im Januar 2007 aktualisiert.
.
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Luxemburger Dekaration zur Betrieblichen Gesundheitsförderung
Stand: 25.10.2007 
Airbus Deutschland GmbH 
AWO Wohn- und Pflegeheim Wengen
BASF AG 
Beiersdorf AG 
Bertelsmann AG 
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg 
von Berlin 
BMW Group 
Braun GmbH 
Bremer Straßenbahn AG 
Bundesamt für Zivildienst 
Carl Zeiss AG 
Cognis Deutschland GmbH & Co. KG 
ConSol Software GmbH 
Cultus gGmbH der Landeshauptstadt 
Dresden
Daimler AG 
DATEV e.G. 
Deka Bank 
Deutsche Bahn AG 
Deutsche Bank AG 
Deutsche Post AG 
Deutsche Rentenversicherung Bund,
Abt. Rehabilitation 
Deutsche Telekom AG 
Dr. August Oetker Nahrungsmittel KG 
E.ON Energie AG 
E.ON Ruhrgas AG 
Evangelisches Krankenhaus
Köln, Weyertal, gGmbH
Flender AG 
Flughafen München GmbH 
Freie Universität Berlin
Georgsmarienhütte GmbH 
Gothaer Finanzholding AG 
Hamburger Stadtentwässerung 
Henkel KGaA 
Honsel GmbH & Co. KG 
Hubert Burda Media Holding 
GmbH & Co. KG 
IBM Deutschland GmbH 
Infraserv GmbH & Co. Höchst KG 
Institut für innovative Diagnostik 
Karl Mayer Textilmaschinen- 
fabrik GmbH 
Kaufhof Warenhaus AG 
KSB AG 
Laufer Mühle 
Landeshauptstadt Stuttgart 
Metro Group 
moll Funktionsmöbel 
Otto GmbH & Co. 
Pelikan PBS Produktions- 
gesellschaft mbH & Co. KG 
Polizeipräsident in Berlin 
Procter & Gamble GmbH 
Ravensburger AG 
REWE Group 
RheinEnergie AG 
Robert Bosch GmbH 
SAP AG 
Salzgitter AG 
Siemens AG 
SKW Trostberg AG 
Stadt Dortmund 
Stadt Halle (Saale) 
Stadt Mainz 
Stadt Wolfsburg 
Stadtverwaltung Aachen 
Start Zeitarbeit NRW GmbH 
Stora Paperboard GmbH 
Die Luxemburger Deklaration zur betrieblichen 
Gesundheitsförderung wurde bisher von folgenden 
Unternehmen unterzeichnet:
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Luxemburger Dekaration zur Betrieblichen Gesundheitsförderung
Stand: 25.10.2007 
Taunussparkasse 
Thurn-Produkte
TUI AG 
Unilever Deutschland GmbH 
Verlagsgruppe Milchstrasse 
GmbH 
VHH PVG Unternehmensgruppe 
Volkswagen AG 
Wacker Chemie AG 
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Luxemburger Deklaration zur Betrieblichen Gesundheitsförderung
Erklärung
Die unterzeichnende Organisation (Unternehmen/Betrieb/Behörde/Institution)
bringt hiermit zum Ausdruck, daß sie die in der "Luxemburger Deklaration zur
betrieblichen Gesundheitsförderung in der Europäischen Union" beschriebenen
Grundsätze teilt und ihren Arbeits- und Gesundheitsschutz im Geiste der
Deklaration fortführt. 
Zu diesen Grundsätzen zählen: x Unternehmensgrundsätze und -leitlinien, die in den Beschäftigten einen 
wichtigen Erfolgsfaktor sehen und nicht nur einen Kostenfaktor, x eine Unternehmenskultur und entsprechende Führungsgrundsätze, in 
denen Mitarbeiterbeteiligung verankert ist, um so die Beschäftigten zur 
Übernahme von Verantwortung zu ermutigen,  x eine Arbeitsorganisation, die den Beschäftigten ein ausgewogenes 
Verhältnis bietet zwischen Arbeitsanforderungen einerseits und eigenen 
Fähigkeiten andererseits sowie Einflußmöglichkeiten auf die eigene 
Arbeit und soziale Unterstützung, x die Verankerung von Gesundheitszielen insbesondere in der 
Personalpolitik, aber auch in allen anderen Unternehmensbereichen 
(Integration), x ein integrierter Arbeits- und Gesundheitsschutz, x ein hoher Grad an Einbeziehung der Beschäftigten in Fragen der 
Gesundheit (Partizipation), x die systematische Durchführung aller Maßnahmen und Programme 
(Projektmanagement), x die Verbindung von Risikoreduktion mit dem Ausbau von 
Schutzfaktoren und Gesundheitspotentialen (Ganzheitlichkeit). 
Die Organisation erklärt sich damit einverstanden, daß der BKK Bundesver-
band/Europäisches Informationszentrum als Nationale Kontaktstelle im Europä-
ischen Netzwerk für betriebliche Gesundheitsförderung die Unterzeichner in
angemessener Weise öffentlich bekanntmacht mit dem Ziel, weitere Unterneh-
men dafür zu gewinnen, im Sinne der Luxemburger Deklaration zu handeln. 
____________________________________________________________
Name der Organisation 
____________________________________________________________ 
Name, Funktion des Vertreters 
____________________________________________________________
Ort, Datum, Unterschrift/Stempel 
____________________________________________________________
Ansprechpartner/in Öffentlichkeitsarbeit, Name/Telefon 
____________________________________________________________ 
E-Mail-Adresse 
(Quelle: WAI-NETZWERK, www.arbeitsfaehigkeit.net)
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Work Ability Index (WAI) - Fragebogen (Langversion)  
Das Ausfüllen des Fragebogens erfolgt FREIWILLIG. Mitarbeiter können nicht zur 
Teilnahme verpflichtet werden. 
Die individuelle Nutzung und Anwendung des WAI-Fragebogens sind frei. Die Anwendung des WAI-
Fragebogens in Betrieben in Deutschland sollte nur mit vorheriger Genehmigung durch das WAI-
Netzwerk erfolgen. In anderen Ländern könnten andere Institutionen berechtigt sein, 
Genehmigungen/Lizenzen zur Nutzung auszustellen. 
Sind Sie bei Ihrer Arbeit 
vorwiegend geistig tätig? O1
vorwiegend körperlich tätig? O2
etwa gleichermaßen geistig und körperlich tätig? O3
1. Derzeitige Arbeitsfähigkeit im Vergleich zu der besten, je erreichten Arbeitsfähigkeit 
Wenn Sie Ihre beste, je erreichte Arbeitsfähigkeit mit 10 Punkten bewerten: Wie viele Punkte 
würden Sie dann für Ihre derzeitige Arbeitsfähigkeit geben (0 bedeutet, dass Sie derzeit 
arbeitsunfähig sind)? 
O0 O1 O2 O3 O4 O5 O6 O7 O8 O9 O10
völlig
arbeitsunfähig 
derzeit die beste
Arbeitsfähigkeit
2. Arbeitsfähigkeit in Bezug auf die Arbeitsanforderungen 
Wie schätzen Sie Ihre derzeitige Arbeitsfähigkeit in Bezug auf die körperlichen 
Arbeitsanforderungen ein? 
sehr gut O5
eher gut O4
mittelmäßig O3
eher schlecht O2
sehr schlecht O1
Wie schätzen Sie Ihre derzeitige Arbeitsfähigkeit in Bezug auf die psychischen 
Arbeitsanforderungen ein? 
sehr gut O5
eher gut O4
mittelmäßig O3
eher schlecht O2
sehr schlecht O1
(Quelle: WAI-NETZWERK, www.arbeitsfaehigkeit.net)
2
3. Anzahl der aktuellen ärztlich diagnostizierten Krankheiten 
Kreuzen Sie in der folgenden Liste Ihre Krankheiten oder Verletzungen an. Geben Sie bitte 
auch an, ob ein Arzt diese Krankheiten diagnostiziert oder behandelt hat. 
Unfallverletzungen
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx Rücken 2 1 0x Arm/Hand 2 1 0x Bein/Fuß 2 1 0x anderer Körperteil 2 1 0
Erkrankungen des Muskel-Skelett-Systems 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx oberer Bereich des Rückens oder der Halswirbelsäule, 
wiederholte Schmerzen 
2 1 0
x Beschwerden im unteren Bereich des Rückens, wiederholte 
Schmerzen 
2 1 0
x vom Rücken in das Bein ausstrahlender Schmerz/Ischias 2 1 0x Muskel-Skelett-Beschwerden der Gliedmaßen (Hand, Fuß), 
wiederholte Schmerzen 
2 1 0
x rheumatische Gelenkbeschwerden 2 1 0x andere Erkrankungen des Muskel-Skelett-Systems 2 1 0
Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx Hypertonie (Bluthochdruck) 2 1 0x Koronare Herzkrankheit 2 1 0x Brustschmerzen bei körperlicher Anstrengung (Angina pectoris) 2 1 0x Herzinfarkt 2 1 0x Herzleistungsschwäche 2 1 0x andere Herz-Kreislauf-Erkrankungen 2 1 0
Atemwegserkrankungen 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx wiederholte Atemwegsinfektionen (auch Mandelentzündung, 
Nebenhöhlenentzündung, Bronchitis) 
2 1 0
x chronische Bronchitis 2 1 0x chronische Nasennebenhöhlenentzündung 2 1 0x Bronchialasthma 2 1 0x Lungenemphysem 2 1 0x Lungentuberkulose 2 1 0x andere Atemwegserkrankungen 2 1 0
Psychische Erkrankungen 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx schwere psychische Erkrankungen (z.B. schwere Depressionen, 
Psychosen, Verwirrtheit, Verneintheit, Halluzinationen) 
2 1 0
x leichte psychische Störungen oder Probleme (z.B. leichte 
Depressionen, Angespanntheit, Angstzustände, Schlaflosigkeit) 
2 1 0
Neurologische und sensorische Erkrankungen 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx Schwerhörigkeit oder Hörschaden 2 1 0x Erkrankungen oder Verletzungen der Augen 2 1 0x neurologische Krankheit (z.B. Schlaganfall, Neuralgie, Migräne, 
Epilepsie) 
2 1 0
x andere neurologische oder sensorische Erkrankungen 2 1 0
(Quelle: WAI-NETZWERK, www.arbeitsfaehigkeit.net)
3
3. (Forts.) Anzahl der aktuellen ärztlich diagnostizierten Krankheiten 
Kreuzen Sie in der folgenden Liste Ihre Krankheiten oder Verletzungen an. Geben Sie bitte 
auch an, ob ein Arzt diese Krankheiten diagnostiziert oder behandelt hat. 
Erkrankungen des Verdauungssystems 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx Erkrankungen der Galle, Gallensteine 2 1 0x Leber- und Bauchspeicheldrüsenerkrankungen 2 1 0x Magen- oder Zwölffingerdarmgeschwür 2 1 0x Gastritis- oder Zwölffingerdarmreizung 2 1 0x Dickdarmreizung, Kolitis 2 1 0x andere Krankheit des Verdauungssystems 2 1 0
Geschlechts- und Harnwegserkrankungen 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx Harnwegserkrankungen 2 1 0x Nierenleiden 2 1 0x Krankheit der Geschlechtsorgane (z.B. Eileiterinfektion bei 
Frauen oder Prostatainfektion bei Männern) 
2 1 0
x andere Geschlechts- und Harnwegserkrankungen 2 1 0
Hautkrankheiten 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx allergischer Hautausschlag, Ekzeme 2 1 0x anderer Hautausschlag 2 1 0x andere Hautkrankheiten 2 1 0
Tumore
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx gutartiger Tumor 2 1 0x bösartiger Tumor (Krebs) 2 1 0
Hormon- und Stoffwechselerkrankungen 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx Fettleibigkeit, Übergewicht 2 1 0x Diabetes (Zuckerkrankheit) 2 1 0x Kropf oder Schilddrüsenerkrankungen 2 1 0x andere Hormon- und Stoffwechselerkrankung 2 1 0
Blutkrankheiten 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx Anämie 2 1 0x andere Blutkrankheit 2 1 0
Geburtsfehler 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vorx Geburtsfehler 2 1 0
andere Leiden oder Krankheiten; welche? 
eigene
Diagnose
Diagnose
vom Arzt 
liegt nicht 
vor
________________________________ (bitte eintragen) 2 1 0
(Quelle: WAI-NETZWERK, www.arbeitsfaehigkeit.net)
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4. Geschätzte Beeinträchtigung der Arbeitsleistung durch die Krankheiten 
Behindert Sie derzeit eine Erkrankung oder Verletzung bei der Arbeit? 
Falls nötig, kreuzen Sie bitte mehr als eine Antwort-Möglichkeit an. 
x Keine Beeinträchtigung / Ich habe keine Erkrankung O6x Ich kann meine Arbeit ausführen, habe aber Beschwerden O5x Ich bin manchmal gezwungen, langsamer zu arbeiten oder meine 
Arbeitsmethoden zu ändern 
O4
x Ich bin oft gezwungen, langsamer zu arbeiten oder meine 
Arbeitsmethoden zu ändern 
O3
x Wegen meiner Krankheit bin ich nur in der Lage, Teilzeitarbeit zu 
verrichten
O2
x Meiner Meinung nach bin ich völlig arbeitsunfähig O1
5. Krankenstand in den vergangenen 12 Monaten 
Wie viele ganze Tage sind Sie auf Grund eines gesundheitlichen Problems (Krankheit, Unfall) in 
den letzten 12 Monaten der Arbeit ferngeblieben? 
überhaupt keinen O5
höchstens 9 Tage O4
10 - 24 Tage O3
25 - 99 Tage O2
100 - 365 Tage O1
6. Einschätzung der eigenen Arbeitsfähigkeit in zwei Jahren 
Glauben Sie, dass Sie, ausgehend von Ihrem jetzigen Gesundheitszustand, Ihre derzeitige Arbeit 
auch in den nächsten zwei Jahren ausüben können? 
unwahrscheinlich O1
nicht sicher O4
ziemlich sicher O7
7. Psychische Leistungsreserven 
Haben Sie in der letzten Zeit Ihre täglichen Aufgaben mit Freude erledigt? 
häufig O4
eher häufig O3
manchmal O2
eher selten O1
niemals O0
Waren Sie in letzter Zeit aktiv und rege? 
immer O4
eher häufig O3
manchmal O2
eher selten O1
niemals O0
Waren Sie in der letzten Zeit zuversichtlich, was die Zukunft betrifft? 
ständig O4
eher häufig O3
manchmal O2
eher selten O1
niemals O0
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Der demografische Wandel und seine möglichen Folgen
Geburtenrückgang, Alterung und schrumpfende Bevölkerung sind in den letzten Jahren zu Recht in das 
Zentrum der öffentlichen Diskussion gerückt. Diskutiert werden dabei vor allem die Folgen für die wirtschaft-
liche Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme. Die sinkende 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter und die gleichzeitig steigende Zahl älterer Menschen verschieben den 
demografischen Rahmen in bisher nicht gekannter Art und Weise. Zwar hat sich die Zahl und Struktur der 
Einwohner in Deutschland auch in den letzten Jahrzehnten schon deutlich verändert, dieser als schleichend 
empfundene Strukturbruch wird sich in den nächsten Jahren jedoch deutlich beschleunigen. So kamen im 
Jahr 2009 auf 100 Personen im Erwerbsalter (20 bis unter 65 Jahre) 34 Personen im Rentenalter (ab 
65 Jahre); 2030 dürften es mehr als 50 sein. 1970 lag dieser sogenannte Altenquotient noch bei 25. 
Neben den laufenden Bevölkerungsstatistiken erstellt die amtliche Statistik seit Mitte der 1960er Jahre zwi-
schen Bund und Ländern abgestimmte Bevölkerungsvorausberechnungen, die auf der Basis von plausiblen 
Annahmen zur Geburtenentwicklung, Lebenserwartung und Wanderungsbewegungen Szenarien zur 
Bevölkerungsentwicklung aufzeigen. Ende 2009 wurden die Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung für den Bund und Anfang 2010 für die Bundesländer veröffentlicht.  
Diese Bevölkerungsvorausberechnung liefert nun die aktuelle Grundlage für weiterführende Vorausberech-
nungen zu Folgen der demografischen Entwicklung. Die Berechnungen hierzu wurden mit transparenten 
Verfahren durchgeführt und zeigen aus heutiger Sicht mögliche Folgen der demografischen Entwicklung im 
Bund und in den einzelnen Bundesländern auf. Betrachtet werden nur Themenfelder, die in hohem Maße 
„demografieabhängig“ sind.  
Das hier vorliegende Heft 1 der Reihe „Demografischer Wandel in Deutschland“ beleuchtet neben der 
Bevölkerungsentwicklung, wie sich Zahl und Zusammensetzung der Haushalte im Bund und in den Ländern 
entwickeln dürften. Das bereits im November 2010 erschienene Heft 2 zeigt die Auswirkungen des demogra-
fischen Wandels auf die Zahl der in Krankenhäusern behandelten Patienten und die zukünftige Zahl der 
Pflegebedürftigen.1 Eine gemeinsame Modellrechnung des Statistischen Bundesamtes und des Bundes-
instituts für Berufsbildung (BIBB) zeigte, wie demografischer Wandel den zukünftigen Bedarf am Pflege-
personal beeinflussen wird.2 Perspektiven des Bildungswesens im demografischen Wandel bis zum Jahr 
2025 sind im Rahmen des im Sommer 2010 veröffentlichten Bildungsberichts „Bildung in Deutschland 2010“ 
beleuchtet worden.3
1  Statistisches Bundesamt (2010c) (Hrsg.): Demografischer Wandel in Deutschland - Auswirkungen auf Krankenhausbehandlungen 
und Pflegebedürftige, Heft 2, elektronische Publikation, Wiesbaden. 
2  Afentakis, A., Maier, T. (2010): Projektionen des Personalbedarfs und -angebots in Pflegeberufe bis 2025, in: Wirtschaft und Statistik 
11/2010, Hrsg.: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, S. 990 – 1002. 
3  Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2010): Bildung in Deutschland 2010. Ein indikatorengestützter Bericht mit einer Analyse zu 
Perspektiven des Bildungswesens im demografischen Wandel. Bielefeld.
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Einführung
Das erste Heft der Reihe „Demografischer Wandel in Deutschland“ zeigt, wie sich Größe, Zusammen-
setzung und regionale Verteilung der Bevölkerung und Haushalte in den nächsten Jahrzehnten voraus-
sichtlich entwickeln. Diese Veränderungen werden sich auf verschiedenste Lebensbereiche wie z. B. 
Arbeitsmarkt, Bildungs- und Erziehungswesen, Energie- und Wasserversorgung, Einzelhandel oder 
Gesundheits- und Pflegesektor auswirken.  
Der demografische Wandel in Deutschland ist schon in vollem Gange. Seit fast vier Jahrzehnten reicht die 
Zahl der geborenen Kinder nicht aus, um die Elterngeneration zu ersetzen. Es sterben mehr Menschen, als 
Kinder geboren werden. Ohne Zuwanderung aus dem Ausland würde Deutschlands Bevölkerung bereits seit 
langem rapide schrumpfen. In den letzten Jahren war der Wanderungsgewinn jedoch zurückgegangen und 
reichte nicht mehr aus, um den Überschuss der Sterbefälle über die Geburten auszugleichen. Deshalb geht 
die Bevölkerung seit 2003 kontinuierlich zurück. Langfristig wird die immer weiter aufgehende Schere 
zwischen der Zahl der Geborenen und Gestorbenen nicht durch Zuwanderung zu schließen sein; dazu 
wären weit höhere Wanderungsüberschüsse nötig als in der Vergangenheit. Zum anderen hat der demo-
grafische Wandel bereits jetzt starke Spuren am Altersaufbau der Bevölkerung hinterlassen: Auf die 
geburtenstarken Jahrgänge der 1950er und 1960er folgen weit geringer besetzte jüngere Jahrgänge. Mit 
dem fortschreitenden Alter der „Baby-Boomer“ wird deshalb auch die Bevölkerung Deutschlands stärker als 
bisher „altern“. Dieser Effekt wird durch die zunehmende Lebenserwartung der Älteren noch verstärkt. 
Basis der Analysen zu den Auswirkungen des demografischen Wandels ist die 12. koordinierte Bevölke-
rungsvorausberechnung der statistischen Ämter.4 Sie umfasst insgesamt zwölf Varianten und drei Modell-
rechnungen. In diesem Heft wird die Variante 1-W1 verwendet. Diese Variante markiert die untere Grenze 
der „mittleren“ Bevölkerungsentwicklung, welche sich bei der Fortsetzung der aktuell beobachteten Trends 
in der Entwicklung der Geburtenhäufigkeit und der Lebenserwartung ergeben würde. Der Außenwande-
rungssaldo, der der Differenz der Zuzüge nach und Fortzüge aus Deutschland entspricht, steigt dabei bis 
zum Jahr 2014 auf 100 000 Personen und verharrt dann auf diesem Niveau.  In der Variante Obergrenze 
der „mittleren“ Bevölkerung wird bei den gleichen Annahmen zur Geburten- und Sterblichkeitsentwicklung 
unterstellt, dass der jährliche Wanderungssaldo auf 200 000 Personen bis zum Jahr 2020 steigt und 
anschließend konstant bleibt. Aus den beiden Wanderungsannahmen ergibt sich ein Korridor, in dem sich 
das zukünftige Wanderungsgeschehen abspielen dürfte. Zur Binnenwanderung zwischen den Bundes-
ländern wurde angenommen, dass in den einzelnen Altersgruppen der Anteil der Bevölkerung, der in ein 
anderes Bundesland fortzieht, bis zum Jahr 2020 konstant bleibt und den durchschnittlichen altersspezi-
fischen Fortzugsraten der Jahre 2005 bis 2007 entspricht. Die Zuzüge eines Bundeslandes ergeben sich als 
Summe der Fortzüge der übrigen 15 Länder in dieses Land. Der Wanderungsverlust der neuen an die alten 
Länder wird aufgrund der rückläufigen Bevölkerungszahl von aktuell etwa 48 000 auf etwa 14 000 bis zum 
Jahr 2020 sinken. Zwischen den Jahren 2020 und 2030 nimmt im angewendeten Modell die Intensität der 
Binnenwanderung ab. Ab dem Jahr 2030 werden keine Binnenwanderungen mehr angesetzt. Eine 
Schätzung der Binnenwanderungsströme für einen noch längeren Zeitraum würde die Unsicherheiten der 
Vorausberechnung erhöhen. 
Der Zeithorizont der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung reicht bis zum Jahr 2060. Die für die 
demografische Entwicklung der Bundesländer bedeutsame Binnenwanderung wurde jedoch nur bis zum 
Jahr 2030 angenommen. Da in diesem Heft vor allem die regionalen Entwicklungen im Fokus stehen, 
beschränkt sich die Darstellung sowohl der Bundes- als auch der Länderergebnisse auf die zwei kom-
menden Jahrzehnte bis 2030. 
4  Siehe Statistisches Bundesamt 2009a, 2009b und 2010a.
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Im ersten Teil dieses Heftes wird die demografische Entwicklung für den Bund und die einzelnen Bundes-
länder betrachtet. Dabei werden die Geburten und Sterbefälle, die die beiden Seiten der natürlichen Bevöl-
kerungsbilanz bilden, mit ihrer aktuellen und künftigen Entwicklung dargestellt. Hinzu kommt der dritte, die 
Bevölkerungsentwicklung bestimmende Faktor, die Wanderungen über die Grenzen Deutschlands und 
zwischen den Bundesländern. Diese Faktoren bestimmen den zukünftigen Umgang und Altersaufbau 
der Bevölkerung.  
Der zweite Teil beschäftigt sich mit der Entwicklung der Privathaushalte. Die Datengrundlage hierfür liefert 
der Mikrozensus, die jährliche Befragung von 1 % aller Haushalte in Deutschland. Für die Haushaltsvoraus-
berechnung 2010 wurden die daraus abgeleiteten Trends bei der Bildung der Privathaushalte unterschiedli-
cher Größe mit der künftigen Bevölkerungsentwicklung kombiniert. Die dargestellten Ergebnisse zeigen die 
Entwicklung der Anzahl und Struktur privater Haushalte. Dabei gilt, dass die sich abzeichnenden Verände-
rungen von zwei gegenläufigen Tendenzen bestimmt werden: einerseits der Schrumpfung der Bevölkerung 
und andererseits dem ungebrochenen Trend zu kleineren Haushaltsgrößen. Die aktuelle Entwicklung und 
die Vorausberechnungen zeigen, dass eine abnehmende Bevölkerung deshalb nicht zwangsläufig zu einer 
geringeren Haushaltszahl führen muss. 
Zahl und Struktur der Haushalte sind zudem eine wichtige Determinante für die zukünftige Wohnungs-
nachfrage. Da die Wohnungsnachfrage regional innerhalb eines Bundeslandes oder einer Region sehr 
unterschiedlich sein kann und neben rein demografischen Faktoren gerade auch wirtschaftliche Aspekte 
eine große Rolle spielen, kann die absehbare Entwicklung von Zahl und Struktur privater Haushalte nur 
einen Gesamtrahmen für den zukünftigen Wohnungsbedarf aufzeigen. Letztlich sind regional (kleinräumig) 
deutliche Unterschiede zu erwarten, die mit der regionalen Gliederungstiefe nach Bundesländern nicht 
hinreichend abgebildet werden können.  
Neben diesen zwischen Statistischem Bundesamt und statistischen Landesämtern koordinierten Voraus-
berechnungen wurden von einigen Bundesländern eigenständige Bevölkerungsvorausberechnungen und 
Vorausberechnungen zu möglichen Folgen des demografischen Wandels auf regionaler Ebene erstellt.5
Aufgrund methodischer Unterschiede können die Ergebnisse der hier vorliegenden koordinierten Voraus-
berechnungen von den eigenständigen Modellrechnungen der Länder abweichen. 
5  Siehe Brachat-Schwarz 2010a und 2010b, Cicholas/Ströker 2009a und 2009b, Ertl 2009 und 2010, Landesbetrieb für Statistik und
Kommunikationstechnologie Niedersachsen (2011), Payk/Schmidt/Schwarck 2010, Schulz 2009, Statistisches Amt Saarland 2008 
und 2010, Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 2010. 
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1 Entwicklung der Bevölkerung 
1.1  Wichtige Veränderungen bis 2030 
Die Bevölkerungsentwicklung in Deutschland in den kommenden Jahrzehnten ist 
weitgehend vorgezeichnet. Im Jahr 2030 werden in Deutschland voraussichtlich 
nur noch rund 77 Millionen Einwohner leben. Dies entspricht einem Rückgang 
der Einwohnerzahl gegenüber dem Jahr 2008 um fast fünf Millionen Personen 
(– 5,7 %). Der Rückgang der Einwohnerzahl geht einher mit einer spürbaren 
strukturellen Veränderung in der Zusammensetzung der Bevölkerung. 
Die Bevölkerungsschrumpfung zeigt sich am deutlichsten in der Gruppe der unter  
20-Jährigen: Im Jahr 2030 werden voraussichtlich 17 % weniger Kinder und 
Jugendliche in Deutschland leben als heute. Statt 15,6 Millionen heute werden es 
nur noch 12,9 Millionen unter 20-Jährige sein. Die Personen im erwerbsfähigen 
Alter – heute üblicherweise zwischen 20 und 65 Jahren – werden um ca. 15 %
beziehungsweise 7,5 Millionen Menschen zurückgehen. Die Altersgruppe der 
65-Jährigen und Älteren wird hingegen um rund ein Drittel (33 %) von 16,7 Millio-
nen im Jahr 2008 auf 22,3 Millionen Personen im Jahr 2030 ansteigen.  
Die hier für Deutschland insgesamt dargestellte Entwicklung wird in den einzelnen 
Bundesländern unterschiedlich ausfallen. Sowohl im Geburten- als auch im Sterb-
lichkeitsniveau unterscheiden sich die Länder voneinander. Die Binnenwanderung 
vor allem in Richtung Süddeutschland und in die Stadtstaaten mildert zudem 
einerseits dort den Bevölkerungsrückgang, verstärkt aber anderseits die Alterung 
und den Bevölkerungsrückgang in den „Auswanderungsländern“, also vor allem 
in den ostdeutschen Bundesländern.  
Im Folgenden werden die Einflussfaktoren (Geburtenentwicklung, Sterblichkeit, 
Wanderungen) auf die Bevölkerungsentwicklung im Einzelnen dargestellt und 
erläutert. Da die zukünftige Entwicklung trotz sorgfältiger Analyse ungewiss ist, 
wurden für die Bevölkerungsvorausberechnung mehrere Szenarien erstellt. In 
diesem Heft sind nur die Ergebnisse einer der insgesamt zwölf Varianten und 
drei Modellrechnungen der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechung dar-
gestellt, der sogenannten Variante 1-W1 „Untergrenze der „mittleren“ Bevölke-
rung“. Diese Variante wurde für die weiterführenden Projektionen zu Grunde 
gelegt. Die dafür getroffenen Annahmen sind in dem folgenden Kasten mit  
methodischen Erläuterungen aufgeführt.  
Bevölkerung sinkt um 
fast 5 Millionen  
17 % weniger Kinder 
und Jugendliche … 
… 33 % mehr  
65-Jährige und  
Ältere
Unterschiedliche 
Entwicklung in den 
Bundesländern  
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Methodische Anmerkungen 
Die folgenden Ausführungen beruhen zum einen auf den Ergebnissen der laufenden Bevöl- 
kerungsstatistik und zum anderen auf den Ergebnissen der 12., zwischen den Statistischen 
Ämtern des Bundes und der Länder koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung. Die 
Bevölkerungsvorausberechnungen liefern Aussagen, die nur dann eintreten würden, wenn 
sich auch alle getroffenen Annahmen erfüllen. Es handelt sich damit nicht um eine Prognose, 
sondern um „wenn-dann“-Aussagen. 
Bei der Interpretation der künftigen Entwicklungen sollen deshalb stets die zugrunde liegenden 
Annahmen berücksichtigt werden. Die im vorliegenden Heft präsentierten Ergebnisse beruhen 
auf den Annahmen zu einer Variante der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, die 
die sogenannte Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung darstellt. 
Annahmen der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung – Variante Untergrenze 
der „mittleren“ Bevölkerung (1-W1) 
Für Deutschland: Für die Länder: 
Außenwanderung: Sukzessive Erhöhung des jährlichen 
Außenwanderungssaldos bis 2014 auf  
100 000 Personen; ab 2014 konstan-
ter Wanderungssaldo.   
Verteilung des Außenwanderungssaldos nach 
Ländern entsprechend dem mehrjährigen 
Durchschnitt. 
Binnenwanderung: – Binnenwanderungsannahmen wurden bis 
2030 getroffen. Der Wanderungsverlust der 
neuen an die alten Länder geht bis 2030 von 
aktuell 48 000 auf 0 Personen zurück. 
Geburtenhäufigkeit: Annähernde Konstanz bei durch-
schnittlich 1,4 Kindern je Frau. Das 
durchschnittliche Alter der Frauen bei 
der Geburt ihrer Kinder nimmt bis 
2020 um ca. 1,6 Jahre zu. 
Das durchschnittliche Alter der Frauen bei der 
Geburt steigt in den neuen Ländern schneller 
als in den alten. Dadurch erfolgt eine weitere 
Annäherung im Geburtenverhalten. 
Lebenserwartung: Kontinuierlicher Anstieg der Lebens-
erwartung für neugeborene Jungen 
auf 81,0 Jahre und Mädchen auf 
85,7 Jahre im Jahr 2030 
In den alten Ländern gleicher Trend wie für 
Deutschland insgesamt. In den neuen Län-
dern Anpassung an die alten Bundesländer 
bei den Frauen bis 2010 und den Männern 
bis 2030; dann gleicher Trend wie für 
Deutschland. 
Die Varianten Unter- und Obergrenze der „mittleren“ Bevölkerung markieren die Grenzen eines 
Korridors, in dem sich die Bevölkerungsgröße und der Altersaufbau entwickeln werden, wenn 
sich die aktuellen demografischen Trends fortsetzen. Die Variante Obergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung (1-W2) stellt die Entwicklung bei einem Wanderungssaldo von 200 000 Personen 
jährlich dar (dieser Wanderungssaldo wird erst 2020 erreicht und bleibt danach konstant); die 
anderen Annahmen entsprechen denen der Untergrenze. 
Über die beiden Varianten der „mittleren“ Bevölkerung hinaus umfasst die 12. koordinierte 
Bevölkerungsvorausberechnung weitere Varianten, die zeigen, wie sich die Bevölkerung bei 
einer zukünftig leicht fallenden oder steigenden Geburtenhäufigkeit oder bei einem höheren 
Anstieg der Lebenserwartung entwickeln würde. Aus der Kombination unterschiedlicher 
Annahmen zu Geburtenhäufigkeit, Lebenserwartung und Außenwanderung ergeben sich 
insgesamt zwölf Varianten der möglichen Bevölkerungsentwicklung.6
Neben den Faktoren Geburtenhäufigkeit, Lebenserwartung und Außenwanderung hängt die 
regionale Bevölkerungsentwicklung in starkem Maße von der Binnenwanderung ab. Annahmen 
zur Binnenwanderung wurden in der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung bis zum 
Jahr 2030 getroffen. Daher werden in dieser Reihe Ergebnisse nach Bundesländern nur bis 
zum Jahr 2030 dargestellt. 
6  Siehe Statistisches Bundesamt 2009a, 2009b. 
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1.2  Natürliche Bevölkerungsbilanz: Steigende Lebens-
erwartung bei niedriger Geburtenrate  
Geburtenentwicklung 
Die Zahl der geborenen Kinder zeigt zum einen, welcher Bedarf zum Beispiel an 
Kinderbetreuungsplätzen, Kinderärzten, Lehrern, Schulen etc. in den nächsten 
Jahren bestehen wird. Anhand der Geburtenzahlen kann auch vorausgeschätzt 
werden, wie sich in Zukunft die Zahl der Menschen im arbeitsfähigen Alter ent-
wickeln dürfte. Zum anderen beeinflusst die Zahl der geborenen Kinder die Bevöl-
kerung insgesamt: Gibt es genau so viel oder mehr Geburten als Sterbefälle, bleibt 
die Bevölkerung stabil oder steigt an. Ist die Geburtenzahl niedriger als die Zahl 
der Sterbefälle, nimmt die Bevölkerung ab. Wanderungen können diese „natür-
liche“ Bevölkerungsentwicklung allerdings verändern. 
Seit der deutschen Vereinigung ist die Zahl der Neugeborenen in Deutschland von 
830 000 (1991) auf 683 000 (2008) um 18 % gesunken. Auch in den kommenden 
Jahrzehnten ist mit einem Rückgang zu rechnen: Nach den getroffenen Annah-
men dürfte die Geburtenzahl um weitere 15 % auf 580 000 Geburten (siehe Abbil-
dung 1) bis zum Jahr 2030 abnehmen.  
Abbildung 1  Lebendgeborene in Deutschland1
in 1 000 
1  Ab 2009 Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung). 
Diese Entwicklung ist die Folge eines bereits lange Zeit bestehenden niedrigen 
Geburtenniveaus: Die Geburtenhäufigkeit liegt seit über vier Jahrzehnten weit 
unter dem Bestanderhaltungsniveau von 2,1 Kindern je Frau. Solange dies so 
bleibt, wird jede folgende Müttergeneration kleiner als die vorherige. Die heute 
etwa 30-jährigen Frauen werden weit weniger Kinder zur Welt bringen, als es für
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den zahlenmäßigen Ersatz ihrer Generation erforderlich wäre. Sind ihre Töchter 
einmal erwachsen und haben ebenfalls durchschnittlich weniger als 2,1 Kinder, 
wird die künftige Kinderzahl weiter sinken, weil die Zahl potenzieller Mütter immer 
kleiner wird. 
Die durchschnittliche Kinderzahl je Frau7 lag in Deutschland im Jahr 2008 bei 
1,38 Kindern. Innerhalb Deutschlands zeichnen sich regionale Unterschiede ab: 
Die höchste Geburtenhäufigkeit weist das Land Sachsen auf. Die durchschnittliche 
Kinderzahl je Frau lag dort im Jahr 2008 bei 1,44. Unter den westlichen Flächen-
ländern liegen auch Niedersachsen und Schleswig-Holstein (mit 1,42 Kindern je 
Frau) sowie Nordrhein-Westfalen (1,39 Kinder je Frau) über dem Bundesdurch-
schnitt. Die Geburtenhäufigkeit in den neuen Ländern hat sich allmählich dem 
Niveau der westlichen Flächenländer angepasst. Die zusammengefasste Gebur-
tenziffer lag 2008 nur noch in Thüringen mit 1,37 Kindern je Frau leicht unter dem 
bundesdeutschen Durchschnitt. Relativ geburtenarm waren dagegen die Stadt-
staaten und das Saarland. Besonders niedrig war die Geburtenhäufigkeit in 
Hamburg und im Saarland: Im Jahr 2008 wurden dort durchschnittlich nur 
1,25 Kinder je Frau geboren.  
In der betrachteten Variante der Vorausberechnung wird künftig für Deutschland 
von einem annähernd konstanten Geburtenniveau ausgegangen.8 Die durch-
schnittliche Kinderzahl je Frau wird mit 1,4 pro Kalenderjahr angenommen. Weiter 
wird erwartet, dass das durchschnittliche Alter, in dem Frauen ein Kind bekommen, 
um etwa 1,6 Jahre bis zum Jahr 2020 ansteigen und danach konstant bleiben wird. 
In den neuen Ländern wird dieser Anstieg stärker ausfallen als in den alten. Im 
Hinblick auf den Zeitpunkt der Geburt im Leben der Frauen nähert sich dadurch 
das Geburtenverhalten in den alten und den neuen Ländern weiter an.  
Bis 2030 wird die Zahl der Neugeborenen in allen Ländern zurückgehen (siehe 
Abbildung 2). Der absolute Rückgang beträgt nach der Vorausberechnung im Ver-
gleich zum Jahr 2008 in den alten Flächenländern rund 55 000 und in den neuen 
Ländern rund 37 000. Relativ gesehen bedeutet dieser Rückgang für die neuen 
Länder mehr als ein Drittel (36 %) weniger Geburten, für die alten lediglich 10 %. 
Von den neuen Ländern sind mit einem Rückgang von etwa 40 % Thüringen und 
Sachsen-Anhalt, in den alten Flächenländern das Saarland mit 16 % sowie 
Niedersachsen und Hessen mit jeweils 13 % am stärksten betroffen. Das Land 
Berlin wird voraussichtlich einen Rückgang von ca. 8 000 Geburten verzeichnen, 
was einem Verlust von einem Viertel (26 %) im Vergleich zur Geburtenzahl von 
2008 entspricht. In Bremen und Hamburg, die heute mit die niedrigste Geburten-
häufigkeit aufweisen, werden die Geburten dagegen nur um 9 % zurückgehen, was 
für die beiden Stadtstaaten zusammen ein Minus von etwa 2 000 Geburten bedeu-
tet. Diesen Stadtstaaten kommt die angenommene Binnenwanderung zugute, die 
unter anderem zum Anstieg der Zahl der 30- bis unter 40-jährigen Frauen bis zum 
Anfang der 2020er Jahre führen wird, während für diese Frauengruppe gleichzeitig 
mit einer steigenden Geburtenhäufigkeit gerechnet wird. 
7  Hier und weiter im Text geht es um die sogenannte zusammengefasste Geburtenziffer. Das ist die 
durchschnittliche Zahl der Geburten je Frau eines hypothetischen Geburtenjahrgangs. Dieser Jahr-
gang besteht aus allen Frauen, die im beobachteten Kalenderjahr zwischen 15 und 49 Jahren alt 
waren. Die zusammengefasste Geburtenziffer stellt die Summe der altersspezifischen Geburten-
ziffern dar, die für jedes einzelne Alter zwischen 15 und 49 als Verhältnis der Anzahl der Geborenen 
und der Zahl der Frauen im beobachteten Kalenderjahr berechnet werden. 
8  Siehe Pötzsch (2010). 
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Abbildung 2  Lebendgeborene in den Bundesländern 2008 und 20301
in 1 000 
1  2030: Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung). 
Entwicklung der Sterblichkeit 
Während die Geburten für „Zugänge“ in der Bevölkerung sorgen, bilden die Sterbe-
fälle die Gegenseite der natürlichen Bevölkerungsbilanz. Die Zahl der Sterbefälle 
ist im vereinigten Deutschland bis 2001 fast kontinuierlich zurückgegangen und 
stagniert seitdem bei etwa 820 000 bis 850 000 im Jahr. Durch die voranschrei-
tende Alterung ist künftig mit einem Anstieg der Sterbefälle zu rechnen.  
Für diese Entwicklung sind unterschiedliche Einflüsse verantwortlich: Die Zahl der 
Sterbefälle hängt einerseits von der Lebenserwartung der Bevölkerung ab, die eng 
mit dem gesundheitlichen Zustand, der Lebensweise der Bevölkerung und dem  
Niveau der medizinischen Versorgung zusammenhängt. Auf der anderen Seite 
beeinflusst der Altersaufbau der Bevölkerung die Zahl der Sterbefälle. 
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In Deutschland nimmt die Lebenserwartung kontinuierlich zu. In den neuen Län-
dern war sie 1990 deutlich niedriger als im früheren Bundesgebiet. Inzwischen hat 
aber die Lebenserwartung in den neuen Ländern erheblich zugenommen und fast 
das westdeutsche Niveau erreicht. Dieser Zuwachs an Lebenserwartung hat zur 
Abnahme der jährlichen Sterbefälle in Deutschland von 1991 bis 2001 um ca. 
80 000 Personen beigetragen.  
Mit einem Anstieg der Lebenserwartung wird auch weiter gerechnet. Die aktuelle 
Stagnation und die zu erwartende künftige Zunahme der Sterbefälle bedeuten also 
nicht eine Erhöhung der Sterblichkeit etwa aufgrund der Verschlechterung der 
medizinischen Versorgung oder der Verbreitung von Krankheiten. Der Ursache 
hierfür liegt vielmehr in der veränderten Altersstruktur der Bevölkerung. Die 
Lebenserwartung nimmt bereits seit einiger Zeit vor allem infolge der Gewinne 
von weiterer Lebenszeit in höherem Alter zu. Dadurch erreichen immer mehr 
Menschen ein immer höheres Alter. Hinzu kommt, dass in den nächsten Jahren 
die relativ stärker besetzten Jahrgänge von Ende der 1930er Jahre das sehr hohe 
Alter erreichen werden. Bereits heute ist jeder zweite Gestorbene 80 Jahre oder 
älter. Aufgrund dieser Entwicklung wird die Zahl der Sterbefälle bis zum Jahr 2030 
voraussichtlich auf ca. eine Million steigen (siehe Abbildung 3).  
Abbildung 3  Gestorbene in Deutschland1
in 1 000 
1  Ab 2009 Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung). 
Die Lebenserwartung bei Geburt beträgt im Durchschnitt der Jahre 2006 bis 
2008 für Jungen 77,2 Jahre und für Mädchen 82,4 Jahre. In den alten Ländern 
liegt sie insgesamt immer noch etwas höher als in den neuen. Gegenwärtig be-
trägt der Abstand zwischen alten und neuen Ländern (ohne Berlin) für neugebo-
rene Jungen 1,3 Jahre, für neugeborene Mädchen 0,3 Jahre. Die höchste durch-
schnittliche Lebenserwartung bei Geburt – für Jungen 78,6 Jahre und für 
Mädchen 83,3 Jahre – wies Baden-Württemberg auf. Die niedrigste Lebens-
erwartung wurde in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern mit jeweils 
75,1 Jahren für Jungen und im Saarland mit 81,1 Jahren für Mädchen gemessen.
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Abbildung 4  Gestorbene in den Bundesländern 2008 und 20301
in 1 000 
1  2030: Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“  
Bevölkerung). 
Der weitere Anstieg der Lebenserwartung für die Bevölkerung Deutschlands wird 
bis zum Jahr 2030 voraussichtlich für Jungen knapp vier und für Mädchen gut drei 
Jahre betragen. Die alten Länder folgen diesem gesamtdeutschen Trend unmittel-
bar. In den neuen Ländern nimmt die Lebenserwartung anfangs etwas schneller zu 
und folgt dann ebenfalls der gesamtdeutschen Entwicklung.
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Die zunehmend ältere Bevölkerung führt unweigerlich auch zu mehr Sterbefällen in 
allen Bundesländern (siehe Abbildung 4). Im Jahr 2030 ist gegenüber 2008 mit 
knapp 150 000 mehr Sterbefällen (+ 17 %) zu rechnen. In den alten Flächen-
ländern werden es voraussichtlich 112 000 mehr sein, in den neuen Ländern 
24 000 und in den Stadtstaaten 11 000. Besonders stark sind Länder mit einem 
hohen Anteil an Hochbetagten betroffen: In Brandenburg, Baden-Württemberg, 
Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Bayern und Schleswig-Holstein wird die Zu-
nahme der Sterbefälle über 20 % betragen, im Saarland, in Sachsen-Anhalt und 
in Bremen wird dagegen mit einem Anstieg von unter 10 % gerechnet.  
Natürliche Bevölkerungsbilanz 
Die Differenz zwischen Geburten und Sterbefällen eines Jahres bildet die natürli-
che Bevölkerungsbilanz. Diese war für Deutschland im Zeitraum von 1991 bis 
2008 durchgängig negativ, d. h. die Zahl der Geborenen hat die Zahl der Gestor-
benen nicht ausgeglichen. Dieses Geburtendefizit schwankte zwischen rund 
50 000 (1997) und 160 000 (2008).  
In den alten Ländern wurde in den Jahren 1991 bis 1993 und 1997 eine positive 
Bilanz (Geburtenüberschuss) registriert, in den übrigen Jahren war die Bilanz auch 
hier negativ (Geburtendefizit). Seit 1998 nahm das Geburtendefizit kontinuierlich 
zu: von 6 000 im Jahr 1998 auf rund 113 000 im Jahr 2008. In den neuen Ländern 
gab es dagegen in jedem Jahr von 1991 bis 2008 eine negative natürliche Bevöl-
kerungsbilanz. Am höchsten war hier das Geburtendefizit im Jahr 1993 (105 000), 
danach ging es allmählich zurück und bewegte sich in den letzten Jahren bei etwa 
50 000. In der Relation zur Bevölkerung betrug das Geburtendefizit im Jahr 2008 
im bundesdeutschen Durchschnitt 2,0 je 1 000 Einwohner, in den alten Ländern 
1,7 und in den neuen Ländern 3,7. 
Die künftig abnehmenden Geburten und zunehmenden Sterbefälle werden zu ei-
ner weiteren Zunahme des Geburtendefizits in Deutschland und in allen Bundes-
ländern führen (siehe Abbildung 5). Das Geburtendefizit für Deutschland wird sich 
voraussichtlich bis 2030 um etwa 150 % auf 410 000 erhöhen. Relativ zur Bevölke-
rung des Jahres 2030 wird es 5,3 % je 1 000 Einwohner betragen. 
Im Jahr 2008 wies Berlin als einziges Land noch eine geringe positive natürliche 
Bevölkerungsbilanz auf. Bis zum Jahr 2030 dürfte sich hier ein Geburtendefizit von 
etwa 16 000 einstellen. Auch in Baden-Württemberg, Bayern und Hessen wird eine 
besonders starke Zunahme des Geburtendefizits erwartet.  
Bezogen auf ihre Einwohnerzahl werden im Jahr 2030 Hamburg, Baden-Württem-
berg und Bayern das niedrigste Geburtendefizit aufweisen (siehe Abbildung 6). 
Am höchsten wird es in den neuen Ländern und dort in Sachsen-Anhalt sein. Bei 
den alten Flächenländern wird das Saarland ein besonders hohes Geburtendefizit 
in Relation zur Bevölkerung haben. 
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Abbildung 5  Differenz zwischen Geburten und Sterbefällen (Geburtendefizit) 
in den Bundesländern 2008 und 20301
in 1 000
 
1  2030: Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“  
Bevölkerung). 
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Abbildung 6  Differenz zwischen Geburten und Sterbefällen (Geburtendefizit) 
je 1 000 Einwohner in den Bundesländern 2008 und 20301
 
1  2030: Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung). 
1.3  Wanderungen über die Grenzen Deutschlands und
zwischen den Bundesländern 
Der Saldo aus Zu- und Fortzügen verändert den Bevölkerungsbestand. Für 
Deutschland insgesamt ist nur die Wanderung über die Grenzen Deutschlands 
– die so genannte Außenwanderung – relevant, für die Bundesländer spielt neben 
der Außenwanderung auch der Austausch mit anderen Bundesländern (Binnen-
wanderung) eine wichtige Rolle.  
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Außenwanderung 
Die gesamte Wanderungsbilanz war in Deutschland seit 1991 mit Ausnahme we-
niger einzelner Jahren positiv und bewegte sich in unterschiedlichen Zeiträumen 
zwischen 129 000 Personen und 354 000 Personen jährlich. In den Jahren 2003 
bis 2007 ging der jährliche Saldo aus Zu- und Fortzügen auf durchschnittlich 
74 000 Personen deutlich zurück.9 Dies war sowohl auf höhere Fortzüge der 
Deutschen als auch auf das Versiegen der Zuzüge von deutschen Aussiedlern 
und die abgeschwächten Zuzüge der ausländischen Personen zurückzuführen.  
Werden die Zuzüge nach und die Fortzüge aus Deutschland getrennt betrachtet, 
lässt sich feststellen, dass insbesondere die Zuzüge große Schwankungen auf-
weisen, während die Fortzüge im Zeitverlauf relativ stabil bleiben. Da die nach 
Deutschland zuziehenden Personen in der Regel jünger als die fortziehenden 
sind, wird die Bevölkerung durch die Außenwanderung quasi „verjüngt“.  
Bei den Annahmen zur Wanderungsentwicklung im Rahmen der 12. koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung standen vor allem die langfristigen Wanderungs-
ströme sowie die aus heutiger Sicht absehbaren Entwicklungen im Vordergrund, 
welche das künftige Wanderungsgeschehen beeinflussen können. Kurzfristig dürf-
te sich die ab 2011 geltende volle Freizügigkeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer aus den Staaten, die 2004 der EU beigetreten sind, auswirken. Zu den 
langfristigen Einflussfaktoren dürften in den kommenden fünf Dekaden zumindest 
zwei gehören: eine rapide Alterung und Schrumpfung des Erwerbspersonenpoten-
zials in Deutschland einerseits sowie weltweite durch den Klimawandel verstärkte 
Wanderungsbewegungen andererseits. Mittel- bis langfristig wird deshalb von ei-
ner allmählichen Erhöhung des Saldos der Zu- und Fortzüge ausgegangen. Es 
wird unterstellt, dass er sich auf einem Niveau bewegen würde, das dem beobach-
teten langfristigen Durchschnitt entspricht. In der ersten Annahme steigt der jährli-
che Wanderungssaldo bis zum Jahr 2014 auf 100 000 Personen und verharrt auf 
diesem Niveau. In der zweiten Annahme wird von einem Anstieg des jährlichen 
Wanderungssaldos auf 200 000 Personen bis zum Jahr 2020 und anschließende 
Konstanz ausgegangen. Diese Werte sind – wie immer bei den Wanderungs-
annahmen – nur als langjährige Durchschnitte zu interpretieren; die tatsächlichen 
Wanderungen werden aller Voraussicht nach starken Schwankungen unterliegen.  
Die in diesem Heft dargestellten Entwicklungen resultieren, wie bereits auf der 
Seite 9 erläutert, aus der Variante 1-W1 mit der ersten Annahme zum jährlichen 
Wanderungssaldo von 100 000 Personen für Deutschland insgesamt. Für die 
Länder wurde angenommen, dass ihr durchschnittlicher Anteil am Außenwande-
rungssaldo der letzten Jahre bis zum Jahr 2030 konstant bleibt.  
Binnenwanderung 
Für die Binnenwanderungen sind in erster Linie wirtschaftliche Faktoren verant-
wortlich. Länder mit stabiler wirtschaftlicher Entwicklung, mit einem breiten Ange-
bot an Arbeits- und Ausbildungsplätzen haben in der Regel einen positiven 
Binnenwanderungssaldo. Die schwächeren Wirtschaftsstandorte verzeichnen 
dagegen einen negativen Wanderungssaldo. 
9  Die Jahre 2008 und 2009 sind hier nicht einbezogen, weil die dafür ausgewiesenen Fortzüge zahl-
reiche Bereinigungen der Melderegister infolge der Einführung der Steueridentifikationsnummer um-
fassen. 
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Die Binnenwanderungen sind im vereinigten Deutschland vor allem durch eine 
beständige Abwanderung aus den neuen in die alten Bundesländer geprägt. Im 
gesamten Zeitraum von 1991 bis 2008 haben per Saldo gut 1,1 Millionen Ein-
wohner die neuen Länder in Richtung früheres Bundesgebiet verlassen. Der 
Saldo der Wanderungen zwischen den neuen und alten Ländern war jedoch  
nicht die ganze Zeit gleich hoch (siehe Abbildung 7): Von 1991 bis 1997 ging die 
Nettoabwanderung aus den neuen Ländern von 165 000 auf 28 000 zurück. Von 
1998 bis 2001 stieg sie erneut auf 98 000 und fiel danach wieder auf 51 000 im 
Jahr 2008. Gegenüber der Stadt Berlin haben die neuen Länder von 1993 bis 
2006 Wanderungsgewinne verzeichnet, die vor allem auf die Fortzüge aus Berlin 
ins Umland nach Brandenburg zurückzuführen waren. Dies hat den Wanderungs-
verlust der neuen Länder verringert. 1991 und 1992 wie auch 2007 und 2008 
erhöhte sich der Wanderungsverlust der neuen Länder dagegen durch deren 
ebenfalls negative Wanderungsbilanz gegenüber Berlin. 
Abbildung 7  Binnenwanderungssaldo der neuen Länder 1991 bis 2008 
In der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung wurde zur Binnenwande-
rung angenommen, dass in den einzelnen Altersgruppen der Anteil der Bevölke-
rung, die in ein anderes Bundesland fortzieht, bis zum Jahr 2020 konstant bleibt 
und den altersspezifischen durchschnittlichen Fortzugsraten der Jahre 2005 bis 
2007 entspricht. Zwischen den Jahren 2020 und 2030 wird von einer allmählichen 
Abschwächung der Binnenwanderung auf Null-Niveau ausgegangen.  
Da die besonders mobile junge Bevölkerung in den neuen Ländern zahlenmäßig 
stark abnimmt und sich somit das Abwanderungspotenzial reduziert, wird auch die 
Ost-West-Wanderung geringer ausfallen. Die Nettoabwanderung aus den neuen in 
die alten Länder wird demnach von rund 48 000 im Ausgangszeitraum auf 14 000 
im Jahr 2020 zurückgehen.  
Die Abschwächung der Ost-West-Wanderung würde für die alten Länder einen 
geringeren Zustrom an Menschen im erwerbsfähigen Alter bedeuten. Insbe-
sondere sind davon Länder betroffen, die bisher von der Zuwanderung aus dem 
Osten Deutschlands stark profitiert haben. Im Basiszeitraum hatten vor allem  
Bayern, Niedersachsen, Baden Württemberg, Schleswig-Holstein und Hamburg 
einen hohen Anteil von Zuzügen aus den neuen Ländern. 
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Wanderungsbilanz der Länder 
Für die Bevölkerungsentwicklung in den Ländern ist schließlich der Gesamtwande-
rungssaldo ausschlaggebend, der sich aus der Summe der Salden der Außen- 
und der Binnenwanderung ergibt. In allen neuen Ländern wird erwartet, dass ihre 
Wanderungsverluste niedriger ausfallen werden. Da der Anteil der neuen Länder 
am Außenwanderungssaldo sehr gering ist, spielt hier die sich abschwächende 
Binnenwanderung eine besonders wichtige Rolle. In Brandenburg wird sogar  
bereits ab 2011 und in Sachsen ab 2018 ein positiver Gesamtwanderungssaldo 
erwartet.
Die Außenwanderungsgewinne in den alten Ländern sorgen dafür, dass sie auch 
bei abnehmenden Zuzügen aus den neuen Ländern eine positive Wanderungs-
bilanz behalten. Die Abbildung 8 gibt einen Überblick über die angenommenen 
kumulierten Gesamtwanderungssalden der Länder in den Jahren 2009 bis 2030. 
Trotz der angenommenen Reduktion der Ost-West-Wanderung bleiben immer 
noch deutliche Unterschiede in den Wanderungsbilanzen der neuen und alten 
Länder erhalten. 
Abbildung 8  Kumulierte Wanderungsgewinne/-verluste der Bundesländer 
im Zeitraum von 2009 bis 20301
in 1 000 
 
1  Gesamtwanderung: Summe der Binnen- und Außenwanderungssalden; 2030: Ergebnisse der 12. koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung). 
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1.4  Sinkende Bevölkerungszahl 
Dem Bevölkerungswachstum der Jahre 1990 bis 2002 folgte in Deutschland ein 
leichter Bevölkerungsrückgang: Das Geburtendefizit kann seit 2003 durch die 
Nettozuwanderung nicht mehr ausgeglichen werden. Da das Geburtendefizit künf-
tig beständig steigen wird (vgl. 1.2 Natürliche Bevölkerungsbilanz), wird die Bevöl-
kerung, falls es nicht zu einem höheren Außenwanderungssaldo kommt, weiter zu-
rückgehen: bis zum Jahr 2030 voraussichtlich auf 77,4 Millionen (siehe Tabelle 1). 
Tabelle 1  Bevölkerung Deutschlands1
in Millionen
2008 2015 2020 2025 2030 
82,0 80,8 79,9 78,8 77,4 
1  Ab 2015 Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung).  
In den Ländern ist die Entwicklung bis zum Jahr 2030 sehr unterschiedlich. Bis auf 
Hamburg erleben alle Länder einen Bevölkerungsrückgang, der nicht überall gleich 
hoch ausfällt (siehe Tabelle 2 und Abbildung 9). Die Bevölkerung Bayerns und 
Baden-Württembergs dürfte am wenigsten schrumpfen, die neuen Länder und das 
Saarland werden am stärksten vom Bevölkerungsrückgang betroffen sein. 
Tabelle 2  Veränderung der Bevölkerung 20301 gegenüber 2008 
Bundesland 1 000 % 
Alte Flächenländer  
Baden-Württemberg ................... – 223 – 2,1
Bayern ........................................ – 51 – 0,4
Hessen ....................................... – 268 – 4,4
Niedersachsen ........................... – 551 – 6,9
Nordrhein-Westfalen .................. – 1 101 – 6,1
Rheinland-Pfalz .......................... – 188 – 4,7
Saarland ..................................... – 142 – 13,8 
Schleswig-Holstein ..................... – 116 – 4,1
Neue Länder 
Brandenburg ............................... – 264 – 10,5 
Mecklenburg-Vorpommern ......... – 252 – 15,2 
Sachsen ..................................... – 557 – 13,3 
Sachsen-Anhalt .......................... – 506 – 21,2 
Thüringen ................................... – 425 – 18,7 
Stadtstaaten
Berlin .......................................... – 103 – 3,0
Bremen ....................................... – 24 – 3,6
Hamburg ..................................... + 82 + 4,6
1  2030 Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung). 
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Abbildung 9  Bevölkerung der Bundesländer 2008 und 20301
in Millionen 
1  2030: Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung). 
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1.5  Deutliche Änderungen im Altersaufbau
Deutschland 
Im Altersaufbau der Bevölkerung spiegeln sich einerseits demografische Verände-
rungen während der letzten hundert Jahre wider, andererseits beeinflusst der 
Altersaufbau die zukünftige Bevölkerungsentwicklung. Die gegenwärtige Verteilung 
der Bevölkerung Deutschlands weist dermaßen einschneidende Unregelmäßig-
keiten auf, dass die Altersstruktur sogar als der dominante Faktor der Bevölke-
rungsentwicklung in den nächsten Jahrzehnten angesehen werden kann.  
Besonders deutlich veranschaulichen dies die sogenannten Bevölkerungspyrami-
den (siehe Abbildung 10). Die hellblaue Spitze des hier dargestellten Altersbaums 
zeigt die Bevölkerung im Alter von 65 Jahren und älter. Im Jahr 2008 war sie mit 
16,7 Millionen Personen besetzt und stellte 20 % der Gesamtbevölkerung. Diese 
Altersgruppe umfasst sowohl die noch relativ gut besetzten Jahrgänge der 65- bis 
70-Jährigen als auch Hochaltrige. Charakteristisch für diese Altersgruppe sind 
deutlich mehr Frauen als Männer: Ihr Anteil an den 65-Jährigen und Älteren be-
trug im Jahr 2008 58 %. Die Ursachen hierfür liegen zum einen in einer höheren 
Lebenserwartung der Frauen gegenüber den Männern. Zum anderen machen 
sich hier immer noch die Auswirkungen des Zweiten Weltkrieges bemerkbar.  
Die Altersgruppe der 20- bis unter 65-Jährigen wird in der Regel als Bevölkerung 
im Erwerbsalter betrachtet. Mit 49,7 Millionen Menschen stellte sie im Jahr 2008 
61 % der Bevölkerung. Zu dieser Altersgruppe gehören die Personen aus den ge-
burtenstarken Jahrgängen, die gegenwärtig schon vierzig Jahre und älter sind und 
in den nächsten Jahrzehnten zur allmählichen Alterung des Erwerbspersonen-
potenzials und der Gesamtbevölkerung entscheidend beitragen werden.  
Die unter 20-Jährigen stellen die Altersgruppe dar, die nachhaltig vom Geburten-
rückgang der letzten Jahrzehnte beeinflusst ist. Die Zahl der unter 20-Jährigen lag 
2008 mit 15,6 Millionen (19 % der Bevölkerung) bereits leicht unter der Zahl der 
65-Jährigen und Älteren. Künftig wird sich dieser Abstand deutlich vergrößern. 
Bis zum Jahr 2030 werden die heute unter 20-Jährigen im mittleren Erwerbsalter 
von 20 bis etwa 40 Jahren sein. Die nach ihnen kommenden jüngeren Jahrgänge 
werden noch geringer besetzt sein als sie. Die älteren, geburtenstarken Jahrgänge 
werden aus dem Erwerbsalter kontinuierlich herauswachsen. Aufgrund dieser 
Entwicklung ist bis zum Jahr 2030 mit einer Schrumpfung der Altersgruppe der 
20- bis unter 65-Jährigen um 7,5 Millionen Menschen zu rechnen. Ihr Anteil an der 
Gesamtbevölkerung wird deutlich zurückgehen: von 61 % im Jahr 2008 auf gut 
54 % im Jahr 2030.  
Unter Berücksichtigung der geplanten Anhebung des gesetzlichen Rentenein-
stiegsalters auf 67 Jahre würden im Jahr 2030 um 2,6 Millionen Personen mehr 
im Erwerbsalter sein, als beim Renteneinstiegsalter von 65 Jahren. Der Rück- 
gang des Erwerbspersonenpotenzials würde dann im Vergleich zu 2008 nicht 
15 %, sondern 13 % betragen. Sein Anteil an der Gesamtbevölkerung würde 
knapp 58 % ausmachen. Allerdings wird dadurch ausschließlich die Gruppe der 
Älteren unter den Personen im Erwerbsalter wachsen.
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Auch die Altersgruppe der unter 20-Jährigen wird zahlen- und anteilmäßig abneh-
men: Im Jahr 2030 wird sie nach der Vorausberechnung 12,9 Millionen Personen 
umfassen, was 17 % der Gesamtbevölkerung entspricht. Lediglich die 65-Jährigen 
und Älteren werden immer zahlreicher. Bis zum Jahr 2030 dürfte ihre Zahl um ein 
Drittel (33 %) steigen und 22,3 Millionen Menschen oder 29 % der Gesamtbevöl-
kerung betragen. 
Abbildung 10  Altersaufbau der Bevölkerung in Deutschland 1
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1  2030 Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung). 
Alte Flächenländer, neue Länder, Stadtstaaten 
In Hinblick auf regionale Besonderheiten ist augenfällig (siehe Abbildung 11), dass 
die Bevölkerung in den alten Flächenländern und in den Stadtstaaten jünger ist als 
in den neuen Ländern: Der Anteil der Personen im Alter bis unter 40 Jahren lag 
im Jahr 2008 in den alten Flächenländern bei 44 %, in den Stadtstaaten bei 46 %, 
in den neuen Ländern dagegen lediglich bei 39 % . Bei den unter 20-Jährigen wur-
de in den alten Flächenländern mit 20 % der höchste Anteil gemessen, bei den 
20- bis unter 40-Jährigen lag der Anteil in den Stadtstaaten vorn (29 %) und bei 
den 40- bis unter 65-Jährigen sowie den 65-Jährigen und Älteren galt dies für die 
neuen Länder (38 % und 23 %). 
Bis zum Jahr 2030 wird der Anteil der ältesten Altersgruppe in allen betrachteten 
Regionen zunehmen, während der Anteil der 20- bis unter 40-Jährigen deutlich 
sinken wird. Der Anteil der unter 20-Jährigen wird nur in den alten Bundesländern 
zurückgehen. Der Anteil der 40- bis 64-Jährigen bleibt in den Stadtstaaten nahezu 
unverändert, in den neuen Ländern und den alten Flächenländern sinkt er leicht.
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Abbildung 11  Bevölkerung nach Altersgruppen 2008 und 20301
in % der Gesamtbevölkerung 
1  2030: Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung). 
In der Entwicklung der in tertiärer oder beruflicher Ausbildung befindlichen Alters-
gruppen wird sich der Einbruch der Geburten in den neuen Ländern Anfang der 
1990er Jahre noch einige Zeit bemerkbar machen. Wie Tabelle 3 zeigt, sinkt die 
Zahl der heute 15- bis unter 25-Jährigen (zu dieser heterogenen Gruppe zählen 
beispielsweise Schüler, Schulabgänger, Auszubildende, junge Erwerbstätige oder 
auch Jungakademiker) in den alten Flächenländern kontinuierlich: bis 2015 um 6 %
und bis 2030 um 25 %. In den neuen Ländern wird die Bevölkerung dieses 
Alters dagegen bereits bis 2015 um nahezu 40 % schrumpfen, dann aber bis 2030 
wieder leicht steigen. Nur in Sachsen-Anhalt wird die Bevölkerung dieser Alters-
gruppe konstant bleiben. 
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Tabelle 3  Veränderung der 15- bis unter 25-jährigen Bevölkerung  
gegenüber 20081
2015 2020 2025 2030 Bundesland %
 Alte Flächenländer 
Baden-Württemberg .......... – 7 – 14 – 21 – 25
Bayern ............................... – 6 – 13 – 20 – 23
Hessen ............................... – 7 – 12 – 19 – 22
Niedersachsen ................... – 5 – 13 – 22 – 26
Nordrhein-Westfalen .......... – 7 – 15 – 23 – 27
Rheinland-Pfalz ................. – 7 – 15 – 24 – 27
Saarland ............................ – 13 – 24 – 33 – 37
Schleswig-Holstein ............ – 3 – 10 – 17 – 21
 Neue Länder 
Brandenburg ...................... – 35 – 30 – 29 – 29
Mecklenburg-Vorpommern .. – 41 – 38 – 37 – 38
Sachsen ............................. – 37 – 31 – 29 – 28
Sachsen-Anhalt ................. – 40 – 39 – 39 – 40
Thüringen ........................... – 39 – 36 – 36 – 38
 Stadtstaaten 
Berlin .................................. – 24 – 24 – 24 – 23
Bremen .............................. – 9 – 15 – 23 – 26
Hamburg ............................ – 9 – 11 – 14 – 15
Deutschland ..................... – 12 – 17 – 23 – 26
 
1  Ab 2015: Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung). 
Altenquotient 
Im Zuge dieser Veränderungen verschiebt sich das Verhältnis zwischen der Bevöl-
kerung im Erwerbsalter (20 Jahre bis unter 65 Jahre) und der Bevölkerung im 
Rentenalter (65 Jahre und älter), abgebildet durch den sogenannten Alten-
quotienten. Der Altenquotient wird hier vor allem als vergleichender Indikator der 
Alterung in den Ländern herangezogen. 
Im Jahr 1991 entfielen 24 Personen der Altersgruppe 65-Jährige und Ältere auf 
100 Personen im Erwerbsalter, im Jahr 2008 waren es bereits 34 Personen, bis 
zum Jahr 2030 werden es nach der hier dargestellten Vorausberechnungsvariante 
53 Personen sein. Somit werden im Jahr 2030 nicht einmal zwei Menschen im 
Erwerbsalter einem potenziellen Rentenbezieher gegenüberstehen, während im 
Jahr 2008 noch knapp drei Personen im Erwerbsalter für einen Rentner aufkom-
men konnten.
Altenquotient steigt 
stark an 
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In den Ländern war der Altenquotient im Jahr 2008 in Berlin und Hamburg (je 29) 
am niedrigsten (siehe Abbildung 12). Am höchsten lag er in Sachsen (40), in 
Sachsen-Anhalt (39) und dem Saarland (37). Im Jahr 2030 werden Hamburg mit 
38 sowie Berlin und auch Bremen mit 46 zwar ein höheres, jedoch immer noch 
relativ günstiges Zahlenverhältnis zwischen den Personen im Erwerbs- und Ruhe-
standsalter haben. Ein besonders hoher Altenquotient ist dann in allen neuen 
Ländern (65 - 71), aber auch im Saarland (59) zu erwarten.  
Abbildung 12  Altenquotienten der Bundesländer 2008 und 20301
65-Jährige und Ältere je 100 Personen im Alter von 20 bis 
unter 65 Jahren 
1  2030: Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung). 
Im nun folgenden zweiten Teil sollen die voraussichtlichen Auswirkungen der de-
mografischen Veränderungen auf die Entwicklung der Privathaushalte beschrieben 
werden. Für deren Entwicklung sind zusätzliche Faktoren verantwortlich, z. B. die 
Formen des Zusammenlebens und deren Veränderungen.  
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2 Entwicklung der Privathaushalte  
2.1  Haushaltsgröße sinkt weiter 
Bisherige Entwicklung 
Die Haushalte in Deutschland werden tendenziell immer kleiner. Dieser Trend  
wird bereits seit Beginn der statistischen Nachweisung Ende der 1950er Jahre 
beobachtet. Eine Besonderheit in der Entwicklung besteht darin, dass die Ein-
personenhaushalte seit mehr als drei Jahrzehnten die größte Gruppe stellen, wo-
bei ihr Anteil beständig zunimmt. Dabei leben sowohl jüngere als auch immer mehr 
ältere Menschen allein. Auch die Zweipersonenhaushalte weisen Zuwächse auf. 
Die Zahl der Haushalte mit drei und mehr Personen sinkt dagegen beständig. 
Abbildung 13 zeigt die Veränderung der prozentualen Anteile der Haushalte mit 
einer, zwei, drei sowie vier und mehr Personen von 1991 bis 2009 in Deutschland. 
Abbildung 13  Privathaushalte in Deutschland nach Haushaltsgröße 
Anteile in % 
Die Ursachen für diese Entwicklung sind vielfältig. Zum einen wird die Haushalts-
größe durch demografische Faktoren beeinflusst, wie den Rückgang der Geburten 
und der Zunahme der Lebenserwartung insbesondere im hohen Alter. Diese bei-
den Entwicklungen tragen zur Verkleinerung der durchschnittlichen Haushalts-
größe bei: die erste durch eine durchschnittlich geringere Kinderzahl je Haushalt, 
die zweite durch die Zunahme der älteren Menschen, welche hauptsächlich in 
Ein- oder Zweipersonenhaushalten leben.  
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Andererseits1 beeinflussen unter anderem die in der Vergangenheit gestiegenen 
Ausbildungszeiten und die erworbenen höheren Bildungsabschlüsse das Heirats-
verhalten und die Familiengründungsprozesse und damit auch die Haushalts-
struktur. Längeres Bleiben im elterlichen Haushalt bzw. auch mehr Menschen, die 
allein oder nur zu zweit leben, sind die Folge. Die Veränderungen von 1991 bis 
2009 machen manches deutlich: Die Zahl der Eheschließungen sank in diesem 
Zeitraum um 17 %, während die Zahl der Scheidungen um etwa 36 % zunahm. Das 
durchschnittliche Heiratsalter stieg für ledige Männer von 28,5 Jahre auf 33,1 Jahre
                                                          
10  Siehe Statistisches Bundesamt 2009c. 
Späte Familien- 
gründung  
Methodische Anmerkungen
Das Verhalten der Bevölkerung bei der Haushaltsbildung wird von einer Vielzahl von Faktoren 
wie gesellschaftlichen Trends und wirtschaftlicher Entwicklungen beeinflusst. Die Voraus-
berechnungen zur Haushaltsentwicklung sind deshalb mit mehr Unsicherheiten behaftet als 
die zur Bevölkerung. Deshalb wird für eine Haushaltsvorausberechnung in der Regel ein kür-
zerer Zeithorizont als bei einer Bevölkerungsvorausberechnung gewählt. Die Haushaltsvoraus-
berechnung 2010 reicht bis zum Jahr 2030. Sie beruht zum einen auf den Ergebnissen der 
Variante Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung der 12. koordinierten Bevölkerungsvoraus-
berechnung. Zum anderen geht sie von der Entwicklung der Personen in Privathaushalten 
unterschiedlicher Größe im Zeitraum von 1991 bis 2009 aus. Die Datengrundlage hierfür lie-
fert der Mikrozensus, bei dem jährlich 1 % aller Haushalte in Deutschland befragt wird. 10
Als privater Haushalt zählt hier jede zusammen wohnende und eine wirtschaftende Einheit bil-
dende Personengemeinschaft sowie Personen, die allein wohnen und wirtschaften. Personen 
in Alters- oder Pflegeheimen, Kasernen und ähnlichen Einrichtungen, die dort keinen eige- 
nen Haushalt führen, sondern gemeinschaftlich versorgt werden, zählen zu den Personen in 
Gemeinschaftsunterkünften und nicht zu den Personen in Privathaushalten. Personen können 
darüber hinaus neben ihrem Hauptwohnsitz an einem weiteren Wohnsitz (Nebenwohnsitz) ei-
nem Haushalt angehören und werden in diesem Fall doppelt gezählt. Die in Teil 2 dargestellte 
Bevölkerung in Privathaushalten weicht somit von der im ersten Teil gezeigten Bevölkerung 
ab. Die Umrechnung auf die Bevölkerung in Privathaushalten erfolgte anhand eines Umrech-
nungsfaktors, der sich aus dem Durchschnitt der Jahre 2007 bis 2009 ergab. 
Die Haushaltsvorausberechnung basiert auf Haushaltsmitgliederquoten nach zwei Varianten: 
Trend und Status quo. In der Trendvariante wurden die Veränderungen in der Verteilung der 
Bevölkerung nach Haushalten unterschiedlicher Größe zwischen 1991 und 2009 fortgeschrie-
ben. In der Status-quo-Variante wurden die Ausgangsverhältnisse im Haushaltsbildungs-
verhalten konstant gehalten. Beide Varianten spiegeln die Auswirkungen der künftigen Bevöl-
kerungsentwicklung auf die Haushaltszahl und -struktur wider. Die Trendvariante berücksich-
tigt darüber hinaus die Verhaltensänderungen der Bevölkerung bei der Bildung der Privathaus-
halte und stellt somit ein umfassenderes Zukunftsmodell dar.  
In der Trendvariante wurde die Entwicklung der Haushaltsmitgliederquoten bis zum Jahr 2030 
anhand der Trends für die weibliche und die männliche Bevölkerung nach neun Altersgruppen 
projiziert. Diese Trends wurden für drei homogene Gebietstypen ermittelt: alte Flächenländer, 
neue Länder und Stadtstaaten. Die insbesondere in den neuen Ländern teilweise rasante 
Dynamik bei der Veränderung der Haushaltsstrukturen wurde bei der Projektion in die Zukunft 
abgemildert.  
Die Ausführungen zu den Ergebnissen der Haushaltsvorausberechnung beziehen sich in die-
sem Heft generell auf die Trendvariante. Nur an einigen Stellen werden zum Vergleich die 
Ergebnisse der Status-Quo-Variante herangezogen. 
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und für ledige Frauen von 26,1 Jahre auf 30,2 Jahre. 1991 waren die Frauen bei 
der Geburt ihres ersten in der Ehe geborenen Kindes durchschnittlich 26,9 Jahre 
alt, im Jahr 2009 aber bereits mehr als drei Jahre älter (30,1 Jahre). Seit 1996 ging 
die Zahl der Familien – dazu zählen im Mikrozensus Zwei-Generationen-Haus-
halte, in denen Eltern (oder ein Elternteil) mit Kindern leben – mit zumindest einem 
minderjährigen Kind um rund 13 % zurück. Die Zahl der Ehepaare mit Kindern 
unter 18 Jahren sank sogar um 22 %, während die Zahl der Alleinerziehenden zu-
nahm. Sie stellten 1996 14 % dieser Eltern-Kind-Gemeinschaften, 2009 waren es 
bereits 19 %. Besonders stark waren diese Veränderungen in den neuen Ländern.  
Starke Binnenwanderungsströme, welche vor allem durch Arbeitsplatzsuche aus-
gelöst werden, tragen zu regionalspezifischen Veränderungen in den Haushalts-
strukturen bei. Die dadurch entstandenen Unterschiede sind daher besonders 
deutlich zwischen den alten und den neuen Bundesländern sowie zwischen den 
Flächenländern und den Stadtstaaten. Insbesondere in den neuen Bundesländern 
hat sich seit der Wiedervereinigung ein rascher Strukturwandel vollzogen, wobei 
sich viele Mehrpersonenhaushalte teilten und eine Vielzahl an Einpersonenhaus-
halten entstand: Der Anteil der Einpersonenhaushalte an allen Haushalten nahm in 
den neuen Ländern im Zeitraum von 1991 bis 2009 von 27 % auf 39 % zu. Neben 
der Ost-West-Wanderung haben dazu auch Veränderungen auf dem Wohnungs-
markt und der Rückgang der Geburtenzahlen beigetragen. In den Stadtstaaten 
zeigt sich ebenfalls ein spezifischer Verlauf in der Entwicklung der Haushalts-
struktur. Die Einpersonenhaushalte haben hier einen weit höheren und rascher 
wachsenden Anteil als in den Flächenländern.  
Auch die ausländische Bevölkerung und die Außenwanderung spielten bisher eine 
Rolle bei der Herausbildung der Haushaltsstrukturen. Der Nachzug der Familien-
angehörigen der in Deutschland lebenden Migranten förderte die Bildung von 
Mehrpersonenhaushalten. Mit einer geringeren Nettozuwanderung als in der Ver-
gangenheit wird der Einfluss der ausländischen Bevölkerung auf die Haushalts-
strukturen in den kommenden Dekaden zurückgehen. 
Zukünftige Entwicklung 
Für die künftige Entwicklung wird eine Fortsetzung des Trends zu kleineren Haus-
halten erwartet. Dafür sprechen folgende Indizien: Die weiter sinkende Alterssterb-
lichkeit, die immer noch höhere Lebenserwartung der Frauen sowie die schneller 
als bei Frauen zunehmende Lebenserwartung der Männer führen künftig zu mehr 
Ein- und Zweipersonenhaushalten im Seniorenalter. Hinzu kommen die niedrige 
Geburtenhäufigkeit, die Zunahme der Partnerschaften mit separater Haushaltsfüh-
rung sowie die hohe berufliche Mobilität, was für kleinere Haushalte bei der Bevöl-
kerung im jüngeren und mittleren Alter spricht. Lediglich in den neuen Ländern, die 
nach der Wiedervereinigung innerhalb kürzester Zeit gravierende Veränderungen 
in ihrer Bevölkerung und in den Haushaltsstrukturen erlebt haben, wird mit einer 
Abschwächung der Dynamik hin zu kleineren Haushalten gerechnet.  
Nach der Trendvariante der Haushaltsvorausberechnung steigt der Anteil der Ein-
personenhaushalte in Deutschland von 40 % im Ausgangsjahr 2009 auf 43 % im 
Jahr 2030. Auch Zweipersonenhaushalte nehmen anteilmäßig von 34 % (2009) auf 
38 % (2030) zu. Die Anteile der Haushalte mit drei und auch der mit vier und mehr 
Personen, zu denen hauptsächlich Familien gehören, gehen dagegen jeweils von 
13 % (2009) auf unter 10 % (2030) zurück. Ohne die Fortsetzung des Trends zu
Binnenwanderungen 
verschärfen regionale 
Unterschiede
Weiterhin Trend zu  
kleineren Haushalten  
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kleineren Haushalten, d. h. ausschließlich aufgrund der Bevölkerungsentwicklung, 
würden ähnliche Veränderungen leicht abgeschwächt stattfinden: Im Jahr 2030 
würde es dann 41 % Einpersonenhaushalte, 37 % Zweipersonenhaushalte und 
jeweils etwa 11 % Haushalte mit drei bzw. vier und mehr Personen in Deutschland 
geben (Status-Quo-Variante). 
Abbildung 14  Zusammensetzung der Privathaushalte nach Haushaltsgröße 
in % 
1  Ergebnisse der Haushaltsvorausberechnung-2010 (Trendvariante). 
Abweichungen in den Summen aufgrund von Rundungsdifferenzen möglich. 
Entwicklung der Privathaushalte  
32 Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Demografischer Wandel in Deutschland, Heft 1, 2011 
Abbildung 14 zeigt, dass die Haushaltsstruktur im Ländervergleich deutliche Paral-
lelen aufweist. Unterschiede zeigen sich vor allem im Anteil der Einpersonenhaus-
halte zwischen den Flächenländern einerseits und den Stadtstaaten andererseits: 
Im Ausgangsjahr 2009 lag er in den alten und neuen Flächenländern bei 36 % bis 
43 %, in den Stadtstaaten bei 50 % bis 54 %. Der Anteil der Zweipersonenhaus-
halte und der Dreipersonenhaushalte war mit 36 % bis 39 % bzw. 13 % bis 16 % 
am höchsten in den neuen Ländern, danach folgen die alten Flächenländer mit 
32 % bis 35 % bzw. 12 % bis 16 % und dann die Stadtstaaten mit 29 % bis 31 %
bzw. 9 % bis 10 %. Der Anteil der Haushalte mit vier und mehr Personen lag in den 
alten Flächenländern bei 13 % bis 17 %, in den neuen Ländern bei 8 % bis 10 %
und in den Stadtstaaten lediglich bei 7 % bis 10 %.
Bis 2030 wird in den alten und neuen Flächenländern der Anteil der Ein- und 
Zweipersonenhaushalte um bis zu sechs Prozentpunkte zunehmen. In den Stadt-
staaten wird dagegen der Anteil der Zweipersonenhaushalte unverändert bei etwa 
30 % bleiben, während der Anteil der Einpersonenhaushalte auf 54 % bis 58 % 
steigen wird. Die Anteile der größeren Haushalte werden in allen Ländern zurück-
gehen. Während bei den Dreipersonenhaushalten die Anteile in den alten und 
neuen Flächenländern vergleichbar sein werden (8 % bis 12 %) gilt dies nicht für 
die Haushalte mit vier und mehr Personen: In den alten Flächenländern wird ihr 
Anteil 9 % bis 12 % betragen, in den neuen Flächenländern dagegen nur 5 % bis 
6 %. In den Stadtstaaten werden die Haushalte mit drei sowie mit vier und mehr 
Personen im Jahr 2030 noch seltener sein als heute.  
Diese Veränderungen schlagen sich in der durchschnittlichen Größe der Haushalte 
nieder. Diese wird von 2009 bis 2030 in den alten Flächenländern von 2,1 Perso-
nen pro Haushalt auf 1,9 Personen, in den neuen Ländern von 1,9 Personen auf 
1,8 und in den Stadtstaaten von 1,8 Personen auf 1,7 Personen zurückgehen.  
2.2  Zahl der Privathaushalte steigt noch bis 2025 
Die Zahl der Haushalte in Deutschland belief sich im Jahr 2009 auf 40,2 Millionen. 
Gegenüber 1991 ist sie um 14 % angestiegen. Der Trend zu kleineren Haushalten 
führt jedoch dazu, dass sich die Zahl der Haushalte anders als die Bevölkerung 
entwickelt. Von 1991 bis 2009 ist die Zahl der Haushalte fast sechs Mal so stark 
angestiegen wie die Zahl der in ihnen lebenden Menschen. Bis zum Jahr 2030 wird 
die Bevölkerung in Privathaushalten voraussichtlich um 6 % schrumpfen, während 
die Zahl der Haushalte um 2 % zunehmen wird. Damit wird es in Deutschland im 
Jahr 2030 41,0 Millionen Haushalte geben (siehe Abbildung 15).  
Die Zahl der Einpersonenhaushalte wird von aktuell 16,0 Millionen auf 17,8 Millio-
nen um rund 11 % bis 2030 steigen; die Zweipersonenhaushalte werden noch 
stärker zunehmen: von 13,7 Millionen auf 15,5 Millionen oder um 13 %. Dagegen 
wird die Zahl der größeren Haushalte erwartungsgemäß abnehmen: von 5,1 Millio-
nen auf 3,8 Millionen die Dreipersonenhaushalte bzw. von 5,3 Millionen auf 
3,9 Millionen die Haushalte mit vier und mehr Personen (jeweils – 26 % gegenüber 
2009). 
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Abbildung 15  Entwicklung der Privathaushalte in Deutschland bis 20301
in Millionen 
1  Ab 2010 Ergebnisse der Trendvariante der Haushaltsvorausberechnung-2010.
Die Entwicklung in den Ländern wird unterschiedlich verlaufen (siehe Abbildung 16 
und Tabelle 4). Die Zahl der Haushalte in den alten Flächenländern und in den 
Stadtstaaten wird – trotz des leichten Bevölkerungsrückgangs in den meisten die-
ser Länder – künftig steigen. In den neuen Ländern wird es dagegen künftig weni-
ger Haushalte geben. Die hier zu erwartende Bevölkerungsabnahme um etwa 
15 % (bis zum Jahr 2030) wird sich auch auf die Entwicklung der Haushaltszahl 
negativ auswirken.  
In den alten Flächenländern und in den Stadtstaaten wird die Zahl der Haushalte 
durchschnittlich um 4 % bis 5 % zunehmen. Am stärksten steigt sie in Hamburg 
(10 %) sowie in Baden-Württemberg und Bayern (jeweils 7 %) an. Das Saarland 
verzeichnet einen leichten Rückgang um 3 %. Für die übrigen westlichen Flächen-
länder sowie Berlin und Bremen wird eine Zunahme der Haushaltszahl zwischen 
2 % und 4 % erwartet.  
Während für die alten Flächenländer insgesamt die Zahl der Zweipersonen-
haushalte stärker zunehmen wird als die der Einpersonenhaushalte, tragen in 
den Stadtstaaten vor allem die Einpersonenhaushalte zur Steigerung der Haus-
haltszahl bei (siehe Abbildung 16).
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Abbildung 16  Veränderung der Zahl der Privathaushalte 20301
gegenüber 2009 
in % 
 
1  Ergebnisse der Haushaltsvorausberechnung-2010 (Trendvariante).  
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Tabelle 4  Privathaushalte nach Bundesländern und Haushaltsgröße 2009 und 20301
in 1 000 
Davon
Insgesamt mit 1 Person mit 2 Personen mit 3 Personen mit 4 und mehrPersonenBundesland
2009 2030 2009 2030 2009 2030 2009 2030 2009 2030 
Alte Flächenländer 
Baden-Württemberg .......................  5 003 5 366 1 857 2 204 1 663 2 035 638 490 845 637
Bayern ............................................  6 051 6 479 2 391 2 761 1 947 2 385 796 628 917 705
Hessen ...........................................  2 948 3 041 1 145 1 290 1 007 1 159 383 288 414 305
Niedersachsen ................................  3 833 3 919 1 507 1 682 1 325 1 526 461 333 540 379
Nordrhein-Westfalen .......................  8 592 8 843 3 317 3 796 2 973 3 342 1 081 809 1 221 896
Rheinland-Pfalz ..............................  1 889 1 972 677 792 670 774 259 197 283 210
Saarland .........................................  482 466 175 191 170 181 75 53 62 41
Schleswig-Holstein .........................  1 400 1 459 548 636 497 564 173 129 182 130
Neue Länder 
Brandenburg ...................................  1 245 1 197 451 456 475 522 197 141 122 77
Mecklenburg-Vorpommern .............  858 769 341 319 322 320 122 86 73 45
Sachsen ..........................................  2 216 2 011 945 887 808 789 283 213 179 122
Sachsen-Anhalt ..............................  1 207 1 021 457 417 468 427 188 123 94 54
Thüringen .......................................  1 132 985 430 393 422 411 175 119 105 62
Stadtstaaten
Berlin ..............................................  1 991 2 042 1 079 1 183 587 613 177 121 149 125
Bremen ...........................................  360 370 179 200 112 116 34 25 34 30
Hamburg .........................................  981 1 078 495 592 296 323 97 75 93 88
Deutschland ..................................  40 188 41 020 15 995 17 799 13 741 15 487 5 139 3 827 5 313 3 907
1  Ergebnisse der Haushaltsvorausberechnung-2010 (Trendvariante). 
Wenn die Verteilung der Bevölkerung nach Haushalten unterschiedlicher Größe 
auf dem Stand von heute verharren würde (Status-Quo-Variante), würde durch den 
Rückgang der Bevölkerung auch die Zahl der Haushalte in den neuen Ländern 
um mehr als 12 % sinken. Da aber der Trend zu kleineren Haushalten weitergehen 
dürfte, wird dieser Rückgang nicht ganz so stark ausfallen: Die Haushaltszahl wird 
bis zum Jahr 2030 für die neuen Länder insgesamt nur um gut 10 % sinken (Trend-
variante). Zwischen den neuen Ländern gibt es dabei deutliche Unterschiede: 
In Brandenburg sinkt die Haushaltszahl nur leicht (– 4 %), in Sachsen und 
Mecklenburg-Vorpommern geht sie stärker zurück (– 9 % bis – 10 %), während 
Thüringen und Sachsen-Anhalt sogar 13 % bzw. gar 15 % ihrer Haushalte ver-
lieren werden.  
Die Zahl der Einpersonenhaushalte wird in Brandenburg leicht (+ 1 %) zuneh- 
men und in den übrigen neuen Ländern wird sie um 6 % bis 9 % sinken. Die 
Zweipersonenhaushalte nehmen in Brandenburg zu (+ 10 %), stagnieren in 
Mecklenburg-Vorpommern, sinken in Sachsen und Thüringen leicht (– 2 %) und 
in Sachsen-Anhalt stärker (– 9 %) (Abbildung 17). Die Zahl der größeren Haus- 
halte geht in allen neuen Ländern zurück, wobei Sachsen-Anhalt am stärksten 
und Sachsen am geringsten betroffen sein werden: Dreipersonenhaushalte  
– 25 % bis – 35 %, Haushalte mit vier und mehr Personen – 32 % bis – 43 %.
10 % weniger Haus- 
halte in den neuen 
Flächenländern 
bis 2030 
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Gerade für die Kommunen und den Wohnungsmarkt werden die oben aufgezeig-
ten absehbaren künftigen Entwicklungen Herausforderungen darstellen. So benö-
tigt eine zu erwartende ältere Bevölkerung eine entsprechende, auf sie zugeschnit-
tene Wohninfrastruktur. Dabei geht das Schrumpfen der Bevölkerungsanzahl nicht 
mit einer entsprechenden Verringerung der Anzahl der Privathaushaushalte einher. 
Im Jahr 2030 wird es nach der beschriebenen Vorausberechnung in Deutschland 
nicht weniger, sondern sogar etwas mehr Privathaushalte geben. Der Trend zu 
kleineren Haushalten wird sich weiter fortsetzen, was wiederum unmittelbaren Ein-
fluss auf die Anzahl und Größe der benötigten Wohnungen hat. Regional wird es 
dabei jedoch deutliche Unterschiede geben und dies nicht nur zwischen den Bun-
desländer sondern auch innerhalb eines Bundeslandes. Wirtschaftlich starke Regi-
onen, im Allgemeinen städtische Gebiete, werden geringere Bevölkerungsrück-
gänge oder sogar Zuwächse aufweisen, wirtschaftlich schwache Gebiete dagegen 
überproportionale Bevölkerungsrückgänge.  
Abbildung 17  Veränderung der Haushalte nach Haushaltsgrößen 20301 gegenüber 2009 
in % 
1  Ergebnisse der Haushaltsvorausberechnung-2010 (Trendvariante).  
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Bevölkerung Deutschlands bis 2060
1 Kurzfassung
Die 12. Bevölkerungsvorausberechnung für Deutschland, die zwischen den Statisti-
schen Ämtern von Bund und Ländern koordiniert wurde, zeigt die Bevölkerungsent-
wicklung bis zum Jahr 2060. Die künftigen Veränderungen in der Größe und – vor allem 
– im Altersaufbau der Bevölkerung Deutschlands werden quantiÞ ziert und die Auswir-
kungen der aus heutiger Sicht absehbaren demograÞ schen Entwicklungen aufgezeigt. 
Deutlich werden dabei die Langfristigkeit und Beständigkeit der bevölkerungsdynami-
schen Prozesse. Die Vorausberechnung beruht auf Annahmen zur GeburtenhäuÞ gkeit, 
zur Lebenserwartung und zum Saldo der Zuzüge nach und der Fortzüge aus Deutsch-
land, woraus sich insgesamt 12 Varianten der zukünftigen Entwicklung ergeben.
Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
Die Ergebnisse werden hier anhand von zwei Varianten beschrieben, welche die Ent-
wicklung unter der Annahme annähernd konstanter GeburtenhäuÞ gkeit, eines An-
stiegs der Lebenserwartung um etwa acht (Männer) beziehungsweise sieben Jahre 
(Frauen) und eines Wanderungssaldos von 100 000 oder 200 000 Personen im Jahr 
aufzeigen. Diese Varianten markieren die Grenzen eines Korridors, in dem sich die 
Bevölkerungsgröße und der Altersaufbau entwickeln werden, wenn sich die aktuellen 
demograÞ schen Trends fortsetzen. Sie werden als Unter- und Obergrenze der „mittle-
ren“ Bevölkerung bezeichnet.
Die Geburtenzahl wird künftig weiter zurückgehen. Die niedrige GeburtenhäuÞ gkeit 
führt dazu, dass die Anzahl potenzieller Mütter immer kleiner wird. Die jetzt geborenen 
Mädchenjahrgänge sind bereits zahlenmäßig kleiner als die ihrer Mütter. Sind diese 
Mädchen einmal erwachsen und haben ebenfalls durchschnittlich weniger als 2,1 Kin-
der, wird die künftige Kinderzahl weiter sinken, weil dann auch weniger potenzielle 
Mütter leben.
Die Zahl der Sterbefälle wird – trotz steigender Lebenserwartung – zunehmen, weil die 
stark besetzten Jahrgänge ins hohe Alter hineinwachsen werden.
Die Zahl der Gestorbenen übersteigt die Zahl der Geborenen immer mehr. Das dadurch 
rasant wachsende GeburtendeÞ zit kann nicht von der Nettozuwanderung kompensiert 
werden. Die Bevölkerungszahl in Deutschland, die bereits seit 2003 rückläuÞ g ist, 
wird demzufolge weiter abnehmen. Bei der Fortsetzung der aktuellen demograÞ schen 
Entwicklung wird die Einwohnerzahl von circa 82 Millionen am Ende des Jahres 2008 
auf etwa 65 (Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung) beziehungsweise 70 Millionen 
(Obergrenze der „mittleren“ Bevölkerung) im Jahr 2060 abnehmen.
Das Altern der heute stark besetzten mittleren Jahrgänge führt zu gravierenden Ver-
schiebungen in der Altersstruktur. Im Ausgangsjahr 2008 bestand die Bevölkerung zu 
19% aus Kindern und jungen Menschen unter 20 Jahren, zu 61% aus 20- bis unter 
65-Jährigen und zu 20% aus 65-Jährigen und Älteren. Im Jahr 2060 wird bereits jeder 
Dritte (34%) mindestens 65 Lebensjahre durchlebt haben und es werden doppelt so 
viele 70-Jährige leben, wie Kinder geboren werden.
Die Alterung schlägt sich insbesondere in den Zahlen der Hochbetagten nieder. Im Jahr 
2008 lebten etwa 4 Millionen 80-Jährige und Ältere in Deutschland, dies entsprach 
5% der Bevölkerung. Ihre Zahl wird kontinuierlich steigen und mit über 10 Millionen 
im Jahr 2050 den bis dahin höchsten Wert erreichen. Zwischen 2050 und 2060 sinkt 
dann die Zahl der Hochbetagten auf 9 Millionen. Es ist also damit zu rechnen, dass in 
fünfzig Jahren etwa 14% der Bevölkerung – das ist jeder Siebente – 80 Jahre oder älter 
sein wird.
Künftig weniger 
Geburten
Mehr Sterbefälle
Wachsendes Geburten-
deÞ zit führt zur Abnah-
me der Bevölkerung
Die Relationen zwi-
schen Alt und Jung 
werden sich stark
 verändern
Die Vorausberechnung 
reicht bis 2060
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Ähnlich wie die Bevölkerung insgesamt wird auch die Bevölkerung im Erwerbsalter 
(hier: von 20 bis 65 Jahren) deutlich altern und schließlich schrumpfen. Heute gehören 
knapp 50 Millionen Menschen dieser Altersgruppe an. Ihre Zahl wird erst nach 2020 
deutlich zurückgehen und 2035 etwa 39 bis 41 Millionen betragen. 2060 werden dann 
etwa 36 Millionen Menschen im Erwerbsalter sein (–27%), falls der Saldo der Zu- und 
Fortzüge jährlich etwa 200 000 Personen betragen wird. Fällt die Nettozuwanderung 
nur halb so hoch aus, gibt es 2060 ein noch kleineres Erwerbspersonenpotenzial: 
knapp 33 Millionen oder –34% gegenüber 2008. 
Die Abnahme der Zahl der 20- bis 65-Jährigen insgesamt geht mit einer Verschiebung 
hin zu den Älteren im Erwerbsalter einher. Zurzeit gehören 20% der Menschen im er-
werbsfähigen Alter zur jüngeren Gruppe der 20- bis unter 30-Jährigen, 49% zur mittle-
ren Altersgruppe von 30 bis unter 50 Jahren und 31% zur älteren von 50 bis unter 65 
Jahren. Eine besonders einschneidende Veränderung der Altersstruktur erwartet die 
deutsche Wirtschaft zum ersten Mal bereits in zehn Jahren, zwischen 2017 und 2024. 
In diesem Zeitraum wird das Erwerbspersonenpotenzial jeweils zu 40% aus 30- bis 
unter 50-Jährigen und 50- bis unter 65-Jährigen bestehen.
Der Bevölkerung im Erwerbsalter werden künftig immer mehr Seniorinnen und Seni-
oren gegenüberstehen. Im Jahr 2008 entÞ elen auf 100 Personen im Erwerbsalter (20 
bis unter 65 Jahre) 34 Ältere (65 oder mehr Jahre). Bis Ende der 2030er Jahre wird 
dieser so genannte Altenquotient besonders schnell, um über 80%, ansteigen. Im Jahr 
2060 werden dann je nach Ausmaß der Zuwanderung 63 oder 67 potenziellen Renten-
beziehern 100 Personen im Erwerbsalter gegenüber stehen. Auch bei einer Heraufset-
zung des Renteneintrittsalters wird der Altenquotient für 67-Jährige und Ältere 2060 
deutlich höher sein, als es heute der Altenquotient für 65-Jährige und Ältere ist.
Annahmen
Die Geburtenhäufigkeit bleibt insgesamt auf einem niedrigen Niveau. Vor diesem Hin-
tergrund werden drei Optionen angenommen. Diese ergeben sich aus dem Zusam-
menwirken langfristiger Trends und gegenwärtiger Tendenzen.
Die Hauptannahme geht von der Fortsetzung der wichtigsten langfristigen Trends bis 
2020 aus: Die zusammengefasste Geburtenziffer bleibt auf dem Niveau von 1,4 Kin-
dern je Frau bei einem gleichzeitigen Anstieg des durchschnittlichen Gebäralters um 
circa 1,6 Jahre. Im Zeitraum von 2021 bis 2060 werden die Geburtenverhältnisse dann 
als konstant angenommen.
Die zweite Annahme setzt eine allmähliche Zunahme der GeburtenhäuÞ gkeit auf 
1,6 Kinder je Frau bis 2025 voraus, wobei das durchschnittliche Alter bei Geburt um 
circa 1,1 Jahre zunimmt. Im Zeitraum von 2026 bis 2060 bleibt die GeburtenhäuÞ gkeit 
konstant.
Die dritte Annahme geht dagegen von einem allmählichen Rückgang der Geburten-
häuÞ gkeit bis zum Jahr 2060 auf 1,2 Kinder je Frau aus, bei einer Zunahme des durch-
schnittlichen Gebäralters um rund 2,0 Jahre.
Die Lebenserwartung nimmt weiter zu. Zur Entwicklung der Lebenserwartung wurden 
zwei Annahmen getroffen, welche sich aus einem kurzfristigen (seit 1970) und einem 
langfristigen (seit 1871) Trend der Sterblichkeitsentwicklung ergeben.
Alterung und Abnahme 
der Bevölkerung im Er-
werbsalter
Bevölkerung im Er-
werbsalter wird stark 
durch die Älteren
geprägt sein
….. für 67 Jahre steigt er 
stark an
Alle drei Annahmen zur 
GeburtenhäuÞ gkeit auf 
niedrigem Niveau
Zwei Annahmen zum 
Anstieg der Lebenser-
wartung
Altenquotient für 65 Jah-
re verdoppelt sich fast 
bis 2060......
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In der Basisannahme ergibt sich für das Jahr 2060 für Männer eine durchschnitt-
liche Lebenserwartung bei Geburt von 85,0 Jahren und für Frauen von 89,2 Jahren. 
Das ist ein Zuwachs von 7,8 beziehungsweise 6,8 Jahren im Vergleich zur Lebens-
erwartung in Deutschland im Zeitraum 2006/2008. Die Differenz in der Lebens-
erwartung von Männern und Frauen verringert sich bis 2060 von 5,2 auf 4,2 Jahre.
65-jährige Männer können immer noch mit weiteren 22,3 beziehungsweise Frauen mit 
25,5 Jahren rechnen. Das sind jeweils rund 5 Jahre mehr als 2006/2008.
Bei der zweiten Annahme wird von einem höheren Anstieg der Lebenserwartung bei 
Geburt ausgegangen. Sie erreicht für Männer 87,7 und für Frauen 91,2 Jahre im Jahr 
2060. Das sind für Männer 10,6 Jahre beziehungsweise für Frauen 8,8 Jahre mehr 
als 2006/2008. Die Differenz in der Lebenserwartung zwischen Männern und Frauen 
sinkt von 5,2 auf 3,5 Jahre. 65-jährige Männer können noch 24,7, gleichaltrige Frauen 
27,4 weitere Lebensjahre erwarten.
Zum künftigen Wanderungssaldo werden zwei Annahmen getroffen. Mittel- bis langfri-
stig wird in der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung von einer allmähli-
chen Erhöhung des Saldos der Zu- und Fortzüge ausgegangen. Es wird unterstellt, dass 
sich der Saldo auf einem Niveau bewegen wird, das dem beobachteten langfristigen 
Durchschnitt entspricht.
In der ersten Annahme steigt der jährliche Wanderungssaldo bis zum Jahr 2014 auf 
100 000 Personen und verharrt dann auf diesem Niveau. In der zweiten Annahme 
werden ein Anstieg des jährlichen Wanderungssaldos auf 200 000 Personen bis zum 
Jahr 2020 und anschließende Konstanz unterstellt. Daraus ergibt sich ein Korridor, in 
dem sich das zukünftige Wanderungsgeschehen abspielen dürfte. Diese Werte sind 
als langjährige Durchschnitte zu interpretieren; die tatsächlichen Wanderungssalden 
werden aller Voraussicht nach starken Schwankungen unterliegen.
Nettozuwanderung 
100 000 und 200 000 
Personen pro Jahr
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2  Einführung
Bevölkerungsvorausberechnungen liefern auf die Zukunft gerichtete Basisinformatio-
nen für politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Entscheidungsprozesse. Sie 
verdeutlichen die Auswirkungen heute bereits angelegter Strukturen und erkennbarer 
Veränderungen auf die künftige Bevölkerung. Zwischen dem Statistischen Bundesamt 
und den Statistischen Ämtern der Länder koordinierte Bevölkerungsvorausberech-
nungen werden inzwischen regelmäßig vorgelegt. Die 12. koordinierte Bevölkerungs-
vorausberechnung erstreckt sich bis zum Jahr 2060 und umfasst mehrere Varianten. 
Diese erlauben zum einen die aus heutiger Sicht absehbaren künftigen Entwicklungen 
aufzuzeigen und zum anderen über den Einß uss der einzelnen demograÞ schen Kom-
ponenten – GeburtenhäuÞ gkeit, Sterblichkeit und Wanderungen – auf die Bevölke-
rungsentwicklung zu urteilen.
Veränderungen in der Bevölkerung vollziehen sich sehr allmählich und kontinuierlich. 
Aus diesem Grund zeigt die neue Bevölkerungsvorausberechnung im Vergleich zur 11. 
koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung kein völlig neues Bild der demograÞ -
schen Zukunft Deutschlands. Mit der neuen Vorausberechnung wird vielmehr ange-
strebt, dieses Bild mit Hilfe von aktualisierten Annahmen zu justieren und den Zeitho-
rizont um zehn Jahre bis 2060 zu erweitern.
Auch mit der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung wird kein Anspruch 
erhoben, die Zukunft bis 2060 vorherzusagen. Es wird gezeigt, wie sich die Bevölke-
rungszahl und die Bevölkerungsstruktur unter getroffenen Annahmen entwickeln wür-
den. Die Annahmen zu GeburtenhäuÞ gkeit, Sterblichkeit und Wanderungen beruhen 
auf Untersuchungen der Verläufe dieser Komponenten im Zeit- und Ländervergleich 
sowie auf Hypothesen über die aus heutiger Sicht erkennbaren Entwicklungstrends 
(Kapitel 4). Da der Verlauf der maßgeblichen Einß ussgrößen mit zunehmender Vor-
ausberechnungsdauer immer schwerer vorhersehbar ist, haben solche langfristigen 
Rechnungen Modellcharakter.
Daneben bestehen weitere zusätzliche Unsicherheiten, die mit der Datenbasis zusam-
menhängen: Die Ausgangsdaten zum Bevölkerungsstand stammen aus der Bevölke-
rungsfortschreibung, die mit zunehmendem Abstand von der letzten Volkszählung un-
genauer werden. Die letzten Volkszählungen fanden im früheren Bundesgebiet 1987 
und in der ehemaligen DDR 1981 statt. Die seitdem auf der Grundlage von Meldungen 
zu Geburten, zu Sterbefällen sowie zu Zu- und Fortzügen von Jahr zu Jahr fortgeschrie-
benen Bevölkerungszahlen können erst nach der Auswertung des Zensus 2011 neu 
justiert werden. Schätzungen gehen von einer Überhöhung der fortgeschriebenen Be-
völkerungszahl aus. Da eine Bevölkerungsvorausberechnung jedoch keine Vorhersage 
ist, sondern zum Ziel hat, langfristige Veränderungen im Altersaufbau und in der Be-
völkerungsgröße in der Zukunft sichtbar zu machen, beeinträchtigt diese Unsicherheit 
die Aussagekraft der Ergebnisse nur unwesentlich. 
Die aktuelle 12. zwischen den Statistischen Ämtern von Bund und Ländern koordi-
nierte Bevölkerungsvorausberechnung liefert Ergebnisse sowohl für Deutschland 
insgesamt als auch für die einzelnen Bundesländer, die auf abgestimmten Annah-
men und gleichen Berechnungsmethoden beruhen. In dieser Broschüre werden 
ausgewählte Ergebnisse für Deutschland dargestellt. Die ausführlichen Ergebnisse 
stehen im Internet zum kostenlosen Download bereit (www.destatis.de/shop, Stich-
wort „Bevölkerung 2060“). Die Veränderungen im Altersaufbau der Bevölkerung 
werden dort auch anhand der animierten Bevölkerungspyramiden veranschaulicht 
(http://www.destatis.de/bevoelkerungspyramide). Die Ergebnisse für die Bundeslän-
der stehen zu einem späteren Zeitpunkt zur Verfügung.
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Dank an den Expertenkreis
Das Statistische Bundesamt hat zur wissenschaftlichen Begleitung seiner Bevölke-
rungsvorausberechnungen ein Expertengremium einberufen. Ihm gehören Vertreterin-
nen und Vertreter der Wissenschaft, Fachleute, die eigene Vorausberechnungen durch-
führen, und besonders interessierte Nutzer an. Sie präsentieren und diskutieren in 
diesem Rahmen auch eigene Arbeiten.
Die Annahmen der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung wurden im Ex-
pertenkreis „Bevölkerungsvorausberechnungen“ beraten. Das Statistische Bundes-
amt dankt für die wertvolle Unterstützung bei der Erstellung der 12. koordinierten Be-
völkerungsvorausberechnung:
Professor Dr. Herwig Birg 
Christian Bökenheide (Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V.)
Ivar Cornelius (Statistisches Landesamt Baden-Württemberg)
Professor Dr. Eckart Bomsdorf (Universität Köln)
Privatdozent Dr. Jürgen Flöthmann (Universität Bielefeld)
Professor Dr. Heinz Grohmann
Ulrich Hußing (Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein)
Dr. Roland Rau (Max Planck Institut für DemograÞ sche Forschung Rostock)
Claus Schlömer (Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung)
Dr. Erika Schulz (Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin)
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3  Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung
Die Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung umfassen zwölf 
Varianten. Diese ergeben sich aus der Kombination der Annahmen zur Geburtenhäu-
Þ gkeit, zur Lebenserwartung und zum Saldo der Zuzüge nach und der Fortzüge aus 
Deutschland 1). Die Ergebnisse all dieser Modellrechnungen bestätigen: Deutschlands 
Bevölkerung nimmt ab, seine Einwohner werden älter und es werden – auch wenn 
eine leicht steigende GeburtenhäuÞ gkeit unterstellt wird – noch weniger Kinder gebo-
ren als heute.
Im Folgenden werden die Ergebnisse schwerpunktmäßig anhand von zwei Varianten 
dargestellt, welche die Ober- und die Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung abbil-
den (Übersicht). Die beiden Varianten markieren die Grenzen eines Korridors, in dem 
sich die Bevölkerungsgröße und der Altersaufbau entwickeln werden, wenn sich die 
demograÞ schen Trends fortsetzen würden.
Eine Spannweite, in der sich die Alterung bewegen könnte, kann am besten anhand 
von zwei weiteren Varianten aufgezeigt werden: einer „relativ jungen“ und einer „re-
lativ alten“ Bevölkerung (Übersicht). Die „relativ junge“ Bevölkerung kommt dann zu-
stande, wenn die GeburtenhäuÞ gkeit steigen, die Lebenserwartung moderat zuneh-
men und sich der Wanderungssaldo bei 200 000 Personen bewegen würde. Bei einer 
abnehmenden GeburtenhäuÞ gkeit, stark zunehmender Lebenserwartung und niedri-
gem Wanderungssaldo würde dagegen die Bevölkerung besonders stark altern.
1) Eine vollständige Übersicht aller Varianten einschließlich zusätzlicher Modellrechnungen sowie weitere 
ausgewählte Ergebnisse enthält der Anhang A. Alle ausführlichen Ergebnisse können über das Internet-
Angebot des Statistischen Bundesamtes bezogen werden: www.destatis.de, Stichwort „Bevölkerung 
2060“.
Die Ergebnisse werden 
anhand von vier Sze na-
rien präsentiert
Übersicht ausgewählter Varianten der  
12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
Annahmen 
Variante 
Geburtenhäufigkeit 
(Kinder je Frau) 
Lebenserwartung 
bei Geburt in 2060 
Wanderungs- 
saldo 
(Personen/Jahr) 
„Mittlere“ 
Bevölkerung, 
Untergrenze 
100 000  
ab 2014 
„Mittlere“ 
Bevölkerung, 
Obergrenze 
Annähernde  
Konstanz bei 1,4  
Basisannahme: 
Anstieg  
bei Jungen um 8 und  
bei Mädchen um 7 Jahre 200 000  
ab 2020 
„Relativ junge“  
Bevölkerung 
Leichter Anstieg  
auf 1,6  
Basisannahme 
200 000  
ab 2020 
„Relativ alte“ 
Bevölkerung 
Langfristiger 
Rückgang auf 1,2  
Starker Anstieg: 
bei Jungen um 11 und bei 
Mädchen um 9 Jahre 
100 000  
ab 2014 
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Neben den drei genannten demograÞ schen Komponenten wirkt sich auch der aktuelle 
Altersaufbau der Bevölkerung noch lange Zeit auf die demograÞ sche Entwicklung aus. 
Verhältnismäßig viele Menschen mittleren Alters und wenige junge Menschen heu-
te bedeuten in den nächsten Jahrzehnten relativ viele ältere Menschen und wenige 
mittleren Alters. Dieser Effekt der Altersstruktur wird bereits in den nächsten zehn bis 
zwanzig Jahren zu gravierenden Veränderungen führen.
3.1 Bevölkerungsrückgang
Deutschlands Bevölkerung nimmt seit 2003 ab. Dieser Rückgang wird anhalten und 
sich verstärken. Ende 2008 lebten circa 82 Millionen Menschen in Deutschland. 2060 
werden es zwischen 65 Millionen (bei jährlicher Zuwanderung von 100 000 Personen, 
Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung) und 70 Millionen (bei jährlicher Zuwande-
rung von 200 000 Personen, Obergrenze der „mittleren“ Bevölkerung) sein. Auch nach 
der Variante mit der maximal zu erwartenden Bevölkerungszahl – sie unterstellt eine 
steigende GeburtenhäuÞ gkeit, einen hohen Anstieg der Lebenserwartung und einen 
jährlichen Wanderungssaldo von 200 000 Personen – würden 2060 in Deutschland 
etwa 77 Millionen Menschen leben und damit weniger als heute.
Schaubild 1
Bevölkerungzahl von 1950 bis 2060
Ab 2009 Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
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Tabelle 1:  Differenz zwischen Geborenen und Gestorbenen. Ab 2020 
Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
„Mittlere“ Bevölkerung,  
Untergrenze 
„Mittlere“ 
Bevölkerung, 
Obergrenze 
„Relativ 
junge“ 
Bevölkerung 
„Relativ alte“ 
Bevölkerung 
Geburten Sterbefälle 
Geburten- 
defizit 
Geburtendefizit 
Jahr 
1 000 
       
2008 . . . . .  683 844 – 162 – 162 – 162 – 162 
2020 . . . . .  660 948 – 288 – 281 – 224 – 292 
2030 . . . . .  580 990 – 409 – 388 – 303 – 409 
2040 . . . . .  522 1011 – 489 – 463 – 374 – 488 
2050 . . . . .  501 1077 – 576 – 549 – 430 – 603 
2060 . . . . .  465 1018 – 553 – 527 – 391 – 630 
       
 
Die Bevölkerung geht zurück, weil die Zahl der Gestorbenen die Zahl der Geborenen 
immer mehr übersteigt; die Nettozuwanderung – der Saldo der Zuzüge nach und der 
Fortzüge aus Deutschland – kann die dadurch entstehende Lücke nicht schließen. Bei 
der niedrigen GeburtenhäuÞ gkeit von etwa 1,4 Kindern je Frau, die bereits seit über 
dreißig Jahren relativ konstant ist und für die Zukunft weitgehend unverändert ange-
nommen wird, fällt jede neue Generation um ein Drittel kleiner aus als die ihrer Eltern. 
Die Zahl der Geburten wird somit ständig sinken. Eine etwas höhere GeburtenhäuÞ g-
keit von 1,6 Kindern je Frau würde diesen Trend abmildern, ihn aber nicht stoppen. 
Wie Tabelle 1 zeigt, wird die Zahl der Geborenen auch in der Variante „relativ junge“ 
Bevölkerung die Zahl der Gestorbenen klar unterschreiten.
Die Zahl der Sterbefälle wird dagegen zunehmen, denn die geburtenstarken Jahrgänge, 
die heute im mittleren Alter sind, rücken im Vorausberechnungszeitraum in das hohe 
Alter auf, in dem die Sterblichkeit natürlicherweise größer ist. Die Differenz zwischen 
den Zahlen der Geborenen und der Gestorbenen bildet die sogenannte natürliche Be-
völkerungsbilanz. Diese ist bereits seit Anfang der 1970er Jahre in Deutschland nega-
tiv und wird deshalb als „GeburtendeÞ zit“ bezeichnet. Das GeburtendeÞ zit wird nun 
von 162 000 im Jahr 2008 nach der „mittleren“ Bevölkerung auf 550 000 bis 580 000 
im Jahr 2050 kontinuierlich ansteigen (Schaubild 2). Danach kommen anstelle der 
Baby-Boom-Generation die schwächer besetzten Jahrgänge der 1970er Jahre ins hohe 
Lebensalter. Die Zahl der Sterbefälle wird folglich etwas sinken und auch das Gebur-
tendeÞ zit wird nach 2054 leicht zurückgehen. Im Jahr 2060 werden voraussichtlich 
etwa 527 000 bis 553 000 mehr Menschen sterben, als Kinder geboren werden.
Weniger Geburten und 
zunehmende Sterbefälle 
führen zu wachsendem Ge-
burtendeÞ zit und Rückgang 
der Bevölkerung
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Schaubild 2
Differenz zwischen Geborenen und Gestorbenen von 1950 bis 2060
Ab 2009 Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
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3.2 Veränderungen im Altersaufbau
Die abnehmende Zahl der Geburten und das Altern der gegenwärtig stark besetzten 
mittleren Jahrgänge führen zu gravierenden Veränderungen in der Altersstruktur der 
Bevölkerung. Die aktuelle Bevölkerungsstruktur weicht schon lange von der Form der 
klassischen Bevölkerungspyramide ab, bei der die stärksten Jahrgänge die Kinder stel-
len und sich die Besetzungszahlen der älteren Jahrgänge allmählich als Folge der Sterb-
lichkeit verringern. Einen Altersaufbau in Form einer Pyramide hatte z.B. das Deutsche 
Reich von 1910 (Schaubild 3). Im Altersaufbau von 1950 haben die beiden Weltkriege 
und die Weltwirtschaftskrise Anfang der 1930er Jahre deutliche Kerben hinterlassen. 
Heute gleicht der Bevölkerungsaufbau Deutschlands eher einer „zerzausten Wetter-
tanne“. Die mittleren Altersklassen sind besonders bevölkerungsstark, zu den älteren 
und den jüngeren gehören weniger Personen. Bis zum Jahr 2060 werden die stark be-
setzten Jahrgänge weiter nach oben verschoben und dabei schließlich ausdünnen und 
von zahlenmäßig kleineren ersetzt. Damit gehen signiÞ kante Verschiebungen in der 
Relation der einzelnen Altersgruppen einher.
Heute besteht die Bevölkerung zu 19% aus Kindern und jungen Menschen unter 20 
Jahren, zu 61% aus 20- bis unter 65-Jährigen und zu 20% aus 65-Jährigen und Älte-
ren (Schaubild 4). Im Jahr 2060 wird – nach der Variante Untergrenze der „mittleren“ 
Bevölkerung – bereits jeder Dritte (34%) mindestens 65 Lebensjahre durchlebt haben 
und es werden doppelt so viele 70-Jährige leben, wie Kinder geboren werden.
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Schaubild 3
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Die Alterung schlägt sich besonders gravierend in den Zahlen der Hochbetagten nie-
der. Im Jahr 2008 lebten etwa 4 Millionen 80-Jährige und Ältere in Deutschland, dies 
entsprach 5% der Bevölkerung. Ihre Zahl wird kontinuierlich steigen und mit über 
10 Millionen im Jahr 2050 den bis dahin höchsten Wert erreichen. Zwischen 2050 und 
2060 sinkt dann die Zahl der Hochbetagten auf 9 Millionen. Es ist also damit zu rech-
nen, dass in fünfzig Jahren 14% der Bevölkerung – das ist jeder Siebente – 80 Jahre 
oder älter sein wird.
Schaubild 4
Statistisches Bundesamt
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Untergrenze der "mittleren" Bevölkerung
Die Zahl der unter 20-Jährigen wird von heute circa 16 Millionen auf etwa 10 Millionen 
im Jahr 2060 zurückgehen. Ihr Anteil wird 16% der Bevölkerung ausmachen. Damit 
wird es im Jahr 2060 nur um etwa 1 Million mehr junge Menschen unter 20 Jahren 
geben als Menschen im Alter von 80 und mehr Jahren.
Spürbare Veränderungen in der Altersstruktur stehen Deutschland bereits im kom-
menden Jahrzehnt bevor. Wie aus Tabelle 2 ersichtlich, werden insbesondere die Al-
tersgruppen der 50- bis 65-Jährigen (+24%) und der 80-Jährigen und Älteren (+48%) 
bis zum Jahr 2020 wachsen. Die Zahl der unter 50-Jährigen wird dagegen abnehmen 
(–16%). Allein die Bevölkerung im mittleren Alter von 30 bis unter 50 Jahren wird um 
circa 4 Millionen (–18%) schrumpfen (Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung).
Das mittlere (mediane) Alter der Bevölkerung steigt infolge dieser Veränderungen 
schnell an. Heute stehen die 43-Jährigen genau in der Mitte der Altersverteilung der 
Gesellschaft. Bis Mitte der 2040er Jahre wird das mittlere Alter um 9 Jahre steigen, 
sodass zwischen 2045 und 2060 etwa die Hälfte der Einwohner älter als 52 Jahre sein 
wird (Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung).
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3.3 Rückgang und Alterung der Bevölkerung im Erwerbsalter
Die Bevölkerung im Erwerbsalter wird von Schrumpfung und Alterung besonders stark 
betroffen. Als Erwerbsalter wird zunächst die Spanne von 20 bis 65 Jahren betrachtet.
Heute gehören knapp 50 Millionen Menschen dieser Altersgruppe an. Ihre Zahl wird 
erst nach 2020 deutlich zurückgehen und 2030 etwa 42 bis 43 Millionen betragen (Ta-
belle 3). 2060 werden dann etwa 36 Millionen Menschen im Erwerbsalter sein, 27% 
weniger als heute, falls jährlich 200 000 Personen zuwandern (Obergrenze der „mitt-
leren“ Bevölkerung). Fällt die Zuwanderung nur halb so hoch aus (Untergrenze der 
„mittleren“ Bevölkerung), gibt es 2060 ein noch kleineres Erwerbspersonenpotenzial: 
33 Millionen oder –34% gegenüber 2008. Die Höhe der Zuwanderung beeinß usst also 
das Ausmaß der Schrumpfung der Bevölkerung im Erwerbsalter.
Bevölkerung im Erwerbsalter 
nimmt nach 2020 ab
Tabelle 2: Bevölkerung nach Altersgruppen 2008, 2020 und 2060 
2020 2060 
„mittlere“ 
Bevölkerung, 
Untergrenze 
„mittlere“ 
Bevölkerung, 
Obergrenze 
„mittlere“ 
Bevölkerung, 
Untergrenze 
„mittlere“ 
Bevölkerung, 
Obergrenze 
Alter in Jahren 
von . . .   
bis unter . . .  
2008 
 
Verände- 
rung zu 
2008 
 
Verände- 
rung zu 
2008 
 
Verände- 
rung zu 
2008 
 
Verände- 
rung zu 
2008 
  Millionen Personen 
0 bis unter 20 . . .  15,6 13,6 –2,0 13,7 – 1,9 10,1 –5,5 11,0 – 4,6 
20 bis unter 30 .  9,9 8,5 – 1,3 8,7 – 1,2 6,1 – 3,8 6,7 – 3,2 
30 bis unter 50 .  24,3 19,8 – 4,4 20,1 – 4,2 14,6 – 9,7 16,3 – 8,0 
50 bis unter 65 .  15,5 19,2 3,7 19,3 3,8 11,9 – 3,6 13,2 – 2,3 
65 bis unter 80 . .  12,7 12,6 0,0 12,7 0,0 12,9 0,3 13,7 1,0 
80 und älter . . . .  4,1 6,0 1,9 6,0 2,0 9,0 5,0 9,2 5,2 
Insgesamt . . . . .  82,0 79,9 – 2,1 80,4 – 1,6 64,7 – 17,4 70,1 – 11,9 
  Prozent 
0 bis unter 20 . . .  19 17 – 13 17 – 12 16 – 35 16 – 29 
20 bis unter 30 .  12 11 – 14 11 – 12 9 – 38 10 – 32 
30 bis unter 50 .  30 25 – 18 25 – 17 23 – 40 23 – 33 
50 bis unter 65 .  19 24 24 24 24 18 – 23 19 – 15 
65 bis unter 80 .  15 16 0 16 0 20 2 19 8 
80 und älter . . . .  5 8 48 7 48 14 123 13 128 
Insgesamt . . . . .  100 100 – 3 100 – 2 100 – 21 100 – 15 
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Die Abnahme der Zahl der 20- bis 65-Jährigen geht mit einer Verschiebung hin zu den 
Älteren im Erwerbsalter einher (Schaubild 5). Zurzeit gehören 20% der Menschen im 
erwerbsfähigen Alter zur jüngeren Gruppe der 20- bis unter 30-Jährigen (9,9 Millionen 
Personen), 49% zur mittleren Altersgruppe von 30 bis unter 50 Jahren (24,3 Millionen 
Personen) und 31% zur älteren von 50 bis unter 65 Jahren (15,5 Millionen Personen). 
Während die junge Gruppe zahlenmäßig auf etwa 6 bis 7 Millionen schrumpfen wird, 
bleibt ihr Anteil an allen Personen im Erwerbsalter fast konstant. Anders entwickeln 
sich die Anteile der beiden anderen Gruppen der Bevölkerung im Erwerbsalter.
Eine besonders einschneidende Veränderungen der Altersstruktur erwartet die deut-
sche Wirtschaft zum ersten Mal bereits in zehn Jahren, zwischen 2017 und 2024: das 
Erwerbspersonenpotenzial wird jeweils zu 40% aus den 30- bis unter 50-Jährigen und 
aus den 50- bis unter 65-Jährigen bestehen. Anschließend, wenn die stark besetzen 
1960er Jahrgänge das Rentenalter erreichen, verschiebt sich der Altersaufbau der Be-
völkerung im Erwerbsalter geringfügig zugunsten der mittleren Altersgruppe. Gleich-
zeitig wird aber die Gesamtzahl der Personen im Erwerbsalter stark sinken. Sollte die 
Zuwanderung relativ niedrig bleiben, nähern sich zwischen 2040 und 2050 die mittle-
re und die ältere Gruppe wieder an. Im letzten Jahrzehnt der Vorausberechnung entfer-
nen sich die beiden Gruppen wieder voneinander. Dabei wird die Zahl der Menschen 
im Erwerbsalter insgesamt weiter sinken. In jedem Fall wird das Erwerbspersonenpo-
tenzial der Zukunft zu einem erheblichen Teil aus Menschen bestehen, die älter als 50 
Jahre sind. Das sollte bei den aktuellen Problemen am Arbeitsmarkt nicht außer Acht 
gelassen werden.
Eine Erhöhung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre führt für das Jahr 2060 zu einer 
um 1 bis 2 Millionen größeren Bevölkerung im Erwerbsalter. Die ältere Gruppe inner-
halb des Erwerbsalters erhält dadurch gleichzeitig ein noch stärkeres Gewicht.
Zwischen 2017 und 2024 
gibt es etwa genauso viel 
50- bis 64-Jährige wie
30- bis 49-Jährige
Tabelle 3: Bevölkerung im Erwerbsalter von 20 bis 65 Jahren 
„Mittlere“ Bevölkerung 
Untergrenze Obergrenze Jahr 
Millionen Personen 
   
2008 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  50 50 
2020 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  48 48 
2030 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  42 43 
2040 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  38 40 
2050 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  36 39 
2060 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  33 36 
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3.4 Erheblich mehr Senioren im Verhältnis zur Bevölkerung 
im Erwerbsalter
Neben der absoluten Zahl der Bevölkerung in einem bestimmten Alter ist die Bezie-
hung zwischen den verschiedenen Altersgruppen ein Charakteristikum des Alterungs-
prozesses. Wird der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter die jüngere Bevölkerung, für 
deren Aufwachsen, Erziehung und Ausbildung gesorgt werden muss, gegenüberge-
stellt, so ergibt sich der Jugendquotient. Wird die Zahl der Personen im Rentenalter, 
also der potenziellen Empfänger von Leistungen der Rentenversicherung oder anderer 
Alterssicherungssysteme, auf die Zahl der Personen im Erwerbsalter bezogen, ergibt 
sich der Altenquotient. Beide Quotienten zusammen addieren sich zum Gesamtquoti-
enten, der aufzeigt, in welchem Ausmaß die mittlere Altersgruppe sowohl für die jün-
gere als auch für die ältere Bevölkerung, die nicht im Erwerbsleben stehen, im weite-
sten Sinne zu sorgen hat. Diese „Belastung“ wird in Zukunft deutlich größer werden.
Neben den getroffenen Annahmen bestimmt die Altersstruktur der heute in Deutsch-
land lebenden Bevölkerung mit den starken mittleren und den schwachen jungen Jahr-
gängen die Quotienten noch für lange Zeit.
Schaubild 5
Bevölkerung im Erwerbsalter von 20 bis unter 65 Jahren nach Altersgruppen
Ab 2009 Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
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Das Verhältnis zwischen den jungen Menschen unter 20 Jahren und der Bevölkerung 
im Erwerbsalter bleibt im Vorausberechnungszeitraum relativ stabil. Der Grund hier-
für ist, dass die Rückgänge der Bevölkerung unter 20 Jahren und der Bevölkerung im 
Erwerbsalter fast parallel verlaufen werden. In beiden Hauptvarianten schwankt der 
Jugendquotient um 30 je 100 Personen im Erwerbsalter (hier: von 20 bis unter 65 Jah-
ren). Bei einer höheren durchschnittlichen Kinderzahl von 1,6 Kindern je Frau würde er 
sich auf 36 erhöhen.
Der Altenquotient wird dagegen stark zunehmen. Die Verschiebungen in der Alters-
struktur bewirken, dass der Bevölkerung im Erwerbsalter künftig immer mehr Seniorin-
nen und Senioren gegenüberstehen werden. Im Jahr 2008 entÞ elen auf 100 Personen 
im Erwerbsalter von 20 bis unter 65 Jahren 34 Personen, die 65 Jahre oder älter wa-
ren. Im Jahr 2060 werden es nach der Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung, also 
bei einem jährlichen Wanderungssaldo von 100 000 Personen, 67 ältere Menschen, 
also doppelt so viele wie heute sein. Beträgt der jährliche Zuzugsüberschuss 200 000 
Personen (Obergrenze der „mittleren“ Bevölkerung), fällt der Altenquotient mit 63 Per-
sonen im Alter von 65 Jahren und mehr je 100 Personen im Erwerbsalter nur wenig 
niedriger aus.
Schaubild 6
2009 - 15 - 0835
1) Jugendquotient: unter 20-Jährige je 100 Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren; Altenquotient: 65-Jährige und Ältere je 100
Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren; Gesamtquotient: unter 20-Jährige und ab 65-Jährige je 100 Personen im Alter von 20
bis 64 Jahren.
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Der Anstieg des Altenquotienten wird sich nicht gleichmäßig bis 2060 vollziehen, 
sondern besonders schnell bis Mitte der 2030er Jahre verlaufen. Danach bleibt der 
Altenquotient einige Jahre konstant und steigt erst ab Anfang der 2040er Jahre sehr 
langsam wieder an.
Eine Heraufsetzung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre bedeutet weniger Menschen 
im Renten- und mehr im Erwerbsalter, das dann von 20 bis unter 67 Jahre reicht. Die 
Heraufsetzung führt damit zu einem niedrigeren Altenquotienten, der im Jahr 2060 
zwischen 59 (Untergrenze der „mittleren“ Bevölkerung) und 56 (Obergrenze der „mitt-
leren“ Bevölkerung) liegen würde. Ein ähnlicher Wert, ein Altenquotient von 60, würde 
auch bei der Altersgrenze von 65 Jahren erreicht werden, wenn es neben der höhe-
ren jährlichen Nettozuwanderung von 200 000 Personen zusätzlich zu einem Anstieg 
der GeburtenhäuÞ gkeit auf 1,6 Kinder je Frau käme. Aber selbst wenn die günstigeren 
Werte realisiert werden sollten, steht ein enormer Anstieg des Altenquotienten bevor 
(Tabelle 4).
….. für 67 Jahre steigt er 
stark an
Tabelle 4: Altenquotienten 2008 und 2060 
Altenquotient für das Renteneintrittsalter 
Jahr  
60 Jahre 65 Jahre 67 Jahre 
     
2008  46 34 29 
     
„mittlere“ Bevölkerung,  
Untergrenze . . . . . . . . . . . . . . . .  92 67 59 
„mittlere“ Bevölkerung,  
Obergrenze. . . . . . . . . . . . . . . . .  87 63 56 
„relativ junge“ Bevölkerung . . . .  82 60 53 
2060 
„relativ alte“ Bevölkerung . . . . . .  105 77 68 
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4 Annahmen zur Entwicklung der Geburten, der Le-
benserwartung und der Wanderungen 
4.1 Geburten
Für die Entwicklung der Geburten ist das generative Verhalten der Menschen im re-
produktiven Alter ausschlaggebend. Statistisch spiegelt sich dieses vor allem in der 
Zahl der Kinder je Frau sowie im Alter, in dem Mütter ihre Kinder bekommen, wider. 
Die Annahmen zur künftigen Geburtenentwicklung beziehen sich deshalb auf diese 
beiden Indikatoren. 
Die langfristige Geburtenentwicklung seit 1950 ist in den Publikationen des Statisti-
schen Bundesamtes ausführlich beschrieben2). An dieser Stelle wird deshalb nur auf 
die Entwicklungstendenzen eingegangen, welche für die Festlegung der Annahmen zur 
12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung von besonderer Relevanz waren. 
Die dargestellten Entwicklungen beruhen (soweit keine andere Quelle angegeben) auf 
der Statistik der Geburten.
Im Durchschnitt sind Frauen bei der Geburt ihrer Kinder heute älter als die Mütter in 
den vergangenen Jahren. Dies liegt daran, dass die GeburtenhäuÞ gkeit der Frauen un-
ter 30 Jahren abnimmt, während die über 30-jährigen Frauen immer mehr Kinder be-
kommen. Seit 2005 weisen die 30- bis unter 40-jährigen Frauen durchschnittlich sogar 
eine höhere GeburtenhäuÞ gkeit auf als die 20- bis unter 30-jährigen Frauen. Je nach 
der betrachteten Frauengruppe verläuft diese Entwicklung jedoch unterschiedlich.
Die deutschen Frauen3) in den alten Ländern bekommen ihre Kinder besonders 
spät. Im Jahr 2008 waren sie bei der Geburt bereits durchschnittlich 30,4 Jahre alt 
(Tabelle 5). Seit 1990 veränderte sich die GeburtenhäuÞ gkeit in den einzelnen Alters-
stufen der westdeutschen Frauen sehr allmählich. Dabei haben die Geburtenziffern 
der Frauen im Alter von Anfang dreißig soweit zugenommen, dass für dieses Alter aktu-
ell das höchste Geburtenniveau besteht. Inzwischen ist für Frauen von Anfang dreißig 
allerdings nur noch eine geringe Zunahme zu beobachten. Zwischen 1990 und 2008 
nahm im Westen das Durchschnittsalter bei der Geburt um 1,8 Jahre zu. Die Zahl der 
Kinder je Frau, die mit der zusammengefassten Geburtenziffer für die Kalenderjahre 
gemessen wird, ging dabei leicht zurück. 
In den neuen Ländern, wo die Frauen vor 1990 deutlich früher ihre Kinder bekommen 
haben als in den alten Ländern, nahm das durchschnittliche Gebäralter sehr rasch zu. 
Zwischen 1990 und 2008 stieg es um 4 Jahre. Damit hat sich der Abstand zu den alten 
Ländern stark verringert, obwohl das Gebäralter immer noch unter dem Durchschnitts-
alter der westdeutschen Frauen liegt. Die zusammengefasste Geburtenziffer stieg nach 
der tiefen Talfahrt Anfang der 1990er Jahre seit 1995 fast kontinuierlich an. Im Jahr 
2008 war sie erstmals seit 1990 wieder höher als bei den westdeutschen Frauen. 
2) Eisenmenger, M., Pötzsch, O., Sommer, B. „11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung – Annah-
men und Ergebnisse“, Wiesbaden 2006; Pötzsch, O. „Geburten in Deutschland“, Statistisches Bundes-
amt, Wiesbaden 2007
3) Frauen mit deutscher Staatsangehörigkeit.
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Auch die ausländischen Frauen 4) passen sich in ihrem Geburtenverhalten an die west-
deutschen Frauen an. Immer weniger Kinder werden von ausländischen Frauen, die 
jünger als 28 Jahre sind, geboren. Die bereits seit Jahren relativ hohe Geburtenhäu-
Þ gkeit der 28- bis unter 40-Jährigen bleibt dabei stabil. Dies führt zur Erhöhung des 
durchschnittlichen Gebäralters bei sinkender durchschnittlicher Kinderzahl je Frau. 
Auch in den Jahren 2007 und 2008, in denen die GeburtenhäuÞ gkeit der deutschen 
Frauen in den alten und neuen Ländern insgesamt zugenommen hat, nahm die zusam-
mengefasste Geburtenziffer der ausländischen Frauen weiter ab.
Infolge dieser Veränderungen nivellieren sich die Unterschiede im generativen Ver-
halten zwischen den drei großen Frauengruppen, welche die Geburtenentwicklung in 
Deutschland bis jetzt geprägt haben.
Bei den Annahmen zur künftigen Geburtenentwicklung wird von einer weiteren Kon-
vergenz der GeburtenhäuÞ gkeit im Osten und Westen Deutschlands sowie zwischen 
den deutschen und ausländischen Frauen ausgegangen. Als ausschlaggebend für den 
Trend wird dabei das Geburtenverhalten der westdeutschen Frauen betrachtet. 
Für das künftige Niveau der zusammengefassten Geburtenziffer ist die Entwicklung der 
endgültigen Kinderzahl der Frauenjahrgänge (auch Kohorten genannt) entscheidend. 
Im Jahr 2008 erreichte der Jahrgang 1959 sein 50. Lebensjahr; für diesen Jahrgang gilt 
die erreichte Kinderzahl statistisch als endgültig. Für Deutschland insgesamt lag sie 
bei 1,66 Kindern je Frau. Es stellt sich die Frage, ob jüngere Jahrgänge, die noch Kinder 
bekommen können, schließlich ebenfalls so viele Kinder zur Welt bringen werden.
4) Betrachtet werden Frauen ohne deutsche Staatsangehörigkeit in den alten Ländern. Ihr Geburtenverhal-
ten unterscheidet sich von dem der deutschen Frauen. In den neuen Ländern ist die Zahl der Ausländerin-
nen relativ gering und ihre GeburtenhäuÞ gkeit ist hier fast genau so hoch wie bei den deutschen Frauen. 
Sie werden deshalb nicht gesondert betrachtet.
Endgültige Kinderzahl der 
Frauenkohorten nimmt ab.
Tabelle 5: Durchschnittliche Zahl der Kinder je Frau (zusammengefasste Geburtenziffer) und 
durchschnittliches Alter der Frauen bei der Geburt*) 
Frauen in den alten Ländern 1) 
davon Frauen 
insgesamt Zusammen 
deutsche Frauen 
ausländische  
Frauen 
Frauen  
in den 
neuen Ländern 2) 
Jahr 
Kinder je 
Frau 
Gebär-
alter in 
Jahren 
Kinder je 
Frau 
Gebär-
alter in 
Jahren 
Kinder je 
Frau 
Gebär-
alter in 
Jahren 
Kinder je 
Frau 
Gebär-
alter in 
Jahren 
Kinder je 
Frau 
Gebär-
alter in 
Jahren 
                      
1990 . . . . . . . .  1,45 27,6 1,45 28,3 1,37 28,6 2,18 26,7 1,52 25,1 
1995 . . . . . . . .  1,25 28,3 1,34 28,6 1,24 29,0 1,81 27,2 0,84 26,5 
2000 . . . . . . . .  1,38 28,7 1,41 28,9 1,33 29,3 1,85 27,9 1,21 27,7 
2005 . . . . . . . .  1,34 29,5 1,36 29,6 1,30 29,9 1,69 28,6 1,30 28,5 
2008 . . . . . . . .  1,38 30,0 1,37 30,2 1,34 30,4 1,61 29,2 1,40 29,1 
           
*) Berechnet auf Grundlage der altersspezifischen Geburtenziffern. 
1) Seit 2001 ohne Berlin-West. 
2) Seit 2001 ohne !Berlin-Ost. 
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Schaubild 7 zeigt, wie sich die durchschnittliche Kinderzahl je Frau mit dem fortschrei-
tenden Alter der Frauenjahrgänge verändert hat. Beispielhaft werden die Jahrgänge 
1939, 1949, 1959, 1969 und 1979 in den alten Bundesländern betrachtet. 
Der Jahrgang 1939 hat bereits im Alter von 30 Jahren durchschnittlich 1,68 Kinder und 
schließlich im Alter von 49 Jahren 2,03 Kinder je Frau zur Welt gebracht. Die Frauen der 
1940er Geburtsjahrgänge haben zum Teil in sehr jungem Alter, mitten im Baby-Boom 
der 1960er Jahre, ihre Kinder geboren. Ab dem Alter von Mitte zwanzig haben sie je-
doch deutlich weniger Kinder bekommen als die Frauen der 1930er Kohorten. Der 
Jahrgang 1949 stellt diese Entwicklung exemplarisch dar: Insgesamt brachte er 1,72 
Kinder je Frau zur Welt, wobei dieses Niveau bereits im Alter von 33 Jahren zu 90% 
erreicht wurde. Die Frauen des Jahrgangs 1959 haben ihre Kinder insgesamt später 
bekommen. Das Geburtenverhalten der 1950er Jahrgänge wurde in Westdeutschland 
unter anderem durch die Realisierung der Geburten erst in einem höheren Alter so-
wie durch die Verbreitung der Kinderlosigkeit geprägt. Dies führte schließlich zu einer 
niedrigeren endgültigen Kinderzahl von 1,60 Kindern je Frau im früheren Bundesge-
biet (Jahrgang 1959).  
Die späten 1960er und 1970er Geburtsjahrgänge werden mit hoher Wahrscheinlich-
keit die endgültige Kinderzahl von 1,60 Kindern je Frau nicht erreichen. Der Jahrgang 
1969 hat bis zu seinem 40. Lebensjahr 1,42 Kinder zur Welt gebracht. In den nächsten 
10 Jahren dürften nur noch wenige Geburten dazu kommen. Die Kohorte 1979 wird 
die Kohorte 1969 höchstens dann noch einholen, wenn die GeburtenhäuÞ gkeit der 
Mittdreißigerinnen zunehmen sollte.
Schaubild 7
Kinderzahl je Frau der Geburtsjahrgänge 1939, 1949, 1959, 1969 und 1979
bis zum jeweils erreichten Alter, alte Bundesländer 2008
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Die Hauptursache für den Rückgang der endgültigen Kinderzahl bei den jüngeren Frau-
enkohorten liegt im Aufschieben der Familiengründung auf ein höheres Lebensalter 
der Frau. Dadurch nimmt zwar die GeburtenhäuÞ gkeit der über 30-Jährigen zu. Ihr An-
stieg kann jedoch den Rückgang der Geburten in jüngeren Altersjahren nicht kompen-
sieren, denn immer mehr Frauen bleiben lebenslang kinderlos. Wie Tabelle 6 zeigt, 
nahm der Anteil der Frauen ohne Kind an allen Frauen des Geburtsjahrgangs kontinu-
ierlich zu. Zwischen den Jahrgängen der 1930er und 1960er Jahre, also innerhalb von 
dreißig Jahren, hat er sich fast verdoppelt5). 
5) Mehr zur Kinderlosigkeit und Zahl der Kinder je Mutter in: „Mikrozensus 2008 – Neue Daten zur Kinder-
losigkeit in Deutschland“, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2009 
Tabelle 6: Anteil der Mütter und Frauen ohne Kind an allen Frauen der 
Geburtsjahrgänge im Jahr 2008 *) 
Deutschland Alte Bundesländer 
Mütter 
Frauen  
ohne Kind 
Mütter 
Frauen  
ohne Kind 
Geburtsjahrgang 
(Alter in Jahren) 
% 
     
1964-1968 (40-44) . . . . . . . . . . 79 21 78 22 
1959-1963 (45-49) . . . . . . . . . . 83 17 81 19 
1954-1958 (50-54) . . . . . . . . . . 84 16 83 17 
1949-1953 (55-59) . . . . . . . . . . 86 14 85 15 
1944-1948 (60-64) . . . . . . . . . . 88 13 87 13 
1939-1943 (65-69) . . . . . . . . . . 89 11 88 12 
1933-1938 (70-75) . . . . . . . . . . 89 11 89 11 
     
*) Ergebnisse des Mikrozensus 2008. 
 
Statistisches Bundesamt 2009 Seite 27
Bevölkerung Deutschlands bis 2060
Die Annahmen 
Für die Geburtenentwicklung bis 2060 wurden drei Annahmen getroffen. Alle drei grei-
fen die bisherige Entwicklung auf, betonen aber unterschiedliche Aspekte. Wie weit 
die Einführung des Elterngelds, die Verbesserung der Kleinkinderbetreuung oder die 
gegenwärtige Diskussion über die Familie zu einem Einstellungswandel in der Zukunft 
führen, kann heute noch nicht abgeschätzt werden. Für die Annahmen waren die lang- 
und mittelfristigen Entwicklungstendenzen ausschlaggebend. 
In der Hauptannahme wird die Fortsetzung der wichtigsten langfristigen Trends bis 
2020 unterstellt: 
immer mehr Frauen werden erst nach ihrem dreißigsten Geburtstag Mutter, die 
GeburtenhäuÞ gkeit der jüngeren Frauen geht weiter zurück,
damit sinkt der Anteil der Mütter mit drei oder mehr Kindern geringfügig,
der Anteil der Frauen ohne Kinder steigt leicht an und bleibt dann stabil.
Unter diesen Voraussetzungen bleibt die zusammengefasste Geburtenziffer konstant 
auf dem Niveau von 1,4 Kindern je Frau. Gleichzeitig steigt das durchschnittliche Ge-
bäralter bis 2020 um circa 1,6 Jahre. Im Zeitraum von 2021 bis 2060 bleibt die Gebur-
tenhäuÞ gkeit in den einzelnen Altersjahren konstant. Die endgültige Kinderzahl der 
Frauenjahrgänge sinkt langfristig von 1,66 Kindern je Frau (Jahrgang 1959) auf 1,4. 
In der zweiten Annahme wird mittelfristig eine Trendumkehr unterstellt, die zu einer 
Verbesserung gegenüber den aktuellen Geburtenverhältnissen führt: 
die GeburtenhäuÞ gkeit der Frauen im Alter unter 30 Jahren stabilisiert sich,
die 30-Jährigen und älteren Frauen bekommen mehr Kinder als heute,
die auf ein höheres Alter aufgeschobenen Geburten werden tatsächlich realisiert, 
sodass die Kinderlosigkeit nicht mehr ansteigt.
Bei einem solchen Szenario würde die zusammengefasste Geburtenziffer der Kalender-
jahre allmählich auf 1,6 Kinder je Frau im Jahr 2025 ansteigen, das durchschnittliche 
Gebäralter würde sich gleichzeitig um circa 1,1 Jahre bis 2025 erhöhen. Im Zeitraum 
von 2026 bis 2060 bleiben die Geburtenverhältnisse konstant. 
Die endgültige Kinderzahl der Frauenkohorten würde dabei nach einem vorübergehen-
den Rückgang, der heute bei den Frauen der 1960er und 1970er Jahrgänge bereits 
absehbar ist, wieder leicht ansteigen und langfristig auf dem Niveau von 1,6 Kindern 
je Frau verharren.
In der dritten Annahme werden die beobachteten Trends langfristig fortgeschrieben. 
Dabei würde die Kinderlosigkeit ein bisher nicht gekanntes Niveau erreichen. Dieser 
pessimistische Verlauf würde folgende Entwicklungen bedeuten: 
immer mehr Frauen werden erst nach ihrem dreißigsten Geburtstag Mutter, die 
GeburtenhäuÞ gkeit der jüngeren Frauen geht zurück,
der Anteil der Mütter mit drei oder mehr Kindern geht zunehmend zurück, weil 
Frauen immer später Mutter werden,
der Anteil der Frauen ohne Kinder steigt kontinuierlich an, weil die in jüngerem 
Alter zunächst aufgeschobenen Geburten in immer geringerem Umfang nachge-
holt werden.
Bei einem solchen Szenario würde die zusammengefasste Geburtenziffer der Kalen-
derjahre bis 2060 auf 1,2 Kinder je Frau sinken, das durchschnittliche Gebäralter wür-
de sich gleichzeitig um rund 2,0 Jahre erhöhen. Die endgültige Kinderzahl der Frauen-
kohorten würde sukzessive zurückgehen. 
Annahme „annähernde Kon-
stanz“ bei 1,4 Kinder je Frau
Annahme „leichter Anstieg“ 
auf 1,6 Kinder je Frau
Annahme „langfristiger 
Rückgang“ auf 
1,2 Kinder je Frau
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Übersicht der Annahmen zur künftigen Entwicklung  
der zusammengefassten Geburtenziffer 
Zielwerte 
 Trend 
Zusammengefasste 
Geburtenziffer  
Durchschnittliches 
Alter der Frau bei der 
Geburt 1) 
Basiszeitraum 
2006 bis 2008 
- 1,36 Kinder je Frau 29,8 Jahre 
Annahme 1 
Annähernde  
Konstanz 
2009 bis 2060  
1,4 Kinder je Frau 
Anstieg auf 31,4 bis 
2020, dann konstant 
Annahme 2 Leichter Anstieg 
Anstieg auf 
1,6 bis 2025; 
2026 bis 2060 
1,6 Kinder je Frau 
Anstieg auf  
30,9 bis 2025,  
dann konstant 
Annahme 3 
Langfristiger 
Rückgang 
Rückgang auf 1,2 
Kinder je Frau bis 
2060 
Anstieg auf 
31,9 bis 2060 
1) Berechnet auf Grundlage der altersspezifischen Geburtenziffern. 
Schaubild 8
2009 - 15 - 0837
0,0
0,5
1,0
1,5
2,0
2,5
3,0
0,0
0,5
1,0
1,5
2,0
2,5
3,0
1950 60 70 80 90 2000 10 20 30 40 50 60
Kinder je Frau Kinder je Frau
ehem. DDR/neue Länder
früheres Bundesgebiet
Deutschland
1,6 Kinder je Frau
1,4 Kinder je Frau
1,2 Kinder je Frau
Zusammengefasste Geburtenziffer bis 2060
Ab 2009 Annahmen der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
Statistisches Bundesamt 2009 Seite 29
Bevölkerung Deutschlands bis 2060
4.2  Lebenserwartung
In Deutschland wird seit über 130 Jahren ein kontinuierlicher Rückgang der Sterblich-
keit und ein Anstieg der Lebenserwartung beobachtet. Zu dieser Entwicklung haben 
maßgeblich die Fortschritte in der medizinischen Versorgung, der Hygiene, der Ernäh-
rung, der Wohnsituation sowie die verbesserten Arbeitsbedingungen und der gestie-
gene materielle Wohlstand beigetragen. Die Sterblichkeit ist seit Ende des 19. Jahr-
hunderts zunächst vor allem bei Säuglingen und Kindern stark zurückgegangen. In der 
zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts ist auch die Sterblichkeit älterer Menschen 
erheblich gesunken6).
Die Sterblichkeitsverhältnisse und die durchschnittliche Lebenserwartung werden seit 
Gründung des Deutschen Reichs im Jahr 1871 regelmäßig mit Hilfe von sogenannten 
Periodensterbetafeln nachgewiesen. Die durchschnittliche Lebenserwartung zeigt hier-
bei, wie viele Lebensjahre neugeborene männliche oder weibliche Kinder zu erwarten 
hätten, wenn das zu einem Zeitpunkt beobachtete Sterberisiko der Bevölkerung in den 
einzelnen Altersjahren während ihres ganzen Lebens erhalten bliebe. Für Personen, 
die ein bestimmtes Alter schon erreicht haben, zum Beispiel für die 65-Jährigen, wird 
die Anzahl der weiteren Lebensjahre mit der sogenannten durchschnittlichen ferneren 
Lebenserwartung ausgedrückt.
Mit Blick auf die bisherige Entwicklung in Deutschland und die Lebenserwartung in 
anderen entwickelten Staaten der Welt wird angenommen, dass die Auswirkungen 
der im Vergleich zu früheren Generationen verbesserten Lebensumstände und wei-
tere Verbesserungen in der medizinischen Versorgung der Bevölkerung auch künftig in 
Deutschland zu einem weiteren Anstieg der Lebenserwartung führen. 
Für die 12. koordinierte Vorausberechnung wurden zwei Annahmen zur Entwicklung 
der Lebenserwartung bis zum Jahr 2060 getroffen, wobei jedoch zukünftig mit einem 
gegenüber den letzten Jahren verlangsamten Anstieg gerechnet wird (Schaubild 9). 
Beide Annahmen basieren auf dem kontinuierlichen Anstieg der Lebenserwartung, 
wobei zukünftig verstärkt die höheren Altersstufen den Anstieg der Lebenserwartung 
beeinß ussen werden. In den niedrigen Altersstufen ist das Sterberisiko bereits sehr 
gering und eine Verbesserung der Verhältnisse wirkt sich hier nur noch relativ wenig 
auf die Entwicklung der Gesamtlebenserwartung aus. 
Für die Festlegung der Annahmen wurde das Sterberisiko für Männer und Frauen in 
jeder einzelnen Altersstufe untersucht, um so die lang- und kurzfristigen Veränderun-
gen in der Vergangenheit festzustellen. Das Sterberisiko hat sich in der Vergangenheit 
kontinuierlich vermindert, was die Ableitung von Trends erleichtert. Es wurde für jede 
einzelne Altersstufe ein langfristiger Trend seit 1871 und ein kurzfristiger Trend seit 
1970 gebildet. Der kurzfristige Trend berücksichtigt dabei, dass sich in den letzten 35 
Jahren in den Altersstufen ab ungefähr 60 Jahren das Sterberisiko deutlich vermindert 
hat. Dies ging insbesondere auf den medizinischen Fortschritt bei den Krankheiten 
des Kreislaufsystems zurück. 
Eine weitere Entwicklung, die aus dem kurzfristigen Trend erkennbar ist, ist die Verrin-
gerung der Differenz in der Lebenserwartung zwischen Männern und Frauen.
6)  Zur historischen Entwicklung der Sterblichkeit siehe „Bevölkerung Deutschlands bis 2050 - 11. koordi-
nierte Bevölkerungsvorausberechnung“, Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2006, S.36ff.
Die Lebenserwartung 
nimmt seit langem 
kontinuierlich zu
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Annahme L1:
In der Basisannahme L1 ergibt sich für Männer eine durchschnittliche Lebenserwar-
tung bei Geburt von 85,0 Jahren und für Frauen von 89,2 Jahren. Das ist ein Zuwachs 
von 7,8 bzw. 6,8 Jahren im Vergleich zur Lebenserwartung in Deutschland 2006/2008. 
Die Differenz in der Lebenserwartung von Männern und Frauen verringert sich bis 2060 
von 5,2 auf 4,2 Jahre. 65-jährige Männer beziehungsweise Frauen können immer noch 
mit weiteren 22,3 beziehungsweise 25,5 Jahren rechnen, das sind rund 5 Jahre mehr 
als 2006/2008. Die Grundlage der Basisannahme L1 bildet die Kombination aus der 
kurzfristigen Trendentwicklung seit 1970 und der langfristigen Trendentwicklung seit 
1871. 
Annahme L2: 
In der hohen Lebenserwartungsannahme L2 können Männer bei Geburt eine durch-
schnittliche Lebenserwartung von 87,7 Jahren und Frauen von 91,2 Jahren erreichen. 
Das sind für Männer 10,6 Jahre und für Frauen 8,8 Jahre mehr als 2006/2008. Die 
Differenz in der Lebenserwartung zwischen Männern und Frauen sinkt von 5,2 auf 3,5 
Jahre. 65-jährige Männer beziehungsweise Frauen können noch 24,7 beziehungs-
weise 27,4 Jahre erwarten. Die hohe Lebenserwartungsannahme L2 basiert auf der 
Trendentwicklung seit 1970. Voraussetzung ist, dass sich die Verbesserung der medi-
zinischen Versorgung und damit die Verminderung des Sterberisikos in den höheren 
Altersstufen ähnlich wie in den letzten 35 Jahren bis zum Jahr 2060 fortsetzen werden. 
Beide Annahmen wurden durch Trendextrapolation gewonnen.
Schaubild 9
Lebenserwartung bei Geburt bis 2060
Ab 2009 Annahmen der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
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4.3 Außenwanderungen
Für die Bevölkerungsentwicklung in Deutschland sind neben Geburten und Sterbefäl-
len die Bevölkerungsbewegungen über die Grenzen des Landes, die sogenannte Au-
ßenwanderung, bedeutsam. Für die künftige Bevölkerungszahl und die Altersstruktur 
ist dabei der Wanderungssaldo, das heißt die Differenz zwischen Zu- und Fortzügen, 
ausschlaggebend. Anders als bei GeburtenhäuÞ gkeit oder Lebenserwartung lässt sich 
aus den bisherigen Wanderungssalden kaum ein Trend ableiten. Der Saldo hängt auf 
der einen Seite vom Migrationspotenzial in Folge politischer, wirtschaftlicher, demo-
graÞ scher oder auch ökologischer Entwicklungen in den Herkunftsländern ab. Auf der 
anderen Seite wird er von der Migrationspolitik in Deutschland sowie der wirtschaftli-
chen und sozialen Attraktivität Deutschlands als Zielland beeinß usst.
In den früheren Wanderungsverläufen lassen sich allerdings Tendenzen erkennen, die 
bei den Annahmen zum künftigen Wanderungssaldo berücksichtigt werden können. 
Dazu gehören vor allem das lang- und mittelfristige Niveau der Zu- und Fortzüge, die 
Unterschiede in der Wanderung der deutschen und ausländischen Staatsangehörigen 
sowie die Besonderheiten in der Altersstruktur. 
Über 80 Prozent des Wanderungsvolumens – das heißt der Zu- und Fortzüge – entfal-
len auf Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit. Mit Ausnahme einiger weni-
ger Jahre haben diese das Wanderungsgeschehen und die Wanderungsbilanz domi-
niert (Tabelle 7). 
Übersicht der Annahmen zur künftigen 
Entwicklung der Lebenserwartung bis 2060 
Lebenserwartung bei Geburt 
Zuwachs gegenüber 
2006/2008 *) 
Deutschland 
 
2006/2008 
Deutschland 
2060  
Basisannahme 
L1 
2060 
Annahme 
starker Anstieg 
L2 
2060 
Annahme 
L1 
2060 
Annahme 
L2 
Männer . . . .  77,2 85,0 87,7 + 7,8 + 10,6 
Frauen . . . . .  82,4 89,2 91,2 + 6,8 + 8,8 
Differenz . . .  5,2 4,2 3,5 - 1,0 - 1,8 
 
Lebenserwartung im Alter 65 
Zuwachs gegenüber 
2006/2008 *) 
Deutschland 
 
2006/2008 
Deutschland 
2060 
Basisannahme 
L1 
2060 
Annahme 
starker Anstieg 
L2 
2060 
Annahme 
L1 
2060 
Annahme 
L2 
Männer . . . .  17,1 22,3 24,7 + 5,2 + 7,6 
Frauen . . . . .  20,4 25,5 27,4 + 5,1 +7,0 
Differenz . . .  3,3 3,2 2,7 - 0,1 - 0,6 
*) Abweichungen durch Rundungsdifferenzen möglich. 
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Die gesamte Wanderungsbilanz war in Deutschland mit Ausnahme von einzelnen Jah-
ren positiv und bewegte sich – wie Tabelle 7 zeigt – in unterschiedlichen Zeiträumen 
zwischen 129 000 und 354 000 Personen jährlich. In den letzten etwa fünf Jahren ging 
der Saldo aus Zu- und Fortzügen deutlich zurück. Dies war sowohl auf höhere Fortzüge 
der Deutschen als auch auf das Versiegen der Zuzüge von deutschen Aussiedlern und 
die abgeschwächten Zuzüge der ausländischen Personen zurückzuführen. Das Jahr 
2008 wird hier nicht einbezogen, weil die dafür ausgewiesenen Fortzüge auch zahlrei-
che Bereinigungen der Melderegister umfassen. 
In der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung sind zwei Annahmen mit ei-
nem allmählichen Anstieg des jährlichen Wanderungssaldos auf 100 000 Personen 
ab 2014 (Annahme W1) und auf 200 000 ab 2020 (Annahme W2) getroffen worden 
(Schaubild 10). Damit wird dem langfristigen Durchschnitt Rechnung getragen. Die ex-
orbitant hohe Zuwanderung Anfang der 1990er Jahre wird als eine Sonderentwicklung 
nicht mehr berücksichtigt. 
Derzeit besteht ein negativer Wanderungssaldo der deutschen Bevölkerung. Es wird 
angenommen, dass er sich verringern und schließlich etwa ausgeglichen sein wird, da 
mit der künftig rückläuÞ gen Zahl junger Menschen auch die Fortzüge der Deutschen 
sinken werden.
Langfristig ergaben sich deut-
liche Wanderungsgewinne
Annahmen: Langfristiger
Wanderungssaldo zwischen 
100 000 und 200 000 
Personen
Tabelle 7: Wanderungsbewegungen über die Grenzen Deutschlands *) 
Personen insgesamt Deutsche Ausländerinnen und Ausländer 
Zu- 
züge 
Fort- 
züge 
Saldo 
Zu- 
züge 
Fort- 
züge 
Saldo 
Zu- 
züge 
Fort- 
züge 
Saldo Zeitraum 
durchschnittlich pro Jahr in 1 000 
 Früheres Bundesgebiet 
1954 - 1969 . . . . . . . . . . .  456 325 131 75 89 - 14 381 235 145 
1970 - 1979 . . . . . . . . . . .  700 544 156 78 54 24 622 490 132 
1980 - 1990 . . . . . . . . . . .  673 478 195 159 68 91 514 411 104 
          
1954 - 1990 . . . . . . . . . . .  586 430 157 101 73 27 486 356 130 
 Deutschland 
1991 - 1999 . . . . . . . . . . .  1070 717 354 259 115 144 811 601 210 
2000 - 2007 . . . . . . . . . . .  770 642 129 157 135 22 614 507 107 
          
1991 -2007 . . . . . . . . . . .  929 681 248 211 124 87 718 557 161 
          
*) Abweichungen durch Rundungsdifferenzen möglich.  
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Der Wanderungssaldo der ausländischen Personen dürfte von seinem vorübergehend 
sehr niedrigen Niveau, das auch durch die Bereinigungen der Melderegister im Zuge 
der Einführung der SteueridentiÞ kationsnummer beeinß usst ist, rasch wieder anstei-
gen. Dabei wird unterstellt, dass die Zuwanderung ab 2011 mit dem Eintritt der Freizü-
gigkeit auf dem deutschen Arbeitsmarkt für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus 
den seit 2004 der Europäischen Union beigetretenen Staaten einen leichten Schub 
erhält. Anschließend sind unterschiedliche Entwicklungen möglich. Der Rückgang 
der jungen Bevölkerung in Deutschland kann zu einer höheren Nachfrage nach aus-
ländischen Arbeitskräften führen. Die Bevölkerung in den von der Freizügigkeit be-
troffenen mittel- und osteuropäischen EU-Staaten wird allerdings ebenfalls in naher 
Zukunft rapide altern. Auch dort wird die Bevölkerung im Erwerbsalter schrumpfen. 
Diese Prozesse können zu einer Verschärfung des Wettbewerbs auf dem europäischen 
Arbeitsmarkt führen. Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass auch in den 
bisherigen Herkunftsländern der Arbeitsmigranten neue Anreize für die jungen Men-
schen geschaffen werden, die ihre Abwanderung einschränken könnten. Damit könnte 
die Zuwanderung nach Deutschland eher am unteren Ende des aufgezeigten Korridors 
und somit deutlich unter ihrem langjährigen Durchschnitt bleiben.
Aber auch die Annahme eines aus heutiger Sicht sehr hohen jährlichen Wanderungs-
saldos als Obergrenze des Korridors, in dem sich die Wanderungssalden künftig be-
wegen könnten, erscheint geboten. Ein Anstieg der Zuzüge nach Deutschland – vor 
allem der ausländischen Personen – ist in der Zukunft ebenso wahrscheinlich wie 
eine Beruhigung des Wanderungsgeschehens. Dazu tragen sowohl die demograÞ -
Schaubild 10
Entwicklung des Wanderungssaldos über die Grenzen Deutschlands bis 20601)
Ab 2009 Annahmen der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
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schen Prozesse in Deutschland als auch weltweite Entwicklungen bei. Die aktuelle 
Wirtschaftkrise kann zwar kurzfristig zur höheren Arbeitslosigkeit und damit zu einer 
vorübergehenden Abschwächung des Bedarfs an Arbeitskräften führen. Sie stellt aber 
Deutschland gleichzeitig vor verstärkte Herausforderungen, Innovationen in Wirtschaft 
und Forschung voranzutreiben. Angesichts einer rapiden Alterung des inländischen 
Erwerbspersonenpotenzials kann daraus ein höherer Bedarf an der Zuwanderung jun-
ger qualiÞ zierter Arbeitnehmer entstehen. Verglichen mit seinen europäischen Nach-
barländern werden die Schrumpfung und Alterung des Erwerbspersonenpotenzials 
in Deutschland besonders einschneidend ausfallen. Unter diesen Umständen dürfte 
Deutschland gezwungen sein, im Wettbewerb um junge Arbeitskräfte an Attraktivität 
zu gewinnen. Dies könnte zu einer Veränderung der aktuellen Wanderungsströme und 
zur höheren Migration nach Deutschland führen. 
Darüber hinaus bleibt das Zuwanderungspotenzial aus anderen Regionen der Welt 
nach wie vor hoch. Die Staaten Asiens und Afrikas werden in den nächsten Jahrzehn-
ten junge und wachsende Bevölkerungen haben. Auch die Auswirkungen der globalen 
Klimaerwärmung, die in Mitteleuropa nach bisherigen Schätzungen milder ausfallen 
würden als in den anderen Erdteilen, könnten eine Zuwanderung durch die Erhöhung 
des „Wanderungsdrucks“ in den Herkunftsregionen verstärken. 
Die tatsächlichen Wanderungen werden sicherlich weiterhin deutlichen Schwankun-
gen unterliegen, sodass die angenommenen Werte nur als langjährige Durchschnitte 
zu verstehen sind. Die Spanne zwischen den Annahmen zum langfristigen jährlichen 
Wanderungssaldo von 100 000 und 200 000 Personen bildet einen Korridor, innerhalb 
dessen sich das zukünftige Wanderungsgeschehen abspielen dürfte. 
Die Gesamtzahl der per Saldo zugewanderten Personen würde sich im Zeitraum von 
2009 bis 2060 bei der Annahme W1 auf 4,9 Millionen und bei der Annahme W2 auf 
9,4 Millionen Menschen belaufen (siehe Übersicht). 
Übersicht der Annahmen zur künftigen Entwicklung  
des Saldos der Zu- und Fortzüge über die Grenzen Deutschlands 
Jahre Annahme W1 Annahme W2 
 
2009 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  - 30 000 - 30 000 
2010 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10 000 10 000 
2011 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  40 000 40 000 
2012 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  60 000 80 000 
2013 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  80 000 100 000 
2014 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  100 000 120 000 
2015 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  100 000 140 000 
2016 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  100 000 160 000 
2017 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  100 000 170 000 
2018 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  100 000 180 000 
2019 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  100 000 190 000 
2020  - 2060 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  100 000 200 000 
Kumulierte Wanderungsgewinne von  
2009 bis 2060 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4 860 000 9 360 000 
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Für die Geschlechts- und Altersstruktur des Wanderungssaldos wurde von den em-
pirischen Altersverteilungen der Zu- und Fortzüge ausgegangen. Diese weisen insbe-
sondere bei den ausländischen Personen eine große Stabilität auf, wobei die nach 
Deutschland zuziehenden Personen im Durchschnitt jünger sind als die fortziehenden. 
Daraus ergibt sich ein „Verjüngungseffekt“ für die in Deutschland verbleibende Bevöl-
kerung. Die Höhe der Fortzüge bleibt in der Regel über Jahrzehnte relativ konstant, so 
dass man von einer Sockelwanderung spricht. Diese Þ ndet unabhängig von der Höhe 
des Wanderungssaldos immer statt. In den Annahmen der 12. koordinierten Bevölke-
rungsvorausberechnung wurde ebenfalls eine Sockelwanderung berücksichtigt. Damit 
tritt ein Verjüngungseffekt auch bei einem ausgeglichenen Wanderungssaldo ein7). 
7) Wie bei den vorherigen Bevölkerungsvorausberechnungen des Statistischen Bundesamtes wird auch hier 
ergänzend eine Modellrechnung mit einem ausgeglichenen Wanderungssaldo vorgelegt (Anhang A).
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Anhang AVarianten der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
Die Annahmen zur GeburtenhäuÞ gkeit, Lebenserwartung und zum Wanderungssaldo 
ergeben – miteinander kombiniert – zwölf Varianten. Diese werden wegen der besse-
ren Übersichtlichkeit zu zwei Blöcken mit je sechs Varianten zusammengefasst: Drei 
Annahmen zur GeburtenhäuÞ gkeit mal zwei Annahmen zur Lebenserwartung, die im 
ersten Block mit dem Wanderungssaldo von 100 000 (W1) und im zweiten Block mit 
dem Wanderungssaldo von 200 000 (W2) kombiniert werden:
Zusätzlich zu diesen zwölf Varianten der 12. koordinierten Bevölkerungsvoraus be-
rech nung stehen weitere Modellrechnungen zur Verfügung. Eine Rechnung mit ausge-
glichenem Wanderungssaldo zeigt die Effekte der Zuwanderung noch deutlicher auf 
und erlaubt einen Ausblick auf eine mögliche Entwicklung der Alterung, wenn es lang-
fristig zu keiner Nettozuwanderung mehr käme. Wie sich ein hypothetischer Anstieg 
der GeburtenhäuÞ gkeit auf 2,1 Kinder je Frau sowie ein geringer Zuwachs der Lebens-
erwartung, der ebenfalls nicht erwartet wird, auswirken würden, wird mit zwei weiteren 
Modellrechnungen gezeigt. 
Zusammengefasste Geburtenziffer (Kinder je Frau) Jährlicher Außenwanderungssaldo: 
allmählicher Anstieg  
auf jährlichen Saldo von  
100 000 Personen ab 2014 (W1) 
annähernde  
Konstanz bei 1,4 
(G1) 
leichter Anstieg,  
ab 2025: 1,6 (G2) 
langfristiger 
Rückgang  
2060: 1,2 (G3) 
    
Lebenserwartung Neugeborener   
im Jahr 2060: 
   
männlich: 85,0 
weiblich:   89,2 
Basisannahme 
(L1) 
Variante 1-W1 
„mittlere“  
Bevölkerung, 
Untergrenze 
Variante 3-W1 Variante 5-W1 
männlich: 87,7 
weiblich:   91,2 
starker Anstieg 
(L2) 
Variante 2-W1 Variante 4-W1 
Variante 6-W1 
„relativ alte“ 
Bevölkerung 
 
Zusammengefasste Geburtenziffer (Kinder je Frau) Jährlicher Außenwanderungssaldo: 
allmählicher Anstieg  
auf jährlichen Saldo von  
200 000 Personen ab 2020 (W2) 
annähernde  
Konstanz bei 1,4 
(G1) 
leichter Anstieg,  
ab 2025: 1,6 (G2) 
langfristiger 
Rückgang  
2060: 1,2 (G3) 
    
Lebenserwartung Neugeborener   
im Jahr 2060: 
   
männlich: 85,0 
weiblich:   89,2 
Basisannahme 
(L1) 
Variante 1-W2 
„mittlere“  
Bevölkerung, 
Obergrenze 
Variante 3-W2 
„relativ junge“  
Bevölkerung 
Variante 5-W2 
männlich: 87,7 
weiblich:   91,2 
starker Anstieg 
(L2) 
Variante 2-W2 Variante 4-W2 Variante 6-W2 
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Liste der Varianten der 12. koordinierten Bevölkerungs- 
vorausberechnung und zusätzlicher Modellrechnungen  
Annahmen 
Bezeichnung 
der Variante Geburtenhäufigkeit  
(Kinder je Frau) 
Lebenserwartung 
Jährlicher 
Wanderungssaldo 
Personen/Jahr 
 
Variante 1-W1 
„mittlere“ Bevölkerung, 
Untergrenze 
annähernde Konstanz 
bei 1,4 
Basisannahme 1) 100 000 ab 2014 
Variante 1-W2 
„mittlere“ Bevölkerung, 
Obergrenze 
annähernde Konstanz 
bei 1,4 
Basisannahme 1) 200 000 ab 2020 
Variante 2-W1 
annähernde Konstanz 
bei 1,4 
starker Anstieg 2) 100 000 ab 2014 
Variante 2-W2 
annähernde Konstanz 
bei 1,4 
starker Anstieg 2) 200 000 ab 2020 
Variante 3-W1 
leichter Anstieg,  
ab 2025 bei 1,6 
Basisannahme 1)) 100 000 ab 2014 
Variante 3-W2 
„relativ junge“  
Bevölkerung 
leichter Anstieg,  
ab 2025 bei 1,6 
Basisannahme 1)) 200 000 ab 2020 
Variante 4-W1 
leichter Anstieg,  
ab 2025 bei 1,6 
starker Anstieg 2) 100 000 ab 2014 
Variante 4-W2 
leichter Anstieg,  
ab 2025 bei 1,6 
starker Anstieg 2)) 200 000 ab 2020 
Variante 5-W1 
langfristiger 
Rückgang, 2060: 1,2 
Basisannahme 1)1 100 000 ab 2014 
Variante 5-W2 
langfristiger 
Rückgang, 2060: 1,2 
Basisannahme 1) 200 000 ab 2020 
Variante 6-W1 
„relativ alte“  
Bevölkerung 
langfristiger 
Rückgang, 2060: 1,2 
starker Anstieg 2)) 100 000 ab 2014 
Variante 6-W2 
langfristiger 
Rückgang, 2060: 1,2 
starker Anstieg 2) 200 000 ab 2020 
    
Modellrechnung 
Lebenserwartung  
„langsamer Anstieg“ 
annähernde Konstanz 
bei 1,4 
langsamer  
Anstieg 3) 
100 000 ab 2014 
Modellrechnung 
Wanderungssaldo Null 
annähernde Konstanz 
bei 1,4 
Basisannahme 1) +/-0 
Modellrechnung 
2,1 Kinder je Frau 
stark steigend,  
ab 2015 bei 2,1 
Basisannahme 1)) 100 000 ab 2014 
1) Lebenserwartung neugeborener Jungen im Jahr 2060: 85,0 Jahre;  
Lebenserwartung neugeborener Mädchen im Jahr 2060: 89,2 Jahre. 
2) Lebenserwartung neugeborener Jungen im Jahr 2060: 87,7 Jahre;  
Lebenserwartung neugeborener Mädchen im Jahr 2060: 91,2 Jahre. 
3) Lebenserwartung neugeborener Jungen im Jahr 2060: 82,0 Jahre;  
Lebenserwartung neugeborener Mädchen im Jahr 2060: 87,2 Jahre. 
Statistisches Bundesamt 2009 Seite 39
Bevölkerung Deutschlands bis 2060
2008 2020 2030 2040 2050 2060
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 79 914 77 350 73 829 69 412 64 651
2008 = 100....   100 97,5 94,3 90,0 84,6 78,8
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 13 624 12 927 11 791 10 701 10 085
%....  19,0 17,0 16,7 16,0 15,4 15,6
2008 = 100....   100 87,2 82,8 75,5 68,5 64,6
 
        20 bis unter 60 Jahre 1000....  45 426 41 743 35 955 33 746 30 787 28 378
%....  55,4 52,2 46,5 45,7 44,4 43,9
2008 = 100....   100 91,9 79,2 74,3 67,8 62,5
 
        60 Jahre und älter 1000....  20 958 24 547 28 469 28 292 27 924 26 188
%....  25,6 30,7 36,8 38,3 40,2 40,5
2008 = 100....   100 117,1 135,8 135,0 133,2 125,0
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 60-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  34,4 32,6 36,0 34,9 34,8 35,5
60-Jährige und Ältere..  46,1 58,8 79,2 83,8 90,7 92,3
zusammen ....  80,5 91,4 115,1 118,8 125,5 127,8
 
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 79 914 77 350 73 829 69 412 64 651
2008 = 100....   100 97,5 94,3 90,0 84,6 78,8
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 13 624 12 927 11 791 10 701 10 085
%....  19,0 17,0 16,7 16,0 15,4 15,6
2008 = 100....   100 87,2 82,8 75,5 68,5 64,6
 
        20 bis unter 65 Jahre 1000....  49 655 47 636 42 149 38 329 35 722 32 591
%....  60,6 59,6 54,5 51,9 51,5 50,4
2008 = 100....   100 95,9 84,9 77,2 71,9 65,6
 
        65 Jahre und älter 1000....  16 729 18 654 22 275 23 709 22 989 21 975
%....  20,4 23,3 28,8 32,1 33,1 34,0
2008 = 100....   100 111,5 133,2 141,7 137,4 131,4
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 65-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  31,5 28,6 30,7 30,8 30,0 30,9
65-Jährige und Ältere..  33,7 39,2 52,8 61,9 64,4 67,4
zusammen ....  65,1 67,8 83,5 92,6 94,3 98,4
 
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 79 914 77 350 73 829 69 412 64 651
2008 = 100....   100 97,5 94,3 90,0 84,6 78,8
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 13 624 12 927 11 791 10 701 10 085
%....  19,0 17,0 16,7 16,0 15,4 15,6
2008 = 100....   100 87,2 82,8 75,5 68,5 64,6
 
        20 bis unter 67 Jahre 1000....  51 477 49 723 44 771 40 025 37 562 34 228
%....  62,8 62,2 57,9 54,2 54,1 52,9
2008 = 100....   100 96,6 87,0 77,8 73,0 66,5
 
        67 Jahre und älter 1000....  14 906 16 567 19 652 22 013 21 149 20 338
%....  18,2 20,7 25,4 29,8 30,5 31,5
2008 = 100....   100 111,1 131,8 147,7 141,9 136,4
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 67-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  30,3 27,4 28,9 29,5 28,5 29,5
67-Jährige und Ältere..  29,0 33,3 43,9 55,0 56,3 59,4
zusammen ....  59,3 60,7 72,8 84,5 84,8 88,9
1) Ab 2020 Schätzwerte der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung.
Differenzen in den Summen sind rundungsbedingt.
Altenquotient mit Altersgrenze 60 Jahre
Altenquotient mit Altersgrenze 65 Jahre
Altenquotient mit Altersgrenze 67 Jahre
Art der Nachweisung
Tabelle  1:     Entwicklung der Bevölkerung Deutschlands bis 2060 
1)
                           Variante: Untergrenze der "mittleren" Bevölkerung
- Geburtenhäufigkeit: annähernd konstant, Lebenserwartung: Basisannahme, Wanderungssaldo: 100 000 -
31.12. des Jahres
Anhang B
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2008 2020 2030 2040 2050 2060
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 80 437 79 025 76 757 73 608 70 120
2008 = 100....   100 98,1 96,4 93,6 89,8 85,5
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 13 708 13 229 12 375 11 480 11 015
%....  19,0 17,0 16,7 16,1 15,6 15,7
2008 = 100....   100 87,8 84,7 79,2 73,5 70,5
 
        20 bis unter 60 Jahre 1000....  45 426 42 161 37 224 35 788 33 519 31 611
%....  55,4 52,4 47,1 46,6 45,5 45,1
2008 = 100....   100 92,8 81,9 78,8 73,8 69,6
 
        60 Jahre und älter 1000....  20 958 24 568 28 571 28 593 28 610 27 494
%....  25,6 30,5 36,2 37,3 38,9 39,2
2008 = 100....   100 117,2 136,3 136,4 136,5 131,2
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 60-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  34,4 32,5 35,5 34,6 34,2 34,8
60-Jährige und Ältere..  46,1 58,3 76,8 79,9 85,4 87,0
zusammen ....  80,5 90,8 112,3 114,5 119,6 121,8
 
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 80 437 79 025 76 757 73 608 70 120
2008 = 100....   100 98,1 96,4 93,6 89,8 85,5
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 13 708 13 229 12 375 11 480 11 015
%....  19,0 17,0 16,7 16,1 15,6 15,7
2008 = 100....   100 87,8 84,7 79,2 73,5 70,5
 
        20 bis unter 65 Jahre 1000....  49 655 48 062 43 465 40 495 38 704 36 230
%....  60,6 59,8 55,0 52,8 52,6 51,7
2008 = 100....   100 96,8 87,5 81,6 77,9 73,0
 
        65 Jahre und älter 1000....  16 729 18 668 22 331 23 887 23 425 22 876
%....  20,4 23,2 28,3 31,1 31,8 32,6
2008 = 100....   100 111,6 133,5 142,8 140,0 136,7
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 65-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  31,5 28,5 30,4 30,6 29,7 30,4
65-Jährige und Ältere..  33,7 38,8 51,4 59,0 60,5 63,1
zusammen ....  65,1 67,4 81,8 89,5 90,2 93,5
 
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 80 437 79 025 76 757 73 608 70 120
2008 = 100....   100 98,1 96,4 93,6 89,8 85,5
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 13 708 13 229 12 375 11 480 11 015
%....  19,0 17,0 16,7 16,1 15,6 15,7
2008 = 100....   100 87,8 84,7 79,2 73,5 70,5
 
        20 bis unter 67 Jahre 1000....  51 477 50 150 46 100 42 228 40 622 38 008
%....  62,8 62,3 58,3 55,0 55,2 54,2
2008 = 100....   100 97,4 89,6 82,0 78,9 73,8
 
        67 Jahre und älter 1000....  14 906 16 579 19 696 22 153 21 507 21 097
%....  18,2 20,6 24,9 28,9 29,2 30,1
2008 = 100....   100 111,2 132,1 148,6 144,3 141,5
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 67-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  30,3 27,3 28,7 29,3 28,3 29,0
67-Jährige und Ältere..  29,0 33,1 42,7 52,5 52,9 55,5
zusammen ....  59,3 60,4 71,4 81,8 81,2 84,5
1) Ab 2020 Schätzwerte der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung.
Differenzen in den Summen sind rundungsbedingt.
Altenquotient mit Altersgrenze 60 Jahre
Altenquotient mit Altersgrenze 65 Jahre
Altenquotient mit Altersgrenze 67 Jahre
Art der Nachweisung
Tabelle  2:     Entwicklung der Bevölkerung Deutschlands bis 2060 
1)
                           Variante: Obergrenze der "mittleren" Bevölkerung
- Geburtenhäufigkeit: annähernd konstant, Lebenserwartung: Basisannahme, Wanderungssaldo: 200 000 -
31.12. des Jahres
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2008 2020 2030 2040 2050 2060
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 80 831 80 227 78 805 76 703 74 515
2008 = 100....   100 98,6 97,8 96,1 93,5 90,9
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 14 101 14 416 14 030 13 375 13 367
%....  19,0 17,4 18,0 17,8 17,4 17,9
2008 = 100....   100 90,3 92,3 89,8 85,6 85,6
 
        20 bis unter 60 Jahre 1000....  45 426 42 161 37 240 36 181 34 718 33 654
%....  55,4 52,2 46,4 45,9 45,3 45,2
2008 = 100....   100 92,8 82,0 79,6 76,4 74,1
 
        60 Jahre und älter 1000....  20 958 24 568 28 571 28 593 28 610 27 494
%....  25,6 30,4 35,6 36,3 37,3 36,9
2008 = 100....   100 117,2 136,3 136,4 136,5 131,2
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 60-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  34,4 33,4 38,7 38,8 38,5 39,7
60-Jährige und Ältere..  46,1 58,3 76,7 79,0 82,4 81,7
zusammen ....  80,5 91,7 115,4 117,8 120,9 121,4
 
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 80 831 80 227 78 805 76 703 74 515
2008 = 100....   100 98,6 97,8 96,1 93,5 90,9
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 14 101 14 416 14 030 13 375 13 367
%....  19,0 17,4 18,0 17,8 17,4 17,9
2008 = 100....   100 90,3 92,3 89,8 85,6 85,6
 
        20 bis unter 65 Jahre 1000....  49 655 48 062 43 481 40 888 39 904 38 272
%....  60,6 59,5 54,2 51,9 52,0 51,4
2008 = 100....   100 96,8 87,6 82,3 80,4 77,1
 
        65 Jahre und älter 1000....  16 729 18 668 22 331 23 887 23 425 22 876
%....  20,4 23,1 27,8 30,3 30,5 30,7
2008 = 100....   100 111,6 133,5 142,8 140,0 136,7
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 65-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  31,5 29,3 33,2 34,3 33,5 34,9
65-Jährige und Ältere..  33,7 38,8 51,4 58,4 58,7 59,8
zusammen ....  65,1 68,2 84,5 92,7 92,2 94,7
 
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 80 831 80 227 78 805 76 703 74 515
2008 = 100....   100 98,6 97,8 96,1 93,5 90,9
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 14 101 14 416 14 030 13 375 13 367
%....  19,0 17,4 18,0 17,8 17,4 17,9
2008 = 100....   100 90,3 92,3 89,8 85,6 85,6
 
        20 bis unter 67 Jahre 1000....  51 477 50 150 46 115 42 621 41 821 40 051
%....  62,8 62,0 57,5 54,1 54,5 53,7
2008 = 100....   100 97,4 89,6 82,8 81,2 77,8
 
        67 Jahre und älter 1000....  14 906 16 579 19 696 22 153 21 507 21 097
%....  18,2 20,5 24,6 28,1 28,0 28,3
2008 = 100....   100 111,2 132,1 148,6 144,3 141,5
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 67-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  30,3 28,1 31,3 32,9 32,0 33,4
67-Jährige und Ältere..  29,0 33,1 42,7 52,0 51,4 52,7
zusammen ....  59,3 61,2 74,0 84,9 83,4 86,1
1) Ab 2020 Schätzwerte der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung.
Differenzen in den Summen sind rundungsbedingt.
Tabelle  3:     Entwicklung der Bevölkerung Deutschlands bis 2060 
1)
                           Variante: "relativ junge" Bevölkerung 
 - Geburtenhäufigkeit: leicht steigend, Lebenserwartung: Basisannahme, Wanderungssaldo: 200 000 -
31.12. des Jahres
Altenquotient mit Altersgrenze 60 Jahre
Altenquotient mit Altersgrenze 65 Jahre
Altenquotient mit Altersgrenze 67 Jahre
Art der Nachweisung
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2008 2020 2030 2040 2050 2060
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 79 963 77 382 73 868 69 353 64 041
2008 = 100....   100 97,5 94,4 90,1 84,6 78,1
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 13 355 12 170 10 757 9 473 8 518
%....  19,0 16,7 15,7 14,6 13,7 13,3
2008 = 100....   100 85,5 77,9 68,9 60,7 54,5
 
        20 bis unter 60 Jahre 1000....  45 426 41 755 35 963 33 503 30 050 27 105
%....  55,4 52,2 46,5 45,4 43,3 42,3
2008 = 100....   100 91,9 79,2 73,8 66,2 59,7
 
        60 Jahre und älter 1000....  20 958 24 853 29 248 29 609 29 830 28 418
%....  25,6 31,1 37,8 40,1 43,0 44,4
2008 = 100....   100 118,6 139,6 141,3 142,3 135,6
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 60-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  34,4 32,0 33,8 32,1 31,5 31,4
60-Jährige und Ältere..  46,1 59,5 81,3 88,4 99,3 104,8
zusammen ....  80,5 91,5 115,2 120,5 130,8 136,3
 
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 79 963 77 382 73 868 69 353 64 041
2008 = 100....   100 97,5 94,4 90,1 84,6 78,1
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 13 355 12 170 10 757 9 473 8 518
%....  19,0 16,7 15,7 14,6 13,7 13,3
2008 = 100....   100 85,5 77,9 68,9 60,7 54,5
 
        20 bis unter 65 Jahre 1000....  49 655 47 659 42 180 38 108 35 014 31 346
%....  60,6 59,6 54,5 51,6 50,5 48,9
2008 = 100....   100 96,0 84,9 76,7 70,5 63,1
 
        65 Jahre und älter 1000....  16 729 18 949 23 031 25 003 24 866 24 177
%....  20,4 23,7 29,8 33,8 35,9 37,8
2008 = 100....   100 113,3 137,7 149,5 148,6 144,5
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 65-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  31,5 28,0 28,9 28,2 27,1 27,2
65-Jährige und Ältere..  33,7 39,8 54,6 65,6 71,0 77,1
zusammen ....  65,1 67,8 83,5 93,8 98,1 104,3
 
Bevölkerungsstand              1000....  82 002 79 963 77 382 73 868 69 353 64 041
2008 = 100....   100 97,5 94,4 90,1 84,6 78,1
 
        unter 20 Jahre                   1000....  15 619 13 355 12 170 10 757 9 473 8 518
%....  19,0 16,7 15,7 14,6 13,7 13,3
2008 = 100....   100 85,5 77,9 68,9 60,7 54,5
 
        20 bis unter 67 Jahre 1000....  51 477 49 752 44 819 39 819 36 872 32 999
%....  62,8 62,2 57,9 53,9 53,2 51,5
2008 = 100....   100 96,6 87,1 77,4 71,6 64,1
 
        67 Jahre und älter 1000....  14 906 16 856 20 393 23 293 23 008 22 523
%....  18,2 21,1 26,4 31,5 33,2 35,2
2008 = 100....   100 113,1 136,8 156,3 154,4 151,1
Jugend-, Alten-, Gesamtquotient  
Auf 100 20- bis unter 67-Jährige kommen  
unter 20-Jährige..........  30,3 26,8 27,2 27,0 25,7 25,8
67-Jährige und Ältere..  29,0 33,9 45,5 58,5 62,4 68,3
zusammen ....  59,3 60,7 72,7 85,5 88,1 94,1
1) Ab 2020 Schätzwerte der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung.
Differenzen in den Summen sind rundungsbedingt.
Tabelle 4:     Entwicklung der Bevölkerung Deutschlands bis 2060 
1)
                           Variante: "relativ alte" Bevölkerung 
- Geburtenhäufigkeit: leicht fallend, Lebenserwartung: hoch, Wanderungssaldo: 100 000 -
31.12. des Jahres
Altenquotient mit Altersgrenze 60 Jahre
Altenquotient mit Altersgrenze 65 Jahre
Altenquotient mit Altersgrenze 67 Jahre
Art der Nachweisung
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Jahr 
1 000 2008 = 100 1 000 2008 = 100
2020 3 973 95,6 4 008 96,5
2030 3 619 87,1 3 754 90,4
2040 3 213 77,3 3 415 82,2
2050 3 042 73,2 3 281 79,0
2060 2 868 69,0 3 163 76,1
2020 2 648 88,1 2 661 88,5
2030 2 594 86,3 2 658 88,4
2040 2 272 75,6 2 399 79,8
2050 2 080 69,2 2 235 74,4
2060 2 000 66,5 2 185 72,7
2020 4 084 85,1 4 102 85,4
2030 4 013 83,6 4 076 84,9
2040 3 660 76,2 3 823 79,6
2050 3 254 67,8 3 484 72,6
2060 3 084 64,2 3 350 69,8
2020 2 919 79,8 2 937 80,3
2030 2 701 73,8 2 741 74,9
2040 2 647 72,4 2 738 74,9
2050 2 325 63,6 2 480 67,8
2060 2 134 58,3 2 316 63,3
2020 13 624 87,2 13 708 87,8
2030 12 927 82,8 13 229 84,7
2040 11 791 75,5 12 375 79,2
2050 10 701 68,5 11 480 73,5
2060 10 085 64,6 11 015 70,5
1) Annähernd konstante Geburtenhäufigkeit, Basisannahme zur Lebenserwartung, Wanderungssaldo 100 000 Personen/Jahr.
2) Annähernd konstante Geburtenhäufigkeit, Basisannahme zur Lebenserwartung, Wanderungssaldo 200 000 Personen/Jahr.
Differenzen in den Summen sind rundungsbedingt.
(jeweils 31.12.)
Tabelle 5:     Unter 20-Jährige nach Altersgruppen
- 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung -
Basis: 31.12.2008
"mittlere" Bevölkerung, Untergrenze ¹) "mittlere" Bevölkerung, Obergrenze ²)
Variante Variante
Insgesamt
unter 6-Jährige
6- bis unter 10-Jährige
10- bis unter 16-Jährige
16- bis unter 20-Jährige
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Jahr 
1 000 %³) 2008 = 100 1 000 %³) 2008 = 100
2020 8 549 17,9 86,5 8 699 18,1 88,0
2030 7 473 17,7 75,6 7 776 17,9 78,7
2040 7 188 18,8 72,7 7 559 18,7 76,5
2050 6 784 19,0 68,6 7 306 18,9 73,9
2060 6 059 18,6 61,3 6 711 18,5 67,9
2020 19 842 41,7 81,8 20 066 41,7 82,7
2030 18 932 44,9 78,0 19 714 45,4 81,3
2040 16 591 43,3 68,4 17 849 44,1 73,6
2050 15 260 42,7 62,9 16 738 43,2 69,0
2060 14 588 44,8 60,1 16 285 44,9 67,1
2020 19 245 40,4 124,1 19 298 40,2 124,4
2030 15 743 37,4 101,5 15 975 36,8 103,0
2040 14 549 38,0 93,8 15 087 37,3 97,3
2050 13 678 38,3 88,2 14 660 37,9 94,5
2060 11 944 36,6 77,0 13 233 36,5 85,3
2020 47 636 100 95,9 48 062 100 96,8
2030 42 149 100 84,9 43 465 100 87,5
2040 38 329 100 77,2 40 495 100 81,6
2050 35 722 100 71,9 38 704 100 77,9
2060 32 591 100 65,6 36 230 100 73,0
1) Annähernd konstante Geburtenhäufigkeit, Basisannahme zur Lebenserwartung, Wanderungssaldo 100 000 Personen/Jahr.
2) Annähernd konstante Geburtenhäufigkeit, Basisannahme zur Lebenserwartung, Wanderungssaldo 200 000 Personen/Jahr.
3) Anteil an der Bevölkerung im Erwerbsalter.
Differenzen in den Summen sind rundungsbedingt.
im Alter von 30 bis unter 50 Jahren
im Alter von 50 bis unter 65 Jahren
Insgesamt
(jeweils 31.12.)
Tabelle 6:     Bevölkerung im Erwerbsalter von 20 bis unter 65 Jahren
"mittlere" Bevölkerung, Untergrenze ¹) "mittlere" Bevölkerung, Obergrenze ²)
im Alter von 20 bis unter 30 Jahren
- 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung -
Basis: 31.12.2008
Variante Variante
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Jahr 
1 000 2008 = 100 1 000 2008 = 100
2020 12 646   99,8 12 656   99,9
2030 15 857   125,2 15 902   125,5
2040 15 600   123,1 15 754   124,4
2050 12 766   100,8 13 134   103,7
2060 12 925   102,0 13 651   107,8
2020 6 008   147,9 6 012   148,0
2030 6 417   158,0 6 429   158,3
2040 8 109   199,7 8 133   200,3
2050 10 223   251,7 10 291   253,4
2060 9 050   222,8 9 225   227,1
2020 18 654   111,5 18 668   111,6
2030 22 275   133,2 22 331   133,5
2040 23 709   141,7 23 887   142,8
2050 22 989   137,4 23 425   140,0
2060 21 975   131,4 22 876   136,7
1) Annähernd konstante Geburtenhäufigkeit, Basisannahme zur Lebenserwartung, Wanderungssaldo 100 000 Personen/Jahr.
2) Annähernd konstante Geburtenhäufigkeit, Basisannahme zur Lebenserwartung, Wanderungssaldo 200 000 Personen/Jahr.
Differenzen in den Summen sind rundungsbedingt.
(jeweils 31.12.)
 65- bis unter 80-Jährige
80-Jährige und Ältere
65-Jährige und Ältere insgesamt
Tabelle 7:     65- bis unter 80-Jährige sowie 80-Jährige und Ältere
- 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung -
Basis: 31.12.2008
"mittlere" Bevölkerung, Untergrenze ¹) "mittlere" Bevölkerung, Obergrenze ²)
Variante Variante
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Jahr 
1 000 2008 = 100 1 000 2008 = 100
2009 81 735 99,7 81 735 99,7
2010 81 545 99,4 81 545 99,4
2011 81 374 99,2 81 374 99,2
2012 81 212 99,0 81 232 99,1
2013 81 060 98,9 81 101 98,9
2014 80 920 98,7 80 982 98,8
2015 80 772 98,5 80 875 98,6
2016 80 616 98,3 80 781 98,5
2017 80 453 98,1 80 690 98,4
2018 80 282 97,9 80 603 98,3
2019 80 102 97,7 80 519 98,2
2020 79 914 97,5 80 437 98,1
2021 79 715 97,2 80 346 98,0
2022 79 503 97,0 80 244 97,9
2023 79 279 96,7 80 131 97,7
2024 79 041 96,4 80 007 97,6
2025 78 790 96,1 79 870 97,4
2026 78 526 95,8 79 722 97,2
2027 78 249 95,4 79 562 97,0
2028 77 959 95,1 79 392 96,8
2029 77 659 94,7 79 213 96,6
2030 77 350 94,3 79 025 96,4
2031 77 032 93,9 78 830 96,1
2032 76 706 93,5 78 627 95,9
2033 76 373 93,1 78 418 95,6
2034 76 033 92,7 78 203 95,4
2035 75 686 92,3 77 981 95,1
2036 75 331 91,9 77 753 94,8
2037 74 969 91,4 77 517 94,5
2038 74 598 91,0 77 273 94,2
2039 74 219 90,5 77 020 93,9
2040 73 829 90,0 76 757 93,6
2041 73 430 89,5 76 484 93,3
2042 73 020 89,0 76 201 92,9
2043 72 599 88,5 75 907 92,6
2044 72 169 88,0 75 604 92,2
2045 71 729 87,5 75 291 91,8
2046 71 280 86,9 74 969 91,4
2047 70 823 86,4 74 639 91,0
2048 70 359 85,8 74 301 90,6
2049 69 888 85,2 73 957 90,2
2050 69 412 84,6 73 608 89,8
2051 68 931 84,1 73 255 89,3
2052 68 448 83,5 72 899 88,9
2053 67 963 82,9 72 541 88,5
2054 67 478 82,3 72 183 88,0
2055 66 994 81,7 71 827 87,6
2056 66 513 81,1 71 473 87,2
2057 66 037 80,5 71 125 86,7
2058 65 567 80,0 70 782 86,3
2059 65 105 79,4 70 447 85,9
2060 64 651 78,8 70 120 85,5
1) Annähernd konstante Geburtenhäufigkeit, Basisannahme zur Lebenserwartung, Wanderungssaldo 100 000 Personen/Jahr.
2) Annähernd konstante Geburtenhäufigkeit, Basisannahme zur Lebenserwartung, Wanderungssaldo 200 000 Personen/Jahr.
(jeweils 31.12.)
"mittlere" Bevölkerung, Untergrenze ¹) "mittlere" Bevölkerung, Obergrenze ²)
Tabelle 8:     Entwicklung der Bevölkerung in Deutschland von 2009 bis 2060
Variante Variante
- 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung -
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Anhang CGlossar
Altenquotient
Der Altenquotient bildet das Verhältnis der Personen im Rentenalter (z. B. 65 Jahre und 
älter) zu 100 Personen im erwerbsfähigen Alter (z. B. von 20 bis unter 65 Jahren) ab.
Altersspezifische Geburtenziffer
Die GeburtenhäuÞ gkeit kann für jedes Alter der Frauen zwischen 15 und 49 Jahren 
ermittelt werden. Dabei werden die während eines Kalenderjahres geborenen Kinder 
von Müttern eines bestimmten Alters auf alle Frauen dieses Alters bezogen. Die so be-
rechneten altersspeziÞ schen Geburtenziffern zeigen, wie viele Kinder durchschnittlich 
von Frauen eines bestimmten Alters geboren werden.
Endgültige/Erreichte Kinderzahl
Die endgültige/erreichte Kinderzahl einer Frauenkohorte zeigt, wie viele Kinder die 
Frauen eines Geburtsjahrgangs im Laufe ihres Lebens durchschnittlich geboren ha-
ben. Für die Frauenjahrgänge, die ihr 50. Lebensjahr erreicht haben, wird diese auch 
als endgültige Kinderzahl bezeichnet. Diese Geburtenziffer wird hier als Summe der 
altersspeziÞ schen Geburtenziffern (Quelle: Geburtenstatistik) berechnet, die in den 
Jahren nachgewiesen wurden, in denen der entsprechende Jahrgang die Altersstufen 
von 15 bis 49 Jahren durchschritt. 
Jugendquotient
Der Jugendquotient bildet hier das Verhältnis der Personen im Alter von 0 bis 19 Jahren 
zu 100 Personen im erwerbsfähigen Alter (z. B. von 20 bis unter 65 Jahren) ab.
Geburtendefizit
Die Zahl der Geborenen ist geringer als die Zahl der Gestorbenen.
Generatives Verhalten
Das Verhalten der Bevölkerung, das auf die Zahl der Kinder Einß uss nimmt. Dieses 
äußert sich zum Beispiel im Zeitpunkt der Familiengründung, der Kinderzahl sowie im 
zeitlichen Abstand, der zwischen den Geburten liegt. 
Kinderlosigkeit
Der Anteil der Frauen ohne Kinder an den Frauen der entsprechenden Gruppe. Für die 
Frauen im Alter von 50 Jahren und älter, die in der Regel keine Kinder mehr bekom-
men, ist die Kinderlosigkeit endgültig. Für die jüngeren Altersgruppen kann sich der 
Kinderlosenanteil noch ändern und ist deshalb als Momentaufnahme zu verstehen. 
Kohorte
Eine Kohorte besteht aus Personen, die im gleichen Jahr geboren wurden.
Lebenserwartung
Die durchschnittliche Zahl von weiteren Jahren, die ein Mensch in einem bestimmten 
Alter nach den zum aktuellen Zeitpunkt geltenden Sterblichkeitsverhältnissen vor-
aussichtlich noch leben könnte. Sie wird mit Hilfe der Sterbetafel des Statistischen 
Bundesamtes ermittelt, in die die aktuellen Wahrscheinlichkeiten für die einzelnen 
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Altersjahre, im jeweiligen Alter zu sterben, eingehen. Es handelt sich um eine hypothe-
tische Kennziffer, da sich die Sterbeverhältnisse im Laufe des weiteren Lebens ändern 
können. Die Lebenserwartung wird untergliedert nach Geschlecht ausgewiesen. 
Es wird von der durchschnittlichen Lebenserwartung bei Geburt (also im Alter von 0 
Jahren) und von der ferneren Lebenserwartung, z.B. im Alter von 60 bzw. 65 Jahren 
gesprochen. Die Summe aus erreichtem Alter und fernerer Lebenserwartung bzw. die 
insgesamt zu erwartenden Lebensjahre erhöhen sich mit zunehmendem Alter. So hat 
heute ein einjähriges Kind eine höhere Lebenserwartung als ein gerade geborenes, 
weil es die Risiken, in den ersten Monaten seines Lebens zu sterben, überwunden hat. 
Damit hat es höhere Chancen, auch die weiteren Lebensalter zu erreichen.
Natürliche Bevölkerungsbilanz
Saldo der Geborenen und Gestorbenen.
Sockelwanderung
Sockelwanderung setzt eine bestimmte Zahl an Fortzügen ins Ausland voraus. Für ei-
nen ausgeglichenen bzw. positiven Wanderungssaldo wird folglich die gleiche bzw. 
eine höhere Zahl an Zuzügen benötigt. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass nach Deutschland zuziehende Ausländerinnen und Ausländer jünger sind als die 
fortziehenden und sich auch bei einem ausgeglichenen Saldo ein gewisser „Verjün-
gungseffekt“ ergibt.
Sterblichkeit
Sterblichkeit ist eine der beiden Hauptbestandteile der natürlichen Bevölkerungsbe-
wegung. Unter Sterblichkeit wird hier die Zahl der Sterbefälle während eines Zeitraums 
bezogen auf die Bevölkerung verstanden. Dabei können die Sterbefälle insgesamt 
oder untergliedert nach Alter oder Geschlecht im Verhältnis zur jeweiligen Bevölke-
rungsgruppe betrachtet werden.
Wanderungssaldo
Die Differenz zwischen den Zuzügen nach Deutschland und den Fortzügen ins Aus-
land.
Wanderungsüberschuss
Wanderungsüberschuss (ein positiver Wanderungssaldo, Nettozuwanderung) ent-
steht, wenn die Zuzüge die Fortzüge zahlenmäßig überwiegen.
Zusammengefasste Geburtenziffer
Die zusammengefasste Geburtenziffer gibt die durchschnittliche Kinderzahl an, die 
eine Frau im Laufe ihres Lebens hätte, wenn die Verhältnisse des betrachteten Jahres 
von ihrem 15. bis zu ihrem 49. Lebensjahr gelten würden. Diese Kennziffer hat einen 
hypothetischen Charakter, da sie die GeburtenhäuÞ gkeit nicht einer konkreten, son-
dern einer modellierten Frauengeneration abbildet. Ihr Vorteil besteht jedoch darin, 
dass sie zeitnah verfügbar ist und das Geburtenniveau unabhängig von der jeweiligen 
Altersstruktur der Bevölkerung misst. Sie wird berechnet, indem die altersspeziÞ schen 
GeburtenhäuÞ gkeiten des beobachteten Jahres für die Frauen im Alter von 15 bis 49 
Jahren addiert werden. 
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Animierte Alterspyramide im Internet 
Mit unseren animierten Bevölkerungspyramiden können Sie sich komplexe Zusammen-
hänge der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung interaktiv darstellen las-
sen. Die Bevölkerungsentwicklung kann von 1950 bis heute sowie für die kommenden 
fünf Jahrzehnte nachvollzogen werden. Die Zukunftsszenarien nach vier ausgewählten 
Varianten der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung können – unter Be-
rücksichtigung der getroffenen Annahmen – untereinander verglichen werden. 
Die interaktive Bevölkerungspyramide bietet neben der animierten Darstellung eine 
Fülle an statistischen Informationen:
 - Anzahl der Frauen und Männer nach einzelnen Jahrgängen 
 - Stärke der selbst gewählten Altersgruppen in Millionen Personen und in Pro-
zent
 - Altenquotient:  Zahl der Personen im Rentenalter pro 100 Personen im 
Erwerbsalter.
Sowohl der Zeitraum als auch die Aufteilung nach Altersgruppen können gezielt ge-
steuert werden.
Die Darstellung ist in Deutsch, Englisch, Französisch und Russisch abrufbar.
www.destatis.de/bevoelkerungspyramide
Anhang D
Informationen zum Thema Bevölkerung Deutschlands
Weitere umfangreiche Informationen zum Thema Bevölkerung Deutschlands ﬁnden Sie
in unserem Internetangebot: www.destatis.de -> Bevölkerung 
Bei Fragen zum Inhalt der Broschüre oder zum Thema Bevölkerung Deutschlands   
wenden Sie sich bitte an:
Telefon: +49 (0) 611 / 75 48 66
Telefax: +49 (0) 611 / 75 30 69 
E-Mail: demograﬁe@destatis.de
Unser Presseservice
>> Die Pressestelle des Statistischen Bundesamtes veröffentlicht die neuesten statistischen  
 Ergebnisse in jährlich rund 550 Pressemitteilungen. Über unseren Presseverteiler können Sie  
 sich diese per Mail schicken lassen.
>> Für Ihre Planung können Sie unseren Wochenkalender mit Vorschau auf die Pressemitteilungen  
 der Folgewoche nutzen, außerdem bieten wir einen Jahresveröffentlichungskalender mit den  
 wichtigsten Wirtschaftsindikatoren.
>> Zu den wichtigen Themen veranstalten wir Pressekonferenzen und stellen direkt im Anschluss  
 umfassende Materialien im Internet zur Verfügung.
>> Ihre Anfragen werden schnellstmöglich beantwortet oder an die jeweiligen Experten  
 weitergeleitet. Für Interviews vermitteln wir Ihnen fachkundige Gesprächspartner.
>> Abonnieren Sie unseren Newsletter: Entweder für alle Presseveröffentlichungen des  
 Statistischen Bundesamtes oder zu bestimmten Themenbereichen.
Im Internet ﬁnden Sie Ansprechpartner, aktuelle Meldungen und ein Archiv, in dem Sie nach 
Thema oder Veröffentlichungsdatum recherchieren können. Gerne helfen wir Ihnen auch per Mail, 
Telefon oder Fax weiter.
www.destatis.de (Bereich Presse) 
presse@destatis.de
Telefon: +49 (0) 611 / 75 34 44 (montags bis donnerstags von 8 bis 17, freitags von 8 bis 15 Uhr)
Telefax: +49 (0) 611 / 75 39 76
Allgemeine Informationen
über das Statistische Bundesamt und sein Datenangebot erhalten Sie im Internet unter  
www.destatis.de oder über unseren Informationsservice:
www.destatis.de/kontakt
Telefon: +49 (0) 611 / 75 24 05
Telefax: +49 (0) 611 / 75 33 30
Publikationen online
über unseren Publikationsservice: www.destatis.de/publikationen 
über unsere Datenbank GENESIS-Online: www.destatis.de/genesis
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7Die demographischen Veränderungen in unserer Gesellschaft beschränken sich
nicht auf rückläufige Geburtenraten und ein Schrumpfen der Gesamtbevölkerung.
Vielmehr sind schon heute Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und innerhalb der
Mitarbeiterschaft von Unternehmen und Verwaltungen zu beobachten. Diese Aus-
wirkungen werden sich in den nächsten Jahren und Jahrzehnten verschärfen.
Die Zahl der nachrückenden Fachkräfte verringert sich zunehmend, das Durch-
schnittsalter der Mitarbeiter steigt beständig an.
Die vorliegende Studie »Demographieorientierte Personalpolitik in der öffentlichen
Verwaltung« wurde von der Prognos AG im Auftrag der Robert Bosch Stiftung
erstellt. Sie erscheint als zweite Studie in der Reihe »Alter und Demographie«.
Sie zeigt auf, dass auch in der öffentlichen Verwaltung die bereits eingetretenen und
noch zu erwartenden Veränderungen in der Mitarbeiterschaft vielfach erkannt und
teilweise Maßnahmen zur Minderung negativer Auswirkungen eingeleitet wurden.
Die Studie stellt unter anderem Best Practice Beispiele aus den Verwaltungen des
Bundes, der Länder und von Kommunen vor.
Angesichts von derzeit etwa 4,6 Millionen Mitarbeitern in der öffentlichen Verwal-
tung können diese Ansätze bisher jedoch nur ein Tropfen auf den heißen Stein sein.
Damit die öffentliche Verwaltung flächendeckend den Herausforderungen offensiv
begegnen kann, ist – so die Studie – nicht weniger erforderlich als ein »Paradigmen-
wechsel von einer passiven Personalverwaltung hin zu einem aktiven Management
der Ressource Personal«. Diese umfassende Neuausrichtung muss in verschiedenen
Feldern passieren: ausgehend von strategischem Management, Dienstrecht und der
Frage der Vergütung über Personalmarketing, Arbeitsorganisation und Gesundheits-
management bis hin zu Personalentwicklung und –führung. Wenn die Vielzahl der
Ansatzpunkte und erprobter Instrumente sinnvoll in eine Gesamtstrategie ein-
fließen, so die Experten von Prognos, wird die öffentliche Verwaltung gut aufgestellt
sein, um weiterhin ihre Aufgaben erfüllen und qualifizierte Arbeitskräfte für die
Zukunft gewinnen zu können. Wir würden es begrüßen, wenn die Studie den Aus-
gangspunkt einer Diskussion über notwendige zukunftsorientierte Entscheidungen
in der Personalpolitik der öffentlichen Verwaltung bilden würde.
Robert Bosch Stiftung
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Die deutsche Bevölkerung schrumpft und altert. Diese Entwicklungen schlagen sich
sowohl in einer Abnahme der absoluten Bevölkerungszahl nieder als auch in einem
Wandel der Altersstruktur. Die demographische Entwicklung hat Folgen für nahezu
alle Lebensbereiche. Das Personalmanagement öffentlicher und privater Arbeit-
geber wird bereits mittelfristig mit spürbaren Veränderungen konfrontiert werden:
Bis zum Jahr 2030 wird das Erwerbspersonenpotential1 um 3,5 Millionen bzw. um
8 % sinken. Gravierender jedoch ist, dass der Rückgang des Erwerbspersonenpoten-
tials dabei ausschließlich die Altersgruppe der unter 55-Jährigen betrifft: Hier ist
insgesamt eine Reduzierung um 6,3 Millionen Personen zu erwarten.
Abbildung 1 | Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials nach
Altersgruppen 2004 – 2030
Quelle: Prognos AG, Deutschland Report 2030
Arbeitgeber müssen sich in der Konsequenz darauf einstellen, dass die Gruppe der
über 55-Jährigen künftig einen wesentlichen Teil der Belegschaften bildet. Die Leis-
tungsfähigkeit von Unternehmen und Behörden wird deutlich stärker als bisher von
der Motivation und Arbeitsfähigkeit ihrer älteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter2
abhängen. Gleichzeitig wird es künftig infolge des demographischen Wandels und
des Fachkräftemangels deutlich schwieriger, junge Arbeitskräfte zu rekrutieren.
Infolgedessen wird auch der Wettbewerb um qualifizierte Kräfte in allen Altersklas-
sen zunehmen.
Trotz dieser absehbaren Entwicklungen sind sowohl private als auch öffentliche
Arbeitgeber in Deutschland bislang nur unzureichend auf die Alterung ihrer Beleg-
schaften und die Verknappung des Erwerbspersonenpotentials vorbereitet.3 Gerade
die Personalpolitik öffentlicher Arbeitgeber wird derzeit noch von Haushaltskür-
1 Die Bevölkerungsgruppe im erwerbsfähigen Alter, die arbeitet, aktiv Arbeit sucht oder der »Stillen
Reserve« zuzuordnen ist, d.h. unter geeigneten Bedingungen eine Arbeit aufnehmen könnte.
2 Im weiteren Verlauf wird aus Gründen der Lesbarkeit zumeist nur die männliche Form von Personenbe-
zeichnungen verwendet: Gemeint sind aber natürlich immer beide Geschlechter.
3 Vgl. Bellmann/Kistler/Wahse (2007)
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zungen und Personalabbau dominiert. Häufig fehlen den Verantwortlichen verläss-
liche Datengrundlagen hinsichtlich der Altersstrukturentwicklung ihrer Behörde,
welche ein Bewusstsein für den Handlungsdruck schaffen könnten. In vielen Fällen
mangelt es aber auch an geeigneten Personalmanagementkonzepten, mit denen
frühzeitig auf die Folgen des demographischen Wandels reagiert werden kann.
Die geeigneten Konzepte bzw. personalpolitischen Instrumente sind – genauso wie
die aktuelle Altersstruktur des Personals – in der Privatwirtschaft und im öffentli-
chen Dienst aufgrund struktureller Besonderheiten der beiden Sektoren sehr unter-
schiedlich. Die vorliegende Studie widmet sich speziell den Auswirkungen des
demographischen Wandels auf den öffentlichen Sektor. Dabei werden insbesondere
die Folgen für die Personalstruktur und das Personalmanagement öffentlicher
Arbeitgeber unter folgenden Fragestellungen detailliert untersucht:
:: Personalstruktur: Wie stellt sich die momentane Altersstruktur des Personals im
öffentlichen Dienst dar? Gibt es Unterschiede hinsichtlich der Altersstruktur des
Personals zwischen Regionen, Verwaltungsebenen, Hierarchieebenen oder
Beschäftigtengruppen?
:: Determinanten des Personalbedarfs und –angebots: Welche Determinanten des
zukünftigen Personalbedarfs und -angebots sind zu berücksichtigen? Welche
allgemeinen gesellschaftlichen Entwicklungen muss die öffentliche Verwaltung mit
Blick auf das Personal der Zukunft berücksichtigen?
:: Personalmanagement: Wie können öffentliche Arbeitgeber unter Berücksichti-
gung der personalpolitischen Besonderheiten des öffentlichen Dienstes rechtzeitig
auf die Herausforderungen des demographischen Wandels reagieren?
Mit Hilfe einer differenzierten Altersstrukturanalyse auf Bundes-, Landes- und
kommunaler Ebene wird zunächst die aktuelle Situation im öffentlichen Dienst
untersucht. Ziel ist es, den Handlungsbedarf deutlich zu machen und Besonder-
heiten der unterschiedlichen Verwaltungsebenen zu identifizieren. Vorab sei bereits
gesagt: Die Ergebnisse der Altersstrukturanalyse bestätigen für alle Ebenen die
vermutete alterszentrierte Personalstruktur – überwiegend ist die Altersklasse der
45- bis 54-Jährigen am stärksten besetzt, während die Altersgruppe der Nach-
wuchskräfte bis 35 Jahre in den letzten 20 Jahren um mehr als 50 % geschrumpft
ist.
Diese Ausgangssituation wird in absehbarer Zeit aufgrund von Ruhestandseintritten
und unter Berücksichtigung des sich bereits abzeichnenden Nachwuchsmangels
mit besonderen Herausforderungen für die öffentlichen Arbeitgeber einhergehen.
Älter werdende Belegschaften und wachsender Neueinstellungsbedarf stellen das
Personalmanagement vor neue Fragen, auf die kurzfristig Antworten gefunden wer-
den müssen, darunter:
:: Wie kann mit zukünftigen Verrentungswellen umgegangen werden?
:: Wie kann ein Wissenstransfer zwischen jüngeren und älteren Mitarbeitern
gewährleistet werden?
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:: Wie kann die Arbeitsfähigkeit der Mitarbeiter erhalten oder sogar gesteigert
werden?
:: Wie sehen die Rekrutierungsstrategien der Zukunft aus?
Die vorliegende Studie stellt hierzu personalpolitische Instrumente vor, die für
den Einsatz in öffentlichen Verwaltungen geeignet sind. In einem kritischen Ver-
gleich mit der Privatwirtschaft wird außerdem auf die Besonderheiten eingegangen,
die den Einsatz einer demographiefesten Personalpolitik im öffentlichen Sektor
bestimmen. Dabei werden viele Konzepte anhand von »Beispielen guter Praxis« aus
Verwaltungen in Deutschland vorgestellt, die auf dem Weg zu einer demographie-
festen Personalpolitik bereits mit einer strategischen Neuausrichtung ihres
Personalmanagements begonnen haben oder schon erfolgreich wichtige Maßnah-
men umsetzen.
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Der öffentliche Dienst ist mit rund 4,58 Mio. Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
Deutschlands größter Arbeitgeber.4 Dennoch sind die Folgen der demographischen
Entwicklungen für die Personalpolitik des öffentlichen Sektors bislang kaum
erforscht. Bisherige Studien konzentrieren sich auf bestimmte Ebenen oder aus-
gewählte Bereiche des öffentlichen Dienstes. Mit der vorliegenden Altersstruktur-
analyse wird erstmalig eine umfassende Bestandsaufnahme der Altersstrukturen der
Belegschaften im öffentlichen Dienst durchgeführt.
Der öffentliche Sektor setzt sich zusammen aus unmittelbarem und mittelbarem5
öffentlichen Dienst. Die hier durchgeführte Altersstrukturanalyse untersucht aus-
gewählte Bereiche des unmittelbaren öffentlichen Dienstes, in dem rund 3,8 Mio.
bzw. 83 % der Mitarbeiter des gesamten öffentlichen Sektors beschäftigt sind.
Dabei sind über die Hälfte der Mitarbeiter6 im unmittelbaren öffentlichen Dienst
Mitarbeiter der Länder, rund ein Drittel Mitarbeiter der Gemeinden/Gemeinde-
verbände und ca. 10 % Mitarbeiter des Bundes.7
2.1 Bund, Länder und Kommunen – Altersstrukturen im Vergleich
Um ein differenziertes Bild der Altersstruktur des öffentlichen Dienstes zu erhalten,
wird eine Analyse der derzeitigen Alterszusammensetzung auf den einzelnen Ver-
waltungsebenen durchgeführt. Die Analyse konzentriert sich dabei auf Bundes- und
Landesebene auf die Ministerialverwaltungen und auf der Landesebene zusätzlich
auf die Aufgabenbereiche Polizei und Schule. Außerdem werden die kommunalen
Ebenen Landkreise, kreisfreie Städte und kreisangehörige Gemeinden separat
untersucht.8
2.1.1 Bundesebene
Rund 10 % der Mitarbeiter im unmittelbaren öffentlichen Dienst, d. h. 477.000 Mit-
arbeiter, waren zum 30.06.2006 in der Bundesverwaltung beschäftigt.
Die Bundesverwaltung hat aufgrund politischer Vorgaben in den vergangenen
15 Jahren rund 25 % ihrer Beschäftigten abgebaut.9 Wie auf allen anderen Ebenen
auch, ging der Personalabbau auf Bundesebene zulasten von Mitarbeitern mit
Arbeitnehmerstatus (–42 %)10, während der Anteil der Beamten in den vergangenen
4 Sofern nicht anders angegeben, entstammen die im Folgenden aufgeführten Daten Sonderauswertungen
des Statistischen Bundesamtes auf Grundlage der Personalstandsstatistik 2006 (Fachserie 14, Reihe 6).
5 Zum mittelbaren öffentlichen Dienst zählen Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform, die unter
der Rechtsaufsicht des Bundes, der Länder oder der Gemeinden/Gemeindeverbände stehen, so z.B. die
Bundesagentur für Arbeit, die Deutsche Bundesbank und die Sozialversicherungsträger.
6 Im weiteren Verlauf der Studie umfasst die Bezeichnung »Mitarbeiter« sowohl die Beamten als auch die
tarifrechtlichen Beschäftigten im öffentlichen Dienst. Die Bezeichnung der öffentlichen Verwaltung als
»Arbeitgeber« zielt sowohl auf den Staat als Dienstherr als auch als Arbeitgeber.
7 Nicht berücksichtigt sind hier Beschäftigte in Zweckverbänden und Bundeseisenbahnvermögen, welche
zusammen weniger als 3% der im unmittelbaren öffentlichen Dienst Beschäftigten darstellen.
8 Aufgrund des Vorlaufs bis zur Veröffentlichung der Daten in der Personalstandsstatistik des Statistischen
Bundesamtes wurden die aktuellsten verfügbaren Daten zum Stichtag 30.06.2006 erhoben. Die folgenden
Sonderauswertungen beziehen sich also auf diesen Stichtag.
9 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006a); eigene Berechnungen.
10 Ohne Berücksichtigung der Berufs- und Zeitsoldaten, welche fast 40% aller Mitarbeiter auf Bundes-
ebene stellen, entspricht das Verhältnis zwischen Beamten und Beschäftigten ungefähr dem des
gesamten unmittelbaren öffentlichen Dienstes. So haben auf Bundesebene 45% der Beschäftigten
Beamtenstatus und 55% der Beschäftigten besitzen Arbeitnehmerstatus.
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15 Jahren sogar um 14 % gestiegen ist.11 Nach wie vor gilt im Bereich der Bundes-
verwaltung das 1998 im Regierungsprogramm »Moderner Staat – Moderne Verwal-
tung« festgelegte Ziel, durch die Haushaltsgesetze p.a. 1,5 % an Planstellen einzu-
sparen. Dieser Personalabbau wird weiterhin größtenteils über Nicht-Neubesetzung
von freiwerdenden Stellen realisiert.
Dieser vergangene und sich fortsetzende Personalabbau spiegelt sich heute in der
Altersstruktur der Bundesverwaltung12 deutlich wider. Der Anteil der Nachwuchs-
kräfte ist sehr gering und wird weiter schrumpfen: 2005 bildete die Altersgruppe
der 43-Jährigen die größte Alterskohorte in der Bundesverwaltung, 2020 werden es
entsprechend die 58-Jährigen sein13. Bereits heute ist mehr als ein Drittel der Mitar-
beiter beim Bund über 50 Jahre alt, bis 2020 wird ihr Anteil auf 42 % steigen14.
Abbildung 2 | Altersstruktur Bundesverwaltung gesamt und politische Führung
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Die Analyse im Bereich Politische Führung und Zentrale Verwaltung, d. h. in den
Ministerialverwaltungen des Bundes, zeigt eine ähnliche Altersstruktur des Perso-
nals15, wie sie auch in der gesamten Bundesverwaltung wiederzufinden ist. Unter
den 24.270 Mitarbeitern der Ministerialverwaltung des Bundes ist die Altersgruppe
der 45- bis 54-Jährigen mit 35 % am stärksten vertreten. Demgegenüber finden sich
11 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006a); eigene Berechnungen.
12 In die Analyse einbezogen sind die Aufgabenbereiche Öffentliche Sicherheit und Ordnung, Finanzver-
waltung sowie Politische Führung und Zentrale Verwaltung. Die Bereiche Verteidigung und Auswärtiger
Dienst bleiben bei dieser Betrachtung ausgeblendet, da dort zwar rund 70% der Beschäftigten des All-
gemeinen Dienstes auf Bundesebene angesiedelt sind, beide Bereiche aber über sehr spezifische, nicht
repräsentative Altersstrukturen verfügen.
13 Vgl. Micheel/Ette/Scharein (2007)
14 Vgl. Hahlen (2007)
15 Um Verzerrungen aufgrund von Teilzeitbeschäftigung zu vermeiden (unter den 55- bis unter 65-Jährigen
befindet sich beispielsweise mehr als jede/-r vierte Beschäftigte in Altersteilzeit), werden die Beschäf-
tigten im Folgenden, sofern nicht anders angegeben, immer in Vollzeitäquivalenten angeführt. Dement-
sprechend wird in diesem Fall von »Personal« gesprochen.
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in der Altersgruppe der 25- bis 34-Jährigen lediglich 10 % des Personals wieder,
d. h., zwischen den beiden Altersgruppen besteht ein Verhältnis von 3,5:1 hinsicht-
lich der Personalstärke. Im Vergleich zur Altersstruktur der gesamten Bundes-
verwaltung (ohne Verteidigung und Auswärtige Angelegenheiten) ist der Aufgaben-
bereich Politische Führung damit etwas älter. Der in der gesamten Bundesverwal-
tung auffällig hohe Anteil der unter 35-Jährigen (24 %), der sogar den Anteil der
55-Jährigen und älter (15 %) übersteigt, ist jedoch vor allem durch den Bereich
Öffentliche Sicherheit und Ordnung (v. a. Bundesgrenzschutz) zu erklären, welcher
traditionell eine vergleichsweise junge Altersstruktur besitzt. So sind im Bereich
Öffentliche Sicherheit und Ordnung nur 35 % des Personals 45 Jahre und älter,
während es in der gesamten Bundesverwaltung 45 % sind. Gleichzeitig liegt der
Anteil des Personals, das jünger als 35 Jahre ist, um 8 % über dem durchschnittli-
chen Anteil dieser Altersgruppe am gesamten Personal im unmittelbaren Dienst auf
Bundesebene.
Im Bereich der Politischen Führung, d. h. der Ministerialverwaltung des Bundes,
liegt der Anteil des Personals mit einem Alter von 55 Jahren und älter bei 21 %
(vgl. Abbildung 2). Unter Berücksichtigung des durchschnittlichen Renteneintritts-
alters im Bund von 63 Jahren16 wird in den kommenden acht Jahren ein Fünftel
des Personals in den Ministerialverwaltungen des Bundes in den Ruhestand gehen.
Innerhalb der kommenden 18 Jahre wird es sogar über die Hälfte des Personals
sein.
2.1.2 Landesebene
Die Landesebene ist unter den Verwaltungsebenen mit einem Anteil von über 50 %
der Mitarbeiter des unmittelbaren öffentlichen Dienstes diejenige mit dem größten
Personalbestand. Im Jahr 2006 waren in der Landesverwaltung 2,1 Mio. Personen
beschäftigt.17 Auf Landesebene findet sich zudem ein vergleichsweise großer Anteil
von Beamten, die rund 62 % der Beschäftigten ausmachen.18 Der größte Anteil der
Mitarbeiter (über 50 %) ist im Bildungsbereich (in erster Linie Schulbereich)
beschäftigt und damit in einem betont demographie-sensitiven Bereich tätig.19
16 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007b) ohne Berufssoldaten und Berufssoldatinnen
17 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007a)
18 Ebenda
19 Vgl. Seitz (2004)
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Abbildung 3 | Verteilung der Mitarbeiter der Landesverwaltung nach
Aufgabenbereichen
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Mehr als ein Drittel der Landesmitarbeiter (d. h. 736.728 Personen) ist im Aufgaben-
bereich Allgemeine Dienste und dort überwiegend im Bereich Öffentliche Sicherheit
und Ordnung, d. h. im Polizeidienst, tätig.20 Die Bereiche Rechtsschutz und Finanz-
verwaltung beschäftigen zusammen knapp die Hälfte der Mitarbeiter der Allgemei-
nen Dienste, weitere 17 % bzw. 125.325 Mitarbeiter sind im Bereich Politische
Führung und Zentrale Verwaltung tätig, der im Folgenden einen Untersuchungs-
schwerpunkt bildet. Neben dem Aufgabenbereich Politische Führung (Ministerial-
verwaltung) werden mit Polizei und Schule zwei weitere wichtige Bereiche des
öffentlichen Dienstes auf Landesebene näher untersucht. Diese umfassen zusammen
mehr als 50 % aller Landesmitarbeiter und geben somit bereits ein klares Bild der
Altersstruktur des öffentlichen Dienstes auf Landesebene wieder.
2.1.2.1 Ministerialverwaltung
Die Altersverteilung im Bereich der Politischen Führung auf Landesebene ähnelt
der Altersstruktur der Ministerialverwaltung auf Bundesebene. Insgesamt fällt auch
hier die starke Besetzung der Altersgruppen ab 45 Jahre auf, die einen Anteil von
fast 60 % am gesamten Personal ausmachen. Die Altersklasse der 45- bis 54-Jährigen
ist in allen Hierarchieebenen sowohl in den westdeutschen als auch den ostdeut-
schen Ländern am stärksten vertreten (vgl. Abbildung 4).21 Die Altersgruppe der
55-Jährigen und älter stellt weitere 25 % (westdeutsche Länder) bzw. 19 % (ostdeut-
sche Länder) des Personals. Zum Vergleich: Insgesamt liegt der Anteil der Erwerbs-
20 Vergleichbar der Bundesebene zählen hierzu die Bereiche Politische Führung (= Ministerialverwaltung)
und Zentrale Verwaltung, Auswärtige Angelegenheiten, Verteidigung, Öffentliche Sicherheit und Ordnung,
Rechtsschutz und Finanzverwaltung.
21 Eine Ausnahme stellt hier die Laufbahngruppe des mittleren und einfachen Dienstes in Ostdeutschland
dar: Hier weist die Altersklasse der 35- bis 45-Jährigen ebenso viel Personal auf, wie die Altersklasse der
45- bis 55-Jährigen.
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tätigen in dieser Altersklasse an allen Erwerbstätigen in Deutschland bei 14 %.22
Berücksichtigt man, dass das durchschnittliche Renteneintrittsalter im öffentlichen
Dienst auf Landesebene bei 62 Jahren liegt23, so werden innerhalb der kommenden
17 Jahre 61 % des Personals in den westdeutschen Landesministerialverwaltungen
und 54 % des Personals in den ostdeutschen Landesministerialverwaltungen aus-
scheiden. Demgegenüber ist die Altersgruppe der unter 35-Jährigen in den Ministe-
rialverwaltungen der Länder mit nur 11 % (westdeutsche Länder) bzw. 15 % (ost-
deutsche Länder) deutlich geringer besetzt und weist damit auf Nachwuchslücken
hin. Es wird also sowohl in den westdeutschen als auch in den ostdeutschen Minis-
terialverwaltungen der Länder mit der spärlichen Besetzung der Altersklassen der
unter 35-Jährigen an Nachwuchskräften fehlen, wenn die Alterskohorte der
35–44-Jährigen auf die Stellen der heute über 45-Jährigen nachrückt. Bei näherer
Analyse wird eine weitere Herausforderung deutlich, denn es zeigt sich, dass insbe-
sondere die Altersstruktur der Führungsebene eine deutliche Alterung aufweist
(hier liegt der Anteil der 45-Jährigen und älter bei fast 70 %).
Abbildung 4 | Altersverteilung in den Ministerialverwaltungen der Länder nach
Hierarchieebenen
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Die Ministerien werden aber nicht nur älter, sie werden auch weiblicher. Hinzu
kommen auf Landesebene erkennbare Unterschiede zwischen den ostdeutschen
und den westdeutschen Ministerialverwaltungen. Insgesamt weisen die ostdeut-
schen Ministerialverwaltungen eine etwas jüngere Personalstruktur auf, d. h., die
aus der älteren Personalstruktur resultierenden Probleme werden auf die ostdeut-
schen Ministerialverwaltungen etwas später zukommen.
22 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007c); eigene Berechnungen.
23 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007b)
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Auf der Ebene der Aufgabenbereiche gibt es jedoch erhebliche Unterschiede. Die
Altersstrukturen der Bereiche Politische Führung, Schule und Polizei unterscheiden
sich deutlich. Im Vergleich zum Landesdurchschnitt ist der Anteil der jüngeren Mit-
arbeiter im Aufgabenbereich Politische Führung unterdurchschnittlich. Der Anteil
der Altersgruppen ab 35 Jahre liegt hingegen jeweils über der durchschnittlichen
Altersstruktur des gesamten Personals im Landesbereich (vgl. Abbildung 5).
Abbildung 5 | Altersstruktur ausgewählter Bereiche im Vergleich zur gesamten
Landesverwaltung
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Insbesondere in den Schulen (vgl. Kapitel 2.1.2.3) sind die jüngeren Altersgruppen
im Vergleich zur Altersstruktur der gesamten Landesverwaltung deutlich unter-
durchschnittlich vertreten, wohingegen ab der Altersklasse 45 bis unter 55 Jahren
in den Schulen erheblich mehr Personal vertreten ist als im Landesdurchschnitt. Im
Aufgabenbereich Polizei (vgl. Kapitel 2.1.2.2) bietet sich ein anderes Bild: Hier sind
die jüngeren Altersklassen infolge eines früheren Berufseintritts stark besetzt, wäh-
rend die älteren Altersklassen aufgrund der besonderen körperlichen Anforderun-
gen des Polizeiberufs unterdurchschnittlich vertreten sind.
2.1.2.2 Aufgabenbereich Polizei
Die Polizei ist bereits aufgrund ihrer besonderen Anforderungen an das Personal
(körperliche Fitness, Schichtdienst, psychische Belastungen etc.) auf eine ausgegli-
chene Altersstruktur des Personals mit einem ausreichenden Anteil junger Mitarbei-
ter angewiesen.
Diese Anforderungen schlagen sich entsprechend in der Altersstruktur nieder: Im
Vergleich zu anderen Bereichen des öffentlichen Dienstes ist der Anteil der unter
35-Jährigen vergleichsweise hoch (28 % in den westdeutschen Ländern, 22 % in den
ostdeutschen Ländern). Bei der Interpretation dieser Zahlen müssen jedoch einige
Besonderheiten des Polizeidienstes beachtet werden: Zum einen sind, wie bereits
erwähnt, die besonderen physischen und psychischen Anforderungen an das Perso-
Politische Führung Polizei Schulen
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nal zu nennen, welche sich auch in der Festlegung besonderer Regelaltersgrenzen24
im Polizeivollzugsdienst niederschlagen, zum anderen auch der hohe Anteil des
Personals der Laufbahngruppen des mittleren und einfachen Dienstes. Durch die
kürzeren Ausbildungszeiten dieser Laufbahngruppe tritt das Personal bereits
in einem jüngeren Alter in den Dienst ein und trägt so zur Verjüngung der Alters-
struktur bei.
Trotz der vergleichsweise jungen Struktur hat sich jedoch auch im Aufgabenbereich
Polizei die Altersstruktur seit 1998 verschoben. Der Anteil der Mitarbeiter im Alter
zwischen 45 und 54 Jahren ist stark angestiegen, während der Anteil der unter
35-Jährigen zurückgegangen ist.25 Sowohl in den ostdeutschen als auch in den west-
deutschen Ländern sind jeweils gut 40 % des Personals 45 Jahre und älter. Die Poli-
zei in den neuen Ländern ist im Durchschnitt leicht älter als in den alten Ländern.
Abbildung 6 | Altersverteilung im Aufgabenbereich Polizei
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Die Altersklasse der 55-Jährigen und älter ist zwar im Vergleich zu anderen Berei-
chen des öffentlichen Dienstes sehr schwach vertreten. Dies liegt jedoch in der
besonderen Altersgrenze von 60 Jahren im Polizeivollzugsdienst begründet, welche
auch zu einem entsprechend niedrigen durchschnittlichen Renteneintrittsalter von
58 Jahren führt.26
Trotz einer kontinuierlichen Rekrutierung in der Vergangenheit haben schon heute
einige Länder Nachwuchsprobleme im Polizeibereich. So wollte das Land Nord-
rhein-Westfalen, angetrieben von der Erkenntnis, dass die Polizei aufgrund einer
strukturellen Alterung dringend junge Leute braucht, im September 2007 mit der
24 Im Polizeivollzugsdienst gilt eine vorgezogene Regelaltersgrenze von 60 Jahren.
25 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007d)
26 Ebenda
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Ausbildung von 1.100 neuen Polizisten beginnen. Die Nachfrage qualifizierter
Bewerber auf diese Ausbildungsoffensive war jedoch verhalten. 27
2.1.2.3 Aufgabenbereich Schule
Bei den Mitarbeitern im Schulbereich der Länder hat der Anteil der 55-Jährigen und
älter seit 1998 stark zugenommen, der Anteil der Altersgruppe 35 bis unter 55
Jahre ist dagegen geringer geworden. Konstant geblieben ist der Anteil der 25- bis
unter 35-jährigen Mitarbeiter.28
Abbildung 7 | Altersverteilung im Aufgabenbereich Schule
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Zwar kann allgemein für alle Länder von einer deutlichen Alterung des Personals im
Aufgabenbereich Schule gesprochen werden, es gibt hier jedoch markante Unter-
schiede zwischen Ost- und Westdeutschland (siehe auch Kapitel 2.2). Inzwischen ist
in Westdeutschland knapp ein Drittel des Personals 55 Jahre und älter. Auch in Ost-
deutschland beträgt der Anteil der über 55-Jährigen am gesamten Personal ein
Fünftel. Nach dem derzeitigen durchschnittlichen Renteneintrittsalter im Schulbe-
reich von 62 Jahren29 wird dieses Personal innerhalb der kommenden sieben Jahre
in den Ruhestand gehen.
Schon heute wird in vielen Ländern ein Lehrermangel beklagt. Eine Vorhersage der
Lehrernachfrage ist jedoch nicht trivial, da es sich bei dem Bereich Schule um einen
besonders demografie-sensitiven Bereich handelt, der in besonderem Maße von
Bevölkerungsrückgang und sinkenden Schülerzahlen betroffen ist und sich zugleich
starken strukturellen Veränderungen gegenübersieht (z. B. in Bezug auf Ganztags-
schulen). Die Betrachtung der Altersstruktur des Personals und deren zukünftige
27 Vgl. WDR vom 17.10.2007 (http://www.wdr.de/themen/politik/nrw03/polizei/ausbildung_071017.jhtml)
28 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007d)
29 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007b)
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Entwicklung muss daher insbesondere auch vor dem Hintergrund der Nachfrage-
entwicklung gesehen werden.
Schon bis zum Jahr 2020 wird die Zahl der Schüler um mehr als 2 Mio. zurück-
gehen, bezogen auf das Jahr 2005 sind das 17 %.30 Dabei werden die Schülerzahlen –
relativ gesehen – vor allem in Brandenburg (–35 %), Mecklenburg-Vorpommern
(–30 %) und im Saarland (–28 %) zurückgehen. Generell sinken die Schülerzahlen in
Ostdeutschland stärker als in Westdeutschland. Lediglich in Hamburg ist aufgrund
überproportional hoher Zuwanderungen mit steigenden Schülerzahlen zu rechnen.
Trotzdem ist insbesondere für den Sekundarbereich II (berufliche Fächer), für die
beruflichen Schulen und für den Sekundarbereich I mit deutlichen Angebotslücken
zu rechnen.31 Insgesamt werden, nach Modellrechnungen der Kultusministerkonfe-
renz, bis zum Jahr 2015 für alle Lehrämter zusammen im Durchschnitt voraussicht-
lich jährlich knapp 3.200 Lehrkräfte fehlen. Dies bedeutet – gemessen am durch-
schnittlichen jährlichen Einstellungsbedarf von 26.500 Lehrkräften – eine Unterde-
ckung von mehr als 10 %.32
2.1.3 Kommunale Ebene
Auf kommunaler Ebene waren im Jahr 2006 1,26 Mio. Personen beschäftigt.33 Dies
ist rund ein Drittel der Mitarbeiter bei Bund, Ländern und Gemeinden. Im Hinblick
auf die Art der Beschäftigungsverhältnisse wird auf kommunaler Ebene häufig von
einer »Angestellten-Lastigkeit«34 gesprochen. So liegt der Beamtenanteil auf kommu-
naler Ebene lediglich bei 14 %, während 86 % der Beschäftigungsverhältnisse Arbeit-
nehmerstatus besitzen.35 Im Vergleich zu den anderen Verwaltungsebenen ist die
Verteilung der Mitarbeiter auf die unterschiedlichen Aufgabenbereiche ausgegliche-
ner. Das meiste Personal arbeitet im Bereich der Allgemeinen Dienste36 (ca. 30 %
aller Mitarbeiter), gefolgt von dem Bereich der Sozialen Sicherung (ca. 22 % aller
Mitarbeiter) (vgl. Abbildung 8). Auf kommunaler Ebene werden alle Aufgabenberei-
che in die Altersstrukturanalyse mit eingeschlossen.
Auch die Gemeinden und Gemeindeverbände haben seit 1991 durch Einstellungs-
stopps, Personalabbau, Ausgliederungen und Privatisierungen einen kontinuierli-
chen Rückgang des Personalbestandes zu verzeichnen. In der Zukunft wird die Ent-
wicklung nicht nur von Technisierung und Ausgliederung abhängen, sondern ver-
stärkt auch von der Bevölkerungsentwicklung in den Kreisen und Städten.
Die kommunale Verwaltungsebene lässt sich in die drei Kategorien Landkreise
(249.148 Mitarbeiter), kreisfreie Städte (389.387 Mitarbeiter) und kreisangehörige
Gemeinden (529.453 Mitarbeiter) unterteilen. Sie unterscheiden sich hinsichtlich
der Altersstruktur des Personals kaum. Die Altersklasse der 45- bis 54-Jährigen ist
überall am stärksten besetzt, gefolgt von der Altersklasse der 35- bis 44-Jährigen.
30 Vgl. Prognos AG (2006b)
31 Vgl. Kultusministerkonferenz (2003)
32 Ebenda
33 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007a)
34 Vgl. Reichard (1998)
35 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007a)
36 Zu den Allgemeinen Diensten zählen auf kommunaler Ebene beispielsweise die Bereiche Bauverwal-
tung, Gemeindeorgane, Rechnungsprüfung, Hauptverwaltung.
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Auffällig ist jedoch der markante Unterschied zwischen ost- und westdeutschen
Kommunen. Während in den westdeutschen Kommunen in der Regel über 50 % der
Beschäftigten jünger als 45 Jahre sind, beträgt dieser Anteil in Ostdeutschland nur
selten mehr als 40 % (vgl. Abbildung 9).
Abbildung 9 | Altersstruktur der drei großen kommunalen Verwaltungsebenen
(Ost-/Westdtld.)
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Dies zeigt sich insbesondere bei den kreisangehörigen Gemeinden, auf die ein gro-
ßer Teil des Personals der Kommunen in Deutschland entfällt (48 %). Innerhalb die-
ser Gruppe gibt es wiederum Gemeinden unterschiedlichster Größe und Struktur.
Insofern kann die hier durchgeführte Gesamtbetrachtung lediglich ein sehr kompri-
miertes Bild der Personalsituation in diesen Gemeinden zeichnen. Betrachtet man
die Verteilung des Personals auf die unterschiedlichen Altersklassen, so sieht man,
Abbildung 8 | Verteilung der Mitarbeiter der Kommunalverwaltungen nach
Aufgabenbereichen
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
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dass sich gerade in den ostdeutschen Gemeinden die demographischen Probleme in
den Personalstrukturen in verstärktem Maße zeigen (vgl. Abbildung 10). Lediglich
7 % des Personals sind zwischen 25 und 34 Jahren alt, nur rund 35 % sind jünger als
45. Hier zeigt sich der seit Langem anhaltende Schrumpfungsprozess, mit dem sich
die kommunalen Verwaltungen in Ostdeutschland dem Bevölkerungsrückgang
anpassen.
Abbildung 10 | Altersstruktur der kreisangehörigen Gemeinden (Ost-/Westdtld.)
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Die ostdeutschen Gemeinden werden in den kommenden 16 Jahren 64 % ihres Per-
sonals infolge von Ruhestandseintritt verlieren (in den westdeutschen Gemeinden
werden es 49 % sein). Obwohl der Bevölkerungsrückgang und damit der Verände-
rungsdruck auf die Verwaltung anhalten wird, lässt sich prognostizieren, dass ruhe-
standsbedingt deutlich mehr Personal ausscheiden wird, als demographie- und effi-
zienzbedingt (langfristig) in den ostdeutschen Kommunen eingespart werden muss:
So wird der Personalbedarf im öffentlichen Dienst aufgrund von demographischen
Entwicklungen bis zum Jahr 2025, unter der Annahme, dass der Gesamtbedarf an
Personal im öffentlichen Dienst durch eine konstante Relation zur Bevölkerungszahl
bestimmt wird, lediglich um knapp 10 % zurückgefahren werden können.
2.1.4 Zwischenfazit Altersstrukturanalyse
Insgesamt bestätigt die differenzierte Altersstrukturanalyse der einzelnen Verwal-
tungsebenen die vermutete alterszentrierte Personalstruktur (vgl. Abbildung 11) im
öffentlichen Dienst. Infolge von Einstellungsstopps und Stellenkürzungen ist das
Durchschnittsalter im gesamten öffentlichen Dienst37 in den letzten zehn Jahren von
41,8 Jahren auf über 44 Jahre angestiegen. 52 % der Mitarbeiter sind älter als 44
Jahre, und rund ein Drittel der Mitarbeiter ist älter als 50 Jahre.38 Der öffentliche
37 Ohne Soldaten und Soldatinnen
38 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007d)
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Dienst sieht sich somit großen Pensionierungswellen der personenstarken Mitarbei-
terkohorten der Altersjahrgänge 50 plus gegenüber. Dies wird unter der Berücksich-
tigung des sich bereits abzeichnenden Nachwuchsmangels bereits in wenigen Jahren
deutliche Auswirkungen auf den öffentlichen Dienst haben und erfordert aufseiten
des Personalmanagements entsprechende Reaktionen. Insbesondere auf Landes-
und kommunaler Ebene und damit den personalstärksten Bereichen ist der Anteil
des älteren Personals besonders hoch und der Anteil an Nachwuchskräften sehr
gering.
Abbildung 11 | Altersstruktur Bund (ohne Soldaten), Länder, Kommunen
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Für den öffentlichen Dienst wird der demographische Wandel somit schon in naher
Zukunft erhebliche Konsequenzen auf die Altersstruktur und das Personalmanage-
ment haben. Daraus entsteht ein erheblicher Handlungsdruck auf die öffentlichen
Arbeitgeber.
2.2 Altersstruktur nach Regionen: Im Osten ist die Verwaltung älter
Ein Vergleich zwischen west- und ostdeutschen Ländern und Kommunen zeigt, dass
sich zwar grundsätzlich alle Bereiche des öffentlichen Dienstes mit dem Problem
einer alternden Personalstruktur konfrontiert sehen, das Personal in Ostdeutsch-
land jedoch in seiner Gesamtheit bereits älter ist als in Westdeutschland (vgl. Abbil-
dung 12). Die einzige Ausnahme stellt die Altersklasse der über 55-Jährigen in den
westdeutschen Ländern dar, deren hoher Anteil sich durch das hohe Durchschnitts-
alter des personalstarken Schulbereichs in den alten Ländern erklärt.
Insbesondere im Aufgabenbereich Schule gibt es deutliche Unterschiede in der
Altersstruktur des Personals zwischen Ost- und Westdeutschland: Während in den
alten Ländern aufgrund der großen Zahl neu eingestellter Lehrkräfte zu Beginn der
1980er-Jahre jetzt die Altersgruppe der 45- bis 54-Jährigen überproportional stark
besetzt ist (33 %), waren in den neuen Ländern die Neueinstellungen von Lehr-
kräften und dementsprechend die Verteilung der Lehrkräfte auf die Altersgruppen
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gleichmäßiger. Allerdings haben die Schulen in Ostdeutschland auch nur einen ver-
schwindend geringen Anteil (4 %) an Lehrpersonal, das jünger als 35 Jahre ist.39
Dies hängt mit dem in Ostdeutschland bereits eingetretenen, demographisch
bedingten Schülerrückgang zusammen, von dem insbesondere die Lehrer-Neuein-
stellungen betroffen sind.40
Auf allen drei kommunalen Verwaltungsebenen ist das Personal in Ostdeutschland
deutlich älter als in Westdeutschland. So liegt der Anteil des Personals, das 45 Jahre
und älter ist, in den ostdeutschen Kommunen jeweils um rund 10 % höher als in den
westdeutschen Kommunen. Demgegenüber liegt der Anteil der unter 35-Jährigen in
den westdeutschen Kommunen um rund 5 % höher. Noch deutlicher stellen sich die
beschriebenen Unterschiede in den kreisangehörigen Gemeinden dar.
Insgesamt bleibt jedoch festzuhalten, dass sowohl west- als auch ostdeutsche Län-
der und Kommunen sich mit einem dringenden Handlungsbedarf angesichts einer
alternden Personalstruktur auseinander setzen müssen. Die Verwaltungen im Osten
trifft die Alterung früher, allerdings ist ihr Handlungsspielraum durch Bevölke-
rungsrückgang und knappe Haushaltsmittel zusätzlich begrenzt.
39 Die unter 25-Jährigen sind aufgrund der erforderlichen (Fach-)Hochschulausbildung für Lehrer so gut
wie gar nicht in der Beschäftigtenstruktur des Aufgabenbereichs Schule vertreten.
40 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006c)
Abbildung 12 | Altersstruktur Länder und Kommunen (Ost-/Westdtld.)
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Länder Westdtld. Länder Ostdtld. Kommunen Westdtld. Kommunen Ostdtld.
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Brandenburg: Demographische Herausforderung im Zeitraffer
Mit einer einfachen Bevölkerungsprognose zeichnet sich ab, dass die Branden-
burger Arbeitgeber bereits ab 2011 einen deutlich veränderten Arbeitsmarkt vor-
finden werden. Ab diesem Zeitpunkt werden erstmals dauerhaft mehr Branden-
burger das 65. Lebensjahr erreichen, als junge Mitbürger ihr 19. Lebensjahr, und
damit werden jährlich mehr Erwerbspersonen in den Ruhestand gehen, als neu in
den Arbeitsmarkt eintreten. Die Schere öffnet sich rasch, sodass ab 2018 statis-
tisch nur noch jede zweite Erwerbsperson, die aus dem Arbeitsleben ausscheidet,
durch Nachwuchs aus Brandenburg ersetzt werden kann.
Abbildung 13 | Bevölkerungsentwicklung in Brandenburg nach ausgewählten
Jahrgängen
Diese Situation wird auch die öffentlichen Arbeitgeber treffen. Spezifische Perso-
nalbedarfsprognosen zeigen, dass einige Bereiche des öffentlichen Dienstes sogar
überproportional betroffen sind. Trotz des gesamten Bevölkerungsrückgangs ist
schon jetzt absehbar, dass bis 2020 rund 5.000 neue Lehrerinnen und Lehrer
benötigt werden, für deren Ersatz junge Leute bereits in den nächsten fünf Jah-
ren ihre Studienentscheidung treffen müssten. Allein quantitativ wird diese Nach-
wuchslücke bei rund 9.000 Abiturienten/Jahr nur mit Brandenburger Studentin-
nen und Studenten nicht zu schließen sein.
Es sprechen verschiedene Gründe dafür, dass die öffentlichen Arbeitgeber des
Landes Brandenburg sich dieser Herausforderung stärker als bisher stellen müs-
sen: Unter dem Eindruck einer angespannten Finanzsituation beschäftigen sich
die Verwaltungen derzeit noch mit der Bekämpfung von Personalüberhängen.
So sind auf Landesebene gegenwärtig noch 1.000 Stellen zu viel, z. B. in der
Forstverwaltung. Gleichzeitig wird sich die Finanzsituation in Brandenburg ange-
sichts sinkender Mittel aus dem Solidarpakt weiterhin verschlechtern. Obwohl
sich der Mangel für 2013 schon jetzt abzeichnet, wird Brandenburg daher wohl
bis 2010 nicht verstärkt ausbilden können.
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Auch im länderübergreifenden Wettbewerb zwischen öffentlichen Arbeitgebern
ist Brandenburg, genau wie die anderen neuen Bundesländer, harter Konkurrenz
ausgesetzt. Andere Bundesländer und Kommunen, z. B. Hamburg, Berlin oder
München, rekrutieren bereits heute gezielt Beschäftigte aus den neuen Bundes-
ländern und können u. a. mit höheren Löhnen locken. Berlin in der Mitte des Lan-
des Brandenburg wirkt wie ein Magnet auf qualifizierte Arbeitskräfte aus Bran-
denburg. So werben zum Beispiel die Bundesministerien mit attraktiven Arbeits-
bedingungen um hochqualifiziertes Personal der Landesverwaltung. Als dünn
besiedeltes Flächenland sind mögliche Personalversetzungen und lange Arbeits-
wege weitere Wettbewerbsnachteile, v. a. gegenüber Stadtstaaten.
Die Staatskanzlei Brandenburg sieht, dass auf die Herausforderung mit einem
Bündel von Maßnahmen reagiert werden muss. Gefordert sind sowohl arbeits-
und gesundheitspolitische Maßnahmen zur individuellen Sicherung des Leis-
tungsniveaus und zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit und Arbeitsbereitschaft als
auch bildungs- und integrationspolitische Maßnahmen (bspw. Erhöhung der
Erwerbsquote von Frauen und Älteren, Förderung von Zuwanderung und Sen-
kung von Bildungsarmut und Schulabbrecherquote). Zugleich aber zeichnet sich
ab, dass allein personalpolitische Maßnahmen für eine Lösung des Problems
nicht ausreichen werden: Die Verwaltungen müssen ihre Modernisierungsstrate-
gien voranbringen, um den Personalbedarf insgesamt zu senken. Dazu gehören
bspw. eine fundierte Aufgaben- und Prozesskritik sowie der Ausbau des
E-Governments. Auf der Landesebene sollten vor allem die ostdeutschen Länder
ihre Ideen, Ressourcen und Initiativen bündeln. Ein großes Effizienzpotential
wird zwischen Ländern und Bund gesehen, mittels einer Zentralisierung von Ver-
waltungshandeln (Identität von Gesetzgebungs- und Implementationsebene)
Verwaltungsprozesse zu harmonisieren sowie schlanker und weniger personalin-
tensiv zu gestalten.
2.3 Altersstruktur nach Hierarchieebenen: Dem Führungspersonal fehlt
der Nachwuchs
Die Personalstruktur des öffentlichen Dienstes ist in allen Bereichen von einer
starken Alterung der Laufbahngruppe des höheren Dienstes gekennzeichnet.
So sieht beispielsweise die Altersstruktur in den Ministerialverwaltungen der Län-
der je nach betrachteter Hierarchieebene unterschiedlich aus: Insbesondere beim
Personal des höheren Dienstes und hier besonders in den westdeutschen Ländern
herrscht eine unausgewogene Altersstruktur. Bereits innerhalb der kommenden sie-
ben Jahre wird rund ein Drittel des Personals in Führungspositionen in den west-
deutschen Ländern in den Ruhestand gehen, in den ostdeutschen Ländern ist es
rund ein Viertel. Betrachtet man die kommenden 17 Jahre, so scheiden sogar 70 %
(westdeutsche Länder) bzw. 63 % (ostdeutsche Länder) des Personals in den Minis-
terialverwaltungen aus dem Dienst aus. Zum Vergleich: Aktuell treten jährlich
durchschnittlich 2,3 % der Mitarbeiter aus dem Dienst aus.41 Diese Relationen zei-
gen nicht nur generell, dass der Bedarf an Neueinstellungen rapide steigen wird; sie
41 Referenz: eigene Berechnungen Prognos AG; unter Berücksichtigung von Verrentung und Sterblichkeit.
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zeigen auch, dass es zu gravierenden Nachfolgeproblemen kommen kann. Davon
ausgehend, dass die Älteren mit ihrem Ausscheiden Positionen in höheren Lauf-
bahngruppen freigeben, zeichnet sich im höheren Dienst bereits bei der Altersko-
horte der 35- bis 44-Jährigen, die direkt auf die frei werdenden Stellen nachrücken
müssten, eine Nachwuchslücke ab. Insgesamt kann langfristig rein rechnerisch nicht
einmal jede zweite Stelle intern durch heute bereits beschäftigte Mitarbeiter nach-
besetzt werden.
Die Altersstruktur in den Laufbahngruppen des gehobenen sowie des mittleren und
einfachen Dienstes stellt sich in der Ministerialverwaltung der Länder günstiger als
im höheren Dienst dar. Doch auch hier dominieren die Altersklassen 45 plus mit
jeweils mehr als 55 % des Personals. Ein Grund ist sicherlich, dass der Einstieg in
den mittleren und einfachen Dienst in vielen Fällen mit einer Ausbildung erfolgt,
während Berufsanfänger im gehobenen und höheren Dienst häufig als Querein-
steiger oder nach dem Studium eintreten.
In den Ministerialverwaltungen des Bundes bestätigt sich das Bild aus den Ministe-
rien der Länder.
Ähnlich sieht die Situation im Polizeibereich aus – hier muss allerdings berücksich-
tigt werden, dass lediglich 2 % des Personals im Aufgabenbereich Polizei dem
höheren Dienst zuzuordnen sind. Dafür geht in den kommenden 13 Jahren über die
Hälfte des Personals (52 %) im gehobenen Dienst in den Ruhestand, während nur
18 % des Personals im gehobenen Dienst Nachwuchskräfte mit einem Alter unter
35 Jahren sind.
Noch etwas gravierender sind die Herausforderungen auf kommunaler Ebene: In
den Kreisen und kreisfreien Städten sind mehr als 75 % des Personals in Führungs-
positionen 45 Jahre und älter. Im gehobenen Dienst liegt der Anteil des Personals in
diesen Altersklassen bei 55 %, im mittleren und einfachen Dienst bei 46 %. Ein ent-
sprechend umgekehrtes Bild zeigt sich beim Personal, das jünger als 35 Jahre ist:
Im höheren Dienst liegt der Anteil dieses Personals am gesamten Personal der Lauf-
bahngruppe nur bei 5 %, während der Anteil im gehobenen Dienst mit 12 % schon
mehr als doppelt so hoch ist und im mittleren und einfachen Dienst sogar bei 22 %
liegt. Stellvertretend für alle kommunalen Verwaltungsebenen, die sich hinsichtlich
der Altersstruktur nach Hierarchieebenen kaum unterscheiden, wird in Abbil-
dung 14 die Altersstruktur der kreisangehörigen Gemeinden dargestellt.
33
Abbildung 14 | Altersstruktur kreisangehörige Gemeinden nach Hierarchieebenen
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
2.4 Altersstruktur nach Geschlecht: Mehr weiblicher Nachwuchs
In allen Bereichen des öffentlichen Dienstes unterscheidet sich die Altersstruktur
des männlichen Personals von der des weiblichen Personals, wie Abbildung 15
deutlich macht. Während beispielsweise in der Ministerialverwaltung auf Bundes-
ebene innerhalb der kommenden 18 Jahre 63 % des männlichen Personals in den
Ruhestand gehen werden, liegt der Anteil bei den Frauen nur bei 46 %. Demgegen-
über zählen 22 % der Frauen zu den Nachwuchskräften, d. h. zu den unter 35-Jähri-
gen, gegenüber lediglich 9 % bei den männlichen Kollegen. Hierbei ist zu erwähnen,
dass im Hinblick auf die Zusammensetzung der einzelnen Hierarchieebenen im
Großen und Ganzen keine geschlechtsspezifischen Unterschiede zu erkennen sind,
d. h., die oben beschriebene Situation ist nicht dadurch zu erklären, dass bestimmte
Laufbahngruppen eine ältere Personalstruktur aufweisen und diese wiederum einen
überdurchschnittlich hohen Frauen- bzw. Männeranteil besitzen.
Die Situation wiederholt sich in den Ministerialverwaltungen der Länder (vgl. Abbil-
dung 16): In den kommenden sieben Jahren wird vor allem ein beträchtlicher Anteil
des männlichen Personals aus dem Dienst ausscheiden (30 %), während bei den
Frauen nur 17 % des Personals ausscheiden werden. In der darauffolgenden Alters-
kohorte ist das Bild einheitlicher: Jeweils rund 35 % des weiblichen und männlichen
Personals in den Ministerialverwaltungen der Länder sind derzeit zwischen 45 und
54 Jahre alt. Demgegenüber steht auch auf Landesebene – sowohl absolut als auch
relativ betrachtet – ein größerer Anteil weiblichen Personals an den Nachwuchs-
kräften: 16 % versus 8 % bei den männlichen Kollegen.
Obwohl im Polizeibereich lediglich rund ein Fünftel des Personals weiblich ist,
wiederholt sich das aus den Ministerialverwaltungen auf Bundes- und Landesebene
schon bekannte Bild: Das weibliche Personal ist im Durchschnitt wesentlich jünger
als das männliche.
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Abbildung 15 | Altersstruktur Mitarbeiter im öffentlichen Dienst42
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Abbildung 16 | Altersverteilung Ministerialverwaltungen der Länder nach Geschlecht
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
42 Ohne Berufssoldaten und Berufssoldatinnen sowie Zeitsoldaten und Zeitsoldatinnen; berücksichtigt
sind alle Mitarbeiter ab einem Alter von 25 Jahren. Bei der Abbildung 15 handelt es sich um eine Aus-
wertung nach Köpfen, nicht Vollzeitäquivalenten.
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Im Aufgabenbereich Schule ist der Frauenanteil mit über zwei Dritteln insbesondere
in den ostdeutschen Ländern sehr hoch. Frauen sind überdurchschnittlich häufig an
Grund- und Hauptschulen tätig und damit im gehobenen Dienst eingruppiert,
während ihr Anteil im höheren Dienst unterdurchschnittlich ist. In der Altersklasse
der 55-Jährigen und älter sind sie unterdurchschnittlich vertreten, in den übrigen
Altersklassen ist ihr Anteil leicht überdurchschnittlich.
Auch auf kommunaler Ebene bestätigt sich im Hinblick auf die geschlechtsspezifi-
sche Altersstruktur das bereits Gesagte: Einem geringen Frauenanteil in den älteren
Mitarbeiterjahrgängen steht vergleichsweise viel junges weibliches Personal gegen-
über.
2.5 Altersstruktur nach Beschäftigungsverhältnissen: Kein Unterschied zwischen
Beamten und Beschäftigten
Während sich der Personalbestand im öffentlichen Dienst von 1950 bis 1990 ständig
erhöht hat, gibt es seit 1991 einen kontinuierlichen Personalabbau. Dieser geht vor
allem zu Lasten der Beschäftigungsverhältnisse im Arbeitnehmerstatus, welche sich
in den vergangenen 15 Jahren um 44 % verringert haben.43 Demgegenüber haben
die Beschäftigungsverhältnisse im Beamtenstatus seit 1991 um insgesamt 16 % zuge-
nommen44 (vgl. Abbildung 17). Quantitativ betrachtet ist jedoch der Arbeitnehmer-
Abbildung 17 | Entwicklung der Beschäftigungsverhältnisse im unmittelbaren
öffentlichen Dienst in den letzten 15 Jahren45
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
43 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006a)
44 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006a); eigene Berechnungen.
45 Hier: Unmittelbarer Öffentlicher Dienst ohne Zweckverbände, Deutsche Bundes-/Reichsbahn und Deut-
sche Bundespost.
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anteil im unmittelbaren öffentlichen Dienst46 mit rund 54 % nach wie vor am höchs-
ten, während der Anteil der Beamten in 2006 rund 42 % beträgt.47
Hinsichtlich der Altersstruktur gibt es kaum Unterschiede zwischen Beamten und
Beschäftigten (vgl. Abbildung 18); dies gilt sowohl für den gesamten öffentlichen
Dienst als auch für einzelne Bereiche. Das demographische Problem tritt also
sowohl bei Beschäftigten als auch bei Beamten sowohl in den neuen als auch in den
alten Bundesländern auf.
Abbildung 18 | Altersstruktur öffentlicher Dienst nach Beschäftigungsverhältnis
(2006)
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
46 Ohne Zweckverbände und Bundeseisenbahnvermögen.
47 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006a); eigene Berechnungen; nicht berücksichtigt sind hier die Beschäf-
tigungsverhältnisse »Berufs- und Zeitsoldaten/-soldatinnen« und »Bezieher/-innen von Amtsgehalt«.
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2.6 Der öffentliche Dienst wird älter – Ursachen und Konsequenzen
Das Durchschnittsalter im gesamten öffentlichen Dienst (ohne Soldaten und Solda-
tinnen) ist allein in den letzten zehn Jahren von 41,8 Jahren auf über 44 Jahre an-
gestiegen.48 Besonders deutlich wird dieser Prozess und seine Konsequenzen mit
einem Zeitvergleich der Altersklassenstrukturen der Jahre 1986, 1996 und 2006
(vgl. Abbildung 19): Der Anteil der unter 35-jährigen Mitarbeiter an allen Mitarbei-
tern bei Bund, Ländern und Gemeinden/Gemeindeverbänden ist von 36 % im Jahr
1986 auf lediglich 16 % im Jahr 2006 gesunken. Damit ging der Anteil der Nach-
wuchskräfte im Durchschnitt jährlich um 1 % zurück. Demgegenüber ist der Anteil
der Mitarbeiter in den Altersklassen der 45-Jährigen und älter im gleichen Maße
angestiegen und in nur 20 Jahren von 34 % auf 56 % gestiegen. Ein Drittel der Mitar-
beiter ist inzwischen älter als 50 Jahre und wird damit bereits in naher Zukunft in
den Ruhestand gehen. Über die Jahre hinweg relativ konstant geblieben ist lediglich
die Besetzung der Altersklasse der 35- bis 44-Jährigen.
Abbildung 19 | Entwicklung der Mitarbeiter des Bundes, der Länder und
der Gemeinden/Gemeindeverbände im Zeitvergleich
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Auch strukturell hat sich der öffentliche Sektor in den vergangenen Jahren stark
verändert. Der Personalrückgang der letzten 15 Jahre geht in erster Linie auf Aus-
gliederung, Privatisierungen und einen generellen Personalabbau in der unmittel-
baren Verwaltung zurück. Ein besonders stark von Ausgliederungen und Privatisie-
rungen betroffener Bereich ist der Bereich Gesundheit, Umwelt, Sport und Erho-
lung49. Dort hat sich die Anzahl der Mitarbeiter allein in den letzten vier Jahren um
33 % verringert, wobei der Rückgang der Mitarbeiteranzahl im Unterbereich
Krankenhäuser und Heilstätten besonders deutlich ausfiel (41 % in den letzten vier
Jahren).50
48 Vgl. Statistisches Bundesamt (2007d)
49 Die im Bericht genannten Bereiche entsprechen, sofern nicht anders angegeben, der Haushalts-
systematik 2001.
50 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006a; 2002)
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Der Personalabbau im öffentlichen Dienst wurde vor allem über die Nichtneubeset-
zung freiwerdender Stellen (u. a. über Einstellungsstopps) realisiert. Neueinstellun-
gen von jungen Mitarbeitern fielen in den letzten 20 Jahren in allen Bereichen sehr
gering aus.
Abbildung 20 | Altersstruktur im Vergleich: Privatwirtschaft/öffentl. Dienst/
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Im Ergebnis ist der öffentliche Dienst im Vergleich mit der Privatwirtschaft derje-
nige Sektor, in dem der Anteil der Betriebe, die Ältere (über 50 Jahre) beschäftigen,
mit 98 % am höchsten ist.51 Zum Vergleich: In der Privatwirtschaft haben weniger
als 80 % der Unternehmen ältere Beschäftigte, gleichzeitig ist auch der Anteil der
älteren Mitarbeiter mit durchschnittlich 25 % in der öffentlichen Verwaltung am
höchsten, gefolgt von den Verbänden (23 %). In den privatwirtschaftlichen Unter-
nehmen in Deutschland sind maximal 20 % der Beschäftigten älter als 50 Jahre.
Der direkte Vergleich der Altersstrukturen von Privatwirtschaft und öffentlichem
Dienst zeigt, dass der Anteil der 55-Jährigen und älter am gesamten Personal im
öffentlichen Dienst fast doppelt so hoch ist wie bei den Beschäftigten in der Privat-
wirtschaft (vgl. Abbildung 20): Dagegen ist der Anteil der unter 35-Jährigen an allen
Beschäftigten in der Privatwirtschaft um 13 % höher, als dies beim Personal des
öffentlichen Dienstes der Fall ist.
Vielfach wird in einem solchen Zusammenhang von einer »Überalterung« der Beleg-
schaften gesprochen. Diese Begriffswahl wird der Situation jedoch aus zweierlei
Hinsicht nicht gerecht:
Zum einen existiert keine eindeutige Definition, ab welcher Altersstruktur oder ab
welchem Durchschnittsalter von einer »Überalterung« gesprochen werden kann.
51 Vgl. Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2002)
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Bestenfalls könnte von einer kritischen Altersstruktur gesprochen werden, wenn
diese deutlich von der Altersverteilung des gesamtgesellschaftlichen Erwerbs-
personenpotentials abweicht. Ein Vergleich zeigt aber, dass der öffentliche Sektor
mit seiner Personalstruktur die Struktur des Erwerbspersonenpotentials in Deutsch-
land recht gut widerspiegelt. Kritisch erscheint vor diesem Hintergrund eher die
Struktur der Privatwirtschaft, die in der Vergangenheit alle Instrumente zur Verjün-
gung ihrer Belegschaften genutzt hat. Diese oft auch überspitzt als »Jugendwahn«
bezeichnete Politik birgt das Risiko einer schleichenden Entwöhnung von älteren
Mitarbeitern, mit der Folge, dass viele Unternehmen zukünftig höhere Anpassungs-
schwierigkeiten an die unvermeidbare Alterung ihrer Belegschaften haben könnten
als die auf den ersten Blick bereits heute älteren Belegschaften der öffentlichen Ver-
waltungen.
Darüber hinaus ist der Begriff »Überalterung« stark negativ gefärbt und löst un-
mittelbar Assoziationen eingeschränkter Leistungsfähigkeit oder geringerer Innova-
tionsfähigkeit aus. Ältere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen jedoch keines-
wegs per se weniger leistungsfähig sein als jüngere. Vielmehr können Ältere, ein
alters- und alternsgerechtes Personalmanagement vorausgesetzt, in der Mehrheit
der Tätigkeitsfelder auch in hohem Alter noch die gestellten Anforderungen erfüllen
und in vielen Fällen durch ihr Erfahrungswissen sogar eine tragende Säule in ihrem
Arbeitsgebiet sein.52
Generell gilt, dass der öffentliche Dienst aufgrund der faktischen Unkündbarkeit
von Beamten und langjährigen Beschäftigten der Alterung in verstärktem Maße aus-
gesetzt ist. Zudem haben in den letzten Jahren Stellenkürzungen, aber auch die
deutliche Reduktion von Frühverrentungsmöglichkeiten das Durchschnittsalter des
Personals in der öffentlichen Verwaltung deutlich ansteigen lassen. So hat sich die
Zahl der Personen, die jährlich wegen Dienstunfähigkeit vorzeitig aus dem öffent-
lichen Dienst ausscheiden, von 1993 bis 2006 nahezu halbiert, während sich die
Zahl der Personen, die aufgrund gesetzlicher Altersgrenzen aus dem öffentlichen
Dienst ausscheiden, fast verdoppelt hat (vgl. Abbildung 21). Besonders deutlich tritt
dieser Trend bei der Personengruppe zutage, die jedes Jahr die gesetzliche Alters-
grenze von 65 Jahren erreicht: Waren dies im gesamten unmittelbaren öffentlichen
Dienst im Jahr 1993 noch lediglich 3.110 Personen, so hat sich diese Zahl 2006 mit
14.571 Personen fast verfünffacht.
Der drastische Rückgang der Zahl der dienstunfähig geschriebenen Personen
erklärt sich aus der Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes (BRRG) und des
Bundesbeamtengesetzes (BBG) 2001. Damit wurden die rechtlichen Voraussetzun-
gen für die Anerkennung von Dienstunfähigkeit deutlich eingeschränkt. Eine Teil-
dienstfähigkeit ist seitdem auch über das 50. Lebensjahr hinaus möglich.53 Weiter-
hin wurden die zu zahlenden Bezüge bei Dienstunfähigkeit weiter reduziert, sodass
auch die finanzielle Attraktivität der Dienstunfähigkeit eingeschränkt wurde.
52 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Prognos AG (2008)
53 Vgl. Deutscher Gewerkschaftsbund (2001)
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Abbildung 21 | Gründe für Ruhestandseintritt der jährlichen Neuzugänge im
unmittelbaren öffentlichen Dienst
Quelle: destatis; Prognos AG 2008
Abbildung 22 | Gründe für Ruhestandseintritt im unmittelbaren
öffentlichen Dienst 2006
Quelle: Versorgungsempfängerstatistik 2007
Gleichzeitig tritt aber noch immer fast die Hälfte (56 %) der Mitarbeiter des unmit-
telbaren öffentlichen Dienstes vorzeitig in den Ruhestand. Da eine weitere Reduk-
tion der Frühverrentung angesichts des Trends der vergangenen Jahre und der poli-
tischen Bestrebungen in diesem Bereich sehr wahrscheinlich ist, kann aber mittel-
fristig eine Annäherung an das Verrentungsverhalten im Privatsektor erwartet wer-
den (so wurde in der Privatwirtschaft die Altersgrenze von 65 Jahren im Jahr 2006
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von 38 % der Beschäftigten erreicht). Diese Entwicklung ist aus personalpolitischer
Sicht generell zu begrüßen, da sie die Kompetenzen älterer Mitarbeiter länger nutz-
bar macht und mittelfristig eine Dämpfung des Nachwuchsproblems bewirkt.54
Sie bedeutet in der Konsequenz allerdings auch, dass sich langfristig die Alters-
struktur der Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes weiter zu älteren Altersgruppen
hin verschiebt und der Spielraum für die Neueinstellung jüngerer Nachwuchskräfte
kurz- und mittelfristig weiter sinkt. Die Alterskohorte der 45- bis 54-Jährigen, die
heute die stärkste Personengruppe stellt, wird in den nächsten 15 Jahren zum Teil
ausscheiden, aber in der Mehrheit länger beschäftigt bleiben. Obwohl am Fuße des
Altersbaums der Personalbedarf durch verstärkte Neueinstellungen jüngerer Mitar-
beiter gedeckt werden muss, wird die dann zahlenmäßig mit Abstand stärkste
Altersgruppe der über 55-Jährigen dafür sorgen, dass der Altersdurchschnitt der
Verwaltung im Vergleich zu heute noch einmal deutlich ansteigt.
54 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Prognos AG (2008)
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Für das Personalmanagement im öffentlichen Dienst stellen sich infolge der
beschriebenen Entwicklungen drei Aufgaben: Erstens gilt es, mit differenzierten
Alters- und Personalstrukturanalysen in den einzelnen Einheiten ein detaillierteres
Bild der Situation zu bekommen und bei den Verantwortlichen ein Bewusstsein für
den Handlungsbedarf zu schaffen. Zweitens müssen Maßnahmen einer alters- und
alternsgerechten Personalpolitik entwickelt werden, um die älteren Mitarbeiter
langfristig beschäftigungsfähig und motiviert zu halten und entsprechend ihrer phy-
sischen Leistungsfähigkeit einzusetzen. Und drittens gilt es, das Personalrecruiting
auf einen wieder ansteigenden Neueinstellungsbedarf bei einem gleichzeitig wach-
senden Wettbewerb um qualifiziertes Personal einzustellen.
Dieser Handlungsbedarf stellt sich vor dem Hintergrund spezifischer Rahmenbedin-
gungen und Trends des öffentlichen Dienstes, die in besonderer Wechselwirkung
mit dessen Altersstruktur stehen und die den Handlungsspielraum und Handlungs-
druck in den verschiedenen Bereichen unterschiedlich stark beeinflussen können.
Bevor im nächsten Schritt geeignete Maßnahmen vorgestellt und auf ihre Anwend-
barkeit im öffentlichen Sektor hin untersucht werden, sollen an dieser Stelle diese
Rahmenbedingungen näher beleuchtet werden, sodass eine differenzierte Inter-
pretation der statistischen Ergebnisse wie auch eine bessere Anpassung der Maß-
nahmen möglich werden.
Zu den übergreifenden Entwicklungen und Trends, die einen direkten Einfluss auf
die Altersstruktur und das Personalmanagement der öffentlichen Arbeitgeber haben
werden, zählen vor allem Trends in der Organisation des Verwaltungshandelns, die
demographische Entwicklung der Gesamtbevölkerung und die Entwicklung des
gesamtwirtschaftlichen Fachkräfteangebots und der Fachkräftenachfrage.
3.1 Trends der Verwaltungsorganisation
Eine Entwicklung, welche die Struktur der öffentlichen Verwaltung nachhaltig
beeinflussen wird, ist die Tendenz zur Dezentralisierung von Verantwortung. In der
Verwaltungsliteratur wird diese im Rahmen der Governance-Debatte diskutiert.
Damit werden Steuerungsstrukturen beschrieben, die sich nicht alleine auf den
Staat beschränken, sondern z. B. im Rahmen von Public Private Partnerships (PPP)
die Privatwirtschaft und die Zivilgesellschaft (Vereine, Verbände und Interessenver-
tretungen) einbeziehen. Dazu gehört auch, dass sich die Steuerungsprozesse in
Zukunft noch stärker auf die verschiedenen Ebenen staatlichen Handelns, also
Kommune, Land, Bund und Europäische Union, diversifizieren werden.55 Als Folge
dieser Veränderung wird eine stärkere Betonung von Netzwerken notwendig und –
daraus resultierend – die deutlich steigende Nachfrage nach stärkerer Kooperation
und Koordination der einzelnen Akteure.56
55 Vgl. Benz (2004); Bundesministerium des Innern (2007)
56 Vgl. Expertengespräch mit Franz-Reinhard Habbel, Deutscher Städte- und Gemeindebund vom
16.05.2008, und Prognos (2008a)
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Für die Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltungen ergibt sich daraus eine Verände-
rung ihrer Aufgaben, die zukünftig die Steuerung und Kontrolle komplexer Netz-
werke ebenso beinhalten werden wie die Steuerung jenseits von Hierarchie. Dies
bedeutet, dass die zukünftige Verwaltung weniger Bedarf an eigenen Spezialisten
haben wird, da das notwendige Fach- und Spezialwissen aus anderen Teilen der
Netzwerke bezogen werden kann. Stattdessen werden verstärkt Generalisten mit
ausgeprägter Managementkompetenz benötigt.57 Diese erwartete Stärkung der
Managementaufgaben schlägt sich auch in einer weiteren Akademisierung der
öffentlichen Verwaltung nieder, die ein Abschmelzen des einfachen und mittleren
Dienstes zugunsten des gehobenen und höheren Dienstes nach sich zieht.58
Die Nachfrage nach diesem neuen Mitarbeitertypus im öffentlichen Dienst wird
durch ein Fortschreiten der Privatisierung, Auslagerung und Fusion öffentlicher
Dienste weiter verstärkt. Erfahrungen mit diesen Prozessen im öffentlichen Sektor
in den vergangenen Jahren zeigen, dass ein Management dieser Prozesse allein auf
Basis traditioneller Hierarchien nicht mehr möglich ist.59 Zur Überwachung und
Steuerung dieser Verflechtungen werden vonseiten des Staates »Public Manager«
benötigt, deren Fähigkeiten über die bislang üblichen Qualifikationsanforderungen
an die Mitarbeiter im öffentlichen Dienst hinausgehen müssen. Diese erforderliche
Anpassung wird hohe Anforderungen an die Personalentwicklung stellen, aber auch
eine Neuausrichtung von Rekrutierung und Ausbildung erfordern.
Darüber hinaus sind in vielen Teilen der Verwaltung die Möglichkeiten von elektro-
nischen Verwaltungslösungen und E-Government noch nicht umfassend ausge-
schöpft. Hier bieten sich nach wie vor Möglichkeiten, Verwaltungsprozesse schnel-
ler, effizienter und weniger personalintensiv zu gestalten. Dies ist insbesondere vor
dem Hintergrund der Finanzsituation der öffentlichen Hand vonnöten, welche auch
in Zukunft angespannt bleiben wird.60
Weiterer Handlungsdruck, Effizienzreserven der Verwaltung gerade im Personal-
bereich zu heben, baut sich durch die wachsenden Pensionsverpflichtungen in den
öffentlichen Haushalten auf. Da die Pensionsverpflichtungen als Teil der Personal-
kosten gesehen werden können, steigt bei tendenziell stagnierendem Haushalts-
volumen, der Druck, den Personalaufwand für aktives Personal zu senken. Auch
haushaltsseitig ist daher zu erwarten, dass der Personalabbau in den öffentlichen
Verwaltungen weiter anhalten und zugleich Arbeitsverdichtung und Anforderungen
an das Personal weiter zunehmen werden.
57 Vgl. Machura (2003); Prognos AG (2008a)
58 Vgl. Freie und Hansestadt Hamburg (2008)
59 Vgl. Schneider (2003)
60 Vgl. Prognos AG (2006)
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3.2 Demographie und Wanderungsbewegungen
Die demographische Entwicklung hat nicht nur direkten Einfluss auf die Personal-
struktur in den öffentlichen Verwaltungen, sondern betrifft unmittelbar auch die
Aufgaben der Verwaltung. Die Alterung der Gesellschaft und damit der Kunden
öffentlicher Dienstleistungen bedingt, dass sich die Verwaltungen neuen Anforde-
rungen stellen und ihre Dienstleistungen qualitativ und quantitativ anpassen
müssen. Diese Veränderungen haben wiederum unmittelbare Konsequenzen für
Anzahl und Qualifikation des erforderlichen Personals.
Während die Gesamtbevölkerung in Deutschland bis zum Jahr 2020 sogar noch
leicht anwachsen wird, wird die Entwicklung der Bevölkerungszahlen regional auf-
grund unterschiedlicher Entwicklungen der Parameter Wanderung, Altersstruktur
und Fertilität sehr unterschiedlich verlaufen. Gerade die ostdeutschen Länder wer-
den auch in den kommenden Jahren einen anhaltenden Bevölkerungsrückgang mit
einer beschleunigten Alterung der Bevölkerungsstruktur erleiden. Grob vereinfacht,
lässt sich prognostizieren, dass es mit einem Bevölkerungsrückgang allgemein auch
zu einem Rückgang der Nachfrage nach vielen Leistungen der öffentlichen Hand
kommt und sich aufgrund der verschobenen Altersstruktur die Art der nachgefrag-
ten Leistungen verändern wird. In welchen Bereichen und in welchem Umfang die
Nachfrage nach öffentlichen Leistungen zurückgeht oder in welchen Aufgabenfel-
dern sie gegebenenfalls auch steigt, muss jedoch regional und funktional differen-
ziert bewertet werden.
Wanderungsverluste und eine veränderte Altersstruktur der Bevölkerung haben
auch Auswirkungen auf die Wirtschaftskraft der Länder und damit auf Steuerauf-
kommen und Finanzkraft der öffentlichen Haushalte. Wenn vor allem junge und ein-
kommenssteuerstarke Bürger einem Land oder einer Stadt den Rücken kehren, ist
der Haushaltseffekt der Abwanderung deutlich höher, als er sich im Bevölkerungs-
rückgang widerspiegelt.
Wird unterstellt, dass gerade struktur- und einnahmeschwache Länder in Zukunft
versuchen werden, die Effizienzreserven in den Verwaltungen zu heben, ergeben
sich mit einem stark vereinfachten Modell, das die Beschäftigung im öffentlichen
Dienst an die Bevölkerungsentwicklung und an ein Effizienzbenchmark von
36,8 Mitarbeitern im öffentlichen Dienst auf 1.000 Einwohner knüpft, gerade in den
ostdeutschen Ländern hohe Reserven für einen Personalabbau (vgl. Abbildung 23).
In der Realität werden jedoch Kostenremanenzen, politische Gründe und eine
notwendige Grundversorgung an öffentlicher Infrastruktur bedingen, dass die
Personalausstattung der Öffentlichen Verwaltungen nicht einfach proportional zur
Bevölkerungsentwicklung reduziert werden kann. Belastbare Trendaussagen zum
Personalbedarf im öffentlichen Dienst können folglich nicht auf der aggregierten
Ebene geführt werden, sondern sollten idealerweise anhand von angebotspoliti-
schen Interessen und Nachfrage auf der Ebene einzelner Verwaltungsbereiche
geführt werden.
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Abbildung 23 | Szenario einer rechnerischen Personalreduktion im öffentlichen
Dienst bis 2020 nach Bundesländern, orientiert am »Effizienzbenchmark«
Schleswig-Holstein61
Quelle: Prognos 2008
Auch bei einer differenzierten Analyse einzelner Verwaltungsbereiche bestimmt
jedoch häufig eine Vielzahl zum Teil gegenläufiger Faktoren die Prognose. Ein Bei-
spiel für solche gegenläufigen Rahmenbedingungen bietet die Vorhersage des Leh-
rerbedarfs: Als gesichert gilt, dass sich die Zahl der Schüler deutschlandweit bis
2020 um ca. 2,1 Mio. Schüler reduzieren wird.62 Rein rechnerisch könnten damit in
diesem Zeitraum für alle Jahre zusammen bis 2020 80 Mrd. Euro eingespart werden,
inklusive potentieller Einsparungen beim Personalbestand. Gleichzeitig wird jedoch
berechtigt diskutiert, die zu erwartenden Einsparungen in einen Ausbau der
Qualität von Bildung zu investieren und entsprechend das Personal nicht zu redu-
61 Die Prognose der erwarteten Personalreduktion im öffentlichen Dienst bis 2020 berücksichtigt den
prognostizierten Bevölkerungsrückgang/-wanderung bis 2020 in den Ländern und unterstellt modell-
haft, dass alle Länder das günstigste Verhältnis von Beschäftigten im öffentlichen Dienst je 1.000 Ein-
wohner anstreben (2006 Schleswig-Holstein mit 36,8 Beschäftigten im öff. Dienst je 1.000 EW).
62 Vgl. Kultusministerkonferenz (2006)
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zieren, sondern stattdessen das Betreuungsverhältnis zu verbessern und das Ange-
bot von Ganztagsschulen auszuweiten.63 Insgesamt sind damit im Bildungsbereich
die personellen Konsequenzen für den öffentlichen Sektor noch offen. In anderen
Bereichen, wie dem Bereich sozialer Dienstleistungen, zeichnet sich z. B. bei Alten-
pflege oder Kleinkinderbetreuung64 eine steigende Nachfrage ab, die aufgrund der
hohen Personalintensität dieser Bereiche zu einem stark steigenden Personalbedarf
führen wird. Offen ist hier jedoch wiederum, in welchem Ausmaß diese Leistungen
zukünftig von privaten Unternehmen erbracht werden.
3.3 Fachkräftebedarf und -angebot
Die zunehmenden Ungleichgewichte auf den Arbeitsmärkten sind eine weitere Ent-
wicklung, welche das Personalmanagement im öffentlichen Dienst direkt beeinflusst:
Wird unterstellt, dass sich Bildungsbeteiligung, Tätigkeitsstruktur, Erwerbsbeteili-
gung und Arbeitszeit gegenüber 2004 nicht verändern, baut sich bis 2030 auf dem
deutschen Arbeitsmarkt eine Arbeitskräftelücke von 5,5 Mio. Personen auf, bis 2010
fehlen bereits 1,5 Mio. Erwerbstätige.65 Die Frage des zukünftigen Arbeitskräftean-
gebots für den öffentlichen Dienst ist dabei jedoch nicht ausschließlich quantitativer
Natur, sondern auch die Qualität wird eine entscheidende Rolle spielen. Gerade die
Nachfrage nach hochqualifizierten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen66 wird sich in
Zukunft weiter verstärken. Infolgedessen werden vor allem Arbeitsplätze für Fach-
kräfte und Akademiker nicht besetzt werden können.67 Der heute bereits feststell-
bare Mangel bei Ingenieuren und Fachkräften im IT-Bereich wird sich auch in
Zukunft fortsetzen – so wird erwartet, dass im Jahr 2015 bereits rund 11 % der
Stellen für Ingenieure nicht besetzt werden.68 Der Arbeitskräftemangel wird sich
jedoch auch auf andere, nichtakademische Fachrichtungen ausweiten – bis 2030
betrifft das Fachkräfteproblem dann mehr als die Hälfte aller Fachrichtungen und
Qualifizierungen.69
Abbildung 24 zeigt, dass die öffentliche Verwaltung mit 37 % ihrer Beschäftigten
(neue Bundesländer 44 %) schon heute der Arbeitgeber mit dem zweithöchsten
Anteil an hochqualifizierten Mitarbeitern ist. Angesichts eines anhaltenden gesamt-
wirtschaftlichen Trends zu höheren Qualifizierungen zeichnet sich ab, dass die
öffentliche Hand in eine wachsende Konkurrenz mit anderen Sektoren um qualifi-
zierte Kräfte treten muss. Vor dem Hintergrund der erwarteten Pensionierungs-
wellen auch in der Privatwirtschaft werden viele öffentliche Arbeitgeber Schwierig-
keiten bekommen, ihren wieder ansteigenden (Ersatz-)Bedarf zu decken.
63 Vgl. Robert Bosch Stiftung (2006)
64 Nach dem Beschluss der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum Betreuungsausbau vom 28.08.2007 werden
bis 2013 ca. 750.000 Betreuungsplätze zur Verfügung stehen.
65 Vgl. Prognos AG (2008b)
66 Dies bezieht sich hier auf Hochschul-, Fachhochschulabsolventen sowie Meister/Techniker und Fach-
schulabschlüsse.
67 Vgl. Prognos AG (2008b)
68 Ebenda
69 Ebenda
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Abbildung 24 | Anteile der Erwerbstätigen nach Qualifikationsstufen innerhalb
der Wirtschaftszweige 2003 (in %)
Quelle: IZA Research Report No. 9, 2007
Die generellen Probleme bei der Rekrutierung Hochqualifizierter stellen sich bei
akademisch ausgebildetem Personal noch wesentlich gravierender dar, da im öffent-
lichen Dienst ein großer Teil des Personals Qualifizierungen erfordert, die insgesamt
zukünftig stärker nachgefragt werden. So zeigt Abbildung 25 zum einen rechts die
Verteilung der Absolventen der verschiedenen Hochschulfächergruppen im Perso-
nal der öffentlichen Verwaltung, wobei die anhaltende Dominanz der Rechtswissen-
schaften im öffentlichen Dienst deutlich wird. Gleichzeitig wird links der erwartete
zusätzliche Bedarf an Personen je Fächergruppen bis 2020 für alle Wirtschaftssek-
toren in Deutschland abgebildet. Der prognostizierte Bedarf orientiert sich an dem
erwarteten Wachstum einzelner Branchen und deren typischerweise rekrutierten
Fächergruppen.70 Dabei wird deutlich, dass vor allem bei den Gruppen Ingenieur-
wissenschaften (ohne Architekten, Bau- und Maschinenbauingenieure), Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften, Erziehungswissenschaften und Lehramt, aber auch in den
Rechtswissenschaften mit einem deutlichen Anstieg der Nachfrage gerechnet wird.
Gleichzeitig rekrutiert der öffentliche Dienst 80 % seiner Mitarbeiter aus diesem
Bereich. Angesichts der gesteigerten Nachfrage deutschlandweit wird es für den
öffentlichen Dienst somit zunehmend schwierig werden, aus diesen Bereichen quali-
fiziertes Personal in ausreichender Zahl zu rekrutieren.
70 In dieser Berechnung wird davon ausgegangen, dass bis 2020 ca. 1,7 Mio. zusätzliche Arbeitskräfte
nötig sein werden, um den Bedarf decken zu können. Der Arbeitskräftebedarf kann dann auf die Bran-
chen und schließlich auf die einzelnen Fächergruppen heruntergebrochen werden.
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Abbildung 25 | Vergleich der derzeitigen Verteilung der Fachkräfte im öffentlichen
Dienst71 und erwartete Nachfrage an zusätzlichen Arbeitskräften bis 2020 nach
Fächergruppen
Quelle: IZA Research Report No. 9, 2007
Parallel wird sich aber auch der Bedarf an Fachkräften in der öffentlichen Verwal-
tung verschieben. Dabei werden jene Bereiche einen starken Bedarfsanstieg ver-
zeichnen, die die Bedürfnisse der älter werdenden Gesellschaft widerspiegeln, z. B.
die Sozial- und Pflegeberufe. Stärker nachgefragt werden ferner auch solche Berei-
che, die zukünftigen gesellschaftlichen Entwicklungen Rechnung tragen, z. B. dem
Anstieg der berufstätigen Frauen und damit der gesteigerten Nachfrage nach Kin-
der- und Kleinkinderbetreuung. Der Beschluss der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum
Betreuungsausbau bis 2013, für 35 % der unter Dreijährigen in Deutschland Betreu-
ungsangebote zu schaffen und so einen Rechtsanspruch auf Betreuungsplätze von
1–3 Jahre zu ermöglichen, unterstreicht diese Entwicklung.72
In der Konsequenz sollte die öffentliche Verwaltung auch ihr Ausbildungsangebot
schon heute an jenen Bereichen ausrichten, die in Zukunft eine tragende Rolle spie-
len, da sonst zukünftig auch bei Fachausbildungen Schwierigkeiten mit der Deckung
des Personalbedarfs erwartet werden können.
71 Die Kategorie »öffentlicher Dienst« folgt hier der Kategorisierung einzelner Wirtschaftszweige des Sta-
tistischen Bundesamtes. Diese ist nicht identisch mit dem allgemeinen Verständnis der Bezeichnung
»Öffentliche Verwaltung« und beinhaltet die Kernverwaltung, aber z.B. nicht den Schulbereich oder kom-
munale Krankenhäuser. Daraus erklärt sich der große Anteil an Juristen.
72 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2007)
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3.4 Zwischenfazit Determinanten
Angesichts eines fortbestehenden Kostendrucks, fortgesetzter Personalreduktion
und des Abbaus von Frühpensionierungsmöglichkeiten wird die Personalstruktur in
der öffentlichen Verwaltung kurzfristig weiter deutlich altern und das Personalma-
nagement daher in den nächsten Jahren in besonderem Maße von den personalpoli-
tischen Folgen des demographischen Wandels gefordert. Parallel steigen durch Ver-
netzung, Aufgabenkonzentration und neue Formen der Zusammenarbeit (sowohl
public-privat als auch public-public) die Anforderungen an die Kompetenzen der
Mitarbeiter. Gleichzeitig wird der Nachwuchs junger, qualifizierter Arbeitskräfte zu
einem knappen Gut. Der mittelfristig, durch die Verrentung personalstarker Alters-
kohorten wieder stark steigende Nachwuchsbedarf der öffentlichen Arbeitgeber
wird auf einen deutlich verschärften Wettbewerb um qualifizierte Kräfte mit priva-
ten Arbeitgebern treffen.
Die Tatsache, dass sich insbesondere die Laufbahngruppe des höheren Dienstes
einer deutlichen Alterung gegenübersieht, ist dabei besonders problematisch. Ins-
besondere diese Laufbahngruppe wird zukünftig bei der Rekrutierung von Nach-
wuchskräften vom Fachkräftemangel betroffen sein, da in diesen Gruppen ein über-
durchschnittlich großer Teil des Personals eine hohe Qualifizierung besitzt. Zudem
wird gerade bei den Fächergruppen, in denen der öffentliche Dienst mehr als drei
Viertel seiner Mitarbeiter rekrutiert (v. a. Ingenieurwissenschaften, Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften, Erziehungswissenschaften und Lehramt, Rechtswissenschaf-
ten), deutschlandweit mit einem deutlichen Anstieg der Nachfrage gerechnet. Auch
regional zeigen sich deutliche Unterschiede: In einigen Bereichen, so z. B. auf kom-
munaler Ebene, ist das Personal in Ostdeutschland älter als in Westdeutschland.
Erste Analysen lassen vermuten, dass trotz sinkender Nachfrage infolge des demo-
graphischen Wandels der Wegfall eines Großteils des Personals infolge von Ruhe-
standseintritten nicht vollständig durch weiteren Stellenabbau kompensiert werden
kann.
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Die Analyse der Personalstruktur in der öffentlichen Verwaltung macht deutlich,
dass alle Ebenen der öffentlichen Verwaltung vor großen personellen Herausforde-
rungen stehen. Auch wenn sich die Situation je nach Region, Aufgabenbereich und
Hierarchiestufe unterschiedlich darstellt, so wird dennoch deutlich, dass die Perso-
nalverantwortlichen in vielen Verwaltungen kurzfristig reagieren müssen, um die
Leistungsfähigkeit ihrer Mitarbeiter zu erhalten und nicht durch Pensionierungs-
wellen und das Ausscheiden ihrer Leistungsträger überrascht zu werden. Der Ein-
stieg in eine demographiefeste Personalpolitik bedeutet, dass bereits heute die per-
sonalpolitischen Weichen für morgen gestellt werden müssen. Befragungen unter
Führungskräften auf kommunaler Ebene zeigen, dass die Alterung des Personals
durchaus als wichtiges Handlungsfeld wahrgenommen wird.73 Allerdings mangelt es
in weiten Teilen nach wie vor an der Umsetzung adäquater Maßnahmen.
Grundsätzlich wird es darauf ankommen, die komplexer werdenden Dienstleistun-
gen der öffentlichen Hand zukünftig mit weniger, dafür aber deutlich älterem und
im Durchschnitt höher qualifiziertem Personal zu erfüllen. Für die Personalverwal-
tung im öffentlichen Dienst stellen sich damit zwei zentrale Aufgaben:
1. Die öffentlichen Arbeitgeber müssen auf das stetig steigende Durchschnittsalter
ihrer Mitarbeiter reagieren. Dabei muss sichergestellt werden, dass deren Arbeits-
fähigkeit, Innovationsfähigkeit und Motivation bis ins hohe Alter erhalten werden
kann. Unter anderem müssen dazu auch die Stärken älterer Mitarbeiter klar identi-
fiziert und strategisch genutzt werden.
2. Der öffentliche Sektor muss bestrebt sein, seinen Personalbedarf auf allen Ebe-
nen langfristig decken zu können und eine ausreichende Anzahl an Nachwuchskräf-
ten zu sichern. Vor dem Hintergrund eines steigenden Wettbewerbs um qualifizier-
tes Personal (»war for talents«) müssen neue Handlungsmöglichkeiten entwickelt
werden, um sich als attraktiver Arbeitgeber zu profilieren und die Personalbeschaf-
fung allgemein und besonders der Nachwuchsführungskräfte zu verbessern.
In der Konsequenz muss die öffentliche Verwaltung einen Wechsel von passiver
Personalverwaltung zu einem professionellen Personalmanagement vollziehen.
Schon im Rahmen der bisherigen Verwaltungsmodernisierung hat sich eine Neuge-
staltung der Personalarbeit durchgesetzt: von einer administrativ orientierten Per-
sonalverwaltung hin zu einem systematischen Personalmanagement. Dieser Wechsel
muss nun forciert vollzogen werden. In dieser Managementperspektive werden Mit-
arbeiter nicht mehr nur als Kostenfaktor begriffen, stattdessen wird anerkannt, dass
der dominante Leistungsfaktor im Personal der öffentlichen Verwaltung liegt.
73 Vgl. Bartel (2007)
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Bundesagentur für Arbeit: Demographiesensible Personalpolitik über
Diversity Management
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) hat ein Programm zur demographiesensiblen
Ausrichtung ihrer Personalpolitik über Diversity Management entwickelt. Von
familienorientierter Personalpolitik bis hin zu gezielter Altersstrukturpolitik soll
einer an Lebenszyklusphasen orientierten Personalentwicklung in einem inte-
grierten Personalmanagementansatz Rechnung getragen werden. Um dauerhaft
eine hohe Leistungs- und Innovationsfähigkeit als Dienstleister zu sichern, soll
gezielt die Vielfalt der unterschiedlichen Kompetenzen in der Organisation
genutzt und gefördert werden und Chancengleichheit integraler Bestandteil der
Personalpolitik werden. Das Konzept der »Demographiesensiblen Personalpolitik«
wird anhand von Maßnahmen in den Handlungsfeldern Führung, Rekrutierung,
Personalentwicklung, Qualifizierung, Gesundheitsmanagement und Kommunika-
tion schrittweise bundesweit umgesetzt. Es bündelt damit unterschiedliche Maß-
nahmen, wie bspw. den Einsatz dialogbasierter Führungsinstrumente unter Ein-
beziehung der individuellen Berufs- und Lebensplanung, Workshops zu Themen
des Diversity Managements, Sensitivitätstrainings, den Aufbau eines Senior
Consultants Pool und eine Rekrutierungspolitik 50 plus unter dem Dach einer
integrierten Strategie.
In öffentlichen Verwaltungen wie auch in Unternehmen nimmt das Personalmanage-
ment eine Querschnittsfunktion ein. Es richtet sich an alle Hierarchieebenen und
alle Leistungseinheiten der Organisation. Dabei ist ein modernes Personalmanage-
ment von einem grundsätzlich prozessualen Charakter geprägt, der dem »Erwerbs-
lebenszyklus« eines Mitarbeiters folgt. Dieser Lebenszyklus beginnt mit der
Personalgewinnung, bei der potentielle Kandidaten angeworben und geeignete
Mitarbeiter ausgewählt werden. Die Mitarbeiter werden dann entsprechend ihrer
Fähigkeiten in der Organisation eingesetzt und gefördert, mit dem Ziel, ein langfris-
tiges Engagement sicherzustellen und ihr Wissen und ihre Fähigkeiten für die Orga-
nisation zu erhalten und auszubauen. Zum Abschluss des Erwerbslebenslaufes, wird
das Personal in Form von (Früh-)Verrentung oder Kündigung freigestellt. Aus der
Managementperspektive wird der Personalgewinnung unternehmensintern die
Personalplanung vorangestellt. Weiterhin wird ein modernes Personalmanagement
um die Phase des Ehemaligenmanagements erweitert, das sich mit der Beziehung
der Organisation zu Mitarbeitern nach deren Freistellung beschäftigt. Ziel hierbei
ist, die Kenntnisse und Fähigkeiten von Mitarbeitern auch nach deren Ausscheiden
für das Unternehmen nutzbar zu machen.
Aus dieser Prozessperspektive leiten sich auf der funktionalen Ebene verschiedene
Handlungsfelder für das Personalmanagement ab, die sich in eine systemische und
eine interaktionale Ebene unterscheiden lassen. Auf der systemischen Ebene sind
dies die Handlungsfelder:
:: Strategisches Personalmanagement
:: Dienstrecht und Vergütungspolitik
:: Personalmarketing
:: Arbeitsorganisation
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:: Gesundheitsmanagement
:: Personalentwicklung
Auf der interaktionalen Ebene werden diese ergänzt um das Handlungsfeld:
:: Organisationskultur und Personalführung
Abbildung 26 | Dimensionen des Personalmanagements74
Quelle: Prognos AG 2008
Abbildung 26 stellt den Personalmanagementprozess in seinem Ablauf dar und
macht deutlich, an welcher Stelle die unterschiedlichen Handlungsfelder des Perso-
nalmanagements auf den Personalmanagementprozess einwirken.
Im Folgenden werden die Elemente eines demographieorientierten Personalmana-
gements im öffentlichen Dienst anhand der einzelnen funktionalen Handlungsfelder
entwickelt. Für jedes Handlungsfeld werden geeignete Managementinstrumente für
die Praxis vorgestellt. Ergänzend veranschaulichen Best Practice Beispiele aus deut-
schen Verwaltungen, wie bereits heute erfolgreich demographieorientiertes Perso-
nalmanagement umgesetzt wird.
Bevor die Maßnahmen in den einzelnen Handlungsfeldern diskutiert werden, sei an
dieser Stelle auf zwei Aspekte verwiesen, die bei der Gestaltung einer demographie-
orientierten Personalpolitik im öffentlichen Sektor beachtet werden müssen:
Wenn auch für jede Behörde ein individuelles Maßnahmenpaket gefunden werden
muss, gilt angesichts der Größe der Aufgabe, dass die Umsetzung von Einzelmaß-
nahmen allein nur eine sehr begrenzte Wirkung entfalten kann. Stattdessen bedarf
74 In Anlehnung an Thom/Ritz (2008)
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es eines ganzheitlichen Ansatzes, der einzelne Maßnahmen miteinander in einer
kohärenten Personalmanagementstrategie verbindet.
Viele Personalmanagementmaßnahmen sind aus der Privatwirtschaft und der
Managementliteratur bereits bekannt. In der Tat beinhaltet demographieorientiertes
Personalmanagement nicht völlig neuartige Konzepte, sondern bedeutet vielmehr
die sinnvolle Kombination bereits bekannter Instrumente. Dabei muss in Bezug auf
die öffentlichen Arbeitgeber jedoch vor einer simplen Übertragung der Manage-
mentinstrumente aus der Privatwirtschaft auf die Verwaltung gewarnt werden.75
Bei der Auswahl der Instrumente muss den zum Teil sehr spezifischen Rahmen-
bedingungen des Personalmanagements in der öffentlichen Verwaltung Rechnung
getragen werden. Gleichzeitig greifen aber auch Argumente zu kurz, die in den spe-
zifischen Rahmenbedingungen des öffentlichen Dienstes grundsätzliche Hemmnisse
für eine zukunftsorientierte Personalpolitik sehen.
Der öffentlichen Verwaltung kann im Bereich des Personalmanagements aufgrund
ihrer Altersstruktur durchaus eine Vorreiterrolle zukommen. Gerade mit Blick auf
das Personalmanagement älterer Belegschaften wurden bisher in der Privatwirt-
schaft wenig Erfahrungen gesammelt. Viele Unternehmen entscheiden sich regel-
mäßig gegen die Beschäftigung älterer Mitarbeiter und für staatlich unterstützte
Frühverrentungsmodelle. Angesichts der demographischen Entwicklung wird diese
Möglichkeit in Zukunft deutlich weniger zu nutzen sein. Die Herausforderungen an
das Personalmanagement in Zeiten des demographischen Wandels sowohl mit Blick
auf ältere Mitarbeiter als auch auf das Rekruting von Nachwuchskräften spielt somit
für die Privatwirtschaft eine immer größere Rolle. Beide Sektoren können und soll-
ten bei der Bewältigung der personalpolitischen Aufgaben der Zukunft voneinander
lernen.76
4.1 Strategisches Personalmanagement
Die Notwendigkeit eines strategischen Personalmanagements in öffentlichen Verwal-
tungen ergibt sich aus einem notwendigen Perspektivwechsel in Bezug auf das
Selbstverständnis und die Erfolgsfaktoren der öffentlichen Hand. Diese Perspektive
nimmt zur Kenntnis, dass die öffentliche Verwaltung als serviceorientierter Dienst-
leister gegenüber dem Bürger auftreten muss. Gerade bei serviceorientierten
Dienstleistungen – das zeigen auch Erfahrungen aus der Privatwirtschaft – kommt
dem Personal und dessen Management eine zentrale Rolle zu. Demnach werden die
Mitarbeiter in modernen Verwaltungen nicht mehr nur als »Kostenstelle« wahrge-
nommen, sondern als Ressource, die wesentlich zum Erfolg beiträgt. Leistungs- und
Effizienzsteigerungen werden auch in der öffentlichen Verwaltung in Zukunft vor
allem über das Personal realisiert werden. Dieser Wandel zu einer ressourcenorien-
tierten Sichtweise auf die Verwaltung bedeutet gleichzeitig, dass die Anforderungen
an die öffentliche Verwaltung nicht ausschließlich vom »Markt« (den Bürgern) und
der Politik her entwickelt werden können, sondern dass sich diese auch eng an den
75 Vgl. Ridder/Hoon (2000) und Schneider/Sadowski (2004)
76 Eine mögliche Plattform für den sektorübergreifenden Wissenstransfer bietet das Demographie Netz-
werk (ddn) (www.demographie-netzwerk.de).
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Möglichkeiten des Personals als limitierender Faktor orientieren müssen. Wenn
aber das Personal eine knappe und strategisch wichtige Ressource ist, muss auch
strategisch mit ihm umgegangen werden. Öffentliche Arbeitgeber brauchen daher
ein handlungsfähiges, strategisches Personalmanagement.
Die Aufgaben im Handlungsfeld »Strategisches Personalmanagement« stellen sich
wie folgt dar:
1. Strategiefähigkeit schaffen. Mit geeigneten organisatorischen Rahmenbedingun-
gen die Verwaltung befähigen, auch in Bezug auf das Personal strategisch handeln
zu können.
2. Die Ressource Personal zukunftsfähig machen. Die Leistungsfähigkeit erhalten
und die strategisch wichtigen Kompetenzen aufbauen.
3. Den zukünftigen Personalbedarf quantitativ und qualitativ sicherstellen.
4.1.1 Strategiefähigkeit schaffen
Strategisches Handeln braucht klare Zielsetzungen von der Führungsebene. Um das
Personalmanagement in die Lage zu versetzen, strategisch handeln zu können und
eine Unterstützung der notwendigen Maßnahmen durch die Führungsebene zu
gewährleisten, muss das Personalmanagement innerhalb der Verwaltungshierarchie
ausreichend hoch angesiedelt sein. Die Frage der hierarchischen Einordnung des
Personalmanagements ist eine zentrale Voraussetzung, um auch in Personalfragen
strategisch denken zu können.
In der Praxis zeigt sich jedoch auf der Ministerialebene des Bundes und auch der
Länder, dass die Aufgaben des Personalmanagements gewöhnlich durch eine Zen-
tralabteilung wahrgenommen werden, die neben Personalfragen auch alle weiteren
administrativen Aufgaben (z. B. Aktenpflege, IT-Management, Justiziariat, Haushalts-
wesen etc.) wahrnimmt. Diese breite Aufgabenspanne der »Z-Abteilungen« bedeutet
aber, dass auf Führungsebene eine Konzentration auf Fragen des Personalmanage-
ments schwerfällt. Dieses strukturelle Defizit beschränkt von vornherein die Mög-
lichkeiten strategischen Personalmanagements in der öffentlichen Verwaltung. Dem-
gegenüber kann die Organisationsstruktur von Personalmanagementaufgaben in der
Privatwirtschaft als Vorbild gelten. So findet sich in den meisten größeren Unter-
nehmen in Deutschland wie international mit einem Personalvorstand oder CPO
(Chief Personnel Officer) eine Führungsperson auf Vorstands- oder Geschäftsfüh-
rungsebene, die speziell mit Fragen des (strategischen) Personalmanagements
(Rekrutierung, Personalentwicklung etc.) befasst ist und diese auch auf höchster
Hierarchieebene thematisiert. Eine solche Struktur stellt auf der einen Seite sicher,
dass die Strategie des Personalmanagements mit der Gesamtstrategie des Unterneh-
mens kompatibel ist. Auf der anderen Seite können Aspekte des Personalmanage-
ments in die gesamte Unternehmensstrategie einfließen. Auch in der öffentlichen
Verwaltung sollte durch vergleichbare Strukturen die Strategiefähigkeit erhöht wer-
den und dem Personalmanagement organisatorisch mehr Gewicht verliehen werden.
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Erfolgreiches Personalmanagement durch Hierarchie in Frankreich
Um Fragen des Personalmanagements stärker Gewicht zu verleihen und in die
Arbeit der öffentlichen Verwaltung zu integrieren, wurden in Frankreich Anfang
der 1990er-Jahre auf Ministerialebene die GPEEC-Pläne eingeführt (»plan de ges-
tion prévisionnelle des emplois, des effectifs et des compétences«). Darin werden
die Minister verpflichtet, Personalstrategien zu entwerfen, die die Aufgaben des
jeweiligen Ministeriums, ebenso wie das Altern der Bürger und der Mitarbeiter
mit einbeziehen. Dadurch werden die Notwendigkeit des strategischen Personal-
managements, aber auch die daraus resultierenden Handlungsmöglichkeiten
gerade auch auf der Führungsebene stärker betont und besser in die Gesamt-
strategie integriert. Darüber hinaus wird die demographische Entwicklung besser
berücksichtigt sowie die Wettbewerbsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung
hinsichtlich der Personalrekrutierung erhöht. Eine konsequente Zuweisung von
Personalmanagementaufgaben auf die Führungsebene erweitert so den strategi-
schen Handlungsspielraum für Personalfragen.77
Trotz der Notwendigkeit, strategisches Personalmanagement auf der Führungs-
ebene zu positionieren, muss dieses gleichzeitig in enger Abstimmung mit den
Fachabteilungen stattfinden, in denen die Mitarbeiter beschäftigt sind. Strategisches
Personalmanagement in der öffentlichen Verwaltung, aber auch in der Privatwirt-
schaft, setzt somit eine umfangreiche vertikale und horizontale Abstimmung voraus.
Dadurch wird erreicht, dass sowohl die Bedürfnisse der Mitarbeiter als auch die
Anforderungen und Ziele der Verwaltung als Ganzes ausreichend berücksichtigt
werden können. Entsprechend muss die Organisationsstruktur der öffentlichen
Verwaltung Prozesse und Abstimmungskanäle bereitstellen, die eine effiziente und
effektive Koordination des Personalmanagements ermöglichen. Genau wie die
hierarchische Einordnung bietet somit auch der Aufbau von institutionalisierten
Koordinationskanälen in Personalfragen ein Instrument, das die Voraussetzung des
strategischen Personalmanagements schaffen kann.
Die Fähigkeit zur Entwicklung einer Strategie setzt klare Ziele voraus, die von der
Führung vorgegeben werden müssen. Eine koordinierte Rückkopplung der Ziele mit
den Mitarbeitern kann aber deren Akzeptanz in der Verwaltung deutlich erhöhen
und auch neuen Input für die Strategie liefern. Das Instrument einer Leitbildent-
wicklung (vgl. Kapitel 4.7) kann hier unterstützend genutzt werden.
4.1.2 Die Ressource Personal zukunftsfähig machen
Zentrale Aufgabe des strategischen Personalmanagements ist es sicherzustellen,
dass die vorhandenen Mitarbeiter auch in Zukunft in der Lage sind, die komplexen
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrzunehmen. Dazu gilt es, zukünftige
Entwicklungen möglichst klar zu antizipieren und deren Konsequenzen für das Per-
sonal abzuleiten.
77 Vgl. OECD (2007)
59
Derzeitige Trends, die im strategischen Personalmanagement mit Blick auf das vor-
handene Personal berücksichtigt werden müssen, sind beispielsweise:
:: Aufgabenentwicklung: Die öffentliche Verwaltung wird sich in Zukunft aufgrund
der Änderung der Altersstruktur der Gesamtbevölkerung einer veränderten Nach-
frage bestimmter öffentlicher Leistungen gegenübersehen.
:: Alterung: Der steigende Anteil älterer Arbeitnehmer erfordert ein alters- und
alternsgerechtes Personalmanagement.
:: Prozesseffizienz: Angesichts der fortschreitenden technologischen Entwicklung
(v. a. IT-Sektor) sind auch in der öffentlichen Verwaltung in den kommenden
Jahren weitere Effizienzsteigerungen zu erwarten.
Um diese und vergleichbare Trends zu erfassen und zu systematisieren, können
auch im Personalmanagement Instrumente wie Delphibefragung, Zukunftswork-
shops oder Szenariotechniken zum Einsatz gebracht werden.
Stadt Oldenburg: Bedarfsorientierte Personalplanung sichert Flexibilität im
Umgang mit dem demographischen Wandel
Eine angespannte Finanzlage erschwert auch in der Stadt Oldenburg eine lang-
fristig ausgerichtete, strategische Personalbeschaffung. Die objektive Stellen-
prüfung durch das Amt für Personal- und Verwaltungsmanagement der Stadt
Oldenburg eröffnet trotz Sparzwangs die Chance, wichtige Positionen auch durch
Neueinstellungen nachzubesetzen – sofern die Notwendigkeit der zu besetzenden
Stelle nachgewiesen wird. Die Stadt Oldenburg sichert sich damit eine wichtige
Flexibilität im Umgang mit dem demographischen Wandel.
Mit Hilfe des Instrumentariums des modifizierten Einstellungsstopps werden
Stellenwieder- oder Neubesetzungen in jedem Einzelfall durch das Amt für Perso-
nal- und Verwaltungsmanagement im Hinblick auf ihre Notwendigkeit überprüft.
Ein Beratungsteam mit den Schwerpunkten Personalentwicklung, Organisations-
entwicklung, Informations- und Kommunikationstechnik prüft nicht nur, ob eine
freie Stelle wieder besetzt werden muss, sondern macht gleichzeitig auch Vor-
schläge, ob und wie die betroffene Einheit in der Ablauforganisation unter Einbe-
ziehung neuer Techniken und Geschäftsprozessoptimierungen verbessert werden
kann. Eine interne oder externe Stellenausschreibung folgt erst danach. Jede
externe Wiederbesetzung muss außerdem durch den Oberbürgermeister freige-
geben werden.
Das Amt für Personal- und Verwaltungsmanagement arbeitet als interne Beratung
und Begleitung der Fachämter. Eine hohe fachliche Qualifikation und die Bünde-
lung der Kompetenzen Personalentwicklung/Organisation/Informations- und
Kommunikationstechnik erleichtern die Koordination auch bezüglich der Perso-
nalplanung.
Eine weitere Aufgabe des strategischen Personalmanagements mit Blick auf die
zukünftigen Qualifikationsanforderungen ist sicherzustellen, dass die Personalres-
sourcen der Verwaltung effektiv und effizient genutzt werden. Dahinter steht die
Frage, ob die einzelnen Leistungen der Verwaltung in der richtigen organisatori-
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schen Art und Weise und schließlich mit dem richtigen Personal erbracht werden.
Eine Analyse und Kritik der erbrachten öffentlichen Leistungen vor dem Hinter-
grund der Kernaufgaben der Verwaltung (z. B. mit den Instrumenten der Aufgaben-
analyse und –kritik) kann dann helfen, das vorhandene Personal strategisch richtig
einzusetzen und den Bedarf für Personalentwicklung zu identifizieren. Ein effekti-
ver und effizienter Personaleinsatz verschafft der Verwaltung zudem zusätzlichen
Handlungsspielraum für strategisches Personalmanagement, da über die Quantität
und Qualität der eingesetzten Personalressourcen mehr Klarheit herrscht.
Eine Möglichkeit zur Analyse und Kritik der Dienstleistungen der öffentlichen Ver-
waltung ist die Bewertung dieser Leistungen mit Blick auf ihre Einzigartigkeit und
ihre Bedeutung für die Wahrnehmung der Kernaufgaben (vgl. Abbildung 27).
Aus der unterschiedlichen Einordnung der Leistungen können dann verschiedene
Personalstrategien für die Mitarbeitergruppen abgeleitet werden, die diese Leistung
erbringen. Gerade im Hinblick auf gesetzlich verpflichtende Aufgaben ergibt sich
für viele Leistungen eine hohe Bewertung der Einzigartigkeit. Für Mitarbeiter, die
einzigartige Leistungen erbringen, die zudem wichtig für die Erfüllung der Kern-
aufgaben sind, lässt sich das personalstrategische Ziel der internen Personalent-
wicklung und langfristigen Bindung (z. B. über das Beamtenverhältnis) ableiten.
Demgegenüber können weniger einzigartige Leistungen, die nicht den Kernaufgaben
zugeordnet werden, von (internen oder externen) Mitarbeitergruppen wahrgenom-
men werden, die über kurz- und mittelfristige Verträge die Leistungserbringung für
die öffentliche Verwaltung sicherstellen.
Abbildung 27 | Ableitung von Personalstrategien auf Basis der Bewertung
der öffentlichen Dienstleistungen
Quelle: In Anlehnung an Ridder/Hoon (2000)
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4.1.3 Den zukünftigen Personalbedarf quantitativ und qualitativ sicherstellen
Neben dem Erhalt der Leistungsfähigkeit der vorhandenen Mitarbeiter ist es darü-
ber hinaus Aufgabe des strategischen Personalmanagements sicherzustellen, dass
auch der zukünftige Personalbedarf der öffentlichen Verwaltung gedeckt werden
kann.
Auch zur Bearbeitung dieser Aufgabe ist es notwendig, zukünftige Trends zu erfas-
sen und zu bewerten. Derzeit aktuelle Trends für das strategische Personalmanage-
ment mit Blick auf den zukünftigen Personalbedarf sind beispielsweise:
:: Der unter anderem dem demographischen Wandel geschuldete Rückgang der
Anzahl an Nachwuchskräften wird die Zahl der zukünftigen Rekrutierungsmög-
lichkeiten der öffentlichen Verwaltung begrenzen.78
:: Aufgrund von gleichzeitiger Personalreduktion (Haushaltskonsolidierung) und
Aufgabenausweitung verändern sich die Anforderungen an das Personal in der
öffentlichen Verwaltung, sodass in Zukunft höhere Qualifikationen verlangt wer-
den.79
Zentrales Instrument zur Einschätzung des zukünftigen Personalbedarfs ist die
strategische Personalbedarfsplanung. Je nach Detaillierungsgrad bietet sie auf der
Grundlage einer Altersstrukturanalyse zusammen mit den erwarteten Entwicklun-
gen und Trends eine im besten Fall personengenaue Abschätzung des zukünftigen
Nachwuchsbedarfs. Mit einer systematischen Personalbedarfsplanung können, wie
auch das Beispiel Hamburg zeigt, sowohl die Planungen verschiedener Behörden
aufeinander abgestimmt werden, als auch Nachwuchslücken rechtzeitig antizipiert
werden, sodass mit den im Aus- und Weiterbildungsbereich erforderlichen Vorlauf-
zeiten rechtzeitig reagiert werden kann.
Hamburg: Mit systematischer Personalbedarfsplanung frühzeitig reagieren
Um den altersbedingten Veränderungen des Personalbestandes frühzeitig mit
personalpolitischen und personalstrategischen Entscheidungen begegnen zu
können, führt die hamburgische Verwaltung jährlich eine systematische Personal-
bedarfsplanung über einen zukünftigen, achtjährigen Zeitraum durch.
Die Planung wird derzeit für 12 Berufsgruppen (bspw. Steuerverwaltung,
Erzieher, Techniker etc.) durchgeführt und erfasst damit rund 45.000 Vollkräfte
bzw. 80 % der Vollzeitstellen der hamburgischen Verwaltung. Ausgehend von
einem Personalsoll planen die Behörden für die einzelnen Berufsgruppen
zunächst die Auswirkungen einer Veränderung der Aufgabenentwicklung und
möglicher Rationalisierungseffekte. Hierbei unterstützt das Personalamt die
Behörden in Zusammenarbeit mit Finanzbehörde und Senatskanzlei durch eine
Prognose der Rahmenbedingungen und gesamtstädtischen Einflussfaktoren. Zur
Berechnung des Nettopersonalbedarfs werden dann altersbedingte Abgänge fort-
geschrieben und nichtaltersbedingte Abgänge geschätzt. Zentraler Schritt ist
dann die Planung der Deckung des Personalbedarfs. Hierzu ermitteln die Behör-
78 Vgl. Bonin et al. (2007)
79 Vgl. Berman et al. (2006)
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den Planzahlen für die Übernahme von Auszubildenden und Nachwuchskräften
für die interne Einstellung aus eigenen oder anderen Behörden und schließlich
für die darüber hinaus erforderlichen externen Einstellungen.
In der Gesamtschau der Planungen aller Behörden wird deutlich, welche Qualifi-
kationen zukünftig verstärkt benötigt werden. Zudem kann auch ermittelt wer-
den, ob die Planungen der einzelnen Verwaltungseinheiten bezüglich der inter-
nen Rekrutierung realistisch sind oder ob die Konkurrenz um intern verfügbaren
Nachwuchs zu Engpässen führt und somit verstärkt extern rekrutiert oder aus-
gebildet werden muss. Die systematische Planung zeigt bereits Wirkung auf die
Einstellungspolitik der Verwaltung: So konnte die Bauverwaltung auf Basis der
Planung für die Beschäftigtengruppen Architekten, Bauingenieure und sonstige
Ingenieure überzeugt werden, dass mehr Nachwuchskräfte eingestellt werden
müssen.
Instrumente des strategischen Personalmanagements
Instrument Inhalt/Ziel
Delphi-Umfrage/
Zukunftsworkshop/
Szenariotechnik
Mit Hilfe von Umfragen und Workshops mit Beteiligten und Experten werden zu
erwartende Großtrends für die eigene Verwaltung identifiziert und deren Ein-
trittswahrscheinlichkeit bewertet. Diese unterschiedlichen Szenarien können
anschließend in das Personalmanagement und die Personalbedarfsplanung ein-
fließen.
Leitbildentwicklung
und Zieldefinition
Im Rahmen einer Leitbildentwicklung wird den Mitarbeitern die Möglichkeit
gegeben, gemeinsam mit der Leitungsebene die Beziehung der Verwaltungs-
einheiten zu den verschiedenen Stakeholdern (Mitarbeiter, Bürger, politische
Führungskräfte etc.) zu definieren und sich so klar nach außen, aber auch nach
innen zu positionieren. Aus dem Leitbild werden die strategischen Ziele der
Verwaltung abgeleitet, die dann für die einzelnen Verwaltungsbereiche opera-
tionalisiert werden. Das Leitbild ist damit maßgeblich für das gesamte strategi-
sche wie operative Verwaltungshandeln. Damit ist es auch Grundlage für wei-
tere strategische Entscheidungen im Personalmanagement und kann so auch
den Weg für eine demographieorientierte Ausrichtung des Personalmanage-
ments und des Verwaltungshandelns insgesamt ebnen.
Personalbedarfs-
planung
Grundlage der Ermittlung des Personalbedarfs ist eine Personalbestands-
ermittlung, die eine Übersicht über wesentliche Merkmale der beschäftigten
Mitarbeiter gibt. Eine solche Personalbestandserhebung beinhaltet zum einen
eine Altersstrukturanalyse, die einen Überblick über das Alter aller Mitarbeiter
einer Verwaltungseinheit gibt. Zum anderen erfordern sie auch eine Qualifikati-
onsanalyse, die die verschiedenen berufs- und nicht berufsrelevanten Qualifika-
tionen, Fähigkeiten und Potentiale der Mitarbeiter möglichst genau erhebt. Auf
Basis dieser Daten unter Berücksichtigung von Trend- und Aufgabenszenarien
lässt sich eine Personalbedarfsplanung zum zukünftigen quantitativen sowie
qualitativen Personalbedarf einer Verwaltungseinheit entwickeln. Durch eine
solche Analyse können Engpässe und Überhänge bestimmter Altersstufen und
Qualifikationsprofile identifiziert werden, auf die im Rahmen des Personalmana-
gements reagiert werden muss.
Leistungs- und
Tätigkeitsanalyse
sowie Kritik
Die Leistungen oder Tätigkeiten, die von den Mitarbeitern wahrgenommen
werden, sind nicht in jedem Fall identisch mit den Zielen der jeweiligen Verwal-
tungseinheit. Die einzelnen Aufgaben der Mitarbeiter müssen aus diesem Grund
regelmäßig kritisch hinterfragt werden, um Zielkongruenz sicherzustellen.
Dadurch können die zur Verfügung stehenden Ressourcen effizienter zur Ziel-
erreichung eingesetzt werden.
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4.2 Dienstrecht und Vergütung
Neben strategischen Fragen wird das Personalmanagement vom Handlungsfeld
Dienstrecht und Vergütung beeinflusst. Diese formal geprägten Aspekte definieren
einen zum Teil sehr engen gesetzlichen Handlungsspielraum für das Personal-
management in der öffentlichen Verwaltung. Sie sind zudem nur begrenzt durch
den Personalmanager vor Ort zu beeinflussen, da sie von Entscheidungen der
Legislative bzw. der Tarifparteien abhängen.
Trotzdem müssen die Themen Dienstrecht und Vergütung als Teil des demographie-
orientierten Personalmanagements der öffentlichen Verwaltung diskutiert werden,
da sie wesentliche Aspekte der Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Beziehung bestimmen,
wie beispielsweise Fragen der Arbeitsmotivation, Einsatzflexibilität und Entwick-
lungsmöglichkeiten. Dieser Bedeutung entsprechend, sollten die Themen Dienst-
recht und Vergütung zukünftig als Teile des aktiven Personalmanagements stärker
in den Vordergrund rücken.
4.2.1 Dienstrecht
Das Dienstrecht als Pfeiler des Berufsbeamtentums sowie die vergleichbaren Rege-
lungen für Beschäftigte im öffentlichen Dienst wirken sich auf einzelne Bestandteile
des Personalmanagementprozesses sowohl positiv als auch negativ aus.
Die öffentliche Verwaltung muss aufgrund der dienstrechtlichen Bestimmungen sehr
langfristige Personalplanungen mit Mitarbeitern betreiben, die gleichzeitig nur
begrenzt flexibel einsetzbar sind. So kann eine rigide Handhabe des Dienststellen-
plans die Möglichkeiten der flexiblen Personalbedarfsplanung begrenzen. Zudem
sehen sich Bewerber im öffentlichen Dienst teilweise sehr strengen dienstrecht-
lichen Voraussetzungen gegenüber, sodass der Kreis möglicher Bewerber bei der
Personalbeschaffung häufig zusätzlich begrenzt wird. Die in hohem Maße arbeit-
nehmerorientierten Bestimmungen im öffentlichen Sektor beschränken auf der
einen Seite die Möglichkeiten des Personaleinsatzes und der Personalentwicklung.
Gleichzeitig erfordert und ermöglicht die faktische Unkündbarkeit von Beamten und
langjährigen Beschäftigten im öffentlichen Dienst, seitens der Verwaltung den Zeit-
horizont für die Personaleinsatzplanung auf das gesamte Berufsleben zu erweitern.
Neben diesen negativen Aspekten haben Teile des Dienstrechts allerdings auch
durchaus positive Auswirkungen auf das Personalmanagement. Insbesondere die
gesetzlich festgelegte Sicherheit des Arbeitsplatzes und die örtliche Gebundenheit
erhöhen aus Sicht vieler Bewerber die Attraktivität der Arbeit in der öffentlichen
Aufgabenanalyse
und Aufgabenkritik
Ursprünglich als Instrument der Organisationsberatung etabliert, wird in Zu-
kunft das Personal ein wesentlicher Treiber und relevanter Faktor bei der Auf-
gabenanalyse und -kritik sein. Während in der klassischen Aufgabenanalyse und
–kritik die Frage im Vordergrund steht, ob der Staat unter Effektivitäts- und
Effizienzgesichtspunkten eine Aufgabe wahrnehmen sollte, wird in Zukunft auch
die Frage gestellt werden, ob die Verwaltung bestimmte Aufgaben mit Blick auf
das dafür notwendige Personal wahrnehmen kann. So zum Beispiel, ob für be-
stimmte hoch spezialisierte Aufgaben ausreichend qualifiziertes Personal gefun-
den und gebunden werden kann oder wie bestimmte Aufgaben effizienter ge-
staltet werden können, um sie trotz Personalmangels wahrnehmen zu können.
Instrument Inhalt/Ziel
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Verwaltung. Auch die attraktiven Möglichkeiten der flexiblen Teilzeitarbeit fußen
auf Regelungen des Dienstrechts, das auch hier eine positive Wirkung auf das Per-
sonalmanagement entfaltet.
Insbesondere mit Blick auf den wachsenden Anteil älterer Mitarbeiter in der öffent-
lichen Verwaltung müssen jedoch vor allem solche Teile des Dienstrechts überdacht
werden, die die Einsatzflexibilität und Entwicklungsperspektiven älterer Mitarbeiter
begrenzen.
Hamburg: Prüfung von Gesetzen nach altersdiskriminierenden Formulierungen
Im Rahmen des Gender-Mainstreamings wurden bereits an vielen Stellen
geschlechtsdiskriminierende Formulierungen in Gesetzen durch geschlechts-
neutrale ersetzt oder gänzlich entfernt. Die Freie und Hansestadt Hamburg geht
diesen Weg weiter und bereitet sich auf den zu erwartenden Anstieg älterer
Mitarbeiter in der öffentlichen Verwaltung vor. Dazu beauftragte das zentrale Per-
sonalamt einen ehemaligen Mitarbeiter im Rahmen einer Nebentätigkeit damit,
Verordnungen und Regelungen der Hamburger Verwaltung mit Bezug zum Perso-
nal zu prüfen und solche Formulierungen zu identifizieren, die ältere Mitarbeiter
diskriminieren. Im Rahmen dieses juristischen »Age-Mainstreamings« wurden
Verordnungen zur Personaleinstellung oder zur Personalentwicklung geprüft. So
z. B. bestimmte Altersgrenzen bei der Einstellung neuer Mitarbeiter oder Verein-
barungen, nach denen Mitarbeiter 55 plus nicht mit neuen IT-Verfahren arbeiten
müssen. In einer anderen Regelung wurde festgelegt, dass die Teilnahme an
Regelbeurteilungen für Mitarbeiter 55 plus nur fakultativ ist. Damit wurde das
Signal ausgesendet, dass sich ältere Beschäftigte nicht mehr entwickeln oder
beruflich verändern und deshalb eine Beurteilung entbehrlich sei. Die entspre-
chende Richtlinie soll nun zum nächstmöglichen Zeitpunkt geändert werden.
Nachdem die Aufnahme des aktuellen Status-Quo einige kritische Formulierun-
gen in den gesetzlichen Regelungen zum Personal deutlich gemacht hat, wird
künftig voraussichtlich ein Bereich der Hamburger Justizbehörde für die Umset-
zung des AGG innerhalb und außerhalb der hamburgischen Verwaltung und
damit auch für die Querschnittsaufgabe des »Age-Mainstreamings« in der Gesetz-
gebung zuständig sein.
Der gesetzliche Rahmen muss dabei nicht zwangsläufig als dauerhaft gegeben
angesehen werden. Angesichts des steigenden Handlungsdrucks beim Thema Perso-
nal in der öffentlichen Verwaltung wird der Gesetzgeber neue Wege finden müssen,
um auf die Herausforderungen auch gesetzlich zu reagieren.
Einer umfassenden Reform des Dienstrechts wird ein breites Potential für Motivati-
onssteigerungen zugesprochen. Durch gesteigerte Souveränität und Flexibilität bei
der persönlichen Entwicklung soll Mitarbeitern eine langfristige Entwicklungsper-
spektive gegeben werden, die auch die Personalerhaltung aktiv unterstützt. Für die
OECD, die in regelmäßigen Studien Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit des
öffentlichen Sektors der Mitgliedsstaaten vergleicht und bewertet, ist die Steigerung
der Mobilität der Mitarbeiter im öffentlichen Dienst ein zentraler Punkt bei der
Reform des Personalwesens im öffentlichen Sektor. Durch eine gesteigerte fachliche
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Mobilität können Personalbedarfs- und Personalüberhangsituationen in unter-
schiedlichen Verwaltungseinheiten leichter und schneller ausgeglichen werden.80
4.2.2 Vergütung und Besoldung
Ebenso wie das Dienstrecht ist auch die Vergütung im öffentlichen Dienst strikten
Bestimmungen unterworfen, die im TVöD/TVL bzw. im Bundesbeamtengesetz (BBG)
fixiert sind. Für das Personalmanagement in der öffentlichen Verwaltung hat die
Vergütung direkte Konsequenzen.
Bei der Personalgewinnung setzen die Vergütungs- und Besoldungstabellen klare
Grenzen hinsichtlich der Höhe der Bezüge, die jedoch in vielen Fällen gegenüber
dem Gehaltsniveau von Führungskräften in der Privatwirtschaft nicht konkurrenzfä-
hig sind. Auch der Wechsel zwischen Privatwirtschaft und öffentlicher Verwaltung
wird durch das rigide Vergütungssystem zum Teil drastisch behindert: beim Eintritt
in den öffentlichen Dienst durch die Erfahrungsstufen, beim Austritt durch die oft
erheblichen Schwierigkeiten, Versorgungsansprüche mitzunehmen. Die Vergütung
hat ferner auch Einfluss auf die Personalbindung, da sie wesentlich zu Attraktivität
eines jeden Arbeitgebers beiträgt.
Zentraler Punkt der Vergütung mit Blick auf das Personalmanagement ist jedoch ihr
Einfluss auf die Arbeitsmotivation der Mitarbeiter. Insbesondere die leistungsorien-
tierte Bezahlung wird als Instrument gesehen, die Motivation der Mitarbeiter über
das gesamte Arbeitsleben hinaus erhalten zu können. Ein Weg, der jedoch in Litera-
tur und Praxis auch kontrovers diskutiert wird.81 Ohne Zweifel bestehen in vielen
Fällen Schwierigkeiten, die Leistung von Mitarbeitern im öffentlichen Dienst zu
quantifizieren. Ferner werden mit dem Instrument der Beförderung auch heute
schon Leistungsträger in der öffentlichen Verwaltung honoriert. Die Einführung
leistungsorientierter Bezahlung bei den Beamten bzw. deren verstärkte Anwendung
bei den Tarifbeschäftigten stellt dennoch ein wichtiges Instrument dar, das Perso-
nalmanagement in der öffentlichen Verwaltung zukunftsfähig zu gestalten. Leis-
tungsorientierte Bezahlung kann helfen, die öffentliche Verwaltung als Arbeitgeber
gerade für Leistungsträger attraktiver zu machen. Darüber hinaus verlangt die leis-
tungsorientierte Bezahlung eine stärkere Kommunikation zwischen Mitarbeitern
und Vorgesetzten und regelmäßige Mitarbeitergespräche über die zu erbringenden
Leistungen und Ziele. Damit kann im Fahrwasser der leistungsorientierten Vergü-
tung eine Feedbackkultur entstehen mit einem klaren Ausdruck von Wertschätzung
gegenüber erbrachter Mehrleistung. Richtig eingesetzt, ist von leistungsorientierter
Bezahlung zu erwarten, dass sie sich positiv auf die Arbeitsmotivation vieler Mitar-
beiter auswirkt. Sie unterstützt somit eine Qualitätsorientierung der Verwaltung und
steigert Effizienz und Effektivität bei der Aufgabenerfüllung.
Voraussetzung für den Erfolg leistungsorientierter Bezahlung ist jedoch, dass es
sich dabei tatsächlich um zusätzliche Finanzmittel handelt und die leistungsorien-
80 Kraus-Hofffmann (2003)
81 Vgl. Hilger (2008); Ketelaar/Manning/Turkisch (2007)
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tierte Bezahlung nicht als Instrument zur Reduktion von Personalkosten genutzt
wird und z. B. zusätzliche Prämien für Leistungsträger bei der Vergütung anderer
Mitarbeitergruppen eingespart werden.
Erlangen: Eine neue Führungskultur durch LOB
Die Stadt Erlangen war eine der ersten Städte mit Dienstvereinbarungen zum
Thema Zielvereinbarungen und Leistungsfeststellung und kann mittlerweile auf
zwei Jahre Erfahrung mit der leistungsorientierten Bezahlung zurückblicken.
Auch wenn die Einführung nicht ohne Widerstände verlief, zieht das Personal-
und Organisationsamt ein positives Fazit: Erlangen hat sich gegen eine Verteilung
mit der Gießkanne entschieden, ermöglicht aber jeder Behörde, ein individuelles
Konzept zur Leistungsbewertung zu entwickeln. Entscheidend ist, dass die Füh-
rungskultur eine neue Dynamik gewonnen hat. Regelmäßige Mitarbeitergesprä-
che erfahren eine Renaissance und werden durch die monetären Anreize aufge-
wertet. Leistungsträger sehen sich erstmals offen wahrgenommen und positiv
anerkannt, gleichzeitig müssen Führungskräfte, falls erforderlich, auch negatives
Feedback geben – auch davon profitiert die Leistungskultur. Der finanzielle
Aspekt ist bislang eher sekundär: Das bisher verfügbare Gesamtvolumen von
einem Prozent ist allein nicht ausreichend, um Motivation zu steigern. Doch auch
nach außen zählt der Kulturwandel: Durch die Einführung leistungsorientierter
Führungselemente wird die Stadt als Arbeitgeber insgesamt als moderner wahr-
genommen. Dies wirkt auf die allgemeine Anerkennung gegenüber ihren Beschäf-
tigten, aber auch auf ihre Attraktivität als Arbeitgeber für leistungsorientierte
Menschen, die bislang nur schwer für eine Karriere in der Verwaltung zu gewin-
nen sind. Aus diesem Grund reift in der Stadt Erlangen der Gedanke – nachdem
in der letzten Runde der Tarifparteien keine Erhöhung des Leistungsanteils
beschlossen wurde –, den eingeschlagenen Weg in eigener Initiative weiterzuge-
hen und den variablen Anteil der Lohnsumme mittelfristig freiwillig auf bis zu
3 % aufzustocken.
Gleichzeitig dürfen die Möglichkeiten der leistungsorientierten Bezahlung jedoch
nicht überschätzt werden. So zeigen wissenschaftliche Untersuchungen zur Arbeits-
motivation, dass – unter der Bedingung eines angemessenen Grundgehalts – andere
Faktoren die Arbeitsmotivation wesentlich stärker beeinflussen.82 Deshalb gilt es,
insbesondere angesichts der vielfach starken intrinsischen Motivation der Mit-
arbeiter, in der öffentlichen Verwaltung auch immaterielle Anreizsysteme stärker zu
betonen (z. B. ganzheitliche und vielseitige Aufgaben, Arbeitsautonomie, Abgabe von
Verantwortlichkeit, Personalentwicklung und Weiterbildung, partizipativer
Führungsstil, flexible Arbeitszeiten und Work-Life-Balance etc.). In diesen Berei-
chen kommen die Verwaltungen bereits traditionell ihren Beschäftigten entgegen.
Viele Maßnahmen sind aber auch in diesem Bereich in der Vergangenheit Einspa-
rungen zum Opfer gefallen. Gerade hier kann die Verwaltung gegenüber der Privat-
wirtschaft ihre Stärken ausspielen.
82 Vgl. Ulich (2005)
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Landesverwaltung Bayern: Das Neue Dienstrecht in Bayern
Bayern will die Möglichkeiten der Föderalismusreform I nutzen, um das Beam-
tenrecht im Land umfassend zu erneuern und die Wettbewerbsfähigkeit des
Beamtentums langfristig zu erhöhen.
Die Steigerung der Arbeitsmotivation und die Förderung des beruflichen Fort-
kommens der Beamten ist zentrales Ziel des neuen Dienstrechts in Bayern. Durch
den demographischen Wandel in der Verwaltung steigt die Zahl der Beamten, die
aufgrund ihrer Beurteilung für eine Beförderung infrage kommen, während die
Zahl der Beförderungsmöglichkeiten konstant bleibt. Um neue Perspektiven zu
schaffen und dadurch die Motivation zu erhalten, plant die Landesregierung Bay-
ern nun, unter anderem im Lehrerbereich neue, zusätzliche Beförderungsämter
(funktionslose Beförderungsstellen A12+Z und A13+Z) zu schaffen sowie die
Beförderungsmöglichkeiten in den anderen Bereichen deutlich auszubauen.
Zudem soll die Leistungsorientierung in der Landesverwaltung gestärkt wer-
den. Ein schnelleres Vorrücken in den Stufen und der Ausbau der Leistungsprä-
mien sollen maximal 30 % der Landesbeamten zugute kommen, um eine Vertei-
lung nach dem Gießkannenprinzip zu vermeiden. Ein wichtiger Punkt: Die
geplanten Leistungselemente werden in Bayern aus zusätzlichen Personalmitteln
bestritten werden, was die Akzeptanz dieser Maßnahme deutlich erhöht. Ebenso
wichtig wie der finanzielle Aspekt, wird eingeschätzt, dass durch die Beurtei-
lungsgespräche zusätzlicher Raum für die Kommunikation zwischen Mitarbeitern
und Vorgesetzten über Erwartungen, Ziele und Perspektiven geschaffen wird.
Die Steigerung der Flexibilität der Beamten in der öffentlichen Verwaltung soll
vor allem durch eine Vereinfachung des bisherigen Laufbahnrechts erreicht wer-
den.
:: Die bisher bestehenden Altersgrenzen für den Zugang zum öffentlichen Dienst
(meist zwischen 32 und 35 Jahren) sollen abgeschafft werden.
:: Die Laufbahngruppen des einfachen, mittleren, gehobenen und höheren Diens-
tes sollen zu einer einzigen Laufbahngruppe zusammengefasst werden.
Dadurch sollen vor allem die Flexibilität an den Rändern der bisherigen Lauf-
bahngruppen (A 8/A9 und A12/A 13) erhöht und die Aufstiegschancen erleich-
tert werden. In Zukunft kann dadurch auch der Führungskräftebedarf noch
gezielter gedeckt werden.
:: Ebenso sollen die bisher existierenden rd. 300 unterschiedlichen Fachlaufbah-
nen in sechs Fachlaufbahnen (Verwaltung und Finanzen, Bildung und Wissen-
schaft, Justiz, Sicherheit und Polizei, Gesundheit, Naturwissenschaft und Tech-
nik) zusammengefasst werden. Dadurch wird der Wechsel von Personal inner-
halb der öffentlichen Verwaltung wesentlich vereinfacht.
Zwar soll die Umsetzung der Reformen für die ca. 220.000 Landesbeamten rund
240 Mio. Euro kosten, doch geht das Bayerische Finanzministerium davon aus,
dass durch die angestrebten Reformen auch signifikante Leistungs- und Effizienz-
gewinne in der Arbeit der öffentlichen Verwaltungen realisiert werden können.
Die geplanten Investitionen ins Personalwesen sollen sich dadurch insgesamt
langfristig amortisieren.
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Insgesamt werden sich der Gesetzgeber und die Tarifparteien bei den Themen
Dienstrecht und Vergütung dem zu erwartenden zukünftigen Wettbewerbsdruck um
qualifizierte Mitarbeiter nicht entziehen können. Die Auflösung des monolithischen
Blocks zu Verhandlungen der Tarifverträge des öffentlichen Dienstes und die neu
gewonnene Kompetenz der Länder bei Besoldung und Dienstrecht ihrer Beamten im
Rahmen der Föderalismusreform wird in Zukunft zu starken Veränderungen in den
Bereichen Dienstrecht und Vergütung führen. Es ist jedoch auch zu befürchten, dass
gerade für die finanziell schwächeren Bundesländer Personalrekrutierung und –bin-
dung auch im länderübergreifenden Wettbewerb in Zukunft schwieriger werden.
Gerade für diese Länder werden daher weiche Anreizfaktoren und Instrumente des
Personalmarketings zukünftig stärker an Bedeutung gewinnen.
4.3 Personalmarketing
Die Arbeitsmärkte werden sich wandeln: Galt es früher, als Arbeitgeber aus einer
Vielzahl geeigneter Bewerber die Besten zu filtern, werden zukünftig viele Arbeit-
geber aktiv um geeignete Bewerber werben.83 Personalmarketing wird zu einer
immer wichtigeren Aufgabe des Personalmanagements. Dabei spielt nicht nur das
externe, sondern auch das interne Personalmarketing eine wichtige Rolle. Beide
Dimensionen haben neben ihren eigentlichen Funktionen der Personalgewinnung
bzw. Mitarbeiterbindung auch einen wichtigen Multiplikatoreffekt, indem externes
Marketing über das transportierte Verwaltungsimage nach innen strahlen kann und
internes Marketing über zufriedene Mitarbeiter nach außen.
Abbildung 28 | Wirkungskanäle des internen und externen Personalmarketings
Quelle: Prognos 2008
4.3.1 Personalmarketing nach außen
Personalmarketing nach außen zielt auf den Pool an potentiellen Mitarbeitern
außerhalb der öffentlichen Verwaltung. Nachwuchskräften, aber auch Experten,
Fachkräften und Multiplikatoren soll ein positives Bild des öffentlichen Sektors und
der Verwaltung als Arbeitgeber vermittelt werden. Eine solche Positionierung als
attraktiver Arbeitgeber, die auch mit dem Schlagwort »employer branding« (auch:
»Arbeitgebermarke«) bezeichnet wird, hat jedoch auch Ausstrahlungseffekte über
den Personalbeschaffungsprozess hinaus.84 So wird zum einen als Zusatzeffekt von
gutem Personalmarketing die allgemeine Wahrnehmung der öffentlichen Verwal-
83 Vgl. Schneider/Sadowski (2004)
84 Vgl. Schuhmacher/Geschwill (2008)
Personalmarketing
Intern                                       Extern
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tung generell positiv unterstützt. Zum anderen zeigt Personalmarketing nach außen
auch eine Wirkung nach innen: Durch eine Wahrnehmung als attraktiver Arbeitge-
ber steigt auch die soziale Anerkennung, die Mitarbeiter der Verwaltung für ihren
Arbeitsplatz erhalten. Dies ist mit positiven Auswirkungen auf die Arbeitsmotivation
und die Bindung bereits beschäftigter Mitarbeiter verbunden.
Rekrutierung von Nachwuchskräften in der Freien und Hansestadt Hamburg
Das Zentrum für Aus- und Fortbildung (ZAF) des Personalamtes der Freien und
Hansestadt Hamburg hat ein Internetangebot realisiert, das interessierten Schul-
abgängerinnen und Schulabgängern eine anonyme und spielerische Selbstein-
schätzung (Self-Assessment) für eine zukünftige Bewerbung für den mittleren
und gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst der hamburgischen Verwaltung
ermöglicht. Die Software stellt eine bislang einzigartige State-of-the-Art-Applika-
tion im Umfeld der öffentlichen Verwaltung in Deutschland dar – ein innovativer
Weg, den bisher nur einige führende Großunternehmen beschreiten.
Die internetbasierte Applikation ist unter www.cyou-startlearning.hamburg.de
zu finden.
Mit C!You wurde ein zentrales
Instrument zur innovativen
Vermarktung des Verwal-
tungsberufes entwickelt, das
die hamburgische Verwaltung
im Wettbewerb um qualifi-
zierte Nachwuchskräfte als
modernen Arbeitgeber prä-
sentiert und in einem anspre-
chenden Format zielgenaue
Informationen über den
Arbeitgeber Freie und Hanse-
stadt Hamburg zur Verfügung stellt. Das innovative Instrument ermöglicht es,
Erstkontakte zu potentiellen Bewerberinnen und Bewerbern herzustellen, die
ursprünglich vielleicht noch nicht an eine Karriere in der hamburgischen Verwal-
tung gedacht hatten.
Die Anwenderinnen und Anwender begeben sich – ähnlich wie bei einem Compu-
terspiel – in die Rolle einer/eines Auszubildenden und erleben virtuell die einzel-
nen Stationen der Ausbildung im »Schnelldurchlauf«. Dazu gehören neben einer
Bewerbungsberatung der Besuch unterschiedlicher Arbeitsplätze sowie die Teil-
nahme an Unterrichtsstunden der Verwaltungsschule (mittlerer allgemeiner Ver-
waltungsdienst) bzw. an Lehrveranstaltungen der Hochschule für angewandte
Wissenschaften Hamburg (HAW Hamburg), Department Public Management
(duale Ausbildung für den gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst). Abschlie-
ßend erhalten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein Feedback mit einem indi-
viduellen Stärken/Schwächen-Profil darüber, ob sie sich bewerben sollten. Auch
Jugendliche mit Migrationshintergrund sollen durch diese Software ermutigt
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werden, sich für Verwaltungsberufe zu bewerben, damit sich die kulturelle Viel-
falt verstärkt in der hamburgischen Verwaltung widerspiegelt.
Mit C!You – start-learning@hamburg positioniert sich die Freie und Hansestadt
Hamburg als moderner und anspruchsvoller Arbeitgeber, der die Kommunikati-
onskanäle seiner Bewerberinnen und Bewerber zu nutzen weiß.
Originäres Ziel des Personalmarketings nach außen bleibt aber letztlich die Beschaf-
fung neuer qualifizierter und motivierter Mitarbeiter. Gerade dieser Schritt ist für
die öffentliche Verwaltung von besonderer Brisanz, da aufgrund der begrenzten
Möglichkeiten der Personalfreistellung einmal eingestellte Mitarbeiter der Verwal-
tung lange Zeit erhalten bleiben. Aus diesem Grund muss auf ein modernes Perso-
nalmarketing ein professionelles Auswahlverfahren aufsetzen, das es ermöglicht,
die am besten geeignete Person für die Stelle zu finden und ein attraktives Arbeits-
angebot unterbreiten zu können. Gerade mit Hinblick auf das Auswahlverfahren
zeigt die Praxis einigen Nachholbedarf in der öffentlichen Verwaltung, die sich in
vielen Fällen auf eine Analyse der Bewerbungsunterlagen sowie auf unstrukturierte
Einstellungsgespräche stützt.85 Eine Professionalisierung des Verfahrens – gestützt
auf Anforderungsprofile und betreut durch geschulte Beobachter – kann demgegen-
über die Auswahlergebnisse entscheidend verbessern. Zudem muss auch das Perso-
nalauswahlverfahren als Teil des Personalmarketings gesehen werden. Die Durch-
führung von Einstellungsverfahren (z. B. Assessment Center), die von den Bewer-
bern als anspruchsvoll und professionell wahrgenommen werden, positioniert auch
die Verwaltung insgesamt als modernen Arbeitgeber.
Zielgruppenorientiertes Personalmarketing in Duisburg
Praktikantenprogramm wirbt um Hochschulabsolventen und bringt
frische Ideen
Aufgrund des demographischen Wandels wird sich der Wettbewerb um Einwoh-
ner zwischen den Kommunen in Zukunft verstärken. Gleichzeitig zwingt der in
Zukunft stark umkämpfte Arbeitsmarkt die Arbeitgeber dazu, Nachwuchskräfte
frühzeitig an sich zu binden. In einem gemeinsamen Projekt des Dezernats für
Stadtentwicklung Duisburg und der Zentralverwaltung für Personal und Organi-
sation sollen beide Probleme gemeinsam angegangen werden.
Dazu bietet die Stadtverwaltung Duisburg 200 Studierenden aller Fachrichtungen
der Universität Duisburg-Essen ein dreimonatiges Praktikum und übernimmt
als Gegenleistung die Studiengebühren. Voraussetzung für die Einstellung ist ein
gemeldeter Hauptwohnsitz in der Stadt Duisburg. Die Studierenden werden je
nach Studienrichtung und persönlichen Interessen im gesamten Konzern der
Stadtverwaltung eingesetzt. Die Stadt Duisburg kann so gut qualifizierte Bewer-
ber frühzeitig für Tätigkeiten in der öffentlichen Verwaltung interessieren, an
sich binden und sich als attraktiver Arbeitgeber präsentieren. Durch die Maß-
nahme öffnet sich die Stadtverwaltung außerdem für die frischen und jungen
85 Vgl. Drescher (2004)
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Ideen der Studierenden, die mit einem unbefangenen Blick die Arbeit der Ver-
waltung beobachten und hinterfragen. So wird quasi »nebenbei« das Innovations-
potential der Duisburger Verwaltung gestärkt.
Rekrutierung von Nachwuchskräften mit Migrationshintergrund
Die Stadtverwaltung Duisburg hat sich zum Ziel gesetzt, die Einstellung von Aus-
bildungskräften mit Migrationshintergrund nachhaltig zu fördern. Hintergrund
dieser Maßnahme ist, die Kompetenzen und Potentiale der Migranten auch für
die Stadtverwaltung Duisburg nutzbar zu machen und das Bewerberpotential zu
vergrößern. Diese Ziele sollen u. a. durch das Modellprojekt »Verbesserung der
Bildungs- und Ausbildungssituation junger Migrantinnen und Migranten für den
öffentlichen Dienst der Stadt Duisburg« (gefördert durch BMBF und EU) erreicht
werden.
Zur gezielten Ansprache dieser Bewerbergruppe entwickelte die Stadt Duisburg
spezielle Maßnahmen, mit denen die vorhandenen Berührungsängste auf beiden
Seiten abgebaut werden können und den Bewerbern die Vorteile einer Tätigkeit
in der öffentlichen Verwaltung deutlich gemacht werden können. Neben den
klassischen Maßnahmen (mehrsprachige Info-Flyer, Berufsmessen etc.) sucht die
Stadt Duisburg insbesondere den persönlichen Kontakt, z. B. durch die gezielte
Ansprache von Schülern oder den Besuch von Elternabenden und Migranten-
selbstorganisationen, und nutzt gezielt die türkischen Medien.
Durch die verschiedenen Maßnahmen konnte der Anteil an Bewerbern mit
Migrationshintergrund schon im ersten Jahr um 16 % gesteigert werden.
Zwar stellt der Einstellungstest für einige Bewerber mit Migrationshintergrund
weiterhin eine Hürde dar, um die hohe Qualität der Auszubildenden aufrecht-
zuerhalten, wurde aber die Entscheidung gegen eine Quote oder Abstriche beim
Einstellungstest getroffen. Durch das Modell »2. Chance« werden Bewerber den-
noch weiter unterstützt: Jene Bewerber, die nur knapp am Einstellungstest
gescheitert sind, im restlichen Auswahlverfahren aber überdurchschnittlich ab-
geschlossen haben, werden an der Volkshochschule zusätzlich geschult. Bisher
konnten die Bewerber so im zweiten Versuch in allen Fällen eine Ausbildung
beginnen.
Eine wichtige Rolle spielt das externe Personalmarketing auch dabei, neue Bewer-
bergruppen für Jobs in der Verwaltung zu gewinnen, die sich bislang nicht oder nur
wenig für die entsprechenden Tätigkeiten interessierten (z. B. Migranten, ältere
Arbeitnehmer, Frauen für Technikberufe). Dafür muss das Personalmarketing spe-
ziell auf die konkrete Zielgruppe zugeschnitten sein und sich den individuellen
Kommunikationswegen der Zielgruppe öffnen. Gelingt es dem öffentlichen Dienst,
angesichts des zu erwartenden starken Wettbewerbs um Nachwuchskräfte neue
Bewerbergruppen für sich zu gewinnen, kann dies zukünftig zu einer erheblichen
Entlastung der Personalbeschaffung führen.
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»Arbeiten für das, was man schätzt!« Eine Arbeitgebermarke für München
Die Stadtverwaltung München will Bewerbern von vornherein ein klares Bild
ihrer positiven Organisationskultur vermitteln und sich damit als attraktiver
Arbeitgeber positionieren. Deshalb hat die Stadtverwaltung München in einem
partizipativen Prozess ein Profil formuliert, das als Arbeitgebermarke »Arbeiten
für das, was man schätzt!« gemeinsame Werte und Normen explizit definiert und
interessierte Bewerber wie auch Mitarbeiter anspricht. Mit diesem Arbeitgeber-
profil fördert sie ein gemeinsames Verständnis über die Ziele und Werte der Ver-
waltung und kann insgesamt die Identifikation der Mitarbeiter mit der Verwal-
tung stärken.
In der Stadtverwaltung München wird der sinnorientierten Arbeit am Gemein-
wohl eine zentrale Rolle zugeteilt. Gleichzeitig finden sich mit der Aufforderung
zu Flexibilität und Vielfalt aber auch Elemente im Profil, die die Mitarbeiter in
ihrem Verhalten und ihrer täglichen Arbeit fordern. Zentrales Ziel bei der Formu-
lierung der Arbeitgebermarke war es jedoch, die Stadtverwaltung München als
attraktiven Arbeitgeber für Nachwuchskräfte sowie Bewerber und Bewerberinnen
zu positionieren. Personal- und Organisationsreferent Dr. Thomas Böhle ist sehr
zufrieden mit dem Ergebnis: »Mit ihrer Arbeitgebermarke ist es der Stadtverwal-
tung München gelungen, zusammen mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ein gemeinsames Verständnis für die Arbeit in der Stadt zu entwickeln und
Bewerberinnen und Bewerber jeden Alters anzusprechen.«
4.3.2 Personalmarketing nach innen
Ein Personalmarketing nach innen kann in vielen verschiedenen Formen erfolgen
(z. B. interne Werbekampagnen, Mitarbeiterfeste, Würdigung von Arbeitsjubiläen
etc.). Gemeinsames Merkmal der Maßnahmen ist, dass sie die Attraktivität der
öffentlichen Verwaltung als Arbeitgeber erhöhen und darüber hinaus die persönli-
che Bindung zwischen Mitarbeiter und Verwaltung stärken sollen. Ein Marketing
nach innen verfolgt dabei verschiedene Ziele: Primäres Ziel ist, die Arbeitsmotiva-
tion der Mitarbeiter in der öffentlichen Verwaltung über einen längeren Zeitraum zu
fördern. Weiterhin sollen die Mitarbeiterbindung erhöht und eine Fluktuation – sei
es in die Privatwirtschaft oder in andere Verwaltungen – verhindert werden. Die
Ausstrahlungs- bzw. Multiplikatoreffekte zufriedener Mitarbeiter auch außerhalb
ihres Arbeitsplatzes sind ein weiteres Ziel, dem auch mit Blick auf ein erfolgreiches
Ehemaligen-Management eine wichtige Rolle zukommt.
Hinsichtlich des Personalmarketings nach innen muss jedoch betont werden, dass
wesentliche Voraussetzungen für eine hohe Arbeitszufriedenheit der Mitarbeiter in
den Bereichen Arbeitsorganisation und Vergütung gelegt werden. Interessante Auf-
gaben, hohe Qualität der Führung, professionelles Karrieremanagement, ein gutes
Arbeitsklima, eine angemessene Vergütung etc. sind die Grundlagen für eine hohe
Motivation und Mitarbeiterbindung. Konkrete Maßnahmen werden in den Kapiteln
4.2 und 4.4 behandelt.
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Instrumente des Personalmarketings
Nach außen:
Instrument Inhalt/Ziel
Job- und Karriere-
messen
Durch die Teilnahme an anerkannten und gut besuchten Job- und Karrieremes-
sen kann sich die öffentliche Verwaltung direkt an interessierte Bewerberinnen
und Bewerber richten. Dabei ist das Ziel, für Absolventinnen und Absolventen
von Schulen und Hochschulen Transparenz über Einstiegs- und Karrierechancen
im öffentlichen Dienst zu schaffen und negative Vorurteile abzubauen. Die
öffentliche Verwaltung kann hier die ganze Breite ihrer vielfältigen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten darstellen und sich so als interessanter und abwechslungs-
reicher Arbeitgeber positionieren.
Durch die Teilnahme an Job- und Karrieremessen, die sich auf spezielle Bewer-
bergruppen konzentrieren (z.B. Ingenieure, Frauen etc.), kann ein Personen-
kreis gezielt angesprochen werden. Die öffentliche Verwaltung macht hier
durch ihre Teilnahme deutlich, dass sie insbesondere an diesen Bewerber-
gruppen interessiert ist.
Recruiting-Events Ausgewählten Gruppen von Absolventen wird im Rahmen eines attraktiven
Programms (gemeinsame Projektsimulation, Fragerunden an Mitarbeiter etc.)
Einblick in die Arbeit im öffentlichen Dienst gewährt.
Die herausgehobene Stellung der Teilnehmer aufgrund des Auswahlprozesses
stärkt die Bindung an den Arbeitgeber öffentliche Verwaltung. Die überschau-
bare Größe der Gruppe ermöglicht tiefere Einblicke in die Aufgaben.
Auch hier kann die Konzentration auf bestimme Bewerbergruppen die Attraktivi-
tät des öffentlichen Dienstes bei diesen Gruppen erhöhen.
Zusammenarbeit/
Partnerschaften mit
Ausbildungsstätten
Die Zusammenarbeit mit Schulen, Berufsschulen, Fachhochschulen und Univer-
sitäten im Rahmen von regulärem Unterricht, Projekten, Praktika etc. ermög-
licht einen unverbindlichen, aber regelmäßigen Kontakt zwischen öffentlicher
Verwaltung und potentiellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Beide Seiten
können sich in informellem Rahmen schon vor einer Bewerbung kennen lernen.
Werbekampagnen In bundes-, landesweiten oder regionalen Anzeigekampagnen werden die
Attraktivität und Vielseitigkeit der Arbeit beim öffentlichen Dienst deutlich
gemacht. Dabei gilt es, gerade jene immateriellen Anreize, die für intrinsisch
motivierte Mitarbeiter besonders interessant sind, deutlich hervorzuheben
(z.B. Arbeiten mit und für die Menschen/die Gesellschaft etc.).
Die Möglichkeit einer Karriere im öffentlichen Dienst wird über soziale und
kulturelle Grenzen bekannt gemacht.
Mediaplan Um interessante, qualifizierte und motivierte Bewerber gezielt anzusprechen,
reicht die klassische Stellenanzeige nicht mehr aus. Stattdessen sollte ein um-
fassender Mediaplan ausgearbeitet werden, der die verschiedenen Angebote
auf dem Anzeigenmarkt einbezieht (z.B. eigene Webseite, Online-Stellenbörsen,
Einbindung von Audio- und Videobotschaften etc.) und aufeinander abstimmt.
Attraktiv gestaltete und ansprechend formulierte Stellenanzeigen sind dabei nur
ein Bestandteil. Ziel ist es, die Bewerber zielgruppenspezifisch über verschie-
dene Medien (Print, Online, Radio etc.) anzusprechen und gleichzeitig die Ko-
härenz der zu übermittelnden Botschaft und Marke sicherzustellen. Ein einheit-
liches, abgestimmtes Design und Formulierungen stellen sicher, dass auch bei
der Nutzung unterschiedlicher Medien eine einheitliche Zielgruppe angespro-
chen wird.
Employer Branding/
Arbeitgebermarken-
bildung
Employer Branding überträgt die Mittel des Produktmarketings und der Marken-
bildung auf den Arbeitsmarkt. Effizienz und Erfolg der Personalrekrutierung
können durch eine Arbeitgebermarke langfristig gesteigert werden. Ziel ist, die
öffentliche Wahrnehmung der Verwaltung gezielt in einem unverwechselbaren,
glaubwürdigen und griffigen Bild zu bündeln und sich so positiv von den Wett-
bewerbern auf dem Arbeitsmarkt abzuheben.
Gleichzeitig können zudem positive Effekte auf die interne Organisationskultur,
Mitarbeiterbindung und Leistungsmotivation entwickelt werden, wenn die Mit-
arbeiter sich mit der Marke ihres Arbeitgebers identifizieren und mehr Stolz
und Verbundenheit mit ihrem Arbeitsplatz entwickeln.
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Nach innen:
Praktika- und Aus-
bildungsprogramme
Im Rahmen von Praktika wird den Interessenten die Möglichkeit gegeben, tiefe
Einblicke in den Arbeitsalltag der öffentlichen Verwaltung zu erlangen. Intensive
Betreuung durch Schulungen, Mentoring, Infoveranstaltungen und Ehemaligen-
arbeit kann diesen Effekt deutlich erhöhen.
Gleichzeitig hat die öffentliche Verwaltung die Möglichkeit, die Fähigkeiten und
die Leistung potentieller Bewerber intensiv zu testen.
Präsenz in Fachzeit-
schriften
Über Artikel in anerkannten Fachzeitschriften, die die verschiedenen Arbeits-
felder der öffentlichen Verwaltung abdecken, wird die Wahrnehmung der
öffentlichen Verwaltung als Arbeitgeber mit interessanten intellektuellen
Herausforderungen gestärkt. Insbesondere für einige Akademiker steigert die –
durch solche Artikel demonstrierte – Möglichkeit zur Publikation neben dem
Beruf die Attraktivität des Arbeitgebers öffentliche Verwaltung.
Qualitätslabel Die Teilnahme an anerkannten Zertifizierungsprozessen für Arbeitgeber (z.B.
Fair Company, Top Arbeitgeber, Audit: Beruf und Familie etc.) stellt die öffentli-
che Verwaltung als attraktiven Arbeitgeber auch im Vergleich zu Wettbewerbern
aus der Privatwirtschaft heraus. Dadurch wird eine allgemein positive Wahrneh-
mung gestärkt.
Instrument Inhalt/Ziel
Interne Werbe-
kampagnen
Durch interne Kampagnen (mittels Plakaten, E-Mails, Infobroschüren, Veranstal-
tungen etc.) kann die Identität der Organisation gestärkt oder gar erst geschaf-
fen werden. Die Identifikation mit dem Arbeitgeber öffentliche Verwaltung wird
unterstützt, was sich positiv auf Arbeitsmotivation und Personalerhalt auswirkt.
Mitarbeiterevents,
-reisen und
-veranstaltungen
Auch diese Instrumente fördern Gruppenzusammenhalt und –dynamik und stär-
ken die Organisationskultur. Mitarbeitern wird die Möglichkeit gegeben, sich in-
formeller kennen zu lernen. Der Arbeitgeber macht deutlich, dass er seine Mit-
arbeiter auch als Person wertschätzt und bereit ist, in sie zu investieren.
Ehemaligennetz-
werke
Auch nach dem Ausstieg aus der öffentlichen Verwaltung (Ende des Arbeitsver-
trags oder Rente) wird weiterhin durch informelle Treffen auf freiwilliger Basis
Kontakt zu ehemaligen Mitarbeitern gehalten. Den aktuellen Mitarbeitern wird
damit die Wertschätzung der Person auch über das Arbeitsleben hinaus ver-
deutlicht. Für die Verwaltung eröffnet sich die Möglichkeit, im Bedarfsfall auf
ein breites Netzwerk von erfahrenen Experten zurückgreifen zu können. Zudem
können die Ehemaligen als Multiplikatoren gegenüber der Öffentlichkeit zu ei-
nem positiven Gesamtbild gegenüber der öffentlichen Verwaltung beitragen.
Expertennetzwerke Innerhalb der Verwaltung werden Gruppen von Experten einer Fachrichtung
zusammengeführt. Dadurch bringt die öffentliche Verwaltung ihre Wertschät-
zung gegenüber dem Fachwissen dieser Gruppe zum Ausdruck und bietet Raum
für Innovation und Querdenker. Expertennetzwerke können darüber hinaus zum
bereichs- und behördenübergreifenden Erfahrungsaustausch genutzt werden
und so die Kompetenzen der Teilnehmer stärken.
Kommunikation Eine offene und positive Kommunikation innerhalb der Organisation (über
E-Mail, Werkszeitung etc.) gibt Mitarbeitern das Gefühl, über aktuelle Aktivitä-
ten und Schwierigkeiten informiert zu sein, wodurch die Bindung gestärkt wird.
Instrument Inhalt/Ziel
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Zukunftsfenster Personalmarketing
Montag, 14. September 2019, Richard Schiller beginnt heute seinen ersten Tag in
der Stadtverwaltung Wirzbach, und er ist sehr froh, dass seine Bewerbung gleich
im ersten Anlauf erfolgreich war. Wirzbach war zwar nicht seine erste Wahl, lie-
ber wäre ihm das 25 km entfernte Schellingen gewesen, aber beide Verwaltungen
arbeiten bei Personalfragen eng untereinander und mit den restlichen Verwaltun-
gen der Region Niederlingen (insges. 1 Mio. Einwohner) zusammen.
Bereits in der Schule hatte sich Herr Schiller für eine Arbeit in der öffentlichen
Verwaltung seiner Heimatstadt interessiert, über deren Tätigkeiten ein Mitarbei-
ter vom Personalamt regelmäßig interessante Vorträge in der Klasse hielt. Schon
in der zehnten Klasse hatte Herr Schiller daher ein kurzes Berufspraktikum
absolviert, und im Anschluss daran hatte das Personalamt ihn und seine Eltern
von Zeit zu Zeit per Post und E-Mail über die Berufs- und Karrierechancen in den
Verwaltungen der Region Niederlingen informiert.
Während des Studiums setzte sich der Kontakt fort, und auf verschiedenen
Berufsmessen, die Herr Schiller besuchte, präsentierte sich die Region Niederlin-
gen als attraktiver Arbeitgeber im Gesamtnetzwerk der kommunalen Arbeitgeber
in Deutschland. Zwar hatte er sich dagegen entschieden, sein Studium durch die
Verwaltung finanzieren zu lassen, weil er sich nicht für die ersten drei Berufs-
jahre verpflichten wollte, aber durch regelmäßige Praktika hatte er trotzdem den
Kontakt halten können. Auch einer seiner Dozenten, der hauptberuflich in der
öffentlichen Verwaltung arbeitete, hatte ihn ermutigt, diesen Karriereweg einzu-
schlagen. Von Freunden und Bekannten wusste Herr Schiller ohnehin schon um
die Vorzüge der öffentlichen Verwaltung, die als moderner, innovativer Arbeitge-
ber vielleicht nicht die beste Bezahlung bietet, aber deren flexible Arbeitszeiten
und attraktive Weiterbildungsprogramme umso überzeugender sind. Vielleicht
würde er sogar die Möglichkeit haben, am Personalaustauschprogramm mit der
Region Rellington (UK) teilzunehmen und so internationale Erfahrungen sammeln
können.
Zur großen Überraschung seiner Studienkollegen hatte sich Herr Schiller nach
dem Studium der Betriebswirtschaftslehre gegen andere attraktive Angebote ent-
schieden und nahm am Personalauswahlverfahren für Niederlingen teil, das er
schließlich erfolgreich bestand. Nach einem kurzen generellen Einführungskurs,
der ihn auf die Anforderungen in der öffentlichen Verwaltung vorbereitete, hatte
er sich schließlich in Rücksprache mit dem örtlichen Personalamt für die Stelle in
Wirzbach entschieden. Das Personalamt dort hatte sein Angebot durch ein
attraktives Paket an Sozialleistungen etwas aufgebessert, und so konnte Herr
Schiller nicht mehr Nein sagen.
Heute – an seinem ersten Tag – freut er sich, Teil eines motivierten Teams der
Verwaltung Wirzbachs zu sein und mit seiner Arbeit »für die Menschen« (wie es
in der landesweiten Kampagne hieß) einen Beitrag zu leisten.
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4.4 Arbeitsorganisation
Eine klassische Kernaufgabe des Personalmanagements ist das Handlungsfeld der
Arbeitsorganisation. Hier wird – vereinfacht ausgedrückt – die operative Arbeits-
fähigkeit der öffentlichen Verwaltung sichergestellt. Fragen der Arbeitsorganisation
sind:
:: Zeit: Wann wird gearbeitet?
:: Ort: Wo wird die Arbeitsleistung erbracht?
:: Organisation: Wie sind die Arbeitsbeziehungen gestaltet? Welche Strukturen und
Prozesse prägen die Arbeit?
Die jeweilige Ausgestaltung der Arbeitsorganisation, die je nach Aufgabe und Orga-
nisationseinheit sehr unterschiedlich sein kann, wirkt sich direkt auf das Verhältnis
zwischen Arbeitgeber und Mitarbeitern aus.
Keine Kernarbeitszeit in der Staatskanzlei Brandenburg
Den Mitarbeitern Flexibilität in der Arbeitszeit einräumen und gleichzeitig
sicherstellen, dass die Funktionsweise der einzelnen Organisationseinheiten
gewährleistet wird, vor diesem Spagat stehen regelmäßig Personalrat und Dienst-
herr bei den Verhandlungen zu Dienstvereinbarungen. Die Staatskanzlei Bran-
denburg hat beschlossen, die Frage der Arbeitszeit in Zukunft nicht länger zen-
tral zu regeln: Die »Kernarbeitszeit« wurde abgeschafft. Stattdessen werden in
der Dienstvereinbarung »Servicezeiten« festgelegt, die sich jedoch nicht auf den
einzelnen Mitarbeiter beziehen, sondern auf die Anwesenheit bzw. Erreichbarkeit
der Arbeitsteams.
»Servicezeit ist die vereinbarte durchgängige Erreichbarkeit des Teams. […] Die
Einhaltung der Besetzungsstärke, der Serviceversprechen und der Servicezeit sind
Sache der jeweiligen Teams.«
(Auszug aus der Dienstvereinbarung der Staatskanzlei Brandenburg)
In der Praxis heißt dies, dass es Aufgabe des Teams ist, sicherzustellen, dass die
verschiedenen Pflichten des Teams innerhalb der Servicezeiten wahrgenommen
werden. Die zentrale Verwaltung zieht sich aus dieser Frage zurück. Die Mitarbei-
ter im Team haben so die Möglichkeit, sich frei miteinander abzusprechen und
die Erbringung der vereinbarten Serviceleistungen (Wahrnehmung von Standard-
leistungen, Einzelaufgaben [»spezielle« Aufgaben einzelner Teammitglieder],
Erteilung allgemeiner Auskünfte aus dem Aufgabenspektrum etc.) selbst organi-
siert zu gestalten.
Gerade angesichts von kontinuierlich älter werdenden Belegschaften wird dem
Handlungsfeld Arbeitsorganisation in Zukunft eine immer wichtigere Rolle zu-
kommen.
Entgegen nach wie vor verbreiteter Annahmen ist mit dem Alter keineswegs eine
generelle Abnahme der Leistungsfähigkeit verbunden (Defizitmodell). Vielmehr
spiegelt ein Kompetenzmodell, das von einem differenziellen Altern ausgeht, die
Realität erheblich besser wider. Die Fähigkeiten und Kompetenzen entwickeln sich
mit dem Altern und auch von Individuum zu Individuum unterschiedlich: Einige,
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bspw. körperliche Fähigkeiten, nehmen mit dem Alter ab, andere (z. B. Lernfähig-
keit) bleiben auf gleichem Niveau, und wieder andere können auch mit dem Alter
noch zunehmen, darunter z. B. Erfahrungswissen, strategisches Denken, souveräner
Umgang mit Problemsituationen oder Qualitätsbewusstsein.
Damit die Leistungsfähigkeit bis ins hohe Alter erhalten bleibt und die Kompeten-
zen Älterer auch entsprechend genutzt werden können, braucht es allerdings ein
Arbeitsumfeld, das mögliche Schwächen ausgleicht und Stärken unterstützt.86
Mit Blick auf die demographischen Herausforderungen fließen die Anforderungen
an die Arbeitsorganisation in den Begriffen alters- und alternsgerecht zusammen.
Eine alters- und alternsgerechte Arbeitsorganisation passt sich den individuellen
Anforderungen der Mitarbeiter entlang ihres Erwerbslebenslaufs flexibel an (z. B.
über Arbeitszeit- und Arbeitsplatzgestaltung) und stellt sicher, dass Arbeitseinsatz
und Arbeitsumfeld über die gesamte Karriere hinweg der individuellen Leistungsfä-
higkeit der Mitarbeiter entsprechen.
Eine weniger gute Arbeitsorganisation kann sich demgegenüber negativ auf den
Arbeitsprozess und die Mitarbeiter aller Altersgruppen auswirken. So kann feh-
lende Leistungsmotivation beispielsweise neben anderen Gründen auch durch
strukturelle, arbeitsorganisatorische Ursachen bedingt sein: Ein Aspekt, der gerade
in öffentlichen Verwaltungen problematisch ist, liegt in einer oft stark arbeitsteili-
gen und hierarchischen Aufgabenorganisation, die eine klare Ergebnisverantwor-
tung der einzelnen Mitarbeiter verhindert. Zwar geht Arbeitsteilung einher mit not-
wendigen Vorteilen bei der Arbeits- und Kosteneffizienz. Um jedoch einen deutlich
negativen Effekt auf die Arbeitsmotivation zu vermeiden, sollten sich Aufgaben und
Organisationsstruktur soweit wie möglich entsprechen, um klare Kompetenzen und
Verantwortungen sicherzustellen. Gerade bei älteren Arbeitnehmern wirken sich die
Übernahme von Verantwortung und weitgehende Freiheit hinsichtlich der zeitlichen
und methodischen Aufgabenbearbeitung ausgesprochen positiv auf die Arbeitsmoti-
vation und das entsprechende Arbeitsergebnis aus.
»Bürofreie Arbeit« in der Stadtverwaltung Hamm
Zur Flexibilisierung der Arbeitszeiten hat die Stadtverwaltung Hamm im Rahmen
ihres umfassenden Personalmanagementsystems das Konzept der »Bürofreien
Arbeit« eingeführt. Darin erhalten Mitarbeiter die Möglichkeit, bestimmte Aufga-
ben räumlich und zeitlich völlig frei zu bearbeiten. Für Aufgaben, deren Ergebnis
klar definiert werden kann (z. B. Kurzberichte, Präsentationen etc.), können sie
gemeinsam mit ihren Vorgesetzten die Ziele der Aufgabe abstimmen und ein
bestimmtes Zeitkontingent für die Erfüllung dieser Aufgabe vereinbaren. Bei
Ablieferung der vereinbarten Ergebnisse werden ihnen die vorab vereinbarten
Stunden auf ihr Zeitkonto gutgeschrieben. Wie, wann und wo sie die vereinbarte
Aufgabe erfüllen, bleibt voll und ganz den Mitarbeitern überlassen. Zur Unter-
stützung dieser Arbeit können die Mitarbeiter der Hammer Stadtverwaltung auf
stadteigene Hardware zurückgreifen.
86 Vgl. BMFSFJ (2008)
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Eine flexible Arbeitszeitgestaltung spielt dabei eine zunehmend wichtige Rolle: Eine
Verlängerung der Lebensarbeitszeit wird in vielen psychisch oder physisch belas-
tenden Berufen nicht ohne größere Flexibilität bei der Arbeitszeit und Arbeitsplatz-
gestaltung umsetzbar sein. Ferner werden zukünftige Generationen angesichts der
älter werdenden Gesamtbevölkerung gleichzeitig für die Erziehung ihrer Kinder
Verantwortung übernehmen, während sie parallel die Pflege älterer Angehöriger
organisieren (»Sandwich Generation«). Auch für diese Aufgabe müssen neue flexible
Formen der Arbeitsorganisation gefunden werden. Mit Blick auf die zunehmende
Bedeutung weicher Anreizfaktoren bei der Stellenwahl haben Aspekte einer moder-
nen, flexiblen Arbeitsorganisation schließlich auch unmittelbare Auswirkungen auf
die Attraktivität als Arbeitgeber und damit auf die Personalbeschaffung.
Landkreis Osnabrück: Familienfreundlichkeit steigert Attraktivität und vermeidet
Rekrutierungskosten
Angesichts des demographischen Wandels positioniert sich der Landkreis Osna-
brück durch ein umfassendes Maßnahmenpaket als familienfreundlicher Arbeit-
geber und kann so eine hohe Berufsrückkehrerquote und Mitarbeiterbindung
erreichen. Dies führt dazu, dass Rekrutierungskosten für Neueinstellungen ver-
mieden werden können: Nach Angaben des Ersten Kreisrates Dr. Reinhold Kas-
sing kostet die Kreisverwaltung jede Neueinstellung zwischen 150 % bis 400 %
eines Jahresgehalts.
Bereits während der Abwesenheit der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Mut-
terschutz und Elternzeit gibt es ein Kontakthalteprogramm mit kontinuierlichen
postalischen Informationen über betriebliche Vorgänge und Informationsveran-
staltungen. Ein halbes Jahr vor dem Wiedereinstieg beginnt eine Rückkehrschu-
lung. Flexible Arbeitszeitregelungen ohne Kernarbeitszeit und mit Teilzeit in
Führungspositionen ermöglichen dann einen familienfreundlichen Arbeitsalltag.
Durch ein Eltern-Kind-Büro und einen Betriebskindergarten ist kurzfristig auch
die Mitnahme des Kindes ins Büro bzw. die Betreuung in örtlicher Nähe möglich.
Untere und mittlere Gehaltsgruppen können zusätzlich Gelder aus einem verwal-
tungsinternen Fonds »Zuschuss für Kinderbetreuungskosten« bekommen.
Im Ergebnis stellt der Landkreis eine hohe Berufsrückkehrerquote und eine kür-
zere Verweildauer in der Elternzeit fest. Des Weiteren sind die Fehlzeiten unter-
durchschnittlich, und der Ruf der Kreisverwaltung als Arbeitgeber ist sehr gut:
Dies zeigt sich zum Beispiel in konstant hohen Bewerberzahlen für die Ausbil-
dungsplätze: »Wer bei uns einen Ausbildungsplatz erhält, kann eine Party
machen«, bringt Dr. Kassing das Image auf den Punkt.
Für seine beispielgebenden Initiativen im Umgang mit dem demographischen
Wandel erhielt der Landkreis Osnabrück im Jahr 2007 den European Public
Sector Award (EPSA).
Neben der abstrakten Ebene von Hierarchie und Ergebnisverantwortung bieten
sich dem Personalmanagement im Handlungsfeld Arbeitsorganisation noch weitere
Instrumente, die eine alters- und alternsgerechte Arbeitsorganisation unterstützen
und damit auch die Arbeitsergebnisse positiv beeinflussen können. Eine wesentli-
che Rolle kommt dabei Instrumenten zu, die eine institutionalisierte Berücksichti-
79
gung des Leistungswandels im Erwerbsverlauf ermöglichen, so z. B. Teilzeit und
gleitender Übergang in den Ruhestand, Arbeitszeitverkürzungen für ältere
Beschäftigte etc.
Instrumente der Arbeitsorganisation
Instrument Inhalt/Ziel
Verantwortungs-
struktur
Die Verteilung von Verantwortung in der öffentlichen Verwaltung für eigene wie
auch für fremde Aktivitäten hat einen wesentlichen Einfluss auf die Arbeitsmoti-
vation und Ergebnisorientierung im Arbeitsprozess.
Eine klare Zuweisung von Verantwortung für bestimmte Arbeitsabläufe und -er-
gebnisse gibt Mitarbeitern mehr Souveränität über ihr eigenes Handeln und un-
terstützt die persönliche Identifikation mit dem Arbeitsergebnis. Dies wirkt sich
positiv auf die Ergebnisqualität aus.
Personaleinsatz-
matrix
Im Rahmen einer Personaleinsatzmatrix wird eine detaillierte Übersicht über
die einzelnen Mitarbeiter und ihre Tätigkeit in der öffentlichen Verwaltung in
Relation zur Gesamtorganisation erstellt. Gleichzeitig wird erhoben, für welche
weiteren Tätigkeiten der Mitarbeiter qualifiziert wäre und in welchem Bereich
noch Schulungsbedarf besteht. Im Rahmen einer demographieorientierten Per-
sonaleinsatzmatrix wird darüber hinaus die körperliche und geistige Belastung
der Tätigkeit erhoben. Im Ergebnis hat die öffentliche Verwaltung einen Über-
blick über die Mitarbeiter, deren Tätigkeiten, ihr Potential, ihren Schulungsbe-
darf und ihre Belastung.
Arbeitsflexibilisie-
rung
Mit der Flexibilisierung der Arbeit trägt die öffentliche Verwaltung den gestiege-
nen Anforderungen der Mitarbeiter Rechnung. Flexibler gestaltet werden kön-
nen dabei sowohl die Arbeitszeit (Gleitzeit, Kernarbeitszeit, Flexzeit etc.) als
auch der Ort der Arbeit (Telearbeit, bürofreie Arbeit etc.).
Ziel der stärkeren Flexibilisierung ist es, den Mitarbeitern mehr Souveränität
bei der Aufgabenerfüllung zu gewähren. Mitarbeiter bekommen so die Möglich-
keit, die Arbeitsanforderungen leichter mit ihren eigenen Zeiterfordernissen in
Einklang zu bringen. Dieses Entgegenkommen des Arbeitgebers wird zudem
auch seitens der Mitarbeiter honoriert, die so eher bereit sind, im Bedarfsfall
höhere Arbeitsleistung zu erbringen.
Arbeitszeitkonten Arbeitszeitkonten sind ein Element von Modellen flexibler Arbeitszeiten. Dabei
haben Mitarbeiter die Möglichkeit, erbrachte Arbeitsstunden auf Konten zu
sammeln und diese Konten in Abstimmung mit dem Vorgesetzten abzubauen.
Der Zeitraum, für den diese Arbeitszeitkonten erfasst werden, ist variabel und
kann von Jahreskonten bis Lebenskonten reichen.
Arbeitszeitkonten unterstützen eine lebensphasengerechte Arbeitsorganisation.
Die angesparte freie Zeit hilft den Mitarbeitern, die »rush hour of life« zu ent-
zerren, und schafft Freiräume für z.B. die Betreuung von Kindern oder Angehö-
rigen.
Die freie Zeit kann von Mitarbeitern, aber auch für freiwillige Weiterbildungen
genutzt werden. Arbeitgeber können solche Bildungsauszeiten, die für beide
Seiten vorteilhaft sind, auch gezielt, z.B. finanziell oder durch bessere Entwick-
lungschancen, unterstützen. Eine weitere Option ist, die angesparte Zeit für ei-
nen gleitenden Übergang in den Ruhestand zu nutzen und so eine Alternative
zu den auslaufenden, staatlich unterstützten Altersteilzeitmodellen aufzubauen.
Teilzeit und gleiten-
der Übergang in
den Ruhestand
Ein weiteres Element flexibler Arbeitszeiten ist die Teilzeitarbeit z.B. im Rah-
men von »Jobsharing«. Die zusätzliche freie Zeit gibt Mitarbeitern die Möglich-
keit, individuelle Bedürfnisse (Kinder- oder Angehörigenbetreuung, Wunsch
nach mehr Freizeit etc.) besser mit den Anforderungen der Arbeit in Einklang
zu bringen. Dies wirkt sich positiv auf die Arbeitszufriedenheit und -motivation
aus. Gerade auch im Rahmen der Personalfreistellung im Rentenfall bietet die
sukzessive Verkürzung der Arbeitszeit eine Möglichkeit, langsam den Weg in
den Ruhestand zu gehen.
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Arbeitszeitformen
für Ältere
Mit Blick auf die zunehmende Lebensarbeitszeit gilt es in Zukunft, die Arbeit
auch zeitlich so zu organisieren, dass Mitarbeiter ihr auch mit fortschreitendem
Alter weiter gerecht werden können. Konkret bedeutet dies, dass ältere Mitar-
beiter z.B. von belastenden Schichtdiensten ausgenommen werden können
oder dafür nur in Ausnahmefällen zur Verfügung stehen. Dadurch wird langfris-
tig die Arbeitsfähigkeit erhalten.
Arbeitszeitverkür-
zungen für ältere
Beschäftigte
Fehlzeiten und Frühverrentung können auch durch gezielte Arbeitszeitverkürzun-
gen sowie längere Regenerationspausen (Seniorenpausen/Seniorenurlaub) für
Ältere reduziert werden. Kosten, die durch die relativ geringfügig verkürzten Ar-
beitszeiten entstehen, können z.B. durch die Reduktion von Fehlzeiten oder die
Bindung von Erfahrungswissen reduziert werden.
Bereitstellung
altersgerechter Tä-
tigkeiten
Eine Aufgabe im Bereich der Arbeitsorganisation besteht auch darin, beim Auf-
gabenzuschnitt darauf zu achten, dass altersgerechte Tätigkeiten bestehen blei-
ben oder ggf. geschaffen werden können. Das sind Aufgaben, denen ältere Mit-
arbeiter hinsichtlich der physischen und psychischen Belastung gerecht werden
können. In diesem Zusammenhang kann bspw. ein erneutes Insourcing von ein-
fachen, altersgerechten Tätigkeiten erwogen werden, die aus Kostengründen an
externe Leistungserbringer verlagert wurden.
Altersgemischte
Teams
Durch die strategische Entscheidung, die Arbeit in altersgemischten Teams zu
organisieren, gibt die öffentliche Verwaltung den jüngeren und älteren Mitarbei-
tern die Möglichkeit, von den Stärken der jeweils anderen Gruppe zu profitie-
ren. Sie unterstützt damit den Wissenstransfer in beide Richtungen und kann
so die Qualität der Arbeitsergebnisse verbessern.
Work Life
Balance
Eine zentrale Aufgabe der Arbeitsorganisation ist die Sicherung einer angemes-
senen »Work-Life-Balance« für die Mitarbeiter. Ziel ist es, den Mitarbeitern ne-
ben dem hohen zeitlichen Einsatz im Beruf Zeit für die Entfaltung individueller
Lebensentwürfe zu geben (Familie, Hobby, Vereine, Parteien etc.). Diese auf
Ausgleich bedachte Organisation des Arbeitsprozesses fördert die Motivation
und erhält langfristig die Arbeitsfähigkeit.
Rückkehrkonzepte Als Bestandteil eines aktiven Ehemaligen-Managements wird im Rahmen von
Rückkehrkonzepten den Mitarbeitern die Möglichkeit gegeben, nach dem zeit-
weiligen oder endgültigen Austritt aus dem Berufsleben im Rahmen von Projek-
ten oder auch im Rahmen einer erneuten Festanstellung in die öffentliche Ver-
waltung zurückzukehren.
Rückkehrkonzepte richten sich an:
Eltern, die nach der Elternzeit oder Beurlaubung zur Kinderbetreuung wieder in
ihren Beruf zurückkehren wollen. Ihr Wiedereinstieg wird durch Kontaktpro-
gramme während der Beurlaubung und Rückkehrschulungen unterstützt, um so
schnell eine volle Einsatzbereitschaft wiederherstellen zu können.
Mitarbeiter, die aus Altersgründen aus der öffentlichen Verwaltung ausscheiden.
Um ihre Expertise für die öffentliche Verwaltung zu erhalten, werden Arbeitsfor-
men (z.B. Projekte oder Auftragsarbeit) geschaffen, die es erlauben, auch im
Ruhestand mit der öffentlichen Verwaltung zusammenzuarbeiten.
Mitarbeiter, die im Rahmen ihrer individuellen Entwicklung zu anderen Arbeit-
gebern gewechselt haben und denen im Rahmen von Rückkehrkonzepten die
Möglichkeit eröffnet wird, in den öffentlichen Dienst zurückzukehren.
Berücksichtigung
des Leistungs-
wandels im
Erwerbsverlauf
Die Entwicklung der Arbeitsfähigkeit ist u.a. auch abhängig von den Belastun-
gen am jeweiligen Arbeitsplatz. Um die Beschäftigungsfähigkeit möglichst lange
aufrechtzuerhalten, sollten monotone Arbeiten vermieden bzw. die Arbeits-
plätze so gestaltet werden, dass wechselnde Tätigkeiten zu verrichten sind.
Hier spielen aber auch Maßnahmen der »Alternsgerechten Arbeitszeitgestal-
tung« und »Präventive Gesundheitsförderung« eine Rolle sowie die Möglichkei-
ten einer »Horizontalen Karriere« (bzw. Fachkarriere vgl. Kapitel 4.6.2).
Instrument Inhalt/Ziel
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4.5 Gesundheitsmanagement
Zentraler Bestandteil eines alternsgerechten Personalmanagements ist das Gesund-
heitsmanagement. Körperliche Gesundheit und Wohlbefinden sind die Grundlage
für Arbeitsfähigkeit, Leistungsfähigkeit und Motivation. Handlungsfähige Verwaltun-
gen sind auf gesunde und leistungsfähige Mitarbeiter angewiesen. Gleichzeitig
stellen hohe Arbeitsunfähigkeitsraten – egal in welcher Altersgruppe – für die Ver-
waltungen einen erheblichen Kostenfaktor dar. Betriebswirtschaftlich ist die
Gesundheit der Mitarbeiter also ein hohes Gut, in das es sich zu investieren lohnt.
Dies gilt umso mehr für Organisationen mit einem zunehmenden Anteil älterer Mit-
arbeiter. Denn ältere Menschen werden zwar seltener krank als jüngere Kollegen,
sind aber im Krankheitsfall von längeren Fehlzeiten betroffen (vgl. Abbildung 29).
Dem Arbeitgeber steht jedoch eine breite Palette an Maßnahmen zur Verfügung, die
Arbeitsunfähigkeitszeiten der älteren wie auch der jüngeren Mitarbeiter positiv zu
beeinflussen.
Abbildung 29 | Zahl und Dauer von Erkrankungen in Abhängigkeit vom Alter
Quelle: Badura et al. (2003)
Viele dieser Maßnahmen können und sollten bereits präventiv zu einem frühen
Zeitpunkt des Arbeitslebens ansetzen. Vor allem viele chronische Krankheiten
ergeben sich durch jahre- und jahrzehntelange Ausübung von Tätigkeiten, die durch
ein belastendes Arbeitsumfeld und/oder eine ungesunde Lebensführung, die
Gesundheit beanspruchen. Rechtzeitige präventive Maßnahmen helfen, die Entwick-
lung solcher Krankheitsbilder zu verhindern. Aber auch nach dem Krankheitsfall
kann proaktives Gesundheitsmanagement helfen, die Arbeitsfähigkeit von betroffe-
nen Mitarbeitern rasch zu verbessern oder sogar generell zu erhalten (vgl. Abbil-
dung 30).
Der öffentlichen Verwaltung stehen zahlreiche praxiserprobte Instrumente für ein
erfolgreiches Gesundheitsmanagement zur Verfügung. Dabei dürfen die einzelnen
Maßnahmen jedoch nicht losgelöst voneinander betrachtet werden, sondern müssen
ein kohärentes Gesamtsystem bilden, das auf die individuellen Bedürfnisse der ein-
zelnen Mitarbeiter Rücksicht nimmt.
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Abbildung 30 | Einfluss von Gesundheitsmanagement auf die Arbeitsfähigkeit
(schematisch)
Quelle: eigene Darstellung
Stadt Oldenburg: Betriebliche Gesundheitsförderung sichert die langfristige
Beschäftigungsfähigkeit der Mitarbeiter
Die Stadt Oldenburg betreibt eine umfassend angelegte betriebliche Gesundheits-
förderung, um die langfristige Beschäftigungsfähigkeit der Mitarbeiter sicher-
zustellen. Sie setzt dabei auf einen Mix aus Eigenverantwortung der Mitarbeiter
und Engagement des Arbeitgebers.
Wichtige Grundprinzipien der Angebote sind Prävention, Zielgruppenorientie-
rung und Kontinuität. Im Vordergrund bei allen Maßnahmen steht, die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zu motivieren, Gesundheit in eigener Sache zu be-
treiben.
Neben den Kursangeboten werden besonders belastete Bereiche durch die Bil-
dung von Gesundheitszirkeln und/oder arbeitsplatzbezogenen Bewegungsanaly-
sen unterstützt. Im Rahmen der Gesundheitszirkel werden Mitarbeiter aus
bestimmten Bereichen der Stadtverwaltung (z. B. Müllabfuhr, Gartenbau, Kinder-
betreuung) bei ihren täglichen Arbeiten begleitet. Die Beobachtungen fließen in
gemeinsame Workshops mit den Mitarbeitern ein, in denen konkrete tätigkeits-
bezogene Gesundheitsmaßnahmen (z. B. richtige Haltung beim Bücken, Baum-
schneiden etc.) entwickelt werden. Die Führungskräfte müssen die Durchführung
der Maßnahmen nachhalten, ihnen kommt somit eine zentrale Rolle bei der
Umsetzung zu.
Im Ergebnis ist die aktuelle Krankenquote der Stadt Oldenburg im Vergleich zu
anderen Städten mit 5,1 % sehr gering.
Arbeits-
fähigkeit
+
–
Verlauf des Arbeitslebens
Krankheitsfall
Präventives Gesundheits-
management verhindert 
Eintritt der Krankheit
Gesundheitsmanagement 
nach Eintritt der Krankheit 
sorgt für weniger gravieren-
den Verlauf und schnelle 
Wiedereingliederung
Kein Gesundheitsmanage-
ment führt zu schlechtem 
Krankheitsverlauf und 
langsamer Wiedereinglie-
derung
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Maßnahmen im Bereich der klassischen Gesundheitsprävention sollten mit einer
Arbeitsplatz- bzw. Gefährdungsbeurteilung beginnen, in die die entsprechenden
Beschäftigten mit eingebunden werden. Ergebnisse können beispielsweise von einer
Entlastung älterer Beschäftigter von lang anhaltenden starken körperlichen Belas-
tungen über ergonomisch angepasste Arbeitsplätze und Vorkehrungen im Bereich
des Unfallschutzes bis hin zur Vermeidung kontinuierlicher psychischer Belastun-
gen reichen. Flankierend können mittels persönlicher Gespräche und Gesundheits-
checks Veränderungen der Leistungsfähigkeit frühzeitig erkannt werden, um gezielt
mit entsprechenden Maßnahmen entgegenzuwirken.
In-House-Physiotherapie in der Staatskanzlei Brandenburg
Modernes Gesundheitsmanagement sollte gegenüber den Mitarbeitern dienstleis-
tungsorientiert erfolgen, d. h. sich an ihre Bedürfnisse anpassen und ihren Wün-
schen entgegenkommen. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, hat die Staats-
kanzlei Brandenburg einer örtlichen Physiotherapie-Praxis ermöglicht, ihre
Dienstleistungen vor Ort zu erbringen. Dafür wurde ein geeigneter Raum zur Ver-
fügung gestellt.
Mitarbeiter haben so die Möglichkeit, ärztlich verschriebene Behandlungen
direkt am Arbeitsplatz wahrzunehmen. Anreise- und Wartezeiten entfallen so,
und das Angebot ist für die Mitarbeiter ausgesprochen bequem. Neben der ärzt-
lichen Behandlung haben Mitarbeiter natürlich auch die Möglichkeit, Behandlun-
gen wie Massagen oder chiropraktische Behandlungen auf privater Basis wahr-
zunehmen.
Durch die Einrichtung der physiotherapeutischen Außenstelle soll der Kranken-
stand in der Staatskanzlei Brandenburg, insbesondere mit Blick auf Rückenleiden
und andere Haltungsbeschwerden, deutlich reduziert werden.
Durch Gesundheitsmanagement als Teil des Personalmanagements kann die öffent-
liche Verwaltung:
:: die Leistungsfähigkeit ihrer Mitarbeiter erhalten und Fehlzeiten reduzieren,
:: know-how-Verlust aufgrund frühzeitigen Ausscheidens aus dem Erwerbsleben
vermeiden,
:: die Mitarbeiterzufriedenheit und Motivation der Beschäftigten steigern.
Benchmarking des Gesundheitsmanagements bei der Deutschen
Rentenversicherung Bund
Die Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV Bund) mit ihren ca. 24.000 Mitar-
beitern ist innerhalb der Bundesverwaltung dem Personalabbaubereich zugeord-
net. Das heißt, dass jährlich nur eine sehr geringe Zahl an Nachwuchskräften ein-
gestellt werden kann und das Ziel der Personalpolitik weiterhin der Personalab-
bau ist. Dadurch steigt das aktuelle Durchschnittsalter von 43,5 Jahren jährlich
um etwa acht Monate.
Um die Arbeitsfähigkeit der Mitarbeiter auch in Zukunft sicherzustellen, hat die
DRV Bund deshalb ein konsequentes Benchmarking beim Gesundheitsmanage-
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ment eingeführt. Dazu gehört eine Erfassung und Auswertung der Krankenstände
der Mitarbeiter auf allen Organisationsebenen. Treten in einer Abteilung deutli-
che Abweichungen vom durchschnittlichen Krankenstand der DRV Bund auf, so
erfolgt ein Angebot an die Abteilungsleiter, dieses Phänomen in Zusammenarbeit
mit einer Koordinationsstelle näher zu betrachten.
Hierfür ist es möglich, innerhalb der Abteilung Krankenstände der Dezernate zu
vergleichen und das beste und das schlechteste Dezernat innerhalb der Abteilung
zu identifizieren. Die Mitarbeiter beider Referate erhalten im nächsten Schritt
Fragebögen, mit deren Hilfe die Arbeitssituation und das Arbeitsumfeld unter-
sucht werden. Anschließend werden gemeinsam mit der Koordinationsstelle
Handlungsfelder entwickelt und umgesetzt, die helfen, Verbesserungen zu erzie-
len. Auch die anderen Dezernate der Abteilung erhalten die Möglichkeit, den
Erhebungsprozess und die Auswertung der Ergebnisse in den beiden untersuch-
ten Dezernaten zu verfolgen, um so auch in ihren Dezernaten positive Verände-
rungen im Gesundheitsmanagement zu initiieren.
Instrumente des Gesundheitsmanagements
Instrument Inhalt/Ziel
Kooperative
Arbeitsplatz-/
Gefährdungs-
beurteilung
Erhebung und Analyse der Belastungen/Gefährdungen an den unterschiedlichen
Arbeitsplätzen in der Verwaltung. Die Beschäftigten werden in den Analyse-
prozess im Rahmen von Workshops einbezogen mit dem Ziel, gemeinsam Maß-
nahmen für die Bereitstellung eines sicheren, ergonomischen und gesundheits-
förderlichen Arbeitsplatzes zu erarbeiten. Die (schrittweise) Umsetzung ermög-
licht gesunde Berufsverläufe, erhöht die Mitarbeiterzufriedenheit und reduziert
krankheitsbedingte Fehlzeiten.
Gesundheitscheck Allen Mitarbeitern wird die Möglichkeit geboten, in regelmäßigen Abständen
einen umfassenden »Gesundheitscheck« durchführen zu lassen. So können
frühzeitig Erkrankungen erkannt, präventive Maßnahmen ergriffen und die Leis-
tungsfähigkeit der Beschäftigten im Erwerbsverlauf erhalten werden.
Betriebliche
Gesundheits-
leistungen
Die Verwaltung bietet den Mitarbeitern kostenlos gesundheitsfördernde Leis-
tungen an: zum Beispiel Grippeschutzimpfungen, Massagen am Arbeitsplatz,
finanzielle Unterstützung bei »alternativer medizinischer Behandlung«, Reise-
schutzimpfungen, zusätzliche Vorsorgeuntersuchungen etc. (vgl. Igel-Leistun-
gen). Solche zusätzlichen Sozialleistungen helfen zudem, die öffentliche Verwal-
tung als attraktiven Arbeitgeber zu positionieren, und steigern die Identifikation
und Motivation der Mitarbeiter.
Gesundheits-
coaching
In Workshops, die i.d.R. durch externe Experten durchgeführt werden, sollen
den Beschäftigten die negativen Auswirkungen von bspw. falscher Ernährung
oder mangelnder Bewegung vermittelt werden. Ein so gefördertes Gesundheits-
bewusstsein hat langfristig positive Auswirkungen auf Leistungsfähigkeit und
Fehlzeiten.
Betriebssport Flankierend zum Gesundheitscheck und zum Gesundheitscoaching kann die
körperliche (und damit einhergehend auch die geistige) Konstitution durch ein
breites Sportangebot für die Beschäftigten deutlich verbessert werden.
Planung
»gesunder Erwerbs-
verläufe«
Unter Einbeziehung der Beschäftigten wird eine alternsorientierte Laufbahnge-
staltung entwickelt. Darunter ist bspw. die vorausschauende Planung von Tätig-
keitswechseln zu verstehen, die altersbedingten Änderungen der Leistungsfähig-
keit gerecht werden, aber auch die Planung von begleitenden Qualifizierungs-
maßnahmen. Eine solche Laufbahngestaltung ist vor allem bei Tätigkeiten mit
hohen körperlichen Belastungen sinnvoll.
85
4.6 Personalentwicklung
Mitarbeiter hinsichtlich ihrer Fähigkeiten und Kompetenzen in die Lage zu verset-
zen, zukünftige Anforderungen in ihrem Arbeitsgebiet kompetent bearbeiten zu
können oder sich für neue Tätigkeiten zu qualifizieren, diese Aufgabe steht im Zen-
trum der Personalentwicklung. Angesichts von Verwaltungen, die zukünftig komple-
xer werdende Aufgaben mit weniger, dafür aber älterem Personal bewältigen müs-
sen, gewinnt die kontinuierliche Fort- und Weiterbildung des Personals erheblich an
Bedeutung. Gleichzeitig wird es Aufgabe der Personalentwicklung sein, die Attrakti-
vität der öffentlichen Verwaltung für neue Mitarbeiter durch Karrierechancen und
Weiterbildungsmöglichkeiten zu erhöhen und leistungsorientierten Mitarbeitern
professionelle Unterstützung für ihre Weiterentwicklung zu bieten.
Im Rahmen einer demographieorientierten Personalpolitik zielen Personalentwick-
lungsmaßnahmen nicht nur auf ältere Mitarbeiter. Vielmehr müssen im Sinne eines
lebenslangen Lernens alle Mitarbeiter dahingehend entwickelt werden, dass sie
langfristig eine Flexibilität im Einsatz behalten, um auf zukünftige Veränderungen
reagieren zu können. Der hohe Altersdurchschnitt der gegenwärtigen Belegschaften
führt jedoch dazu, dass kurzfristig die Qualifizierung älterer Mitarbeiter in das
Zentrum der Personalentwicklung rückt. Ältere Mitarbeiter sind nicht grundsätzlich
weniger lernbereit als jüngere, aber sie stellen andere Anforderungen an Schulungs-
und Weiterbildungsangebote. Hier sind insbesondere die Bereitschaft und Motiva-
tion älterer Mitarbeiter zum lebenslangen Lernen eine Herausforderung für die Per-
sonalentwicklung. Für das Personalmanagement heißt das, die Voraussetzungen,
Strukturen und Anreize für lebenslanges Lernen zu schaffen und Angebote zu kon-
zipieren, die der individuellen Lernbereitschaft und den Lernpräferenzen der Mit-
arbeiter entsprechen.
Veränderung quanti-
tativer Leistungs-
vorgaben
Die quantitativen Anforderungen an ältere Mitarbeiter mit ärztlich diagnostizier-
ten Gesundheitsbeeinträchtigungen bzw. Leistungseinschränkungen werden
reduziert. Im Gegenzug können Fehlzeiten gesenkt und damit die Kosten, die
durch die geringeren Leistungsvorgaben entstehen, kompensiert werden.
Wiedereingliede-
rungscoaching
Mitarbeiter werden nach längeren krankheitsbedingten Arbeitsausfällen profes-
sionell durch die Führungskräfte und Mediziner bei der Wiederaufnahme der
Arbeit begleitet. Ziel ist, die Mitarbeiter langsam an ihre ursprüngliche Aufgabe
heranzuführen bzw. diese bedarfsgerecht zu verändern. Dadurch sollen unnö-
tige Überlastungen beim Arbeitsbeginn vermieden und übermäßiger Leistungs-
druck abgebaut werden. Weiterhin können im Rahmen dieses Prozesses gezielt
medizinische Rehabilitationsmaßnahmen beschlossen werden, die die Arbeits-
fähigkeit des Mitarbeiters unterstützen.
Work Ability
Index (WAI)
Mit dem WAI wird die Arbeitsfähigkeit von Erwerbstätigen beurteilt. Dies ge-
schieht mittels eines Fragebogens, der entweder von den entsprechenden
Beschäftigten selbst oder von Dritten, bspw. dem Betriebsarzt im Rahmen
einer Untersuchung, ausgefüllt wird. Der WAI erlaubt auf einer Skala von 7
»keine Arbeitsfähigkeit« bis 49 »maximale Arbeitsfähigkeit«, u.a. die Abschät-
zung von Risiken bzgl. Arbeitsunfähigkeit und Frühinvalidität.
Stress-
Management
Im Rahmen von Seminaren und Workshops wird der bewusste Umgang mit
Stresssituationen im Arbeitsalltag, aber auch im privaten Bereich trainiert.
So sollen die Mitarbeiter eine erfolgreiche Bewältigung der psychologischen Be-
lastungen des Alltags erlernen.
Instrument Inhalt/Ziel
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In der Literatur werden vielfach die fehlenden Entwicklungs- und Ausbildungsmög-
lichkeiten als systemimmanentes Problem des öffentlichen Dienstes identifiziert.87
Die im öffentlichen Dienst üblichen Beförderungsautomatismen führen dazu, dass
eine strategische und flexible Personalentwicklung vielfach nicht stattfindet bzw.
nicht stattfinden kann. Starre vertikale Laufbahnentwicklungskonzepte, die sowohl
vonseiten der Mitarbeiter als auch der Personalverwaltung eingeklagt werden kön-
nen, schränken die möglichen Entwicklungschancen zusätzlich ein. Diese systemati-
sche Begrenzung von Personalentwicklungsmöglichkeiten hat negative Konsequen-
zen sowohl für die Entfaltung der vorhandenen Kompetenzen im öffentlichen Dienst
als auch für die Motivation und schließlich die Leistung der Mitarbeiter.
Die Instrumente der Personalentwicklung lassen sich grundsätzlich in drei Katego-
rien einordnen, wie Abbildung 31 zeigt. Die Personalbeurteilung bildet den logi-
schen Anfang jeglicher Personalentwicklungsmaßnahmen und ist die Basis für ein
gezieltes Karrieremanagement und die Aus- und Weiterbildung. Während sich das
Karrieremanagement auf den Entwicklungspfad des Mitarbeiters und seine Position
in der Firma konzentriert, beschreibt die Aus- und Weiterbildung die individuelle
Entwicklung von Fähigkeiten und Kompetenzen. Dabei bestehen jedoch auch Wech-
selwirkungen: So stellt die Aus- und Weiterbildung die Basis einer Karriere dar,
während sich aus den Karrierezielen der Aus- und Weiterbildungsbedarf ableiten
lässt.
Abbildung 31 | Instrumente der Personalentwicklung
Quelle: Prognos 2008
Moderne Personalentwicklung in der Verwaltung bedeutet gleichzeitig auch, dass es
zu einer Dezentralisierung von Personalentwicklungsmaßnahmen bis hinunter auf
die Ebene der einzelnen Abteilungen und Referate kommt.88 Damit wird zum einen
der Tatsache Rechnung getragen, dass in der Personalentwicklung kein »One-Size-
Fits-All-Ansatz« möglich ist.89 Zum anderen zeigt sich darin auch, dass die Personal-
entwicklung der Zukunft nicht zentral durch die Personalabteilung gesteuert wird,
sondern innerhalb der einzelnen Abteilungen und Referate in enger Abstimmung
zwischen Vorgesetztem und Mitarbeiter stattfindet. In der Konsequenz erfordert
dies aber, dass auf allen Positionen mit Führungsverantwortung Kompetenzen und
Instrumente für die Personalentwicklung vorhanden sein müssen.
87 Vgl. Thom/Ritz (2008)
88 Vgl. Rump/Sattelberger/Fischer (2005)
89 Vgl. Berman/Bowman/West/Van Wart (2006)
Karrieremanagement
Personalbeurteilung
Aus- und Weiterbildung
87
Der inhaltliche Schwerpunkt der Personalentwicklung in der öffentlichen Verwal-
tung im Bereich der Bildung und Weiterbildung liegt derzeit vor allem auf der fach-
lichen Ebene. Die Entwicklung von Soft Skills, Führungsqualitäten, Arbeitsmethoden
etc. steht demgegenüber weniger im Fokus. Es sind aber gerade diese eher »wei-
chen« Kompetenzen, die im zukünftigen Arbeitskontext stärker gefordert werden
und die zugleich auch für die Potentialentwicklung und die Leistungsfähigkeit der
Mitarbeiter insgesamt eine wichtige Rolle spielen. Die Personalentwicklung wird in
Zukunft diese Bereiche stärker berücksichtigen müssen, um den zukünftigen
Arbeitsanforderungen besser zu entsprechen und die vorhandenen Kompetenzen
nachhaltig nutzen zu können.
Ein wichtiger Baustein auf dem Weg zum lebenslangen Lernen ist zunächst die
»Selbstentwicklung des Mitarbeiters«, also das Lernen zu lernen. Dabei entwickelt
der Mitarbeiter die Fähigkeit und Bereitschaft, selbstständig Probleme und Abwei-
chungen von der Routine zu identifizieren und nach neuen Problemlösungen zu
suchen. In diesem Zusammenhang nehmen Mitarbeiter z. B. eigenen Schulungs-
bedarf wahr und entwickeln gemeinsam mit dem Vorgesetzen Lösungsstrategien.
Diese Stärkung der Lern- und Handlungsautonomie der Mitarbeiter unterstützt
langfristig seine Produktivität und Leistungsfähigkeit und damit die Effizienz der
gesamten öffentlichen Verwaltung.
Aus Sicht des Arbeitgebers öffentliche Verwaltung ist eine umfassende Personalent-
wicklung der Mitarbeiter auch mit Risiken behaftet, da sie vielfach an hohe Investi-
tionen gekoppelt ist, deren Amortisation zunächst ungewiss ist. Der Aufbau von
Fähigkeiten und Kompetenzen birgt theoretisch die Gefahr, sich aus der öffentlichen
Verwaltung »heraus-zu-entwickeln« und der öffentlichen Verwaltung als Mitarbeiter
verloren zu gehen. Allerdings unterschätzt eine solche Sicht die Motivations- und
Bindungswirkung von Personalentwicklungsmaßnahmen. Erfahrungen in der Privat-
wirtschaft zeigen, dass die Fluktuationsrate in jenen Unternehmen am niedrigsten
ist, die umfassend in die Entwicklung ihrer Mitarbeiter investieren.90 Ziel von Per-
sonalentwicklung muss es somit sein, »to make the workforce able to leave, but
want to stay«.91
Durch Führungskräftenachwuchsprogramme kontinuierlich Personal entwickeln,
motivieren und binden
In vielen Bereichen des öffentlichen Dienstes sind bereits sogenannte
Führungskräftenachwuchsprogramme im Einsatz, um Nachwuchspersonal mit
Führungsqualifikationen frühzeitig zu identifizieren und zu fördern.
Beispiel Landkreis Osnabrück: Nach einem absolvierten Grundtraining (Inhalte
beispielsweise: Moderation, Zielvereinbarungen, Controlling) können sich interes-
sierte Führungsnachwuchskräfte für ein »Potentialentwicklungs-
Assessment-Center« bewerben. Das Bestehen des Assessment-Centers eröffnet
die Teilnahme an einer 15-monatigen Weiterbildungsphase mit jeweils mehrtägi-
gen Seminaren (Inhalte beispielsweise: Rollenverständnis, Kommunikationstech-
niken, Coaching). Das Führungskräftenachwuchsprogramm hat für beide Seiten
90 Vgl. Rump/Sattelberger/Fischer (2005)
91 Vgl. Tamkin/Hillage (1999)
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Vorteile: Es ermöglicht dem Landkreis Osnabrück die Identifikation seines Nach-
wuchspools, und gleichzeitig senkt die systematische interne Rekrutierung das
Risiko externer Fehlbesetzungen. Darüber hinaus erhalten Mitarbeiter in einem
transparenten Verfahren Klarheit über ihre Entwicklungschancen oder ihre Defi-
zite.
Beispiel Baden-Württemberg: Der Führungslehrgang der Führungsakademie
Baden-Württemberg bereitet ausgewählte hochqualifizierte Teilnehmer aus der
Landesverwaltung und auch Teilnehmende aus Wirtschaftsunternehmen, Kom-
munen, kirchlichen Einrichtungen und anderen Bereichen außerhalb der Landes-
verwaltung systematisch auf leitende Führungsfunktionen vor. Der elfmonatige
Lehrgang besteht aus Kursen, gemeinsamer Projektarbeit und zwei Praktika in
Wirtschaftsunternehmen und im Ausland.
4.6.1 Personalbeurteilung
Die Notwendigkeit von regelmäßiger Personalbeurteilung ist aufgrund der lebens-
langen Beschäftigung und der automatischen Beförderung im öffentlichen Dienst
bisher nur sehr begrenzt anerkannt worden. Im Zuge einer Professionalisierung des
Personalmanagements und der Personalentwicklung nimmt ihre Bedeutung aber
stetig zu.92
Die Personalbeurteilung dient dazu, die bisherigen Leistungen und vor allem das
Potential des Mitarbeiters genauer einschätzen zu können.93 Sie legt damit die Basis
für weitere Personalentwicklungsmaßnahmen. Eine systematische Personalbeurtei-
lung kann zum Beispiel ergeben, dass ein Mitarbeiter in einer operativen Position
hervorragende Leistungen erbringt, jedoch für eine Führungsposition wenig ge-
eignet ist. Im Ergebnis könnte dieser Mitarbeiter gezielte Unterstützung für eine
Fachkarriere erhalten.
Zwar zeigt sich in der Praxis, dass die Personalbeurteilung nicht zu unterschät-
zende Kosten verursacht (z. B. für die Schulung von Mitarbeitern sowie der notwen-
dige Zeitaufwand für die Durchführung der Personalbeurteilung). Gleichzeitig ist
jedoch nur so eine strategische und transparente Personalentwicklung möglich.
Wichtig mit Blick auf die Personalentwicklung ist, dass die Personalbeurteilung
nicht nur als Leistungsbeurteilung verstanden werden darf, wie sie z. B. als Grund-
lage von leistungsbezogenen Gehältern eingesetzt wird. Zwar ist die Leistungsbeur-
teilung ein Bestandteil der Personalbeurteilung; diese geht jedoch im Rahmen der
Personalentwicklung darüber hinaus, da sie sich am Entwicklungspotential und den
Entwicklungschancen von Mitarbeitern orientiert und dazu – über die bisherige
Leistung hinaus – auch die Motivation und die Kompetenzen des Mitarbeiters
berücksichtigt.94
92 Vgl. Thom/Ritz (2008)
93 Vgl. König/Haßelmann (2001)
94 Vgl. Thom/Ritz (2008)
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4.6.2 Karrieremanagement
Nachdem im Rahmen regelmäßiger Personalbeurteilungen die Leistung und das
Potential eines Mitarbeiters der öffentlichen Verwaltung eingeschätzt wurden, wird
die weitere Personalentwicklung im Rahmen eines professionellen Karrieremanage-
ments entwickelt. Für die öffentliche Verwaltung werden in diesem Zusammenhang
vielfach die fehlenden Entwicklungs- und Ausbildungsmöglichkeiten als system-
immanentes Problem kritisiert. Ein auf die Person zugeschnittener Karrierepfad ist
angesichts starrer Laufbahnen und Beförderungsautomatismen im öffentlichen
Dienst bislang schwer zu realisieren. Instrumente des Personalmanagements müs-
sen diesem Defizit Rechnung tragen.
95 Empirische Untersuchungen im öffentlichen Dienst haben gezeigt, dass bei der Einführung von Mitar-
beiter-Vorgesetzten-Gesprächen in der öffentlichen Verwaltung sowohl von den Mitarbeitern als auch
vonseiten der Vorgesetzten Skepsis gegenüber diesem Instrument vorherrscht. Ein Grund dafür wird in
der inhaltlichen Überfrachtung dieses Gesprächs gesehen. Vgl. König (2006)
96 Vgl. Lorse (2001)
97 Beispielsweise werden in der Schweiz jährlich Mitarbeiterbefragungen in der Bundesverwaltung durch-
geführt, um die Einstellung, die organisatorischen Rahmenbedingungen, die Motivation und die Gesund-
heit zu erfragen; vgl. EPA (2007): Evaluationsbericht Personalbefragung 2007 in der Bundesverwaltung,
Bern.
Instrument Inhalt/Ziel
Erfassung arbeits-
biografischer Daten
Dabei werden zumeist ohnehin schon vorliegende Daten über den Mitarbeiter
hinsichtlich seiner Kompetenzen und Entwicklung (z.B. Bildungsabschluss, Wei-
terbildungen, Alter, andere Arbeitserfahrungen etc.) systematisch erfasst und
aufbereitet.
Mitarbeiter-Vorge-
setzten-Gespräch
In solchen Gesprächen besprechen Mitarbeiter und Vorgesetzter in regelmäßi-
gen Abständen die bisherige Karriereentwicklung und – in kooperativem Rah-
men – mögliche Ziele für die Zukunft. Um ein solches Gespräch nicht zu über-
frachten und eine klare Trennung zwischen Leistungsbeurteilung und Potential-
analyse zu erreichen, ist es empfehlenswert, zwei getrennte Gespräche durch-
zuführen.95 Vgl. Zielvereinbarungsgespräche, Personalentwicklungsgespräche
Zielvereinbarungs-
gespräche
Im Zielvereinbarungsgespräch zwischen Mitarbeiter und Vorgesetztem werden
in kooperativem Rahmen die erwarteten zukünftigen Leistungen des Mitarbei-
ters vereinbart sowie die Zielerreichung der Vorjahresziele besprochen. Ursa-
chen für Leistungserfüllung oder auch Nichterfüllung werden offen bespro-
chen.96 Zielvereinbarungen sollen SMART formuliert sein (Specific = spezifisch,
Measurable = messbar, Achievable = erreichbar, Relevant = relevant und Timed
= terminiert).
Personalentwick-
lungsgespräche
Beim Personalentwicklungsgespräch werden mit dem Mitarbeiter Karriere- und
Weiterbildungsmöglichkeiten besprochen. Der Vorgesetze schafft in diesem Ge-
spräch Transparenz hinsichtlich der Chancen und Anforderungen, die mögliche
Entwicklungen mit sich bringen.
Mitarbeiter-
befragungen
Insbesondere bei der Beurteilung von Führungskräften kann eine Befragung der
Mitarbeiter fester Bestandteil der Personalbeurteilung sein. Gerade um die
Führungsleistung richtig einzuschätzen, ist es wichtig, auch die Perspektive der
Mitarbeiter zu berücksichtigen. Darüber hinaus bilden regelmäßige Mitarbeiter-
befragungen auch eine solide Basis für das weitere Personalmanagement.
So kann mit diesem Instrument z.B. die Einstellung der Mitarbeiter zum Arbeit-
geber, zu organisationalen Prozessen etc. erfasst werden und anschließend
wieder in eine Weiterentwicklung des Personalmanagements in der öffentlichen
Verwaltung einfließen.97
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Frauenförderung in der Landeshauptstadt München
Die Landeshauptstadt München verfügt im interkommunalen Vergleich bereits
heute über einen hohen Anteil weiblicher Mitarbeiter. Diese hohe Frauenquote
(gesamt rund 57 %, Führungskräfte 45 %) ist das Ergebnis gezielter Personalma-
nagementmaßnahmen, mit denen die Stadt ihre Attraktivität als Arbeitgeberin für
Frauen ausbaut und das vorhandene Potential der Mitarbeiterinnen besser nutzt.
Teilzeitbeschäftigung wird gezielt durch die Personalverwaltung gefördert:
Eine Beratungsstelle informiert und berät Beschäftigte sowie Dienststellen in
allen Fragen rund um das Thema. Bei Stellenausschreibungen muss schriftlich
begründet werden, wenn Stellen nicht teilzeitfähig sind. Insbesondere die Füh-
rung in Teilzeit konnte so in der Stadtverwaltung auf durchschnittlich 13,4 %
erhöht werden.
Die Personalverwaltung unterstützt durch verschiedene Maßnahmen aktiv die
frühe Rückkehr von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen nach der Beurlaubung
aufgrund von Elternzeit und Kinderbetreuung. So kann die Stadt München das
große Potential und Wissen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sichern und die
Investition in diese (insgesamt kostet die Ausbildung zum mittleren bzw. gehobe-
nen Verwaltungsdienst rd. 50.000 bis 80.000 Euro) amortisieren. Im Rahmen des
Programms »Kontakt schafft Perspektive – für Familie und Beruf«
:: wird Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in der Regel nach der Beurlaubung die
Möglichkeit einer Rückkehr auf die alte Stelle für bis zu einem Jahr (Führungs-
kräfte bis zu drei Jahren) zugesichert;
:: werden Väter insbesondere darauf hingewiesen, dass auch sie Elternzeit oder
familiäre Beurlaubung in Anspruch nehmen können;
:: werden Führungskräfte verpflichtet, Beurlaubungs- und Rückkehrgespräche mit
den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen zu halten, in denen Möglichkeiten zum
Kontakthalten sowie zum geplanten Wiedereinstieg besprochen werden;
:: unterstützt die Stadtverwaltung den regelmäßigen Kontakt zu den Beurlaubten
durch Broschüren, den »Beurlaubten-Newsletter« und den »Tag der Beurlaub-
ten«;
:: erhalten die Beurlaubten die Möglichkeit, in der Beurlaubung an Fortbildungen
und Teamtreffen teilzunehmen. Sie können Vertretungen/Aushilfen, Mitarbeit in
Projekten und Hospitationen wahrnehmen, um Kontakt zur Stadtverwaltung zu
halten;
:: werden den beurlaubten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen Angebote zu Teil-
zeit- und Telearbeit unterbreitet, um einen raschen Wiedereinstieg attraktiv zu
gestalten.
Durch dieses breite Bündel an Maßnahmen konnte die Stadtverwaltung München
die Zahl der Rückkehrer in den vergangenen Jahren deutlich erhöhen und die
Zeit der Beurlaubung erheblich verkürzen.
91
Instrumente des Karrieremanagements
98 99
98 Vgl. Flendt/Wurst (2003)
99 Vgl. Krutoff (2004); KGSt (2003)
Instrument Inhalt/Ziel
Übergreifende Lauf-
bahnkonzepte, Er-
weiterung der Tätig-
keitsfelder
Mitarbeitern wird die Möglichkeit gegeben, sich auch außerhalb der klassischen
Laufbahn zu entwickeln. Dies betrifft sowohl die Fachlaufbahnen als auch die
Laufbahnstufen, sodass hier ein einfacherer Wechsel möglich ist. Gerade im Be-
reich der Laufbahnentwicklung stellt vor allem das Dienstrecht einen einschrän-
kenden Faktor dar (vgl. Kapitel 4.1 und 4.2). Sofern ein Abbau dieser recht-
lichen Schranken erreicht ist, muss im Rahmen von strategischem Personal-
management diese Flexibilität bei den Mitarbeitern z.B. durch à Job-Rotation
auch gefördert werden.
Job-Rotation Bei der Job-Rotation werden systematisch Aufgaben- und Arbeitsplatzwechsel
innerhalb eines festgelegten Zeitraums (2 – 5 Jahre) nach einem festgelegten
Rotationsplan mit freiwilliger Teilnahme angestrebt. Ziel ist es, den Mitarbeitern
die Möglichkeit zu geben, andere Bereiche der öffentlichen Verwaltung kennen
zu lernen und ihnen weitere Aufgabenfelder zu erschließen. Durch den regel-
mäßigen Austausch wird Innovationspotential in Bezug auf die Aufgabe (durch
neue Mitarbeiter) und den Mitarbeiter (durch neue Aufgaben) angeregt zum
Nutzen der gesamten Organisation. Insbesondere mit Blick auf die steigende
Zahl älterer Mitarbeiter stellt Job-Rotation eine Möglichkeit dar, jahrelanger,
einseitiger Belastung entgegenzuwirken. Durch regelmäßigen Wechsel des Ar-
beitsplatzes, insbesondere bei körperlich anspruchsvollen Tätigkeiten, kann die
Arbeitsfähigkeit des Mitarbeiters deutlich länger erhalten bleiben, und seine
Kompetenzen und Fähigkeiten bleiben länger nutzbar. Für das Personalmanage-
ment setzt Job-Rotation jedoch eine längerfristige Planung voraus, damit Rota-
tionszyklen auch abgeschlossen werden können.98
Fachkarrieren Fachkarrieren geben den Mitarbeitern die Möglichkeit, sich jenseits von Hierar-
chie und Führungsverantwortung weiterzuentwickeln. Insbesondere angesichts
eines demographisch begründeten Beförderungsstaus in vielen öffentlichen
Verwaltungen können sich Fachkarrieren positiv auf die Arbeitsmotivation der
Mitarbeiter auswirken. Neben den klassischen, vertikalen Karrieren nach oben
ergeben sich so neue Wege der persönlichen und auch finanziellen Weiterent-
wicklung. Gerade für wertvolle Spezialisten, die (oftmals bewusst) keine Füh-
rungsfunktion anstreben, stellt die Fachkarriere eine geeignete Alternative dar.
Fachkarrieren unterstützen zudem die Personalbindung älterer Mitarbeiter.
Systematisches
Führungskräfte-
nachwuchs-
förderung
Die Entwicklung und Förderung von Nachwuchsführungskräften ist zentrale Auf-
gabe der Managementebene einer jeden Organisation. Dies gilt umso mehr für
die öffentliche Verwaltung, da dort regelmäßig ein Mangel an Führungskräfte-
nachwuchs konstatiert wird. Die Entwicklung von Führungskräftenachwuchs ist
dabei eine dezentrale Führungsaufgabe, bei der auf weitere Personalmanage-
mentinstrumente zurückgegriffen werden muss, um den zukünftigen Bedarf und
das vorhandene Entwicklungspotential der Mitarbeiter abschätzen zu können
(z.B. Altersstrukturanalyse, Erfassung arbeitsbiografischer Daten,
Personalentwicklungsgespräche). Eine breite Personalentwicklung durch Schu-
lungen, die die jeweiligen Stärken herausarbeitet, sichert und erhält dabei ein
breites Potential über alle Mitarbeitergruppen hinweg. Auf Basis von strategi-
scher Personalplanung können dann frühzeitig gezielt Nachwuchskräfte ent-
wickelt werden, wenn sich ein Bedarf abzeichnet.99
Insbesondere bei großen Verwaltungen, die regelmäßig einen größeren Bedarf
an Nachwuchsführungskräften entwickeln, kann es sinnvoll sein (z.B. über
regelmäßige Assessment Center), einen Pool an ausgewählten Nachwuchsfüh-
rungskräften aufzubauen; den sogenannten »Goldfischteich«. Deren Entwick-
lung und Vernetzung kann dann gezielt durch spezielle Programme gefördert
werden. Im Bedarfsfall steht dann eine Auswahl von hoch motivierten und qua-
lifizierten Mitarbeitern für die Nachbesetzung von Führungspositionen bereit.
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Das »Assessorenmodell« in der Hammer Stadtverwaltung
Durch Erstellung personenscharfer Altersstrukturanalysen hat die Stadtverwal-
tung Hamm einen guten Überblick über das Alter der einzelnen Mitarbeiter.
Wenn absehbar ist, dass Führungskräfte mit hohem Spezialwissen in 3 – 5 Jahren
die Stadtverwaltung altersbedingt verlassen, nutzt die Stadt ein »Assessoren-
modell« zum Führungskräfteaufbau und zum Wissenstransfer.
Dabei wird in der betroffenen Abteilung eine frei werdende Stelle auf eine höher-
wertigere Qualifikationsstufe erweitert. Diese höherwertige Stelle wird dann von
einem Bewerber besetzt, der vorläufig als Nachfolger des ausscheidenden Mitar-
beiters vorgesehen ist. In den folgenden Jahren wird der Nachfolger im Rahmen
von »training on the job« gezielt aufgebaut, und es wird ein Wissenstransfer zwi-
schen Ausscheidendem und Nachfolger forciert. Wissen und Erfahrung bleiben so
in der Verwaltung erhalten. Das »Assessorenmodell« wird flexibel als Bestandteil
eines umfassenden Personalmanagements in der Stadtverwaltung Hamm gehand-
Instrument Inhalt/Ziel
Stellenvertretungs-
planung
Durch klare Zuweisung von Vertretungsregeln wird den Vertretern durch eine in-
stitutionalisierte enge Zusammenarbeit zwischen Vertreter und Vertretenem re-
gelmäßig die Möglichkeit gegeben, die Führungsposition besser kennen zu ler-
nen (Führung auf Probe) und die eigenen Führungsfähigkeiten zu testen und
weiter zu entwickeln. Dadurch können neue Aufgabengebiete und Handlungs-
perspektiven erschlossen sowie Motivationssteigerungen erzielt werden. Gleich-
zeitig wird durch professionelles Vertretungsmanagement ein besserer Wissens-
transfer sichergestellt, da der Stellvertreter regelmäßig Einblick in die Aufgaben
des Vorgesetzten erhält.
Projektarbeit Die Arbeit in Projekten kann ebenso Bestandteil des Karrieremanagements der
Mitarbeiter sein. Projekte geben Mitarbeitern die Möglichkeit, aus dem gewohn-
ten Umfeld ihrer Arbeit herauszutreten und neue Aufgaben kennen zu lernen.
Die Arbeit in Projektgruppen stärkt darüber hinaus die Bildung von Teamfähig-
keit. Im Rahmen von Projekten agieren Mitarbeiter zudem zumeist außerhalb
der gewohnten Hierarchie und in starker Eigenverantwortung. Dies demons-
triert und fördert gleichzeitig die Führungsfähigkeit.
Senior
Consultants
Im Rahmen des Ehemaligenmanagements ist die öffentliche Verwaltung be-
strebt, auch nach dem Ausscheiden aus Altersgründen Kontakt zu den Mitarbei-
tern zu halten. Im Bedarfsfall kann die öffentliche Verwaltung das Erfahrungs-
wissen der älteren Mitarbeiter als Senior Consultants im Rahmen von Bera-
tungsprojekten auch weiterhin nutzen. Älteren Mitarbeitern wird durch den Auf-
bau und die Nutzung solcher Senior Consultant Pools eine zusätzliche Entwick-
lungsperspektive auch nach dem offiziellen Austritt aus dem Arbeitsleben gege-
ben. Es ist ein Ausdruck von Wertschätzung und kann bereits in der aktiven
Phase die Arbeitsmotivation steigern.
Mentoring Beim Mentoring werden auf freiwilliger Basis mit Unterstützung durch die Ver-
waltungsführung Paare aus Mentor (erfahrene Mitarbeiter, die nicht direkte Vor-
gesetzte sind) und Mentee (meist jüngere Mitarbeiter) gebildet, die regelmäßig
strukturierte Gespräche im informellen Rahmen führen. Dabei steht der frucht-
bare Austausch über die unterschiedlichen Hierarchieebenen hinweg im Vorder-
grund. Dem Mentee wird hier die Möglichkeit geboten, im informellen Rahmen
über Karriere- und Entwicklungsziele zu diskutieren. Neben der Unterstützung
von Karrieremanagement kann das Mentoring den Wissenstransfer über die Mit-
arbeitergenerationen hinweg unterstützen. Es bietet zudem dem Mentor, der für
gewöhnlich auch eine Führungsposition in der Verwaltung innehat, die Möglich-
keit, im informellen Rahmen Informationen über Abläufe und Tätigkeiten der
Gesamtorganisation zu erhalten.
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habt, und die darin vorgesehene Nachfolgeplanung ist nicht zwangsläufig, wenn
sich bessere Möglichkeiten eröffnen. Die durch die Höherbewertung der Stelle
anfallenden Kosten werden von der betroffenen Abteilung getragen, die so die
Investition ins Wissensmanagement selbst erbringen muss.
4.6.3 Bildung und Weiterbildung
Bildung und Weiterbildung von Mitarbeitern sind das klassische Handlungsfeld der
Personalentwicklung. Die öffentliche Verwaltung hat damit die Möglichkeit, Lücken
im Gesamt-Know-How der Verwaltung zu identifizieren und diese durch entspre-
chende Schulungen der Mitarbeiter zu schließen. Maßnahmen der Bildung und
Weiterbildung können je nach Bedarf für alle Kompetenzbereiche der Mitarbeiter
zugeschnitten werden:
:: Selbstkompetenz, so z. B. die eigene Leistungsbereitschaft, das Erkennen eigener
Stärken und Schwächen, Selbstvertrauen, Selbstständigkeit und Selbstorganisa-
tion;
:: Sozialkompetenz, z. B. im Umgang mit Kollegen, Vorgesetzten und Untergebenen,
inklusive des Selbstmanagements;
:: Wissenskompetenz, also das tatsächlich vorhandene Fachwissen zu einzelnen
Themen;
:: Methodenkompetenz, d. h. die Fähigkeit der Problemlösung und des Umgangs mit
neuen Arbeitsmethoden.
Dem Arbeitgeber stehen dabei verschiedene zeitliche und räumliche Möglichkeiten
zur Verfügung, wann, wo und wie die Mitarbeiter neue Kompetenzen erlernen bzw.
alte Kompetenzen vertiefen können. (vgl. Abbildung 32)
Abbildung 32 | Möglichkeiten der Weiterbildung
Quelle: Berman/Bowman/West/Van Wart (2006)
Beim Eintritt in eine neue Stelle bzw. nach der Rückkehr aus längerer Beurlaubung
(z. B. Kinderbetreuung) können Mitarbeiter in der Vorbereitung auf ihre (neue)
Tätigkeit geschult werden (»in the job«).100 Oder – der Regelfall – sie können im
Laufe ihres Arbeitslebens (»along the job«) je nach Bedarf weitergebildet werden.
Zu einem ganzheitlichen Ansatz der Fort- und Weiterbildung zählt zudem die
100 Vgl. Kolleker/Wolzendorff (2008)
Arbeitsplatz
along the job
in the job outside the job
on the job
near the job
off the job
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systematische Vorbereitung des Austritts aus dem Arbeitsplatz (»outside the job«),
sei es aus Altergründen, aufgrund eines Arbeitsplatzwechsels oder wegen einer Ent-
lassung. Insbesondere beim Austritt aus Altersgründen steht beim Training »outside
the job« der Gedanke des Wissenstransfers und des Ehemaligenmanagements im
Vordergrund. Für den Ort der Schulung bieten sich verschiedene Möglichkeiten an:
Mitarbeiter können direkt an ihrem Arbeitsplatz (»on the job«) geschult werden, in
einer Schulungssituation in den Räumen der eigenen Verwaltung (»near the job«)
oder auch in externen Schulungseinrichtungen außerhalb der eigenen Verwaltung
(»off the job«). Weitere Optionen bietet die Frage, inwieweit Mitarbeiter eigene Zeit
in ihre Weiterbildung investieren oder die Schulungen während der Arbeitszeit
erfolgen.
Bei der Entwicklung von Weiterbildungskonzepten sollte das breite Spektrum der
Möglichkeiten genutzt werden, um je nach Lerninhalten, Anforderungen und Lern-
verhalten des Mitarbeiters individuell geeignete Weiterbildungsangebote konzipie-
ren zu können. Mit Blick auf die steigende Zahl älterer Mitarbeiter wird sich auch
die Methodik und Didaktik der Weiterbildung in der öffentlichen Verwaltung anpas-
sen müssen. Zwar sind Bereitschaft und Fähigkeit zum Lernen altersunabhängig,
allerdings unterscheiden sich sowohl Lernziele als auch die Lernweise mit dem
Alter. Im Rahmen der Personalentwicklung müssen deshalb die Lerninhalte alters-
gerecht abgestimmt werden. So wird z. B. die Vermittlung unmittelbar anwendungs-
orientierten Wissens gerade von älteren Mitarbeitern wesentlich positiver wahrge-
nommen als praxisferne Theorie. Nur wenn es gelingt, auch die älteren Mitarbeiter
für kontinuierliche Bildungs- und Weiterbildungsmaßnahmen zu motivieren, kann
langfristig mit älter werdender Belegschaft das Leistungsniveau der Verwaltung
gehalten werden.
Rekrutierung von Nachwuchsführungskräften bei
der Landeshauptstadt München
Um in einem zukünftig härter werdenden »war
for talents« langfristig eine ausreichend hohe
Anzahl an Nachwuchsführungskräften sicherstel-
len zu können, geht die Landeshauptstadt Mün-
chen im gehobenen nichttechnischen Verwal-
tungsdienst neue Wege. Seit dem Einstellungsjahr
2008 bietet die Landeshauptstadt neben dem
klassischen Studium zum gehobenen nichttechni-
schen Verwaltungsdienst an der Bayerischen
Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege
einen Bachelorstudiengang »Bachelor of Arts,
Public Management« an.
Das Studium erfolgt in Kooperation mit der Fach-
hochschule für angewandtes Management in
Erding. Im Unterschied zur klassischen Beamten-
laufbahn für den gehobenen Dienst, für die die
Stadt nach wie vor ausbildet, stehen bei dem
Bachelorstudiengang neben rechtlichen Kenntnis-
sen stärker betriebswirtschaftliche Kenntnisse im
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Fokus. Zudem Schlüsselqualifikationen wie Kommunikation, Projektmanagement
und Führung. Moderne Lehrformate, aber auch attraktive Rahmenbedingungen
wie die Übernahme der Studiengebühren sowie eine Bezahlung der Studierenden
während des Studiums (1.040,– Euro (brutto) pro Monat) runden das Angebot ab.
Darüber hinaus ist bei diesem neuen Studiengang eine deutsche oder EU-Staats-
bürgerschaft nicht erforderlich. So wird versucht, vermehrt ausländische Jugend-
liche und Jugendliche mit Migrationshintergrund für ein Studium und eine spä-
tere Beschäftigung im gehobenen Verwaltungsdienst zu gewinnen.
Instrumente Bildung und Weiterbildung
Instrument Inhalt/Ziel
E-Learning E-Learning ist ein zunehmend wichtig werdendes Instrument des Fernunter-
richts. Beim E-Learning werden digitale Medien zur Aufbereitung der Lernin-
halte und zur Unterstützung der Kommunikation genutzt, um Bildung und Wei-
terbildung zu unterstützen. Vorteile des E-Learnings sind v.a. die örtliche und
zeitliche Unabhängigkeit, die individualisierte Handhabung sowie die digitale In-
teraktivität und Multimedialität.
E-Learning sollte jedoch mit klassischer Wissensvermittlung vor Ort und Grup-
penarbeiten kombiniert werden, um dem Lernenden auch Gelegenheit zur not-
wendigen Interaktion während der Wissensvermittlung zu geben.
Trainee-Programme Trainee-Programme stellen eine besondere Form des Trainings »into the job«,
also des Berufseinstiegs, dar. Junge Mitarbeiter werden hier in den ersten Jah-
ren ihrer Anstellung umfassend geschult und durchlaufen verschiedene Statio-
nen der öffentlichen Verwaltung. In diesen ersten Jahren investiert die öffentli-
che Verwaltung somit umfassend in diese Trainees. Nach der Durchführung ei-
nes Trainee-Programms stehen der öffentlichen Verwaltung hochqualifizierte
Mitarbeiter zur Verfügung, die die verschiedenen Abteilungen und deren Pro-
zesse gut kennen.
Obgleich die bestehenden Referendarprogramme am Beginn einer Beamtenlauf-
bahn durchaus mit einem Trainee-Programm zu vergleichen sind, hat sich die-
ses Instrument bei Einstellung tariflich Beschäftigter bisher nicht durchgesetzt.
Die öffentliche Verwaltung hat somit bei der Einführung im Tarifbereich die
Möglichkeit, auf die positiven Erfahrungen der Referendarprogramme aufzu-
bauen und diese weiterzuentwickeln. Trainee-Programme werden in der Privat-
wirtschaft insbesondere für Nachwuchsführungskräfte angeboten.
Qualitätszirkel/
Lernstätten
Hintergrund der Qualitätszirkel und Lernstätten ist die Grundannahme, dass
das größte Wissen über die Lösung der Probleme der Verwaltung in der Verwal-
tung selber liegt. Dazu werden auf Dauer angelegte Gesprächsgruppen mit ei-
ner begrenzten Zahl an Mitarbeitern der unteren Hierarchieebene eingerichtet.
Diese diskutieren moderiert oder eigenständig Probleme in ihrer Arbeit, tau-
schen Erfahrungen aus und entwickeln Lösungen. Kenntnisse, die davor nur
einzelne Mitarbeiter hatten, werden so der gesamten Gruppe zur Verfügung ge-
stellt. Qualitätszirkel/Lernstätten unterstützen darüber hinaus die Kommunika-
tion und Teamfähigkeit und stärken die Eigenverantwortung der Mitarbeiter.
Durch Konzentration auf spezielle Themen (IT, Rechtliches, Gesundheit etc.)
kann der Bereich des Wissenstransfers eingegrenzt werden.
Indiviuelles
Coaching
Neben der klassischen Personalschulung einer Gruppe von Mitarbeitern kann
Fort- und Weiterbildung auch durch individuelles Coaching erfolgen. Einzelnen
Mitarbeitern wird dabei durch einen persönlichen Coach bestimmtes Wissen
konzentriert vermittelt. Durch die sehr individuelle Betreuung wird ein hoher
Wissenstransfer sichergestellt. In der Praxis findet individuelles Coaching vor
allem auf höheren Führungsebenen statt.
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Wissensmanagement und Wissensbewahrung in der Stadtverwaltung Erlangen
Um Wissen, Kenntnisse und Erfahrungen der großen Anzahl altersbedingt aus-
scheidender Mitarbeiter nicht zu verlieren, setzt die Stadt Erlangen auf professio-
nelles Wissensmanagement. Das Wissen von ausscheidenden Mitarbeitern soll
erhalten bleiben (»Debriefing«), aber auch sogenannte »Wissensinseln« einzelner
Mitarbeiter sollen für die Verwaltung nutzbar gemacht werden.
Der Wissensbewahrungsprozess besteht aus mehreren Treffen zwischen Wissens-
träger und externem Berater, der den Wissensträger bei der Erfassung und Syste-
matisierung des Wissens begleitet. Ein Teil des vorhandenen Wissens wird ver-
schriftlicht und mit Hilfe einer Software in sogenannten Wissenslandkarten
visualisiert.
Wissenstransfer
und -management
Der Ressource Wissen kommt in der öffentlichen Verwaltung eine wesentliche
Bedeutung zu. Der zu erwartende Anstieg altersbedingter Austritte aus der
öffentlichen Verwaltung rückt die Frage des Wissenstransfers und -manage-
ments ins Zentrum der Personalentwicklung. Ganzheitliche Ansätze des Wis-
sensmanagements stellen sicher, dass das in der Verwaltung vorhandene Fach-
und Prozesswissen rechtzeitig erfasst wird (z.B. in Form von Wissenslandkar-
ten, Dokumentationen, Vorträgen etc.). Darüber hinaus steht der Austausch des
Wissens zwischen den Mitarbeitern und dessen kontinuierliche Pflege im Vor-
dergrund. Geeignete Instrumente müssen beachten, dass ein unkomplizierter
Zugriff möglich ist, um das gesammelte Wissen in der Praxis möglichst breit
nutzbar zu machen.
Mitarbeitervorträge Teil der Fort- und Weiterbildung ist auch der Wissenstransfer innerhalb des
Unternehmens. Dazu können in regelmäßigen Abständen einzelne Mitarbeiter
über Aspekte ihrer Tätigkeit berichten, die auch für die restlichen Mitarbeiter in
der Verwaltung von Interesse sind (z.B. erfolgreiche Projekte, Gesetzesände-
rungen, innovative Problemlösungen, neue technische Möglichkeiten). Der Wis-
senstransfer innerhalb der öffentlichen Verwaltung wird so unterstützt, ebenso
wie ein gemeinsames Verständnis der unterschiedlichen Prozesse geschaffen
wird. Für den vortragenden Mitarbeiter stellen solche Vorträge zudem die Mög-
lichkeit dar, die eigene Präsentationskompetenz »in halboffizieller Umgebung«
zu schulen.
Altershomogene
Lerngruppen
Im Bereich der Bildung und Weiterbildung hat sich in vielen Fällen die Bildung
altershomogener Lerngruppen bewährt. Diese Maßnahme trägt den unter-
schiedlichen Lernanforderungen der verschiedenen Altersgruppen in der öffent-
lichen Verwaltung Rechnung. So können Lernfrustration vermieden und die
Motivation unterstützt werden. Die Bereitschaft zu kontinuierlicher Bildung und
Weiterbildung kann so nachhaltig gestärkt werden.
Aufbaustudium Die Einführung der modularisierten Studiengänge an öffentlichen und privaten
Bildungseinrichtungen führt zu einer Flexibilisierung der Ausbildung insgesamt.
Diese neue Flexibilität kann auch im Rahmen der Fort- und Weiterbildung ge-
nutzt werden. So können im Rahmen von Aufbaustudiengängen zusätzliche
Qualifikationen (z.B. MBA, MPA etc.) von den Mitarbeitern erworben werden,
die anschließend auch der öffentlichen Verwaltung zur Verfügung stehen.
Voraussetzung dafür ist allerdings die Bereitschaft von Mitarbeitern und öffent-
licher Verwaltung, eigene Zeit zu investieren oder zeitliche Flexibilität zuzulas-
sen (bspw. für Abend- und Wochenendkurse, längere Auszeiten etc.). Hier ist es
vor allem die Verantwortung des Arbeitgebers, Anreize (durch Beschäftigungs-
garantien, finanzielle Anreize, Beförderungschancen, Sabbaticals etc.) zu set-
zen.
Instrument Inhalt/Ziel
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Abbildung 33 | Beispiel einer Wissenslandkarte im Bereich
Dokumentenmanagement
Quelle: Verwaltungsmodernisierung Stadt Erlangen 2000–2007
Der Wissenstransfer findet über drei Teilprozesse statt:
:: 1. Nach Bedarf werden die Mitarbeiter in die Gespräche mit einbezogen, die in
Zukunft das Wissen nutzen sollen.
:: 2. Die erstellten Wissenslandkarten werden großformatig ausgedruckt und in
öffentlich zugänglichen Bereichen aufgehängt.
:: 3. Die Ergebnisse des Wissensbewahrungsprozesses werden in Berichtsform
dokumentiert und den Mitarbeitern in einer Abschlusspräsentation vorgestellt.
Die Aufgabe des Wissensmanagements wird auch nach Abschluss eines Wissens-
bewahrungsprozesses fortgesetzt. Einzelne Abteilungen sind für die Pflege der
Wissenslandkarten verantwortlich und halten so das einmal erhobene Wissen
aktuell.
Bei Bedarf eines Wissenstransferprozesses werden die Abteilungen in der Stadt-
verwaltung Erlangen von der Stabsstelle für Verwaltungsmodernisierung unter-
stützt. Die Abteilungen tragen jedoch selbst die Kosten für Software und externe
Beratung, die sich pro Prozess auf 3.000 – 4.000 Euro belaufen. So wird sicher-
gestellt, dass ein Wissenstransfer nur in solchen Fällen stattfindet, bei denen das
verloren gehende Wissen ausreichend hoch bewertet wird.
In der Stadtverwaltung Erlangen wurden bisher acht Wissenstransferprozesse
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erfolgreich abgeschlossen. Die Maßnahme war auch für die ausscheidenden Mit-
arbeiter eine positive Erfahrung, die ihnen vor dem Ausstieg noch einmal einen
Überblick über die in ihrem Arbeitsleben geleistete Arbeit gab und auch als eine
Form der Wertschätzung und Anerkennung ihrer Erfahrung gesehen wurde.
4.7 Organisationskultur und Personalführung
Den Handlungsfeldern Organisationskultur und Personalführung kommt eine zen-
trale Bedeutung bei der Einführung einer demographiefesten Personalpolitik zu. Sie
schaffen auf der interaktionalen Ebene die Voraussetzungen für die Umsetzung der
Personalmanagementmaßnahmen.
Bei allen Veränderungsprozessen spielen die Mitarbeiter, ihre Erwartungen, Einstel-
lungen und ihr Verhalten eine wesentliche Rolle für die erfolgreiche Umsetzung von
Veränderungen. Entscheidend sind v. a. allgemein akzeptierte Normen und inter-
nalisierte Werte, die sich in Organisationen im Laufe der Zeit herausgebildet haben
und das Verhalten aller Organisationsmitglieder beeinflussen: die sogenannte Orga-
nisationskultur (bzw. in der Privatwirtschaft: Unternehmenskultur). Durch die
Organisationskulturen werden selbstverständliche Annahmen dem täglichen Han-
deln zugrunde gelegt, ohne darüber zu reflektieren. Somit ist eine Organisationskul-
tur, die den Wert Älterer für die Verwaltungsorganisation anerkennt, eine wesentli-
che Grundlage, um eine alterns- und altersgerechten Personalpolitik mit Leben zu
füllen und in der Organisation zu verankern.
In vielen Bereichen des öffentlichen Dienstes wird heute die Notwendigkeit für ein
grundlegendes Umdenken in der eigenen Personalpolitik noch nicht gesehen. Durch
offene Kommunikation der demographischen Situation, beispielsweise mittels einer
systematischen Altersstrukturanalyse, muss das notwendige Bewusstsein auf der
Führungsebene für die Verschiebung der Altersstruktur des Personals im öffent-
lichen Dienst und die sich daraus ergebenden Konsequenzen geschaffen werden.
Die Qualität der Personalführung hat dabei Einfluss auf viele Handlungsfelder eines
modernen Personalmanagements. Gerade die Führungskräfte einer Organisation
prägen und transportieren die Organisationskultur und beeinflussen damit das Ver-
halten aller Mitarbeiter unmittelbar. Die Führungskräfte spielen daher eine Schlüs-
selrolle bei dem Ziel, Elemente wie Diversity Management, Leistungsorientierung
oder Verantwortungskultur in einer Organisation zu verankern. Die Führungsquali-
tät entscheidet damit wesentlich über die Attraktivität eines Arbeitgebers und die
Motivation und Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter.
Führung mit Diversity Management bei der Bundesagentur für Arbeit
In den Kunden der Bundesagentur für Arbeit spiegelt sich mit den Arbeitsuchen-
den sowohl die Vielfalt einer bunter und älter werdenden Gesellschaft als auch
mit den Unternehmen die Vielfalt einer sich wandelnden Arbeitswelt. Diversity
Management steht daher im Zentrum des integrierten Personalmanagementkon-
zepts, mit dem die Bundesagentur für Arbeit (BA) gegenwärtig eine demographie-
sensible Personalpolitik in die Tat umsetzt.
Die Diversity-Gesamtstrategie der BA zielt auf eine offene Organisationskultur
ohne Vorurteile ab, die Vielfältigkeit als Potential nutzt, die individuelle Fähig-
keiten und Talente bewusst wertschätzt und Unterschiede als positive Ressource
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versteht. Dahinter steht die Überzeugung, dass eine vielfältig zusammengesetzte
Belegschaft sich besser auf die heterogenen Kundengruppen der Arbeitsagentu-
ren und die veränderten Arbeitsmarktsegmente einstellt. Dadurch wird die BA in
die Lage versetzt, die Wünsche und Bedürfnisse aller Kundengruppen besser zu
integrieren und ihre Leistungsfähigkeit zu steigern. Die Förderung der Chancen-
gleichheit aller Beschäftigten ist daher als integraler Bestandteil der Personal-
entwicklung eine Führungsaufgabe. Mit ihrer Diversity-Strategie will sich die BA
aber nicht zuletzt auch als attraktive Arbeitgeberin im Wettbewerb um leistungs-
fähige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen positionieren. Der hohe Stellenwert, den
die BA dem Diversity Management beimisst, kommt nicht zuletzt auch in der
Unterzeichnung der »Charta der Vielfalt« zum Ausdruck.
Führungskräfte sollten ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einen vorurteils-
freien Umgang mit allen Beschäftigten »vorleben«. Sie müssen sich und ihre Mitar-
beiter auf die kommenden Veränderungen einstellen, intergenerative Zusammenar-
beit fördern und eine demographiefeste Personalstrategie umsetzen. In den kom-
menden Jahren wird zudem die Führung älterer Mitarbeiter eine zunehmend wich-
tige Kompetenz der Führungskräfte. Dazu gehört zum einen die Fähigkeit, sich ver-
ändernde Erwartungen und Einstellungen Älterer gegenüber ihrer Arbeit zu antizi-
pieren, langjährige Mitarbeiter zu Leistung zu motivieren und neue Entwicklungs-
perspektiven aufzuzeigen. Zum anderen aber auch, Ältere entsprechend ihrer Kom-
petenzen und ihrer Leistungsfähigkeit einzusetzen und zu fördern und Erfahrungs-
wissen wertzuschätzen und gezielt zu nutzen.
Cottbus: Strategische Steuerung mit einer »Balanced Scorecard«
Kaum ein Bereich prägt das Bild der Cottbuser von ihrer Stadtverwaltung stärker
als der Bürgerservice, in dem viele kundenbezogene Dienste der Verwaltung
zusammenlaufen. Motivation und Freundlichkeit der Mitarbeiter sind entschei-
dend. Gleichzeitig muss aber auch dieser Fachbereich der Verwaltung mit Ein-
sparvorgaben, Personalabbau und einem steigenden Durchschnittsalter (gegen-
wärtig 46,1 Jahre) zurechtkommen. Der Bürgerservice hat sich für ein ungewöhn-
liches Instrument entschieden, um den Spagat zwischen Einsparungen und Leis-
tungsoptimierung zu bewältigen. Seit drei Jahren steuern die Führungskräfte die
75 Mitarbeiter des Bereichs mit Hilfe einer »Balanced Scorecard« (BSC). Mit die-
sem Steuerungsinstrument werden Ziele und Maßnahmen in den vier Perspekti-
ven Finanzen, Kunden, Prozesse und Mitarbeiter formuliert und über Kennzahlen
gesteuert. Alle Mitarbeiter kennen frühzeitig die Ziele des nächsten Jahres und
die damit verbundenen Maßnahmen. Gleichzeitig sorgt die gleichgewichtete
Behandlung von qualitativen Zielen auf den Ebenen Kunden, Prozesse und Mit-
arbeiter dafür, die Dominanz von Finanzzielen zu brechen und die Motivation zu
stärken. Mit Mitarbeiter- und Kundenbefragungen sowie regelmäßigen Mitarbei-
tergesprächen wird die Zielerreichung geprüft. Carsten Konzack, der Leiter des
Fachbereichs, sieht die Ziele erfüllt, die sich die Bereichsführung mit der Einfüh-
rung des Instruments gesteckt hat: »Die Mitarbeiter sind durch die transparente
Steuerung motiviert und engagiert, ihre Kompetenzen können gezielter genutzt
und gefördert werden, und auch Nachwuchsführungskräfte können besser identi-
fiziert und weiterentwickelt werden.«
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Age-Management und eine aktive Personalführung sind somit eine Zukunftsaufgabe,
auf die jedoch die Führungskräfte in der öffentlichen Verwaltung bislang nur
begrenzt vorbereitet sind. Nicht zuletzt deshalb, da in vielen Verwaltungen der Auf-
stieg in eine Führungsfunktion vor allem an die fachlichen Leistungen gebunden
wird und Führungs- sowie Personalmanagementkompetenzen häufig eine unter-
geordnete Rolle bei Beförderungen spielen. Diesen Defiziten kann durch entspre-
chende Weiterbildung im Bereich von Soft-Skills und Führungskompetenzen oder
durch professionelles Führungskräftecoaching entgegengesteuert werden.101
Instrumente für Organisationskultur und Führung
101 Vgl. Drescher (2003)
Instrument Inhalt/Ziel
Führungskräfte-
sensibilisierung:
Führungskräfte sind Träger der Organisationskultur und die treibenden Kräfte
bei Veränderungsprozessen. Es ist daher wesentlich, die Führungskräfte für die
betriebswirtschaftlichen Herausforderungen des demographischen Wandels zu
sensibilisieren und sie für eine aktive Umsetzung des Diversity- bzw. Age-
Managements zu gewinnen. Maßnahmen können z.B. Führungskräftecoaching,
Demographieworkshops oder die Entwicklung von Führungsleitlinien sein.
Bildung von Exper-
tengruppen
Um in den unterschiedlichen Aufgabenfeldern jeweils geeignete Lösungen »bot-
tom up« zu entwickeln, können themenspezifisch besetzte Expertengruppen
aus Führungskräften, Personalräten, Arbeitsmedizinern oder Spezialisten gebil-
det werden, in die ggf. auch externe Experten eingebunden werden. Die Ergeb-
nisse können durch Vertreter der Gruppen in einem übergeordneten »Demogra-
phiegremium« aggregiert werden.
Altersorientierte
Führung
Altersorientierte Führung verlangt von den Führungskräften das Wissen um
altersbedingte Veränderungen in Bezug auf Arbeitsfähigkeit und Arbeitsmotiva-
tion. Insbesondere Arbeitszufriedenheit und Arbeitsmotivation hängen in hohem
Maße von der Führungsqualität ab. Werden altersbedingte Veränderungen in
Bezug auf Ziele und Erwartungen an den Arbeitsplatz im Personalmanagement
berücksichtigt, kann eine gesteigerte Motivation unter Umständen andere
altersbedingte Defizite ausgleichen.
Führungskräfte-
entwicklung
Diese Unterkategorie von Personalentwicklung zielt darauf ab, speziell jene Fä-
higkeiten herauszubilden, die zur Mitarbeiterführung notwendig sind und einen
partizipativen und dialogorientierten Führungsstil unterstützen. Bausteine einer
Führungskräfteentwicklung können bspw. Schulungen in Konfliktmanagement,
Mitarbeiterbeurteilung oder Change Management sein.
Age-Management Age-Management umfasst die Bestrebungen von Verwaltungen, eine Organisati-
onskultur zu etablieren, in der die Themen demographischer Wandel und »Äl-
tere Beschäftigte« einen hohen Stellenwert einnehmen. Es kann damit bspw.
auch Teil eines umfassenden Diversity-Managements sein.
Diversity-
Management
Diversity-Management heißt, die Vorteile von Vielfalt und Heterogenität der
Beschäftigten deutlich zu machen, zu fördern und gezielt zu nutzen. Diversity-
Management zielt daher auf eine aktive Beeinflussung der Organisationskultur.
Offene
Kommunikation
Thematisierung von Herausforderungen und Möglichkeiten einer alternden Be-
legschaft und eines neuen Umgangs mit Älteren, z.B. über Intranet, Plakate,
Veranstaltungen.
Leitbild/
Leitlinien
Ein Leitbild kann neben der strategischen Dimension bspw. auch personal-
politische Leitlinien enthalten, die deren Berücksichtigung im internen Umgang
definieren oder in Form von Führungsgrundsätzen Standards einer demogra-
phieorientierten Personalführung festlegen.
101
Führungsgrundsätze Die Organisationskultur wird vor allem von den Führungskräften getragen und
von ihnen vorbildhaft mit Leben gefüllt. Führungsgrundsätze werden aus dem
Leitbild der gesamten Organisation abgeleitet und konkretisieren dessen Opera-
tionalisierung schriftlich auf Ebene der Führungskräfte. Mit diesem Instrument
kann die Führungsqualität von der Persönlichkeit der Führungskraft z.T. entkop-
pelt werden und so besser in Einklang mit den Leitbild der Gesamtorganisation
gebracht werden.
Instrument Inhalt/Ziel
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Für die Altersstruktur und damit für das Personalmanagement in allen Bereichen
des öffentlichen Dienstes wird der demographische Wandel schon in naher Zukunft
erhebliche Konsequenzen haben: Infolge von Einstellungsstopps und Stellenkürzun-
gen ist das Durchschnittsalter im gesamten öffentlichen Dienst102 in den letzten
zehn Jahren von 41,8 Jahren auf über 44 Jahre angestiegen. Rund ein Drittel der
Mitarbeiter ist älter als 50 Jahre und wird damit bereits in den kommenden Jahren
in den Ruhestand gehen. Die detaillierte Altersstrukturanalyse der verschiedenen
Verwaltungsebenen hat dabei gezeigt, dass es sich nicht nur um ein Problem einzel-
ner Verwaltungsbereiche handelt: Bund, Länder und Kommunalverwaltung sind
gleichermaßen davon betroffen.
Abbildung 34 | Altersstruktur Bund (ohne Soldaten), Länder, Kommunen
Quelle: distatis; Prognos AG 2008
Angesichts eines fortbestehenden Kostendrucks, weiterer Personalreduktion und
dem grundsätzlich zu begrüßenden Abbau von Frühpensionierungsmöglichkeiten
wird die Personalstruktur in der öffentlichen Verwaltung in naher Zukunft weiter
altern. Gleichzeitig wird sich jedoch die Beschäftigungslücke durch die Verrentung
personalstarker Beschäftigtenkohorten nicht allein durch notwendige Anpassungen
der öffentlichen Aufgaben an den Bevölkerungsrückgang schließen lassen. Regio-
nale Besonderheiten, Remanenzen der Daseinsvorsorge oder auch neue Aufgaben
einer alternden Gesellschaft sorgen dafür, dass der Bedarf der Verwaltung an quali-
fiziertem Nachwuchs zukünftig steigen wird.
Dieser steigende Bedarf trifft auf einen Arbeitsmarkt, auf dem das Angebot junger,
qualifizierter Arbeitskräfte zu einem knappen Gut wird und sich der Wettbewerb
mit privaten Arbeitgebern deutlich verschärft. Die Tatsache, dass sich die Laufbahn-
gruppe des höheren Dienstes einer deutlichen Alterung gegenübersieht, ist dabei
besonders problematisch. Denn insbesondere diese Laufbahngruppe wird zukünftig
bei der Rekrutierung von Nachwuchskräften vom Fachkräftemangel betroffen sein,
da der öffentliche Dienst rund 80 % seiner Mitarbeiter in Fächergruppen rekrutiert
102 Ohne Soldaten und Soldatinnen
Bund Land Kommunen
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(v. a. Ingenieurwissenschaften, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Erziehungs-
wissenschaften und Lehramt, Rechtswissenschaften), für die deutschlandweit mit
einem deutlichen Anstieg der Nachfrage gerechnet wird.
Die Herausforderungen des demographischen Wandels müssen von den Verwaltun-
gen angenommen werden. Aufgabe des Personalmanagements wird es sein, mit älter
werdenden Belegschaften trotz Arbeitsverdichtung und komplexeren Prozessen
leistungsfähig zu bleiben und außerdem ein attraktiver Arbeitgeber für qualifizier-
ten Nachwuchs zu werden. Die öffentlichen Arbeitgeber müssen dafür den Wechsel
von einer passiven Personalverwaltung zu professionellem Personalmanagement
forcieren.
In der vorliegenden Studie werden hierzu die geeigneten Managementinstrumente
vorgestellt. Gleichzeitig wird bei der Auswahl der Instrumente den zum Teil sehr
spezifischen Rahmenbedingungen des Personalmanagements in der öffentlichen
Verwaltung Rechnung getragen. Die Umsetzung von Einzelmaßnahmen allein kann
jedoch nur sehr begrenzt Wirkung entfalten. Stattdessen bedarf es eines ganzheit-
lichen Ansatzes, der die einzelnen Maßnahmen miteinander in einer kohärenten
Personalmanagementstrategie verbindet. Die vorgestellten Maßnahmen umfassen
daher alle Handlungsfelder entlang des »Erwerbslebenszyklus« eines Mitarbeiters.
Die wichtigsten Elemente einer demographieorientierten Personalpolitik sind:
Strategisches Personalmanagement: Das Personal als wesentlichen Erfolgsfaktor
für die Leistungsfähigkeit der Verwaltung begreifen, der strategisch geplant und
gesteuert werden muss.
Dienstrecht und Vergütungspolitik: Die Möglichkeiten zur Reform des Dienstrechts
und zur Einführung einer leistungsorientierten Vergütung nutzen und damit Motiva-
tion, Flexibilität und Wettbewerbsfähigkeit erhöhen.
Personalmarketing: Mit internem und externem Personalmarketing neue Bewer-
bergruppen für die Verwaltung interessieren und bestehendes Personal binden.
Arbeitsorganisation: Mit flexiblen Formen von Arbeitszeit und Arbeitsort alters-
gerechte und motivierende Arbeitsbedingungen schaffen.
Gesundheitsmanagement: Mit präventivem Gesundheitsmanagement die Leistungs-
fähigkeit des Personals bis ins hohe Alter sichern.
Personalentwicklung: Durch individuelle Beurteilung und maßgeschneiderte Wei-
terbildungskonzepte in jeder Altersstufe Entwicklungsperspektiven schaffen und
Leistungsfähigkeit sichern.
Organisationskultur und Personalführung: Führungskräfte zu Promotoren einer
demographieorientierten Personalpolitik machen und ihre Führungskompetenz ver-
bessern.
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Eine Reihe von Beispielen aus der Praxis zeigt, dass bereits mit den bestehenden
Rahmenbedingungen viele kreative Personalmaßnahmen in der Praxis mit Erfolg
eingesetzt werden. Gleichzeitig zeigen Länder wie Hamburg oder Bayern aber auch,
wie die Gesetzgeber mit konsequenten Reformen ihres Dienstrechts ganz neue Mög-
lichkeiten für ein wettbewerbsfähiges Personalmanagement schaffen.
Die öffentlichen Arbeitgeber in Deutschland sollten ihre Altersstrukturentwicklung
als Anstoß und die erfolgreichen Beispiele anderer Verwaltungen als Ansporn nut-
zen, um ihr Personalmanagement möglichst kurzfristig auf die demographischen
Herausforderungen einzustellen. Gelingt eine aktive Gestaltung der Personalpolitik,
eröffnen sich für den öffentlichen Dienst gleichzeitig Chancen und Wettbewerbsvor-
teile im Kampf um die »besten Köpfe«.
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Entwicklung der Beschäftigung 
im öffentlichen Dienst
Steigendes Durchschnittsalter, mehr Frauen  
in leitender Position, mehr Zeitverträge
Nach jahrelangem erheblichem Personalrückgang im öffent-
lichen Dienst haben der Ausbau der Kinderbetreuung und 
Personalzuwächse im Bildungsbereich seit 2008 wieder zu 
einem moderaten Anstieg der Beschäftigtenzahlen geführt. 
Am 30. Juni 2010 waren knapp 4,6 Millionen Personen im 
öffentlichen Dienst beschäftigt.
Das Durchschnittsalter der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst ist in den letzten zehn Jahren um 2,3 Jahre auf 44,6 
Jahre gestiegen. Dies hat demografische Ursachen, aber 
auch der gestiegene Anteil an Altersteilzeitbeschäftigung 
führt zu einem längeren Verbleiben im öffentlichen Dienst. 
Mehr als ein Viertel der Beschäftigten ab 55 Jahren befand 
sich am 30. Juni 2010 in Altersteilzeit.
Der Frauenanteil im öffentlichen Dienst insgesamt steigt 
kontinuierlich an. In Spitzenpositionen ist die Zunahme die-
ses Anteils in den letzten zehn Jahren gut zu beobachten.
Der Anteil der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit 
einem befristeten Arbeitsvertrag hat sich im öffentlichen 
Dienst zwischen 2005 und 2010 von 10 % auf 15 % erhöht. 
Insbesondere im Hochschulbereich und bei jüngeren Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern macht sich der Trend zu 
mehr Zeitverträgen deutlich bemerkbar.
Mehr Personal an Hochschulen und 
für Kinderbetreuung – weniger bei 
der Bundeswehrverwaltung 
Am 30. Juni 2010 waren nach Ergebnissen der Personal-
standstatistik knapp 4,6 Millionen Personen im öffentlichen 
Dienst beschäftigt. Der öffentliche Dienst umfasst neben 
den Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände) auch öffentlich-rechtliche Anstalten, 
Körperschaften und Stiftungen, die unter der Aufsicht von 
Gebietskörperschaften stehen. Nach einem jahrelangen 
Personalrückgang im öffentlichen Dienst kam es in den letz-
ten beiden Jahren zu einem moderaten Anstieg der Beschäf-
tigung (siehe Schaubild 1 auf Seite 1112). Zwischen 1991 
und 2008 war die Zahl der im öffentlichen Dienst Beschäf-
tigten von über 6,7 Millionen auf 4,5 Millionen zurückge-
gangen. Ungefähr die Hälfte des Personalabbaus im öffent-
lichen Dienst ist auf die Privatisierung von Bundesbahn und 
Bundespost zurückzuführen. Umfangreiche Privatisierungen 
gab es darüber hinaus im kommunalen Bereich. Als Privati-
sierung wird hier die Umwandlung von öffentlich-rechtlichen 
in privatrechtliche Einrichtungen verstanden. Häufig werden 
solche Rechtsformwechsel mit dem Ziel vorgenommen, die 
Einrichtungen ganz oder teilweise an private Eigentümer zu 
verkaufen. In erheblichem Umfang bleiben die privatrecht-
lichen Einrichtungen aber vollständig oder mehrheitlich im 
Besitz der öffentlichen Hand. Auch in diesen Fällen wer-
den die dort Beschäftigten nicht mehr zum Personal des 
öffent lichen Dienstes gezählt. Bei Unternehmen in privater 
Rechtsform mit überwiegend öffentlicher Beteiligung waren 
Mitte 2010 rund 1,06 Millionen Personen beschäftigt. Seit 
2005 ist die Zahl dieser Beschäftigten kontinuierlich gestie-
gen. Damals waren es 900 000 Beschäftigte gewesen.
Der massive Personalrückgang resultierte insbesondere in 
den 1990er-Jahren außer aus den Privatisierungen auch 
aus dem Zwang, die Personalausstattung des öffentlichen 
Dienstes in den neuen Bundesländern und den dortigen 
Kommunen den Verhältnissen im früheren Bundesgebiet 
anzupassen. Nicht zuletzt trugen auch technische Ratio-
nalisierungsprozesse einerseits und wirtschaftliche Spar-
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Schaubild 1 Beschäftigte im öffentlichen Dienst nach Beschäftigungsbereichen
Mill.
1 Ab 1995 durch Privatisierung aus dem öffentlichen Dienst ausgeschieden.
2 Ab 1994 Bundeseisenbahnvermögen.
3 Ohne Deutsche Bundespost und ohne Deutsche Bundes-/Reichsbahn.
Deutsche Bundespost1 Deutsche Bundes-/Reichsbahn2 Sozialversicherung
kommunaler Bereich Landesbereich Bundesbereich3
zwänge andererseits zu einem allgemeinen Beschäftigungs-
abbau bei.
Der Personalzuwachs der letzten beiden Jahre ist nicht auf 
eine generelle Trendwende zurückzuführen. Er resultiert im 
Wesentlichen aus dem Ausbau des Angebots an Kinderbe-
treuungsplätzen und aus Personalzuwächsen im Bildungs-
bereich. In vielen anderen Bereichen wurde weiterhin Per-
sonal eingespart. Allerdings hat der Trend zur Privatisierung 
− der Hauptgrund für den starken Personalrückgang in frü-
heren Jahren − nachgelassen. Insbesondere die Umwand-
lungen von öffentlich-rechtlichen Krankenhäusern in privat-
rechtliche haben abgenommen. Zwischen den Jahren 2001 
und 2008 waren Privatisierungen schwerpunktmäßig im 
Krankenhausbereich erfolgt (siehe Schaubild 2). 
Das Bildungswesen ist der personalintensivste Bereich des 
öffentlichen Dienstes. In Schulen und Hochschulen arbeite-
ten am 30. Juni 2010 rund drei von zehn Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes (siehe Schaubild 3). Zwischen 20011 
und 2007 war die Zahl der Beschäftigten in öffentlich-recht-
lichen Bildungseinrichtungen weitgehend konstant. In den 
letzten drei Jahren nahm das Personal an Hochschulen um 
49 000 Personen oder 12 % zu. An allgemeinbildenden und 
beruflichen Schulen stieg die Beschäftigung seit 2008 um 
24 000 Personen oder 3 %. Der Ausbau der Kinderbetreuung 
hat bereits seit 2006 zu einer Zunahme der Zahl der Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes in Kindertagesstätten um 
21 000 (+ 15 %) geführt. Zuvor war die Zahl der Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes in Tageseinrichtungen für Kin-
der aufgrund von Verlagerungen von Kindertagesstätten auf 
freie Träger zurückgegangen. Da der größere Teil der Tages-
einrichtungen für Kinder in der Hand freier Trägerschaft 
liegt, sind nur etwa 3 % aller Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes bei Kindertagesstätten tätig. Insgesamt hatte der 
Bereich der sozialen Sicherung, zu dem auch die Tagesein-
richtungen für Kinder zählen, am 30. Juni 2010 einen Anteil 
von 16 % am Personal im öffentlichen Dienst. Der Bereich 
Soziale Sicherung umfasst darüber hinaus vor allem die 
gesetzliche Kranken-, Renten-, Unfall-, Arbeits losen- und 
Pflegeversicherung und weitere soziale Dienstleistungen 
 1 Zwischen den Jahren 2000 und 2001 wurde die Systematik der Aufgabenbereiche 
geändert, mit der Folge, dass Vergleiche mit früheren Jahren nur eingeschränkt 
möglich sind. Daher wird das Jahr 2001 als Basis für aufgabenbezogene Vergleiche 
verwendet.
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Schaubild 3 Beschäftigte im öffentlichen Dienst
am 30. Juni 2010 nach Aufgabenbereichen
in %
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Verteidigung3
Gesundheit, Umwelt, Sport
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1 Einschließlich gesetzlicher Krankenversicherung, Rentenversicherung, Unfallver-
sicherung, Bundesagentur für Arbeit.
2 Einschließlich zentraler Verwaltung, auswärtiger Angelegenheiten, Finanzverwaltung.
3 Einschließlich Berufs-/Zeitsoldaten und -soldatinnen, ohne Grundwehrdienstleistende.
auf kommunaler Ebene, wie Sozialhilfe, Kinder- und Jugend-
hilfe und Pflegedienste.
Im Bereich der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ein-
schließlich des Rechtsschutzes waren 14 % der Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes eingesetzt. Hierunter fallen 
die Polizei und die Berufsfeuerwehr sowie die kommunalen 
Ämter für öffentliche Ordnung und das Personal bei Gerich-
ten und Staatsanwaltschaften. Bei der politischen Führung 
und zentralen Verwaltung einschließlich der Finanzverwal-
tung arbeiteten 15 % aller Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst am 30. Juni 2010. In den Bereichen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung sowie der politischen Führung sind 
die Personalzahlen seit 2001 stabil.
Zu größeren Personaleinsparungen kam es über einen län-
geren Zeitraum bei der Bundeswehrverwaltung. Dies hatte 
zur Folge, dass im Aufgabenbereich „Verteidigung“, bei dem 
sowohl die Berufs- und Zeitsoldaten beziehungsweise -sol-
datinnen als auch das Personal der Bundeswehrverwaltung 
nachgewiesen werden, 2010 knapp 40 000 Personen weni-
ger arbeiteten als 2001. An allen Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes hatte dieser Aufgabenbereich 2010 einen 
Anteil von 6 %, am Personal des Bundesbereichs einen von 
rund 52 %.
Wegen der verbreiteten Überführung von kommunalen Kran-
kenhäusern in eine private Rechtsform waren im Bereich 
Gesundheit, Umwelt, Sport und Erholung am 30. Juni 2010 
nur noch 5 % der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
tätig. Im Jahr 2001 waren es noch 9 % gewesen. Bei Kran-
kenhäusern und Heilstätten kam es zwischen 2001 und 
2010 zu einem Personalrückgang um 194 000 Beschäftigte 
(– 61 %).
Im föderalen System der Bundesrepublik Deutschland fal-
len personalintensive Aufgaben wie das Bildungswesen 
sowie der überwiegende Teil der Polizei in den Zuständig-
keitsbereich der Bundesländer. Dementsprechend ist mehr 
als die Hälfte der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
im Landesbereich tätig. Dabei umfasst der Landesbereich 
neben den Kernhaushalten der Länder und deren rechtlich 
unselbstständigen Sonderrechnungen (zum Beispiel Lan-
desbetriebe) auch die rechtlich selbstständigen Körper-
schaften und Anstalten, die unter Aufsicht der Länder stehen 
und deren Aufgaben wahrnehmen. Bei letzteren handelt es 
sich überwiegend um Hochschulen, die in den letzten Jah-
ren in größerem Umfang rechtlich verselbstständigt wurden. 
Nicht zum Landesbereich werden Einrichtungen gezählt, die 
in den Flächenländern kommunale Aufgaben wahrnehmen, 
und Sozialversicherungsträger, die teilweise auch unter Auf-
sicht der Länder stehen.
Im kommunalen Bereich waren am 30. Juni 2010 30 % des 
Personals im öffentlichen Dienst beschäftigt. Hier verteilt 
sich das Personal auf sehr viele Aufgaben und Einrichtun-
gen. Neben der Sozialen Sicherung einschließlich der Tages-
einrichtungen für Kinder handelt es sich insbesondere um 
Krankenhäuser, Ordnungsämter, Kultureinrichtungen, Ver-
sorgungs- und Entsorgungsbetriebe und Ämter der allge-
meinen Verwaltung. Der kommunale Bereich umfasst neben 
den Gemeinden auch die Gemeindeverbände sowie die 
Zweckverbände und andere rechtlich selbstständige öffent-
lich-rechtliche Einrichtungen mit kommunalen Aufgaben.
Einrichtungen des Bundesbereichs waren am 30. Juni 2010 
nur für rund 12 % der Beschäftigten des öffentlichen Diens-
tes Dienstherr oder Arbeitgeber. Mehr als die Hälfte dieser 
Beschäftigten war im Aufgabenbereich Landesverteidigung 
tätig. Danach waren die Bundespolizei und die Finanzver-
waltung die nächstgrößten Arbeitgeber im Bundesbereich. 
Bei den Sozialversicherungsträgern und der Bundesagentur 
für Arbeit waren 8 % des Personals des öffentlichen Diens-
tes tätig.
Für den öffentlichen Dienst sind neben den tarifvertrag-
lich geregelten Beschäftigungsverhältnissen die öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnisse typisch. Öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse sind in speziellen Gesetzen geregelt. Das 
Grundgesetz schreibt diese Dienstverhältnisse für Tätigkei-
ten im Rahmen der Hoheitsverwaltung im Grundsatz vor. 
In der Leistungsverwaltung können die Mitarbeiterinnen 
Tabelle 1 Beschäftigte im öffentlichen Dienst am 30. Juni 2010 nach Art des Beschäftigungsverhältnisses  
und Beschäftigungsbereich
Beamte/Beamtinnen,  
Richter/-innen
Arbeitnehmer/-innen Berufs- und  
Zeitsoldaten/-soldatinnen
Insgesamt
1 000 % 1 000 % 1 000 % 1 000 %
Bundesbereich  . . . . . . . . . 183 34 162 30 186 35 530 100
Landesbereich  . . . . . . . . . . 1 283 55 1 035 45 – 0 2 318 100
Kommunaler Bereich  . . . . . 186 14 1 169 86 – 0 1 355 100
Sozialversicherung  . . . . . . 36 9 347 91 – 0 383 100
Insgesamt  . . . 1 687 37 2 713 59 186 4 4 586 100
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und Mitarbeiter in ein Beamtenverhältnis berufen werden, 
wenn dies aus Gründen der Sicherung des Staates oder des 
öffentlichen Lebens vom Dienstherrn für notwendig erach-
tet wird. Von den 4,6 Millionen Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes waren 2010 rund 1,9 Millionen oder 41 % 
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis beschäf-
tigt (siehe Tabelle 1). Die meisten von ihnen (1,7 Millionen 
Beschäftigte) sind während ihrer bisherigen Laufbahn in ein 
Beamtenverhältnis berufen worden, rund 186 000 waren 
Berufs- und Zeitsoldaten oder -soldatinnen und 22 000 
waren Richter beziehungsweise Richterinnen. Die Zahl der 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisse hat sich in den 
letzten zehn Jahren kaum verändert. Die Veränderungen 
der Beschäftigtenzahlen im öffentlichen Dienst finden seit 
2001 ganz überwiegend bei den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern statt. Die Privatisierungen, die den Perso-
nalrückgang zwischen 2001 und 2008 schwerpunktmäßig 
verursacht haben, betrafen fast ausschließlich Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer. Deren Zahl ging im genannten 
Zeitraum um 321 000 Personen zurück. Die Personalverstär-
kungen der letzten beiden Jahre ließ die Zahl der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes um 
65 000 steigen.
Steigendes Durchschnittsalter  
in allen Beschäftigungsbereichen
Das Durchschnittsalter2 der Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes lag im Juni 2010 bei 44,6 Jahren. Im Jahr 2000 
 2 Es handelt sich um das durchschnittliche Lebensalter, wobei das Lebensalter durch 
Abrunden des exakten Alters auf volle Jahre ermittelt wird. Bei den Altersbetrachtun-
gen in diesem Abschnitt sind Berufs- und Zeitsoldaten/-soldatinnen (Durchschnitts-
alter: 30,4 Jahre) sowie das Bundeseisenbahnvermögen mit den bei der Deutschen 
Bahn AG eingesetzten Beamtinnen und Beamten (Durchschnittsalter: 51,7 Jahre) 
aufgrund verzerrender Effekte ausgenommen.
hatte es noch bei 42,3 Jahren gelegen; seitdem ist es in 
allen Beschäftigungsbereichen kontinuierlich gestiegen 
(siehe Schaubild 4). Am ältesten waren am 30. Juni 2010 
die Beschäftigten im Bundesbereich (45,1 Jahre) und im 
kommunalen Bereich (45,0 Jahre), dicht gefolgt von denen 
im Landesbereich mit 44,6 Jahren. Das Personal der Sozial-
versicherungsträger und der Bundesagentur für Arbeit war 
mit 43,0 Jahren im Durchschnitt etwas jünger. Gründe für 
das steigende Durchschnittsalter sind:
> demografische Effekte, die aus dem Altersaufbau der 
Bevölkerung in Deutschland resultieren;
> die vermehrte Inanspruchnahme von Altersteilzeit  
(siehe unten);
> der Rückgang der Zahl der Pensionierungen von Beam-
tinnen und Beamten wegen Dienstunfähigkeit und der 
Bedeutungsgewinn der Regelaltersgrenze3;
> Privatisierungen in Bereichen mit relativ jungem Perso-
nal, zum Beispiel von Krankenhäusern im kommunalen 
Bereich.
Am 30. Juni 2010 waren rund 22 % der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst jünger als 35 Jahre und 23 % waren 55 
Jahre und älter. Zehn Jahre zuvor hatten die entsprechen-
den Anteile noch 26 % beziehungsweise 16 % betragen. 
Schaubild 5 veranschaulicht die gesamte Altersstruktur in 
den Jahren 2000 und 2010. Im Jahr 2000 erkennt man beim 
Alter von 54 Jahren noch deutlich den Geburtenausfall nach 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Dieser findet sich auch 
im Altersaufbau der Gesamtbevölkerung. Die geburtenstar-
ken Jahrgänge zwischen Mitte der 1950er- und Anfang der 
1970er-Jahre mit Personen, die zurzeit 40 Jahre und älter 
sind, spiegeln sich auch bei den Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst wider. Hinzu kommen starke Jahrgänge von 
Lehrerinnen und Lehrern im Alter von etwa 55 Jahren und 
älter. Infolge des Geburtenbooms ergab sich seinerzeit ein 
hoher Bedarf an Lehrkräften, der durch vermehrte Einstel-
lungen im Schuldienst gedeckt wurde. Außerdem führten 
Änderungen in der Bildungspolitik zu tendenziell höheren 
Schulabschlüssen der Schülerinnen und Schüler und zu 
kleineren Klassen. Dies steigerte ebenfalls den Bedarf an 
Lehrkräften. Der Geburtenrückgang der letzten Jahrzehnte 
spiegelt sich ebenfalls in der Altersstruktur im öffentlichen 
Dienst wider. Die Zahlen der unter 40-jährigen Beschäftig-
ten sind in den letzten zehn Jahren deutlich gesunken. Der 
in Schaubild 5 erkennbare Einbruch der Beschäftigtenzah-
len im Alter zwischen 30 und knapp 40 Jahren wird zudem 
durch Beurlaubungen, zum Beispiel aufgrund von Elternzeit, 
verstärkt. Zusammenfassend kann man sagen, dass viele 
Ursachen für die derzeitige Altersstruktur und für das stei-
gende Durchschnittsalter im öffentlichen Dienst demografi-
scher Natur sind.
Ein Vergleich mit der Altersstruktur aller rund 27,7 Millio-
nen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Deutsch-
land aus der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für 
Arbeit ist in Schaubild 6 dargestellt. Der Anteil von sozialver-
 3 Siehe Altis, A.: „Entwicklungen im Bereich der Beamtenversorgung“ in WiSta 2/2011, 
Seite 164 ff.
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Schaubild 5 Altersstruktur der Beschäftigten im öffentlichen Dienst
1 000
2011 - 01 - 0719
20
40
60
80
100
120
140
160
0
20
40
60
80
100
120
140
160
0
17
und
jün-
ger
20 23 26 29 32 35 38 41 44 47 50 53 56 59 62 65
und
älterAlter in Jahren
30. Juni 2000 30. Juni 2010
Ohne Berufs- und Zeitsoldaten/-soldatinnen und ohne Bundeseisenbahnvermögen.
sicherungspflichtig Beschäftigten unter 35 Jahren liegt bei 
rund 32 % und damit um fast 11 Prozentpunkte über dem 
entsprechenden Anteil der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst. Der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten ab 55 Jahren liegt bei rund 14 %. Das sind rund 9 
Prozentpunkte weniger als im öffentlichen Dienst. Diese 
Unterschiede können unter anderem durch den hohen Aka-
demikeranteil im öffentlichen Dienst erklärt werden. Durch 
den späteren Berufseinstieg ergibt sich ein niedrigerer 
Anteil junger Beschäftigter. Der wesentlich höhere Anteil 
der über 55-jährigen lässt sich zum einen mit den bereits 
erwähnten Besonderheiten in der Altersstruktur von Lehre-
rinnen und Lehrern erklären. Daneben könnte aber auch die 
unterschiedliche Qualifikationsstruktur eine Rolle spielen, 
da höher qualifizierte Beschäftigte in der Regel später in 
den Ruhestand eintreten (siehe Fußnote 3).
Schaubild 6 Altersstruktur des Personals im öffentlichen
Dienst und der sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten im Juni 2010
in %
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Mehr als ein Viertel der über 55-jähri-
gen Beschäftigten ist in Altersteilzeit
Rund 28 % der Beschäftigten im öffentlichen Dienst, die 
das 55. Lebensjahr vollendet hatten, befanden sich am 
30. Juni 2010 in Altersteilzeit. Der Anstieg von sowohl Zahl 
als auch Anteil der Beschäftigten in Altersteilzeit in den 
Jahren 2000 bis 2004 ist hauptsächlich durch die zuneh-
mende Inanspruchnahme von Altersteilzeit bedingt (siehe 
Schaubild 7). Der darauf folgende zahlenmäßige Anstieg 
bis auf rund 290 000 Personen im Jahr 2010 hat hingegen 
eher demografische Ursachen. So waren Mitte 2010 rund 
1,02 Millionen Beschäftigte im öffentlichen Dienst 55 Jahre 
oder älter gegenüber 774 000 im Jahr 2004. Der Anteil der 
Altersteilzeitbeschäftigten an allen über 55-Jährigen blieb 
in den Jahren 2004 bis 2010 mit durchschnittlich rund 28 % 
nahezu konstant.
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Anhand der Personalstandstatistik lässt sich auch das von 
den Beschäftigten gewählte Altersteilzeitmodell bestim-
men. Beim Blockmodell arbeiten die Beschäftigten in der 
Arbeitsphase mit ihrer vollen Arbeitszeit, um ihr Arbeitszeit-
konto für die anschließende Freistellungsphase aufzufüllen. 
Rund 270 000 Beschäftigte haben sich für das Blockmodell 
entschieden (Stand: 30. Juni 2010). Das entspricht rund 
93 % aller Beschäftigten in Altersteilzeit. Nur gut 20 000 
(7 %) nutzten das Teilzeitmodell, das einen gleitenden Über-
gang in den Ruhestand ermöglicht. Dabei wird die Arbeits-
zeit auf die Hälfte der bisherigen Arbeitszeit reduziert. Von 
den 270 000 Beschäftigten, die das Blockmodell nutzten, 
standen Mitte 2010 gut 160 000 ihrem Arbeitgeber noch in 
vollem Umfang zur Verfügung; rund 110 000 Beschäftigte 
befanden sich bereits in der Freistellungsphase der Alters-
teilzeit und waren damit aus dem aktiven Dienst ausge-
schieden. Die in Schaubild 5 deutlich erkennbare Zunahme 
der Zahl der über 60-Jährigen 2010 im Vergleich zum Jahr 
2000 ist zum größten Teil auf mehr Altersteilzeitbeschäftigte 
in der Freistellungsphase zurückzuführen. Hinzu kommt der 
bereits erwähnte Rückgang der Zahl der Pensionierungen 
von Beamtinnen und Beamten wegen Dienstunfähigkeit 
und der damit zusammenhängende Bedeutungsgewinn der 
Regelaltersgrenze.
Mehr Frauen in leitender Position
Der Anteil der Frauen in „leitender Position“ im öffentlichen 
Dienst ist in den letzten zehn Jahren deutlich angestiegen. 
Eine exakte Definition einer „leitenden Position“ kann und 
soll hier nicht gegeben werden. Da die Personalstandstatistik 
keine Angaben über die Funktion der Beschäftigten enthält, 
werden im Folgenden Frauenanteile nur für ausgewählte 
Besoldungsgruppen dargestellt. In der Besoldungsordnung 
B, nach der ausschließlich höhere Führungsebenen bezahlt 
werden, lag der Frauenanteil in den zugehörigen Besol-
dungsgruppen B1 bis B11 am 30. Juni 2000 bei 7 %. Mit 
rund 15 % hatte er sich bis Mitte 2010 mehr als verdoppelt 
(siehe Schaubild 8). In den Besoldungsordnungen C und W 
(Professuren einschließlich Juniorprofessuren; ohne Besol-
dungsgruppe C1) stieg der Frauenanteil an den Beschäftig-
ten von 10 % im Jahr 2000 auf 18 % im Jahr 2010. Dabei 
waren rund 38 % der Juniorprofessuren 2010 von Frauen 
besetzt. Bei Richter- und Staatsanwaltpositionen (Besol-
dungsgruppen R1 bis R10) nahm der Frauenanteil in zehn 
Jahren von 30 % im Jahr 2000 auf 41 % im Jahr 2010 zu. Ins-
gesamt betrug der Frauenanteil im öffentlichen Dienst am 
30. Juni 2010 rund 54 % (2000: 51 %).
Schaubild 8 Entwicklung des Frauenanteils nach
ausgewählten Besoldungsordnungen
in %
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Bedeutung der Zeitverträge in den 
letzten fünf Jahren angestiegen
Am 30. Juni 2010 waren mit 399 000 Beschäftigten ins-
gesamt 15 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
im öffentlichen Dienst befristet beschäftigt. Während die 
Zeitvertragsquote in den Jahren 2001 bis 2005 etwa 10 % 
betragen hatte, stieg sie in den Folgejahren kontinuierlich 
an (siehe Schaubild 9). Von dem Anstieg waren alle Auf-
gabenbereiche betroffen. Die mit Abstand höchste Quote 
an Zeitverträgen wurde im Bereich der Hochschulen fest-
gestellt. Hier arbeiteten 2010 rund 45 % der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in einem befristeten Arbeits-
verhältnis. Der Personalzuwachs der letzten beiden Jahre 
ging nicht mit einer Zunahme unbefristeter Stellen einher, 
sondern in vollem Umfang mit einem Anstieg der Zahl der 
Zeitverträge. Zudem lag die Zeitvertragsquote von Männern 
im öffentlichen Dienst in allen Jahren etwa 1 bis 2 Prozent-
punkte über derjenigen von Frauen. Das liegt hauptsächlich 
am Bereich der Hochschulen, in dem deutlich mehr Männer 
als Frauen befristet beschäftigt sind. Bei den unter 35-Jäh-
rigen hat sich die entsprechende Quote in knapp zehn Jah-
ren nahezu verdoppelt: Sie stieg von 20 % im Jahr 2001 auf 
rund 38 % Mitte 2010. Somit starten junge Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst zunehmend mit einem Zeitvertrag ins 
Berufsleben. 
Schaubild 9 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
im öffentlichen Dienst mit Zeitverträgen
Anteile in %
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  Warum ein Leitbild Führung?
 Un se re Rolle als Führungskraft hat sich in den letz ten Jahren durch 
ver än der te Auf ga ben stel lun gen und Er war tun gen ge wan delt. Wir 
sind bei spiels wei se mehr als bis her Motor des Ver wal tungsmo der-
 ni sie rungs pro zesses. Die se neuen Füh rungs an for de run gen auf dem 
Weg zu einem effizienten, kunden- und mit ar bei terori en tier ten 
Dienst lei stungs un ter neh men ha ben wir durch aus for mu lier te Ziele 
in un se rem „Leit bild Füh rung“ auf ge grif fen. Dadurch können wir 
unser Tun und Han deln bewusster steu ern, Sicherheit und Klarheit 
im Um gang mit Füh rung er lan gen und uns besser mit unseren 
Füh rungs in hal ten identifizieren.
„Führen in Zukunft“ heißt verstärkt
 die Zusammenarbeit durch einen kooperativen Führungsstil fördern
 Unternehmensziele durch die Zusammenarbeit von Führungskräften und Mit ar bei tern/
 Mitarbeiterinnen erreichen und damit Betroffene zu Beteiligten machen
 Transparenz und Akzeptanz bei Entscheidungen schaffen
 Vorbild sein
 die Interessen der Mitarbeiter/innen berücksichtigen und sie individuell und ziel ge rich tet 
 fördern, um optimale Leistung zu erzielen
 die Chancengleichheit von Männern und Frauen fördern
 Arbeits- und Entwicklungsprozesse sozialverantwortlich steuern und moderieren
 auf ein gesundes und motivierendes Arbeitsumfeld achten
 die Attraktivität von Führungspositionen aus den eigenen Reihen erhöhen
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Die Schlüsselqualifikationen der Führungskräfte gewinnen somit zunehmend an Be deu tung.
Die aktive Beteiligung der Führungskräfte aller Ebenen (Oberbürgermeister/in bis Vor ar bei ter/in) 
ist Grund vor aus set zung für die Entwicklung einer neuen Führungskultur, durch die sowohl die 
Er geb nis- als auch die Mit ar bei ter ori en tie rung unserer Arbeit deutlich verbessert werden kann. 
Das Leitbild soll uns einen Orientierungsrahmen geben, an dem wir uns selbst durch un se re Vor-
 ge setz ten, Be schäf tig ten sowie die Bürgerinnen und Bürger messen lassen wol len. Wir werden 
die Um set zung des Leitbildes re gel mä ßig auswerten, es zu gegebener Zeit fortschreiben und in 
Ein klang zu einem Leitbild für die Gesamtverwaltung bringen.
Helmut Himmelsbach
Oberbürgermeister
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Wir sind ein positives Vorbild! 
das bedeutet: 
 Offen und fair sein, mutig für die Sache eintreten und Ent schei dun gen transparent machen.
 Dar auf achten, dass Sprechen und Handeln übereinstimmen, um das Vertrauen zu stärken. 
 Auf bau von Vertrauen durch Handlungen und Handlungsweisen wie Glaub wür dig keit,  
 Offenheit, Ak zep tie ren des Anderen, Verlässlichkeit und Toleranz.
Wir leben ein positives Menschenbild!
das bedeutet:
 Die Persönlichkeit des Anderen achten.
 Einen Umgang pflegen, der geprägt ist von Partnerschaft, gegenseitigem Vertrauen und 
 Of fen heit.
Wir arbeiten ziel- und ergebnisorientiert!
das bedeutet: 
 Ziele vor Augen haben, das Führungsinstrument der Zielvereinbarung einsetzen, Ver knüp - 
 fun gen erkennen, Zusammenhänge aufzeigen und aktiv an der Ziel er rei chung arbeiten.
 Übergeordnete Zielvorgaben einfordern. 
LEITBILD FÜHRUNG
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Wir handeln dienstleistungsorientiert und wirtschaftlich! 
das bedeutet: 
 Qualitätsbewusst sein, Maßstäbe setzen und Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung
 initiieren (z. B. Qualitätszirkel).
 Das Denken und Handeln nach innen und außen gesamtstädtisch, kosten- und ver ant -
 wor tungs be wusst sehen.
 Controlling als Steuerungsinstrument zielgerichtet einsetzen.
 Die Techniken des Projektmanagements soweit möglich fördern.
Wir informieren regelmäßig und fördern      
den sachlichen und offenen Meinungsaustausch!
das bedeutet: 
 Vorgesetzte, Mitarbeiter/innen und Kollegen/innen un auf ge for dert, rechtzeitig, angemessen 
 und sachbezogen informieren und gemeinsam Lösungen suchen.
 Achten und akzeptieren der Gesprächspartner/innen.
 Einmal jährlich mit den unmittelbar unterstellten Mitarbeitern/innen ein Mitarbeiterge spräch 
 führen, um
 – gemeinsam Standorte zu bestimmen
 – sich über fördernde und hemmende Aspekte in den Arbeitsbedingungen zu ver ständi gen
 – Arbeitsziele zu vereinbaren und einvernehmlich die künftige  Zusammenarbeit 
  zu gestalten.
4
Wir unterstützen und fördern         
die aktive Mitwirkung der Mitarbeiter/innen! 
das bedeutet: 
 Die Mitarbeiter/innen zu selbstverantwortlichem Handeln ermutigen, indem ihnen 
 Auf ga ben und Verantwortung übertragen werden, die ihren Fähigkeiten, Kennt nis sen 
 und ihrer Mo ti va ti on ent spre chen. 
 Die ganzheitliche Aufgabenerledigung fördern und die Mitarbeiter/innen aktiv in 
 Ver än de rungs pro zes se einbeziehen.
 Sicherstellen, dass an jedem Arbeitsplatz Ziele, Aufgaben und Befugnisse einander 
 ent spre chen und klar definiert sind; den Delegationsspielraum soweit wie möglich 
 aus schöp fen.
 Mut machen, Vertrauen aufbauen und Rückhalt bieten.
 Kontrolle zur Sicherstellung und Unterstützung der ordnungsgemäßen Auf ga ben -
 er le di gung nutzen und damit die Gelegenheit zur Korrektur bzw. Bestätigung haben.
 Beschäftigte durch geeignete Personalentwicklungsmaßnahmen fördern.
Wir nutzen Veränderungen als Chance!
das bedeutet: 
 Risiken abschätzen und bereit sein, neue Wege zu gehen.
 Bereitschaft zu handeln ohne ständige Rückversicherung.
 Mut zur Entscheidung haben.
5
Wir fördern Teamarbeit!
das bedeutet: 
 Die Zu sam men ar beit ak ti vie ren, Gruppenprozesse wirksam und ergebnisorientiert steuern
 und die Teams ko or di nie ren.
Wir entwickeln uns weiter und setzen Maßstäbe!
das bedeutet:
 Möglichkeiten der persönlichen und fachlichen Weiterbildung nutzen sowie Be reit schaft,
 das Wissen ständig zu aktualisieren und zu erweitern.
 Engagiert und motiviert die Initiative ergreifen und aktiv handeln.
 Verantwortung für das Handeln übernehmen.
 Eigenes Verhalten selbstkritisch hinterfragen.
Wir ge hen mit Konflikten konstruktiv um      
und suchen ko ope ra ti ve Lö sun gen!
das bedeutet: 
 Sich Auseinandersetzungen stellen, Kritik akzeptieren und in positives Tun umsetzen.
 Konflikte sachorientiert, in gegenseitiger Wertschätzung, fair und konstruktiv austragen.
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